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SATZUNG
des Vereins fürSchleswig-HolsteinischeKirchengeschichte ;

Name und Sıtz
Der Verein den Namen „Vereıin für Schleswig-Holsteinische Kirchengeschichte“.hat sSsEINEN Sıtz iı jel

WEeCcC
(1) Zweck des ereins ist CS dieGeschichte der. schleswig-holsteinischen Landes-

kirche erforschen und weıtere mıt derselben.«bekanntzumachen. Die Kätigkeitdes ere1ins ist eshalb gerichtet sowohl auf die verschiedenen Gebiete des NCI-
kirchlichen Lebens WIC auch auf die Geschichte der Landesteile und (Gemeinden, die die
Landeskirche bilden der geschichtlich ihr Beziehung stehen‘ schließlich Azuch be-
söndersauf die Geschichte des Schulwesens und. der kirchlichen Kunst

(2) Seinen Ziweck suchter Verein insbesondere erreichen‘durch die Herausgabegrößerer.. un: kleinerer Veröffentlichungen, die “zwangloser Reihenfolge erscheinen
sollen. Die Schriften‘ des ereins sollen den Anforderungen/ der heüutigen Geschichts-
wissenschaft ; moöglichst gemeinverständlicher Sprache Rechnung tragen.D Z Der Verein verfolgt ausschliefßlich und: unmittelbar gemeınnützıge We: Die
Einnahmen und dasVermögen des ereıns dürfen NULr für dessen ‚WE CI WCN et
werden. Die Mitglieder haben, auch Del ihrem Ausscheiden; keinen Anteil dem VOI-
handenen Vereinsvermögen. Übermäßige Vergütungen an Mitglieder der drıtte Per-
sonen sınd unzulässıg.

S 3 Geschäftsjahr
/Geschäftsjahr ist das. Redinut‚1ésij ähr

S4 ıtglieder
(T) Die Mitgliedschaft wird durch Zahlung des Mitgliedsbeitrages. erworben:

(2) Der Mitgliedsbeitrag beträgt tür Einzelmitglieder 3, tür Studenten
fürKirchengemeinden 1ür Propsteien für sonstige Mitglieder mıindestens

Er 1st Laäufe des Geschäftsjahres an den Rechnungsführer entrichten.
Freiwillige:Beiträge un Zuwendungen sind erwünscht.

(3) Der Vorstand annn Mitglieder, die sich hervorragende Verdienste um. den Verein
erworben haben; Ehrenmitgliedern ernenNNen, Diese haben die der Mitglieder,;Siınd aber VO  ; der Verpflichtung ZUT. Zahlung des Mitgliedsbeitrages befreit.

(4) Die Mitglieder erhalten die VO "Verein herausgegebenen Schriften, undZWarTtr
die kleineren Veröffentlichungen. (Schriftenreihe 1T) dieNachrichten aus dem
Vereinsleben unentgeltlıch, die größeren Veröffentlichungen (Schriftenreihe 1 und Sonder-
hefte) Vorzugspreis.

{5) Die-Mitglieder haften nıcht ur. die Verbindlichkeiten des Vereins.
(6 Der Austritt Aaus dem Verein erfolgt: durch schriftliche Erklärung den Vor-

stand. und wiıird miıt Ende des laufenden LEA O  Geschaf tsjahres wirksam: Em Mitglied;das
den Mitgliegi_sbeitrgg TOLZ wiederhölter Aufforderung nicht ‚entrichtet hat, kann durch
den Vorstand Aaus der Mitgliederliste gestrichen werden.

Vorstand-
(1) DerV.orstand esteht aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden,dem KRechnungsführer un VIET weiıteren Mitgliedern. Die Verteilung. der sonstigen Ge-

schäfte ınnerhalb des Vorstandes bleibt dem Vorstand überlassen:
(Z Vorstaänd‘; Sinne:des BG  w ist. der Vorsitzende: der SCIH Stellvertreter.
(3) Es werden der. Vorsitzende, der stellvertretende Vorsitzende un der. Rechnungs-führer für die Dauer VO  ea} VICT. Jahren;: dıe übrıgen ‚Vorstandsmitglieder für die Dauer

VON WeE1 Jahren VO.  —$ der Mitgliederyersammlung.DeWa
(4) cheidet CIn Votstandsmitglied vörzeıitig AUS; regelt der Vorstand dessen Ver-

tretung b1is ZUr naächsten Mitgliederversammlung.
(5) Jle AÄmter ı Vorstand sınd Ehrenämter.
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Grußwort der Bischöfe

E  iıne Festschrift ZU hundertjährigen Jubiläum unseres Landes-
kirchenamts ist eın ebenso mißverständliches W1€e hoffnungsvolles
Unterfangen. In einer eıt des Aufruhrs alles Hergebrachte
un:! in der Selbstbehauptung Festgefahrene ware s Iragwuürdig
un: törıcht, wenn eıne Institution w1e das Landeskirchenamt
bekümmert S1 selbst feiern un: bestätigen wurde. ber 6S ware
ebenso töricht, WCMNN eine unbezweifelbar notwendıge Eın-
richtung WwI1Ie die Verwaltungsbehörde einer Landeskirche siıch
entschuldigen wollte, dafß S1E überhaupt noch besteht. (sut gemeınte
Weihrauchopfer sınd ebenso unangebracht W1€e wehmütige
Schwanengesange.

In den folgenden Beitraägen geht 65 vielmehr die VCI-

heißungsvolle Besinnung auf die uns staändıg begleitende Frage,
in welcher Weise die verfaßte Kırche sıch in Freiheıit un Ver-
antwortun ordnen un verwalten kann, dafß erkennbar bleibt,
dafß „Gott nıcht eın ott der Unordnung ist, sondern des Friedens“
(1 Kor

Im zurückliegenden Jahrhundert hat sich das Landeskirchenamt
auf mancherle1 Umwegen, aber doch nıcht ohne innere Konsequenz
VO Konsistorium eiıner Staatskirche ZUT landeskirchlichen Ver-
waltungsbehörde entwickeln mussen, die eindeutig der synodalen
Kırchenleitung einer selbständigen, dem Staat in freier Partner-
schaft verbundenen Landeskirche unterstellt ist Dieser Weg ist
durch die Ereignisse VO  - 18068, 1918, 1933, 1945 un: 1957 markiert.
Erst die Cu«c Rechtsordnung der Ev.-Luth. Landeskirche Schles-
wıg-Holsteins VO Maiı 1958 bietet den gesetzlichen Rahmen
für die Arbeıt des Landeskirchenamts in der gegenwaärtigen
Kpoche Irotzdem bleibt noch genügend Spielraum für das Rıngen
der nach rückwäarts gerichteten Elemente der 'Iradıtion mıt den
vorwarts drängenden Tendenzen der durch das Evangelıum be-
wiırkten dauernden Reform. Das wird 1in einzelnen Beitragen
deutlıich.



In einem hochinteressanten Überblick ber die vergansSe NCN un
gegenwaärtıgen Regelungen des Verhältnisses Von „Verwaltung
und Kirchenleitung” kommt Protessor ılhelm Maurer der
FErkenntnis: „Je niedriger dıie Verwaltungsbehörde eingeschätzt
wird, desto stärker verlagert S1 der Schwerpunkt der Kirchen-
leiıtung auf die Verwaltung. Jje selbständıger die Verwaltungs-
behorde ihre Verantwortung wahrnehmen kann, desto freier
vermag dıe Kirchenleitung iıhren geistlichen Charakter ent-
falten“ (Festschrift für rıch Ruppel, Hannover 1968, 123) Das
bedeutet: Je besser, 1e lautloser, stetiger un verläßlicher
eine Kirche ihre Verwaltung regelt, desto freier ann S1e iıhren
yeistlichen Dienst der Welt tun Darum MUu jeder, der noch
weıß, dafß in der (Gemeinde „alles ehrbar und ordentlıch zugehen
soll... alles azu tun, dafß nıcht 1L1UT das Evangelıum gepredigt
wird, sondern dafß auch die (GGemeinde 1ın der Nachfolge Jesu recht
gesammelt, geordnet un auferbaut wird.

Im Landeskirchenamt geschieht ein emınent geistlıcher Dienst,
rıucht NUuUrTr VO  — den Theologen, sondern ebenso VOon den Juristen un:
allen ännern un: Frauen, dıe jer mitarbeıten. Diese KEr-
kenntnis 1mM Kirchenkampf mu die Arbeit des
Landeskirchenamts auch in den kommenden Zeıiten bestimmen.
Für diesen geistlichen Dienst gılt dıe Zusage des Herrn der Kirche
„Sıiehe, ich mache alles neu

Dr Friedrich Hübner Alfred Petersen
Bischof für Holstein Bischof für eswig



Die Konsistorialverfassung in Schleswig-Holstein
VO  — der Reformatıon

bıs AA Ende des deutsch-dänischen (esamtstaates

Von Gottfried Ernst Hoffmann

Im protestantischen Fürstenstaat der Reformatıionszeit verband
das landesherrliche Kıirchenregiment die kirchliche un staatliıche
Verwaltung un: Rechtpflege aufs engste miıteinander. Territoriale
und administrative Veränderungen wirkten S1 daher auch 1m
kırchlichen Bereich Au  n In den Herzogtümern Schleswig un Hol-
steın, durch dıe Kirchenordnung VO  —$ 1549 kirchlicher Einheit
verbunden, geschah 1€eSs durch mehrtfache Landesteiılungen un
Gebietserweiterungen vornehmlıich 1m un v Jahrhundert.
Aus diesem Grunde wird eın kurzer Überblick ber die territoriale
Entwicklung des Landes das Verständnıis der folgenden Aus-
führungen erleichtern ?.

Territorialentwicklung Schleswig-Holsteins
Im Jahre 1544 ahm König Christian II TOLZ des Wiıder-

spruchs der Stäande mıt seinen muündıg gewordenen albbrüdern
Johann un Adaolftf eine Landesteilung VO  3 Herzog Adolf waählte
den nach Schlofß Gottorf, seiner Resıidenz, genannten Gottorter
Anteıl, Herzog Johann (der Altere) den Haderslebener un der
König den Sonderburger (königlichen) Anteıl. Die Anteile
faßten nıcht eiIn geschlossenes Gebiet, sondern jeweıls einıge
AÄAmter 1n Schleswig und in Holstein. Den Fürsten gemeiınsam
unterstanden die Besitzungen der adlıgen Klöster, der Prälaten
und der Ritterschaft SsSOwl1e die 1m Landtag vertretenen Städte.

Jeder der TEe1 Fürsten uübte in seinem Landesteil das Kirchen-
regıiment Au  N In allen Landesteıilen galt die Kirchenordnung
Von 15492 Nach dem ode Johanns des Alteren (1580) der
unvermählt geblieben WAaTrT, hfiel seiın Anteıl den König un den

Kurze Überblicke bieten: Scharff, Schleswig-Holsteinische €es!  ı
u Würzburg 1966, un O.Brandt / W. Klüver, €es eswig-
Holsteins,u Kıel 1966



Gottifried Ernst Ho  mann

Gottorfer Herzog. Eine folgenschwere Teilung. Die zwıschen die-
sen beiden Linien des Oldenburger Hauses, der königlichen un
der gottorfischen, 1m Laufe der eıt sıch entwickelnden Gegensätze
haben das Schicksal Schleswig-Holsteins für fast zwel Jahr-
hunderte wesentlich bestimmt. Im Nordischen Kriege besetzte
König Friedrich 1713 den Gottorfer Anteıiıl VO  — Schleswig un:
vereinigte iıh 17921 mıt dem eigenen Landesanteil in Schleswig.
Gottorf blieb auf seinen holsteinischen Besitz beschränkt. ber
auch dieser gelangte 1773 den König.

Nach seiner Unterwerfung 1mM Jahre 1559 wurde der freie
Bauernstaat Dithmarschen unter König Friedrich 1 hri-
st1ans 111 Nachfolger, un! die Herzöge Johann un Adol{f geteilt.
Die Dreiteilung löste 1581 eine Zweıiteilung ab Der Suden mıt
Meldorf als Mittelpunkt wurde dem königlichen un der Norden
mıiıt Heıide als Hauptort dem gottorfischen Landesteıl angegliedert.

In Dithmarschen WarTr seıit den frühen dreißiger Jahren in Ver-
bındung mıt den 48-Regenten un der Landesversammlung eine
eigenständıge Landeskirche entstanden. Sie besafß eine uns leider
nicht überlieferte Kırchenordnung un stand unter der Leitung
VON 1Jer Superintendenten, während die Synode (Konsistorium),
der dıe Pastorenschaft angehörte, dıe geistlıchen un innerkirch-
lıchen Angelegenheıiten ordnete. 1559 wurde die Schleswig-Hol-
steinısche Kirchenordnung eingeführt, un dıe beiden Landesteıle
wurden dem jeweılıgen fürstliıchen Kırchenregiment unterstellt®.

Friedrich 11 überlie{(ß 1564 seinem jungsten Bruder Johann
(dem Jüngeren) den dritten eıl des königlichen Anteils 1ın den
Herzogtümern un: legte ihm 1582 noch wesentliche Besitzungen
dus dem Erbe Johanns des Alteren Das kleine Fürstentum
fafßte 15892 iın Schleswig die Schlösser un: AÄmter Sonderburg un
Norburg, den Sundewvitt, die Insel Arr und neben Gütern 1mM
mte Hadersleben das Rüdekloster, 1n Holstein aber Schlofßs, Stadt
un:! Amt Plön un: die Besiıtzungen der sakularisıerten Klöster
Ahrensbök un Reinfeld. Auf dem Platze des Rüdeklosters jefß
Johann 583 das Schlofß Glücksburg errichten. Die Stande haben
Herzog Johann Huldiıgung un Anerkennung als Landesherrn
versagt Er blieb „abgeteilter Herr“. Das geschichtliche Schicksal
aber hat CS gewollt, dafß mıiıt Christian 1863 ein Nachkomme
Johanns Aaus der Jungeren Lıinıe des Glücksburger Hauses den da-
nıschen Ihron bestiegen hat, den seine Nachkommen noch inn;-

Zur Kirchengeschichte Dithmarschens 1mM behandelten Zeitraum vgl E. Fed-

für Schleswig-Holsteinische Kirchengeschichte, I. Reihe, Heft 1 9 1938, 5. 60
dersen, Kırchengeschichte Schleswig-Holsteins, 2‚ ıIn Schriften des ereins

bis künftig: Feddersen, Kirchengeschichte), un Stoob, Geschichte Dıth-
marschens 1m Regentenzeitalter, €l 1959, 178—218



Konsistorialverfassung 1n Schleswig-Holstein 11

haben Nach dem ode Herzog Johanns begründete die
Erbteilung 1er fürstliche Linien: die Sonderburger un die Nor-
burger, die Glücksburger un die Plöner Linie. Der Norburger
Besitz gelangte schon 1729, der Besitz der Plöner un der (älteren)
Glücksburger Linie nach deren Aussterben 1761 un 1778 den
König zurück.

Bei den holsteinischen Landesteilungen WAar für die Schauen-
burger Linie, deren Stammbesitz der Weser lag, seıit Beginn
des Jahrhunderts 1mM sudwestlichen Holstein zwischen Elbe un
Alster ein be] spateren Teilungen sıch erweıterndes un abrun-
dendes Gebiet mıt der Burg Pinneberg als Sıitz der Verwaltung
entstanden. Die VONn Stadthagen Aaus regierte Grafschaft Holstein-
Pinneberg, die seıit 1460 der poliıtıschen Entwicklung der Her-
zogtumer nıcht teilnahm, führte bıs ZUu Aussterben des Grafen-
hauses eın Eigendasein. Auch 1n kirchlicher Hinsıicht. Die dem
alten Glauben ergebenen Graten ührten die Reformation 1mM
Stammland 1559 eın un: ordneten ihre Durchführung 1M hol-
steinıschen Pinneberg erst 1561 Hier WI1e der Weser wurde
die Mecklenburgische Kirchenordnung VO  - 15592 übernommen. An
ihre Stelle trat 1614 eine CuU«C Ordnung, die sich die altere CNS
anschlofß.

Mit dem ode raf Öttos erlosch das Haus Schauenburg
1640 1in allen Linıien. Der Pinneberger Besıtz, jetzt „Herrschaft
Pinneberg“ genannt, gelangte den König un!: den Gottorfer
Herzog. Friedrich I11 VON Gottorf erhielt außer einer Abfindungs-

das Amt Barmstedt, das jedoch schon nach kurzer eıt
1649 den königlichen Statthalter, den 1650 ZUuU Reichsgrafen
ernannten raf Christian Rantzau, verkauftte. Das Amt wurde
Reichsgrafschaft, INg aber 1726 1n könıglichen Besitz ber®

die Schleswig-Holsteinische Kirchenordnung 1640 ın der
Herrschaft Piınneberg Gültigkeit erlangt hat ıst noch ungeklärt®2.
Die Herrschaft erhielt 1662 von König Friedrich 1I1 der eIN-

3 Vgl ersen, Kirchengeschichte, S. 107—109 und 184 f 9 SOWI1Ee die cueren
Arbeiten VO  ; Freytag, Die Reformation 1n der Herrschaft Holstein-Pinne-
berg und 1m Kloster UVetersen, 1961 Zur €es der Reformation 1n der
Herrschaft Holstein-Pinneberg, 1n Die Heimat. Ig 7 9 1967, S5. 300—307 und
321—328, ber die Schaumburgische Kirchenordnung VO re 1614, 1n
Schriften I1, 2 } 1964, Über das Kirchenregiment in der Schaum-
burgischen Gra{fischaft Holstein-Pinneberg VO  - der Reformation bıs ZU Jahre
1640, 1n Schaumburg-Lippische Mitteilungen 1 , 1967, 57—64

sa Vgl Feddersen, Kirchengeschichte, 184, der die Einführung der Kirchen-
ordnung nıcht annımmt, und Pauls, Geschichte der Reformation ın €es-
wıg-Holstein, Kiel 1922, 37, der S1e annımmt. ruck der Konstitution, in:
Corpus statutorum provinclalıum Holsatiae als 5.'Teil der Schauen-
burgischen Hofgerichtsordnung VOo  - 1639, 101—109



Gottirjed Ernst Ho  mannn

gerissenen Unordnungen un Mißbräuche willen eine Kırchen-
Konstitution.

Das Jahr 1773 stellte miıt der territorıalen 1mM wesentlichen auch
die kirchliche Einheıt 1in den nach zeitgenössıschem Sprach
gebrauch „deutschen Provinzen“ her

IDhe Konsistorialverfassung 2n der eıt des Etpiskopalısmus
Die Ausbreitung der Reformation iın Schleswig-Holstein hat 1n

Prinz Chrıistian,. dem altesten Sohn Könıig Friedrichs VOoO  $ Dane-
mark, einen tatkräftigen Förderer gefunden. Im empfänglichen
Alter VO  = 18 Jahren hatte das mannhafte Auftreten und Bekennen
Martin Luthers auf dem Wormser Reichstag VO  =) 1521 den Prın-
Z  — für dıe HC Lehre Als Statthalter tführte Christian
nach 1525 iın den (semeinden selnes kleinen nordschleswigschen
Herrschaftsbereiches, der das Amt Hadersleben un das Jörning-
ehn umfaßte, die Reformation durch Die Wittenberger ITheo-
logen Eberhard Weıdensee un Magister Johann Wendt WUuT-
den se1ine vertrauten Berater. Wendt verdanken WIT die nıeder-
deutschen „Haderslebener Artıkel“ VO  $ 15258, die erste kirchliche
Ordnung Aaus reformatorischem Geist ın unserecem Lande Sie WEeN-
det siıch „de kerckheren den dörpern”

In das erste Jahrzehnt der Regierungszeıt König Christians I1T
(1534—-1559) tallen noch folgende rel OÖrdnungen:

die „Ordinatio eccles1i1astica Danıae, Norwegıae et
ducatuum Slesvicensıis, Holsatiae etc VO  —$ 1537 die ach 7zwWe1
Jahren in erweıterter orm un in dänischer Sprache als „Den
I Ordinants” Von König und Reichsrat erlassen worden ist “,

dıe VO  e Christian 111 und den schleswig-holsteinischen Stän-
den auf dem Rendsburger Landtag VO 15492 gegebene „Christlyke
Kercken Ordeninge, de yn den Fürstendömen Schleßwig, Holsten
eic schal geholden werdenn“ S un:

Über dıe ZU Bistum KRıpen gehörenden un die der Aufsicht des Bischofs
VO  —$ ÖOdense unterstellten Kırchen vgl Jensen-Michelsen, Schleswig-Holstei-
nısche Kirchengeschichte, Bd. 4, Kıel 1579, S. 3329—334 künftig Jensen-
Michelsen)
Herausgegeben VO  —$ O. Achelis, 1nN: Schriften I, 1 9 1934, S. 94—102 Dazu:

ıchelsen in der Einleitung ZUT Ausgabe der Schleswig-Holsteinischen
Kiırchenordnung VO  - 1542, 1n Schriften I’ 5, 1909, 16—925 (künftig Michel-
SCH, Einleitung
Hrsg. Von eddersen, IM Schriften L l 9 1934, 1—93
Im Druck ıst S1C offiziell rst 15492 erschienen.
Kommentierte Ausgabe VON E. Michelsen, 1: chriften 1 9 1920, ia
künftig ichelsen, Kirchenordnung).



Konsistorialverfassung 1n Schleswig-Holstein

die „Ripener Artikel“ VO gleichen Jahre, die ergänzende
Artikel AT Ordinanz bilden?.

Ordinanz un Kirchenordnung haben nach dem Entwurf VO  $
einheimischen Theologen iıhre letzte Gestaltung durch Johannes
Bugenhagen, den Ratgeber des Königs 1n theologischen un kirch-
liıchen Fragen, erfahren. Bugenhagens grolße organıisatorische Ga-
ben hatten sich schon bei der Schaffung der iırchlichen OÖrdnungen
für die Städte Braunschweig Hamburg un Luüubeck
1581) un für seine pommersche Heimat (1585) bewährt.

In den Bestimmungen ber kirchliche Gerichtsbarkeit zeichnet
sıch 1n den jer Ordnungen der Weg ab, der in den lutherischen
Kırchen jener Jahre durch den Zwang der Verhältnisse ber die
Eınsetzung VO  - Visitatoren un die Neugestaltung des Ehe-
rechtes 19 ZU Bildung VO  — Konsistorien geführt hat Wiıttenberg
ıst 1er für Norddeutschland un Däanemark Vorbild DSCWESCNH.,

Die Haderslebener Artıkel, 1ın denen sıch Anklänge Me-
lanchthons gleichzeitig erschienenen „Unterricht VON Visitatoren

dıe Pfarrherrn“ finden 11 kennen noch den alleın un: nıcht in
Gemeinschaft mıt dem Amtmann visıtıerenden Propst. Zu seinen
Aufgaben gehört außer den Aufsichtspflichten nach Art XVII
auch die Beilegung VOoO  —$ Streitigkeiten zwischen (Gemeinde un
Pastor auf gütlichem Wege, widrigenfalls aber durch Verweisung

den Herzog. ber dıe Behandlung VO  — Ehestreitsachen findet
sıch noch keine Bestimmung. Weidensee soll jedoch ZUr Erledigung
VO  — Matrimonialsachen mıt den Greistlichen seiner Propstei jahr-
lich einmal zusammengekommen sein!?. Die „Artikel“ wenden
sıich 1Ur heimliche Verlöbnisse un ordnen 1n Art X 26141
daß verlobte Paare ohne die Zustimmung der Eltern oder Vor-
munder un! ohne kirchliche Abkündigung nıcht getraut werden
dürfen.

Die Ordinanz handelt eingehender VO Verhalten des Super-
intendenten (oder Bischofs) in Streitfällen. Der Artikel „De victu
et salarıo superattendentum“ weıst den Bischöten einerseıts dıe
gewıssenhafte, 1mM Sinne der Hl Schrift VOTSCHNOMMEN Behand-
lung der Fälle, „Yuc ad conscıentias pertinent”, un erlaubt
ihnen andererseits auch dıe Annahme leichterer streıtiger Fhe-
sachen. Schwere Falle dagegen, „quando crımen publicum est vel
scandalum in publico tımetur”, gehen den König oder den
Amtmann un: 1n den Städten den Rat In dem speziellen Fall,
WEenNnnNn Frauen versehentlich ihre eigenen Kinder_ erdrücken, uüubt

In Danske Kirkelove, udg. af ordam, Bd $ 1883, 195—9206
Vgl Jensen-Michelsen, Bd.4, 44—57

11 Michelsen, Einleitung, S.21
Feddersen Kirchengeschichte, S5.234



Gottfried Ernst Hoffmann

allein der Bischof die kirchliche Gerichtsbarkeit aus Er verurteilt
die Absolution bıttende Multter einer zumutbaren eld-
strafe zugunsten der Armenkasse 1:

An weltlichen Gerichtsverhandlungen sollen dıe Bischöfe NUur
auf königliche Weisung oder auf Ersuchen königlıcher ate un
Amtmanner teilnhnehmen un:! auch 1980808 dann, WECeNN 1€s ihrem Eıd
und Amt nicht widerstreıtet.

Die Ordinanz spricht 1m Eıngangssatz des Artikels „Ritus COMN-

jungend] matrımonialıter“ dıe reformatorische Auffassung, dafß
die Ehe nıcht sakramentaler Natur, sondern als eın „weltlich
Ding“ der weltlichen Obrigkeit unterworfen sel, mıt den Worten
aus „Porro matrımonıum ad miıniıstros verbi NON spectat, 151
quantum ad conjunctionem et scrupulos conscıientiarum
attınet, reliqua omnıa ad magıistratum pertinent. “ Die Pastoren
siınd 1Ur ZUr Irauung des Ehepaares verpllichtet. Sie vollziehen sı1e
nach zweimalıger Abkündigung 1Mm Gottesdienst in der Form, die
1in Luthers, dem Kleinen atechismus angefügten Traubüchlein
angegeben ist 1

Nach der Biıldung VO  - Konsistorien 1mM ernestinischen Sachsen
(1537) errichtete Kurfürst Johann Friedrich der Großmütige auf
Grund eines VO  - Theologen un Juristen erstatteten Gutachtens
1m Jahre 1539 probeweise eın Konsistoriıum in Wittenberg. Es hat
1542 als feste Institution seine Ordnung erhalten 15 Bugenhagen,
der den Wiıttenberger Vorarbeiten beteilıgt FEWESCH WAäl, hat
die VOIN Christian 111 miıt dem Schleswiger Domkapıtel nach dem
ode des etzten katholischen Bischofs (Gottschalk Von Ahlefeldt
im Jahre 1541 getroffene Vereinbarung ber dıe Umwandlung des
Kapıtels 1n eın Konsistorium durch Bestimmungen in der
Kıirchenordnung modifhziert und 1n den Artikel „Vam Biısschoppe
nde Visıitatien“ aufgenommen 1

Vgl Ordinatio „Ritus CU' foeminı1s propr10s lıberos opprimentibus obser-
vandus“ Dazu: Michelsen, Kirchenordnung, 5.68, das Ver-
fahren noch eingehender dargestellt ist, und P. Petersen, Die Entstehungs-
geschichte der Schleswig-Holsteinischen Kirchenordnung, 1N: Zeitschrift der
Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte künftig ZSHG), 1  r
1882, S. 234 und Q1
Die Kirchenordnung schließt sich 1m Artikel „Vam eeliken Stande“ der
Ordinanz 1m wesentlichen d weiıst ber schon auf die notwendige FEinrich-
tung eiınes Konsıstoriums hin, vgl Michelsen, Kirchenordnung, S5. 50
Vgl ehling, Geschichte der protestantischen Kirchenverfassung, u
Berlin 1914,
Der Wortlaut der ıIn dıe Kirchenordnung aufgenommenen Vereinbarung, 1n
ıchelsen, Kirchenordnung, 118197 Über Bugenhagens Abänderung der
Bestimmungen vgl Petersen, 1nN: ZSHG 1 S. 289 Die 1in eswig VOI-

CHNOMMCI Umwandlung des Domkapitels in eın Konsistorium hat die
dänısche 1r leichem Vorgehen angeregt. Die Ripener Artikel uüber-



Konsistorialverfassung 1n Schleswig-Holstein

Das Konsistorium in der Oorm „formierter“ Konsistorien
bestand aus 1er VO Bischof ernannten Kanonikern. Ziwei VO  -
iıhnen sollten rechtskundig un: 1M besonderen mıt dem Eherecht
und seiıner Behandlung in reformatorischen Schriften W1€e auch mıiıt
den VO  - alters her als „arbor consangunıtatıs et affinitatis“ dar-
gestellten Verwandtschaftsgraden vertraut se1n 17 Der Jjüngere der
beiden Kanoniker fungierte 1mM Konsistorium als „Notarius“, be-
gleitete in dieser KEıgenschaft aber auch den Bischof auf seinen
Visitationsreisen. Die beiden anderen Domherren gehörten dem
Gericht als beratende Mitglieder Sie ührten gleichzeitig die
Aufsicht ber die Güter, die Einkünfte un: dıe irchlichen Ge-
baude, für deren bauliche Erhaltung S1e SOTSCH hatten. Der
Bischof sollte die konsistoriale Rechtsprechung überwachen un: in
besonders wichtigen Fallen 1n groten nodtsaken“ der Be-
handlung selbst teiılnehmen 1

Das Konsistorium WAar ursprunglıch erste un einzıge nstanz.
Dies anderte sıch mıt der Errichtung VO  - Unterkonsistorien. ur  _-
S1e wurde Berufungsinstanz, blieb aber für die Propsteien ohne
Konsistorium, WI1IE für Gottorf un!: nach 1664 für Nordstrand,weiıterhin erste nstanz. Appellationen gingen ler ohl dıe
turstliche Kantzlei.

Zur Kompetenz des Konsistorialgerichtes gehörten ın erster
Linie streıtige Ehesachen un ferner Klagen VO  —; un Kır-
chen un Geistliche. Andere Streitsachen sollte 65 nıcht sıch
ziehen. Die Straf- oder Brüchgelder helen der allgemeinenArmenpflege

Den Wiırkungsbereich des Konsistoriums bildete be] seiner Be-
gründung das Gebiet des Schleswiger Stiftes. Darin ist nach VO  $
Stemanns gruüundlıchen Untersuchungen bis ZU ode des Bischofs
un: Herzogs Friedrich 1m Jahre 556 keine Änderung einge-treten ?!?. Nachher ber scheint dıe Bildung eigener Unterkonsisto-
rıen 1mM königlichen un: 1M Haderslebener Landesteil 1e ge1ist-ıche Gerichtsbarkeit des Kapitels auf den gottorfischen Anteil

tragen den Kapiteln die Konsistorialgerichtsbarkeit und ordnen tür die
Stifter hne Kapitel und für die Inseln entsprechende geistliche Gerichts-
elanchthons Schrift „De arbore consangunıtatıs et affinitatis“ War mıiıt 1Nem
Neudruck VO  3 Luthers Iraktat „Von Ehesachen“ und Bugenhagens Schrift
„Vom Ehebru 1540 ıIn Wittenberg erschienen, vgl Feddersen, 17r  Ü
geschichte, 236, Anm
Eın Urteil des Konsistoriums 1n eıner Ehesache VO  ; 1543, 1N : Jensen-Michel-
sen 87 S. 339—349 und 198, behandelt Dazu V, Stemann, Zur Geschichte der
geistlichen Gerichtsbarkeit und der Consistorien 1m Herzogthum Schleswig, 1IN:
Slesvigske Provindsialefterretninger N.R 1863, 5. 505—568, hier
A.a.O.,, S.518



Gottifried Ernst Ho  mannn

beschränkt haben Als Herzog Johann Adaolf 1595 die Ehe-
gerichtsbarkeıt seinem Hofprediger Jacob Fabricius un dem
Domprediger Mag Pleccius übertrug, entzog dem Kapıtel dıe
Grundlage seiner konsistorialen Exıistenz. Eın weiıterer Schritt, der
die Anfänge des sıch ausbildenden Terriıtorialsystems anzeıgt, e..

folgte 1608 mıiıt der UÜbernahme der Konsistorialgeschäfte bei-
der Instanzen durch das Hofgericht. Der Generalpropst wurde 1L1UT

noch auf Ersuchen des Herzogs oder se1iner ate herangezogen“®.
urch Herzog Friedrich erfuhr das Oberkonsistorium 1m Jahre
701 eıne eCue Ordnunsg. Für „höchstnöthig befunden“ erweıterte
Friedrich dıe ahl der geistlichen Oberkonsistorijalrate und ord-
ete feste Sıtzungstermine Das Oberkonsistorium bildeten
fortan die Z7WEe1 altesten Theologieprofessoren der Kıeler Univer-
sıtat, der Generalsuperintendent un! der Hofprediger Kirchen-
rat) SOW1e dıe bisherigen weltlichen Mitglieder: dıe Direktoren
un die 1er Kanzleıraäte. Bei iıhren jährlichen ZW E1 Sıtzungen
(Gottorf sollten sS1e Kirchen-, Universitäts-, Schul- un! Ehesachen
un W as „SONS in die Evangelische(n) Consistoria gehöret”, be-
handeln.

Die Verordnung ” Vermehr- un!: Erweiterung” des
Oberkonsistoriums VO 18 Februar 1701 berücksichtigt auch dıe
Unterkonsistorien. Ihre bisher ausschliefßlich geistliıchen Mitglieder
werden verpilichtet, die zwel oder reı altesten obrigkeitlichen
Personen Sitz des Konsistoriums mıt vollem Stimmrecht hinzu-
zuziehen.

Jeder der Landesherren hat nach 1544 den weıteren Ausbau
des Kıiırchenwesens 1m Sıinne der Kirchenordnung, VO  —$ der NUTr
Gottorf vorübergehend abgewichen ist, energisch betrieben. Am
Ende des Jahrhunderts erhob S1 vornehmlıich 1m königlichen AÄn-
teıl der Wunsch nach Änderung un Erganzung der Kirchen-
ordnung. Verständlich: enn die VOT der Landesteilung ent-
standene Ordnung hatte die Kirchen in den spater gemeinschaftlich
regierten Distrikten NUr ungenügend berücksichtigt. Dıiese Ge-
meınden gehörten keiner Propstei, keinem Visitationsbezirk
un keinem Konsistorıi1um, sondern der zwischen Wohl-
wollen und ıllkür schwankenden Herrschaft der Prälaten und
adlıgen Gutsherren un ıhrer Patrimonialgerichte ausgesetzt. Hıer

1m Laufe der Jahrzehnte ach 15492 offenkundige Miß-
stande eingerıssen. Dennoch schloß sıch Gottorf 11U1I zogernd un
mıiıt der Begründupg, daß sıch „Herrschaften un Untertanen”“ be1

Andresen-Stephan, Beiträge UT €s der Gottorfer Hof- und Staats-
verwaltung, 1! 19285 S. 338 Über gelegentliche Behandlung streıitiger
esachen durch dıe herzogliche Kanzlei, 5.927
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Konsistorialverfassung 1n Schleswig-Holstein F3

der unter Christian 1888 „reiflich erwogenen“ Ordnung ohl be-
funden hatten, den königlichen Änderungsanträgen an ®1 rst
nach jahrelangen Verhandlungen mıt den Ständen gelang CS, in
die September 1636 gemeınsam erlassene Revidierte and-
gerichtsordnung als är ME  e iıhres vierten Teiles die „Consti-
tutiıo de ANNO 1636 betreffend die Ecclesiastica un Criminalıa"”
aufzunehmen 22

Die Konstitution ordnet außer der Ernennung je eines General-
superintendenten für den königlichen un: für den gottorfischen
Landesteil dıe Errichtung eines Generalkonsistoriums, das spater
Landesoberkonsistorium genannt wurde, Die Generalsuper-
ıntendenten sollten in jäahrlichem W eechsel die Kirchen der Präa-
laten, Ritterschaft un adlıgen Gutsbesitzer 1ın beiden Herzog-
tumern visıtieren. Das Generalkonsistorium aber sollte 1mM An-
schlu{fß die Abhaltung des Landgerichtes zweimal jahrlıch agen,
konnte in drıngenden Fäallen jedoch VO  — dem jeweıls regierenden
Fürsten auch besonders einberutfen werden. Das Konsistorium
seizte sıch Aaus elf Mitgliedern 16 Zzwel Adlıgen un je
einem gelehrten Rat Aaus jedem Landesteıl, dem andkanzler der
gemeıinschaftlıchen Regierung, den beiden Generalsuperinten-
denten un Zzwel der „vornehmsten” Pröpste. Als erste nstanz
für Prälaten, Ritterschaft un adlıge Gutsbesitzer WAar 65 für alle
Ehesachen, für Verstöße die Kirchenordnung, die reine
Lehre un den christlichen Lebenswandel WwW1e für Disziplinarfälle
zustandıg.

Die kirchengeschichtliche Bedeutung der (Clonstitutio erblickt
Feddersen mıt echt darın, da{fß die beiden Landesherren, hrı1-
st1an un: Friedrich I11 VO  } Gottorf, in bischöflicher Verant-
wortung die bisher isolierten schleswigschen und holsteinischen
Adelskirchen der fürstlichen Aufsicht un Leitung unterstellt und
1n den weıteren gesamt- un landeskirchlichen Zusammenhang
wıeder eingefügt haben 23

nterkonsıstorıen ın Schleswig
Bevor die Errichtung der Konsistorien iın Holstein behandelt

wird, sSE1 en kurzer Blick auf Entstehung un: frühe Entwicklung
der schleswigschen Unterkonsıistorien geworfen 24
21 Landesarchiv (künftig LA) Abt. 7, Nr. 2997
AD In Corpus statutorum provincilalıum Holsatiae, hsg VON D.C.von Cron-

helm, Altona 1750, HIL, S. 159—165 Dazu Cronhelm, Historischer Bericht,
ebd., 172—253, und Feddersen, Kirchengeschichte, S.174—178
Feddersen, Kirchengeschichte, 176
Vgl dazu besonders Stemann, a.a.O., S_ 519 ff
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Nach einem Bericht Von Generalpropst Georg Boie (Boetius)
VOo Jahre 1564 werden WI1e 1n Hadersleben ZUr eıt des duper-
iıntendenten W e eidensee auch in den anderen Propsteijen oder
AÄAmtern beider renzen deckten sich 1m allgemeıinen 1e
Pröpste sich gemeiınsam mıt allen oder NUTr miıt den altesten un
kundigsten Pastoren der geistlichen un besonders der Ehesachen
ANSCHOMMECN un S1E 1mM Vergleichsverfahren entschieden haben
In Flensburg WI1e etwa auch in Lubeck oder Hamburg gelangten
die streitıgen Ehesachen 1in den ersten reformatorischen Jahren VOr

den Rat, der, WECNnNn C555 sich dıe Kingehung einer Ehe oder
iıhre Irennung handelte, Geistliche hinzuzog. Seit dem begınnen-
den 17 Jahrhundert aber bıldeten Propst un Stadtgeistlichkeit,
auch „Ministerium ” genannt, das Unterkonsistoriıum für Stadt un:
Amt, dem damals auch dıe Nordergoesharde mıt Bredstedt
gehörte. Die 1615 verordnete Hinzuziehung des Amtmannes ZUE

Konsistorium scheint bis 1701 nıcht erfolgt seın ®>.
Im Gottorter Anteil etzten sıch die Unterkonsistorien bıs 1701

lediglıch aus geistliıchen Mıtgliedern Der Propst führte
den Vorsıitz, das „Direktorium” Aus der Propstei T ondern, die
1581 Gottorf kam, ergibt sıch Aaus Zwel überlieferten Urteıilen,
da{fß 1563 der Propst un Zzwel Geistliche Aaus der Harde, der die
Parteien angehörten, das geistlıche Gericht bildeten, un daß c5
644 mıiıt dem Propst, dem Dıiıaconus VO  - 1londern un: ZwWe1 and-
pastoren besetzt Wa  —$ In der Landschaft FEıderstedt errichtete die
„Reformatıion un! Polizeiordnung” VO  — 1591 26 das- aus Propst un
Pastorenschaft (Ministeri1um) gebildete Unterkonsistorium. Diese
orm durfte mıt herzoglicher Genehmigung auch nach 1/01;

nach Erlaß der Verordnung ber die Aufnahme weltlicher
„obrigkeıtlicher” Personen 1ın die Konsistorıien, beibehalten. Auf
Nordstrand, seıit 1581 gottorfisch, bestand VOT 1574 eın W1e 1n
Eıderstedt besetztes Unterkonsistorium. Nach UÜbernahme der
Propsteı durch den Gottorfer Generalsuperintendenten ist CS wahr-
scheinlich 1664 aufgelöst worden. Die konsistoriale Gerichtsbarkeit
für dıie Insel ing das Hofgericht 1n Schleswig über. Auf
Fehmarn, das bis ZUT Bıldung des Kreises Oldenburg 1867
Schleswig gehorte, seizte sıch das Unterkonsistoriıum Aaus dem
Hauptpastor Von Burg als Kircheninspektor und den Pastoren der
Insel Die Propsteıl Gottorf, dıe aufßer Husum (ohne
die Stadt) Stapelholm un Nordstrand auch Hütten un:! dıe Stadt

Vgl die Verordnung von Herzog Friedrich Von 1701, 11 H. C. Esmarch,
Sammlung der Statute, Verordnungen un: Verfügungen, welche den bürger-
lichen Prozeß des Herzogthums Schleswig betreffen, eswig 1848, 738
bıs 741
Esmarch, a.a. Q., 753 und 755
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Eckernförde umfaßte, unterstand bıs 1595 unmittelbar dem Kon-
sistorialgericht des Domkapiıtels, annn für die Ehesachen dem
Generalsuperintendenten un einem Pastor Schleswiger Dom
und nach 1608 dem herzoglichen Hofgericht. Das 1im Herzogtum
einzıge Stadtkonsistorium als erste nstanz in Ehesachen ıst ın
Husum durch die Polizeiordnung VO  —$ 1582 begründet worden. Der
Hauptpastor, der die Aufgaben eines Propstes wahrnahm, War
Präses un dıe übrıgen Pastoren Assessoren. Nach Auflösung des
Konsistorıiums 1mM Jahre 18511 hat das mts- (oder Propstei1-)
Konsistoriıum dessen Funktionen übernommen.

Das Glücksburger Hof- un Konsistorialgericht
In die Reihe der schleswigschen Unterkonsıistorien gehört auch

das Hof- un!: Konsistorialgericht des nach 16292 entstandenen
Glücksburger Fürstentums. Ihm gehörten ZweI Mitglieder des
Hofgerichtes, der Propst un die beiden altesten Pastoren d un
CS War erste un letzte nstanz für die geistlıchen un die Ehe-
sachen ın den Gremeinden der sıeben Kirchspiele des kleinen Lan-
des Nach dem Aussterben des Fürstenhauses un dem Rückfall
des Landes den König übernahm das Gottorfer Oberkonsisto-
r1um ın Schleswig die Glücksburger Kirchen- un Konsıistorial-
sachen al

De Konsiıstorien ın Haolstein
Die Kirchenordnung VO  - 1542 überschreibt iıhren etzten Artikel

„Vam Praweste Holsterlande“ Sie übertragt dem VO  — den
Pastoren der Stadte gewählten un VO Herzog bestatigten Propst
bischöfliche Aufgaben: die jahrliıche Vısıtation in Holstein mıiıt
Ausnahme des Lübecker Stiftsgebietes, dıe Examini:erung und
ÖOrdinierung der geistliıchen Kandidaten. Der Visitationsbereich
beschränkte sich nach der Landesteilung VO  - 1544 auf den könıg-
lıchen Anteil 1n Holstein. Von der Handhabung der geistlichen
Gerichtsbarkeit wiıird nıchts erwähnt.

Für die Wahl des Propstes VO Holstein durch die Pastoren der
Städte des Landes, w1e S1e die Kirchenordnung vorschreıbt, ehlten
In jenen Jahren die Voraussetzungen. Da hat Christian 111 ein-
gegriffen un: 1544 den Itzehoer Pastor Joh Anthoni1 T ZU

Propst VO  —$ Münsterdorf ernannt un: ıhm das verantwortungs-
volle Amt eınes „praeposıtus Holsatiae“ übertragen. Auch die
Bildung eines geistlichen Gerichtes konnte in der wohlgeordneten

Vgl Stemann, a a 0 S, 528, un: von Ahlefeld, Schloß Glücksburg,
1908, S. 24
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Propstei Münsterdortf mıt iıhrem seıit 1304 bestehenden Kaland
ohne Schwierigkeit erfolgen. Christian gestaltete noch 1mM selben
Jahre den Kaland ZU ersten holsteinıschen Konsistorium um ®8
Der Kaland exıistierte nach usscheiden seıner weltlichen Mit-
glieder als „Synode“”, als Konvent der Geistlichen der Prop-
ste1l, weıter un versammelte sıch Vortage der Konsistorial-
sıtzung, dıe bis 1650 in der Münsterdorfer Kapelle un:! spater
ohnort des Propstes stattfand

Das Konsistorium setzte sich anfangs NUTr aus Geistlichen —
men dem Propst als Präses un den 14 (Haupt-) Pastoren als
Assessoren. Diakone konnten nıcht Beisitzer 1m Gericht werden.
Den auf der Breitenburg residierenden Statthalter un den Stein-
burger Amtmann lud INa  - als Gäste den Sıtzungen ein un: bat
Si1e aus Höflichkeit iıhre Mitberatung. Von 1686 tfuhrte der
Amtmann den Vorsitz, der Propst WAar ıhm als „Direktor“ be1-
geordnet. Bis ZUT Mitte des Z Jahrhunderts fanden jahrlich zwe1l
Tagungen Sta die seıt 1652 auf eine Sıtzung reduzıert wurden.
Da in dieser eıt zahlreiche Rechtssachen oft monate-, ja jahrelang
unerledigt geblieben 9 ordnete Christian 1691 d  9 daß
jahrliıch ein Generalkonsistoriıum un re1 Spezialkonsistorien miıt
beschränkter Assessorenzahl abgehalten werden sollten.

Bei der Behandlung der Matrimonialsachen, dıe auch 1er das
Gericht 1mM wesentlichen beschäftigten, erkannten Präses un! AQ-

sehr bald, dafß S allerley Unordeninge taglıkes in den
Ehestifftung- un Gelo{fften thodragen, darmede nıcht allein dat
Consistorium beschwerett, sondern ock de Conscientien verwirrett
undt mıiıt Süunden beladen werden”“ 20 Um dem begegnen, VCI-
faßte das Konsistorium 1565 „Ehesaken-Artikell”. Diıiese wurden
nıcht UT den Gemeinden der Propstei zweımal 1MmM Jahr 1M (Grottes-
diıenst verlesen, sondern fanden weıthın 1n der konsistorialen Pra-
X1S Anerkennung. Eınen Beweis besonderer Huld erfuhr das
Konsistoriıum 1655 durch König Friedrich I1L., der C5 ermächtigte,
innerhalb des Gerichtssprengels dıe Genehmigung z Haus-
LTauUuNg ine Gebühr Von einem Reichstaler erteılen.
Diese Einnahme ıst dem Konsistorium bıs 1Ns Jahrhundert
gute gekommen.

Die Überlieferung für dıe übrigen königlich-holsteinischen Un-
terkonsistor:en ist bei weıtem lückenhafter als für Münsterdort.

Vgl Cronhelm, Hıstorischer Bericht, 32—35, und besonders roder,
ersu: einer €es! des Münsterdorfer Consistor1ums, 1N: Archiv für
Staats- und Kirchengeschichte, Bd.2, 1834, 5. 23—186, und ersen, Kır-
chengeschichte, 132 und 234
Vgl Schröder, 0 9 119—123 chröder gibt 137—142 ein Verzeichnis
der ZU Münsterdortfer Konsistorium gehörenden Kirchen A4Uus dem Jahr 1669
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In Rendsburg wırd INna  } 1mM Gegensatz Cronhelms Annahme
die Entstehung des Konsistoriums schon VOT 1636 verlegen können.
Die Reihe der Rendsburger Pröpste beginnt mıiıt Johann Meiger
5392 Unter seinen Nachfolgern wird sich vermutlich schon VOT
der Einrıchtung der königlichen Generalsuperintendentur 1636)das Bedürfnis ZUr Bildung eınes geistliıchen Gerichtes ergeben ha-
ben 30 Die holsteinischen Generalsuperintendenten, deren Wohn-
s1tz 1693 nach der Eıderstadt verlegt wurde, bekleideten auch 1ıIm
allgemeinen das Rendsburger Propstenamt un ührten den Vor-
sıtz 1mM Konsistori1um, dem bıs 1710 die Stadt- un!: Landpastorenangehörten. Mıt Rücksicht auf das hohe Amt des Präses erhielt sıch
das Konsistorium in seinem rein geistlıchen Charakter. Amtmann
un Amtsverwalter brauchten den Sıtzungen nıcht hinzu-
SCZOgECEN werden ö1

ber die Entstehung des Segeberger Konsistoriums berichtet der
Segeberger Propst Peter Anton Burchardus (F den (3e:
heimrat Gensch VO  _ Breitenau 1707 daß 1mM Segeberger Dıistrikt
die Münsterdorfer Pröpste VO  $ Johann Vorstius (T 1599 bis Jo-hann Hudemann (F visıtiıert un „einfolglich auch Con-
s1istor10 gehalten“ hätten?? Die Propstei degeberg selbst ist erst
678 gebildet worden. Der Konsistorialbezirk umfa{fßte 1669 die
Städte Segeberg, Oldesloe, Heiligenhafen un! Lütjenburg sSOWwI1e
sechs and- un 1er Adelskirchen . Eıne aufschlußreiche Kon-
sistorialordnung enthält das umfangreiche Justizreglement für das
Amt Segeberg von 1743

Wie in Münsterdorf scheinen auch iın Dithmarschen die Spa-
teren Konsistorien 1m fürstlichen Norder- un 1im königlichenSüderdithmarschen aus einem miıttelalterlichen Kaland, der nach
der Reformation als Synodus die Pastorenschaft des SaNZCH Lan-
des umfaßte, hervorgegangen se1n. Dem Meldorter Konsisto-
r1um gehörten neben Propst un Geistlichen ohl VO  - Anfangauch weltliche Mitglieder der Landvogt als Vorsitzender un!
EeIN Kirchspielvogt als Sekretär. Die ahl der Mitglieder ist 1745
auf sıeben reduziert worden. Man ZUS 1Ur noch die beıden Mel-

30 Vgl Cronhelm, Historischer Bericht, S. 35 f7 und J.H.B. Lübkert, Versuch
eıner kirchlichen Statistik Holsteins, 1837, S. 47

Abt. 65,1, Nr. 114 Eın Verzeichnis der ZU Rendsburger Konsistorium
gehörenden Kirchen VOon 1669, 1InN: Schröder, a.a.Q.,
Aus Propst Hudemann: eit liegen Protokolle VOTLI. Fur die re 1594 und
1596 verweıst Burchardus auf ıne Notiz ıIn „einem gewı1ssen Buch ZU dege-berg“, 1n dem die Begriffe Kaland, Konvent und Konsistorium gleichbedeu-tend gebraucht werden, un auf einen Vertragsbrief des degeberger Kalands
betr. Gnadenjahr. Es bleibt klären, ob €e1 Quellen mıt Konsistorium
als geistlichem Gericht Z tun haben.
Vgl Schröder, a.a. O., 142—146.
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dorter un reı Landpastoren heran. Im Gegensatz Schleswig
un Holstein unterstanden die Geistlichen in Dithmarschen 1Ur in
Amt, Lehre un Leben betreffenden Fäallen dem Konsistorial-
gericht, 1m übrigen dem weltlichen Gericht in Meldorf. Falle pe1in-
lıcher Gerichtsbarkeit gelangten bis ZUTX Mitte des 18 Jahrhunderts
VOT das Aaus Landvogt, Propst un Landschreıiber, ZW E1 Pastoren
un! ZWEe] Kirchspielvoögten gebildete sogenannte Septemviral-
gerichtS

Bevor die Grafschaftt Holstein-Pinneberg 1640 König hrı1-
stjan und Herzog Friedrich 111 fiel, wird CS er eın aus dem
Drost als dem Vertreter des Landesherrn, dem Amtmann un
Geistlichen bestehendes Konsistorium, auch Kaland genannt, SC-
geben haben . Nach 1640 entstanden 1in der Aaus Grafschaft un:!
Propstei Pinneberg hervorgegangenen Reichsgrafschaft Rantzau
1mM Jahre 1650 un: in Altona 1MmM Jahre nach seıner Stadtwerdung

eigene Konsıstorıien ®®2. In ıhnen allen übernahmen elt-
ıche Beamte den Vorsıitz. In Pınneberg präsıdierte der Drost, in
Rantzau der Admıinistrator un 1n Altona der Oberpräsident der
Stadt Propst und Pastoren iın die Rolle der Beisitzer VCI-
wıesen.

Die Angaben ber die Zustandigkeıit der Konsistorien siınd in
den frühen kirchlichen Urdnungen un Konstitutionen zumeıst
sehr knapp un allgemeın gehalten. S1ie sprechen oft NUuIr Von
Kirchen- un: Ehesachen. Einblick 1n dıe Mannigfaltigkeit der kon-
sistor1alen Praxis gewäahren VOT allem überlieferte Urteile un
Konsistorialprotokolle. Aus diesen Quellen schöpfend, hat
Chr. L. E VO  - Stemann die Rechtsprechung der geistlichen (se-
riıchte 1m Herzogtum Schleswig 1m und K Jahrhundert be-
handelt?®. „Der Wirkungskreis der Konsistorıien“” heißt c5
einleitend %„  ar ein zweifacher, indem S1e teils kirchliche
Sıttengerichte 9 teıls eine Gerichtsbarkeit in streıtıgen
Rechtssachen ausubten. In ersterer Beziehung stand ıhnen eine
Disciplinargewalt ber die Geistlichen Z sSOw1e 1mM gleichen ber
die Gemeindemitglieder ZUT Aufrechterhaltung der Kirchenzucht
nebst Erkennung kirchlicher Strafen bıs ZU Banne. Die streıtige
Gerichtsbarkeit bezog sıch teıls aut Streitsachen der Geistlichen
un der Kıirchen, teıls auf die Ehesachen.“ Diese haben die ge1ist-

Vgl. Cronhelm,  istorıscher Bericht, chröder, aa ©. 150, gibt
eın Verzeichnis der 1669 ZU Meldorter Konsistorium gehörenden Kirchen
Kın Verzeichnis der ZU Pınneberger Konsistorium 1669 gehörenden Kirchen
be1 chröder, aa 0,

30a Über das Altonaer Konsistorium vgl mM1 Versuch einer .. Be-
schreibung der Stadt Altona (1747) 176—181
Vgl Stemann, a.a.O., S. 531—544
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lıchen Gerichte vermutlich nachhaltigsten beschäftigt Das
usumer Stadtkonsistorium WAar 11UT für die Matrımonialia
standıg, un auch die dem Generalsuperintendenten Jac Fabricius
und dem Magister Pleccius 1595 übertragene Gerichtsbarkeit be-
schränkte sich auf streıtıge Ehesachen Umftfassend betrafen S1C

Fragen der Gültigkeit un! der Formen der Verlöbnisse der Mög-
lichkeiten ihrer Auflösung die Erfüllung des Eheversprechens
wurde nıcht ETrZWUNSCH der Zulässigkeit der Weigerungsgründe
der Eltern un: der Ehescheidung Dem Konsistorium kam dabe!
alleın C1IMN Urteil ber das geistlich sıttliche Verhalten der Ehe-
partner ber eitwaıge vermögensrechtliche Schuld- oder Erb-
teilungsfragen hatte das weltliche Gericht entscheiden Auch
ber die Legitimitat VO  —$ Kındern lıegen konsistorialgerichtliche
Entscheidungen VOT

Die geistliche Gerichtsbarkeit erstreckte sıch auch auf Lehre,
Leben und Amtsführung der Geistlichen Der konsistorialen Be-
handlung diszıplınarıscher Vergehen mufsten Aussprachen mıiıt
dem Propst VOTANSCSANSCH SC1IMN Be1 Unwirksamkeit der Ver-
WAarNnNuUunNScCH konnte beispielsweise mıt Amtsenthebung auf be-
tiımmte oder unbestimmte eıt und schwerwiegendsten Fallen
mı1ıt Ausstoßung Aaus dem Amt bestraft werden Lehrer und Kir-
chendiener unterlagen ebentalls der Disziplinargewalt der Kon-
Sıstorıen Auch Streitigkeiten ber die Einkünfte der Pastoren
ber das Gnadenjahr oder die Abfindung miıt dem Vorgänger
oder dessen Eirben wurden weıl auch S1IC nach der Auffassung der
eıt ZU geistlichen Amt gehörten der geistlichen Gerichtsbarkeit
unterworfen waäahrend rein zıvile Angelegenheiten wenıgstens
allgemeinen den weltlichen Gerichten ZUSCWICSCH wurden

Das nde des 17 un der Begınn des 15 Jahrhunderts kannte
regelmälßig Rendsburg tagende 5Synoden oder richtiger
Pröpstekonvente Auf iıhrer JTagesordnung standen gewöhnlich
auch Disziplinarfälle Sie verursachten nıcht selten Kontilikte ZW1-
schen Synode un Konsistoriıum weıl beider Zuständigkeit nıcht
klar abgegrenzt War Die Synode hatte keine Disziplinargewalt
un die obrigkeitliche Beilegung der Differenzen mMas vorwiıegend

Sinne der geıistlıchen Gerichte ausgefallen seın ®‘
„Die Handhabung der Kirchenzucht un CLHC damit verbundene

Strafgewalt ber die Gemeindemitglieder offenbarer kirch-
liıcher Vergehen unchristlichen andels War den
geıistlıchen Gerichten VO  — Anfang eingeraumt ber dieselbe
WAar auch 1er beschränkt auf kirchliche Strafen biıs ZU Bann 87a

Vgl Chr Burchardiı, Über Synoden, Öldenburg ı Holst 18537
öla Stemann, d. ©
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Nur nach wiıederholten ernsten geistlıchen Ermahnungen konnte,
WECNN diese nıichts fruchteten, die Bestrafung etwa durch Aus-
schließung VO  —$ der 'Teilnahme Abendmahl erfolgen. Offent-
liıche Kirchenbuße bedeutete entweder Rückführung ı die kirch-
iıche Gemeinschaft oder S1C War selbständıge Stratfe In diesem
Falle wurde S1C gewöhnlich bei Unzuchtsvergehen angewandt bis
S1e se1it Mıtte des 17 Jahrhunderts mı1ıt Brüche abgelöst WEeTl-
den konnte Dem weltlichen Gericht überliefß INa  —$ unverbesserliche
rückfällige Übeltäter Grottesdienststörer oder Kirchhofsfrevler
ZUr Bestrafung

Bei Streitigkeiten ber Kırchengut Kirchenstühle oder Begräb-
verhielten siıch die Konsistorien sehr verschieden Die g'-

sten bezogen S1C iıhre Kompetenz mıt CIMn Dies anderte sich
vielfach erst MmMI1t der durch Hinzuziehung obrigkeitlicher Per-

veranderten Zusammensetzung der geistlichen Gerichte
und mıiıt der Erweiterung ihrer Zuständigkeit 18 Jahrhundert

DIDe Konsistorialverfassung Zeichen des Terrıtorıalısmus

Die Konsistorien den Propsteien konnten iıhren ursprünglich
TrTeC1IinNn geistlıchen Charakter bisweilen ber das 17 Jahrhundert hın-
daus bewahren Anders die Oberkonsistorien Hıer das
sıch den Ständen gegenüber mehr durchsetzende Fürsten-
tum un den Ausbau der staatlichen Verwaltung tördernden
Berater wachsende Geltung Landesherr un Ratgeber versuchten
auf die Kechtsprechung der Oberkonsistorien bestimmenden Euın-
fuß In Gottorf vereinıgte Johann Adaolf 1608
das Konsıistorialgericht miıt SCINCEM Hofgericht und ZOS geistliche
Beisitzer L11UT besonderen Fällen hinzu Im Richterkollegium des
Generalkonsistoriums VO  - 1636 standen den s1ieben weltlichen NUTr:
1er geistliche Mitglieder deren ahl 1774 auf ZW C1 herabgesetzt
wurde gegenüber Das nach der Besetzung des gottorfischen Lan-
desteiles VO  —$ königlicher Seite 1684 errichtete kurzlebige ber-
konsistorium sah außer den Mitgliedern der Justizkanzlei 16r

geistliche Beıisıtzer VO  —; Die Tendenz ist unverkennbar. Sie erstrebt
dıe Übernahme der ırchlichen Rechtsprechung i die, Verwaltungun Rechtspflege vereinıgenden höheren Landesbehörden. Die
bisherigen , formılerten“ Konsistorien, die besondere kirchliche Be-
hörden werden Staatsbehörden dıe sıch bei iırchlichen
Aufgaben geistlicher Mitarbeiter bedienen werden nıcht-
tormierten Konsistorien Dieser Vorgang vollzog sıch Schleswig
un!: Holstein mıiıt der Errichtung der Regjierungskanzlei lück-
stadt un des Gottorfer Öbergerichtes Schleswig (1713)
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ine CcCue Phase 1n der Entwicklung der Konsistorialverfassung
hat eingesetzt. Sie steht 1m Zeichen des Territorialismus 38

(G(‚lückstadter Regierungskanzle: und Gottorfer Obergericht
Die beiden Gerichts- un Verwaltungsbehörden mıiıt eingeglie-

derten Oberkonsistorien verdanken ihre Gründung königlich-
herzoglıcher Inıtiative. Friedrich 111 errichtete seinem Landesteil
in den Herzogtümern die ihm tehlende Kanzlei als Mittelpunkt
für Adminıistration un: Justiz. Und Jahre spater, nach einer
von politischen Spannungen zwischen Dänemark un Gottor{f e..
ullten Zeıt, beeılte sıch Friedrich I  ’ nach der Sequestrierung des
herzoglichen Besitzes in Schleswig 1713 eine Interiımskommission
ZUT UÜbernahme der Regierungsgeschafte 1m besetzten und spater
i{m SaNzZCH Herzogtum Schleswig berufen.

Friedrich I11 oriff, als 1648 ZUTr Regierung kam, den VO  —$
Christian I  9 seinem Vater, gehegten Plan 1m königliıchen Anteil
eine zentrale Regjierungsbehörde einzurichten, mıt Eıter auf un
draängte auf baldıge Durchführung. Noch 1648 konnte dıe Kanzlei
in Flensburg eröffnet werden. Doch schon 1mM nächsten Jahre
verlegte FEFriedrich S1e nach Glückstadt 39 Als Berater be]i den Vor-
bereitungen un: als erster Kanzler der Gründung stand
dem König 1n Dietrich Reinkıng (T 1664 eın ertahrener Jurist
un als Verfasser des / Tractatus de regımıne secuları et eccle-
s1ast1co” eın angesehener Gelehrter ZUT Seite

Die ersten Besprechungen haben den Wirkungskreis der Kanzlei
nıcht auf das Justizwesen beschränkt. Sie sollte vielmehr auch
„publica imper11, ciırculorum, provıncılalıa un: ecclesiastica 1MmM
Namen des Königs besorgen” 4 Wenn die Kanzlei anfangs auch
1LLUT dıe Oberaufsicht ber das Kirchenwesen geführt haben un!

Vgl Sehling, a.a.0., 91if S. Grundmann, Geschichte der V  S Kirchen-
verfassung, 1n 3. Aufl., Sp. 1570—1784. W. Göbell, Die Entwicklung
der Kirchenverfassung VO bis ZU 20. Jahrhundert, Gladbach
1966, 5 5d8:. und speziell für Schleswig-Holstein: E. Wolgast, Die re:
Stellung des schleswig-holsteinischen Konsistor1ums, 1n rılten I,
Vgl CGronhelm, Historischer Bericht, S_ 49 f7 und chmidt, Die Glückstädter
Regierungs- un: Justizkanzleı des königlichen Anteils iın den Herzogtumern
Schleswig und Holstein 1648—1774, ın ZSHG Bd.48, 1918, S 297—381
Feddersen, Kirchengeschichte, S 41911023 Druck der Glückstädter Kanzlei-
ordnung VO  - 1651 und der Gottorfischen Kanzleiordnung VO  - 1662, 1n
aSammlungen ZUr nähern un: des Vaterlandes, Bd. 3, 1825, S.411
bıs 462

Ü  Ü Falck, aal S 414 Dieser Satz ist in der Kanzleiordnung VON 1651
aufgenommen worden.
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das Kanzleigericht zunachst LU erste nstanz für dıe VO  - den Un-
tergerichten Ex1imierten 1n Kirchen- un Ehesachen SCWESCH se1n
sollte un wenn Berufungen VOonNn den Unterkonsistorien das
mıt der Kanzle] CNS verbundene Öberamtsgericht sınd,

anderte sıch 1€Ss 1n den dreißiger Jahren. 1734 wird ZU ersten
Mal VO einem Oberkonsistorium gesprochen. Die Mitglieder der
Kanzlei, der Generalsuperintendent, ein Propst als Oberkonsisto-
rialrat un: zwel Glückstädter Pastoren gehörten ıhm Seine DAı
staändıgkeit erstreckte sıch auf die gesamte kirchliche Verwaltung
un das Schulwesen. Das ÖOberkonsistorialgericht agte se1it 1763
jJeweıls nach der Sıtzung des Öbergerichtes.

Der Kantzlei seıit 1649 das Pinneberger un: das Altonaer
Öberappellationsgericht un seıt 1734 das Rantzauer Appellations-
gericht angeglıedert. Die Gerichte gleichzeitig Ober- bzw
Konsistorialgerichte und wurden auch weıiterhin außer mıt Mit-
gliedern der Kanzlei mıiıt Geistlichen Aaus den betreffenden Prop-
steıen besetzt.

Nach Kıngliederung des Plöner Herzogtums 1761 un des got-
torfischen (grofßsfürstlichen) Landesteils 1n Holstein 1773 übernahm
die Kanzlei deren kırchengerichtliche Aufgaben. Sie führte se1t
1774 dıe Bezeichnung „Holsteinische Landesregierung un Hol-
steinısches Öbergericht”“.

Der ach Besetzung des Gottorfer Landes 1743 einberufenen
Interiımskommission Z Übernahme der Regierungsgeschäfte VOCI-
ıch König Friedrich den Charakter eines ÖObergerichtes. Im
Gegensatz ZUT Glückstädter Kanzlei übernahm C555 sogleıch ober-
konsistorijale un oberkonsistorialgerichtliche Aufgaben#! Die
Instruktion für dıe „ad interım commuıttıirten“ ate bestimmte,
da{f S1e gemeınsam mıt dem Generalsuperintendenten und ZW €1
der altesten Pröpste das Öberkonsistorialgericht bılden sollten. Es
WAar W1€E ın Glückstadt erste nstanz für die Privilegierten 1n Kir-
chen- un: Ehesachen un Berufungsinstanz VO  ; den Unterkon-
sıstorıen. Es WAar aber auch, weil die Urteile 1mM Namen des Königs
„als des Herzogthumbs Schleswigs alleinıgen Souveränen“ TC-
sprochen und bekanntgegeben wurden, „höchste un letzte“ In-
STanz 1763 wurde jahrlich eine, 1796 dagegen el Sıtzungen des
Öberkonsistorialgerichtes angeordnet.

Nach der endguültigen Vereinigung des gottorfischen Anteıls mıt
dem königlichen 1791 erweıterte sıch die Wirksamkeit des ber-
gerichtes tast ausnahmslos ber das Herzogtum, während

41 Vgl as! Das Gottorter Öbergericht 1n den ersten wel Jahrzehnten
Sse1NES Bestehens, 1n ZSHG, Bd. 53, 1923, S. 55—102
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S1e sıch für Glückstadt orthin auf Holstein beschränkte. Da die
gemeinschaftliche Regierung für Schleswig jetzt wegfel, kam 6S
ZUT Biıldung VO  - Je einem Landgericht und mıiıt ıhm verbundenen
Landoberkonsistorium für Schleswig un! Holstein. Die Geschäftte
der geistlichen Rechtspflege für die adliıgen un klösterlichen Ge-
biete gingen auf die Oberkonsistorien 1n Schleswig un Glückstadt
ber Den Landoberkonsistorialgerichten gehörten die Mitglieder
der Landgerichte und der Oberkonsistorien an 42

Dem Jungen Gottorfer Herzog arl Friedrich verblieb ach a
NUTr se1ın kleiner, cuHua AÄmter un die Landschaft Norderdith-
marschen umtassender holsteinischer Landesteil 43 Dieser gliederte
sich kırchlich ın die Propstei Norderdithmarschen un dıe alle
übrigen Kirchen umfassende Propstei Kiel, deren Verwaltung dem
Generalsuperintendenten oblag arl Friedrich, seines oberbischöf-
iiıchen Amtes bewußt, hat 1731 eine Kirchenordnung un 1739 eıne
Verordnung ber die Kıirchendiszıplin erlassen. Sie ZCUSCH beide
VO  —; des Herzogs ernsten Bemühungen, gleichzeitig aber auch VON
der Härte der vorgesehenen Straften. Eın Beispiel: Eın Abend-
mahlsgast, der in en Süunden mutwillıg verharrt, soll ach VCI-

geblichen pastoralen Ermahnungen VO Konsistorium ZUTr Kirchen-
bu “”und. . Von der weltlichen Obrigkeit miıt der Landesver-
weisung bestraft werden 4* Im Jahre 1733 wurde eın (O)berkon-
sistorlalgericht verordnet, das unter arl Friedrichs Vorsiıtz zwolf
geistliche un zehn weltliche Mitglieder zahlte. Jjene hatten beson-
ers ber dıie Reinheit der Lehre, den Rıtus un dıe Kirchen-
diszıplın wachen un die Auftfsicht ber Schulen und Gymnasıen

tühren. Diese, das brachı1ıum saeculare, entschied selbständıg 1n
allen peinlichen un Halssachen. 1lle übrıgen Angelegenheiten
wurden gemeinsam behandelt Jeweıils Zwel Justizräte un Asses-

den Landkonsistorien abgeordnet. Nach Aufhebung
des ÖOberkonsistorialgerichtes bearbeitete die Justizkanzlei unter
Mitwirkung des Generalsuperintendenten und eiınes geistlichen
Rates dıe iırchlichen Gerichtssachen.

Vgl a Handbuch des Schleswig-Holsteinischen Privatrechts, Bd.3,1,
1835, 245
Der gottorfisch-holsteinische Ante:il wurde nach der Erklärung des Aaus der
Ehe Carl Friedrichs mıt der russischen Prinzessin Anna Petrowna hervor-
gegangenNen Sohnes Peter T1 ZU russıschen Thronfolger 17492 „Groß-
fürstlicher Anteil“” genannt.
Fürstliche Kirchenordnung VO  — 1731, Art. VII Die Kirchenordnung und dıe
Verordnung über die Kirchendisziplıin, 1° Systematische Sammlung der
Verordnungen und Verfügungen, Bd.3, 1830, S 3—99 Über das roß-
fürstliche Oberkonsistorium und seine Mitglieder vgl de Boor, 1ın ZSHG,
Bd.26, 1896, S.315—411, un Bd.32, 1902, 1837176
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Und als der großfürstliche Landesteil 1773 die königliche
Linie fıel, gıng dıe geistliche Rechtsprechung die Glückstädter
Kanzle] ber

Unterkonsistorien
ber die Unterkonsistorien 1ın Schleswig bieten H. N. A. Jensen

un H.C.Esmarch wertvolle Aufschlüsse, un für die holstein1-
schen Unterkonsistorien gibt sS1e 1.H.B Lübkert 45

Im 18 Jahrhundert sind be] Bildung Propsteien auch Cue
Unterkonsistorien entstanden: 17/31 für dıe Propstei Gottorf,deren
Konsistorium VO  - dem den Vorsitz führenden Amtmann, dem
Propst un: den Pastoren der Schleswiger Dom-, Michaelis- un!
Friedrichsberger Gemeinden gebildet wurde, 1771 für die Cr
Propstei H ültten mıt E:ckernförde, deren Konsistorium wWwI1Ie jetzt
üblich Aaus den Visitatoren (Amtmann und Propst) un: rel Pasto-
re  } bestand, un 1793 für die VO  — (sottorf abgetrennte Propstei
Husum, die 18192 mit Bredstedt, das se1it 1788 einen eigenen Propst
und se1it 15806 eın eıgenes Konsıstorium hatte, zusammengelegt
wurde. In Eıderstedt gab Jensens eıt ZWe1 Konsistorien:
tür den Osterteil in Garding und für den Westerteil In Tönning.Mitglieder der Öberstaller, der Staller, der Propst un!
jeweıls dıe Pastoren des Oster- oder Westerteils. Der and-
schreiber des Tagungsortes WAar Aktuar 46 In Holstein sınd außer
in Altona auch in 212el un Neustadt Stadtkonsistorien SCWESCH.

Veränderte Zusammensetzung der Konsistorien un: Erweite-
Iungs iıhrer Zuständigkeit kennzeichnen die Cue Entwicklung. Die
Notwendigkeit der Aufnahme „obrigkeitlicher Personen“”, W1€e den
Amtmann oder Staller, den Bürgermeister oder einzelne ats-
herren, dıie Herzog Friedrich 1701 angeordnet hatte, begrün-
dete König Friedrich 1792 mıt der den Geistlichen fehlenden
Kenntnis der Formalıia Processus, einem Mangel, der vielen
„Inconvenienzien un: Desordres Gelegenheit“ geben könne 47

Die Erweiterung des Zuständigkeitsbereiches 1m Jahrhun-
dert mMas der Abschnitt „Von dem Consistorio0 un: denen Kirchen-
visıtationen“ 1m Justizreglement für das Amt degeberg VO  — 1743
verdeutlichen*®, WEnNN auch weiterhin Unterschiede bei den anderen
Konsistorien bestanden haben mogen. Das degeberger Konsisto-

H. N. A. Jensen Versuch einer kirchlichen Statistik des Herzogthums €es-
WI1g, Teıle, SMar' s. Anm. 25. Lübkert, s. Anm. 30

46 Vgl Jensen, a a.0.. 'Teil 2, 765
Vgl Esmarch, a.a.Q., S. 756
In Corpus constıtutionum Regio-Holsaticarum, Bd.:2: 1751, S. 365—465,
Abt. 3, „Von dem Consistorio un denen Kirchenvisitationen“, S. 400.—4924
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rıum setzte sich AusSs sieben Mitgliedern dem Amtmann
als Präses, dem Propst un den fünf altesten Pastoren der Prop-
ste1l. Als Sekretär un:! Protokollführer bej den Siıtzungen des
Konsistorialgerichtes fungierte der Amtsverwalter. Das Gericht
fand jahrlıch einmal und agte; WECNN der Amtmann in Sege-
berg wohnte, in dessen Hause, anderntfalls 1mM Hause des Propstes.

Der unter das Konsistorium gehörende Personenkreis umfa{ite
außer den Predigern un Lehrern alle Kirchen- un: Schulbedien-
steten (Katecheten, Organisten, Küster) mıt ıhren Frauen un noch
in der Famiulie ebenden Kindern, ihm gehörten die pensionler-
ten Prediger un! Lehrer, deren Witwen, solange S1e in der Prop-
ste1 verblieben oder bis ZUT eventuellen Wiederverheiratung, un
iıhre Kinder bıs ZUTr Großjährigkeit, die Vorsteher der Hospitäler,
Armen- un: Waisenhäuser. Das Hausgesinde ist der Konsısto-
rialgerichtsbarkeit aber nıcht unterworten.

Der Kompetenzbereich beschränkte sich nıcht auf Ehesachen,
Lehre, Leben un Amtsführung der Pastoren un die Kirchenzucht
der Gremeindeglieder. Er erstreckte sich auf Klagen ber Zustand
un Verfassung der Kirchen und Schulen, der Kirchen- und Schul-
mıiıttel un: -anlagen, auf Kirchen- un Schulfuhren, auf Irrungen
in der Armenpflege (Veruntreuungen) oder 1n bezug auf die kirch-
lıchen Gebäude un! die Schulen, dıe Urganisten- und Küster-
wohnungen, dıe Kirchhöfe, Kirchen- un chulländereien und
-hölzungen, auf Kirchenstühle un!: Begräbnisse.

Das Konsistorium regelte 1 estaments- un Vermögensange-
legenheiten, Erbteilungs- un Schuldensachen des .iıhm unter-
stehenden Personenkreises, übernahm die Bestellung Von Kura-
oren und Vormündern und die Prüfung der entsprechenden jahr-
lichen Rechnungen.

Criminalıa gehören nıcht OTrSs Konsistorial-, sondern ans eit.
iche Gericht.

Appellationen gehen das Holsteinische Oberkonsistorium
oder das Landoberkonsistorium.

Die Bestimmungen für das degeberger Unterkonsistorium W1e-
derholen sıch in abgeänderter un eingeschrankter orm 1n den
Konsistorialreglements Aaus dem beginnenden 19 Jahrhundert,
W1e S1E 1815 für Rendsburg un 1818 tfür Stormarn beispielsweise
vorliegen.

Oberkonsiıstorien

Die polıtische Bewegung der dreißiger Jahre des vorıgen Jahr-
hunderts, VO Uwe Jens Lornsen kraftvoll vertreien, forderte eine
Repräsentativverfassung für Schleswig-Holstein, Reform der Ver-
waltung und insbesondere Irennung der Adminıistration VO  = der
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Jjustiz. ıcht ohne Erfolg. Schon 1831 ordnete der König Provin-
zialstande d  9 und Mai 1834 trat die Provinzialständever-
fassung 1n Kraft Vom gleichen Tage datıeren entscheidende Ver-
ordnungen. Sie betreffen die Errichtung eines Öberappellations-
gerichtes un einer für Schleswig und Holstein gemeinschaftlichen
Provınzlalregierung ** SOWI1E Instruktionen für die Regierung un
die dem Oberappellationsgericht 1n 1el unmittelbar untergeord-
netien Landdıicasterien 1ın Schleswig un Glückstadt >®

Was bedeutete die Reform für Kırchenverwaltung und ober-
konsistorijale Gerichtsbarkeit? Die Königliche Schleswig-Holstei-
nische Regierung auf Gottorf, WI1IeEe S1e offiziell hielß, hat ber dıe
EKpiskopaljurisdiktions- und Hoheitsrechte W1€e ber die kirchlichen
Angelegenheiten, die Erhaltung der irchlichen Gebäude, das Kir-
chenvermoögen und seine zweckmäßige Verwaltung wachen. Sie
erledigt dıe ber tinanzıelle Leistungen un: Zahlungen ntstan-
denen Differenzen und erteıilt Genehmigungen für Haustrauun-
SCNH un dıe verschiedenartıgen Dispensationen. Der Regierung
sınd ZW €]1 geistlıche Mıtglieder für die Kirchen- un Schulsachen
beigeordnet.

Die Oberkonsistorien in Schleswig un Glückstadt werden
reinen geistlichen (rerichten. Sie bestehen Aaus den Mitgliedern des
Öbergerichtes, dem Generalsuperintendenten un Z7we]l geistlichen
Mitgliedern, dıe Landoberkonsistorien entsprechend Aaus den Miıt-
gliedern des Landgerichtes un des ÖOberkonsistorialgerichtes. Der
Geschäftskreis wırd verengt auf die „Eintscheidung streitiger, der
geistlıchen Gerichtsbarkeit nach den bisherigen gesetzlichen Vor-
schrıften unterworfenen Rechtsachen, rücksichtlich der Streitig-
keiten ber das Vermögen un dıe Einkünfte der Kırchen, Schulen
un mılden Stiftungen, unter den Einschränkungen, welche die
der kKegierung in Entscheidung der Differenzen ber Kirchen- un
Schulpraestanda beigelegte Competenz ergiebt“.

Das Oberappellationsgericht als Gerichtshof etzter nstanz bot
dıe Möglichkeit Berufungen VO  — den Oberkonsistorien un
Landoberkonsistorien.

Die Neugestaltung des Gerichtswesens und der Verwaltung
fand für die Konsistorialverfassung dıe Form, die S1e ber allen
polıtıschen W echsel und den vielfachen Wechsel der Regierungen
der nachsten Jahrzehnte hinweg ohne einschneidende Verände-
TunsSecn bıs ZU Ende des deutsch-dänischen Gesamtstaates 1864
hat bewahren können.

In Esmarch, AA 196—92538
In Chronologische Sammlung der 1834 ErSangeNECN Verordnungen un:
Verfügungen, 198—355



Geschichte des Kieler Konsistoriıums
Von ılhelm Hahn

IDıe eıt Uvon 1868 hıs 19083

Die Eingliederung Schleswig-Holsteins als Provınz iın den
preußischen Staat brachte nıcht NUur 1mM politischen un: verwal-
tungsmäßßigen Bereich, sondern auch 1n der kirchlichen Organı-
satıon eine Veränderung mıt sıch Wiıe in den anderen He

Preußen hinzugekommenen Provinzen Hannover und Hessen-
Nassau wurde auch die schleswig-holsteinische Landeskirche 1N-
sofern der preulsischen Staatsverwaltung unterstellt, als der
preußßische König der „SUMMUS ep1SsCopus ” wurde un der Minister
der geistlıchen, Medizinal- un Unterrichtsangelegenheiten als
kirchlıche Zentralbehorde die Oberaufsicht tuührte. Das hatte dıe
Errichtung eiıner irchlıchen Mittelbehörde, eben des Konsistoriums
In Kıiel, Z11 Folge Waiıchtig ist aber dabei, bemerken, dafß dıe
kirchliche Selbständigkeit der Landeskirche erhalten blieb; dıe Kıir-
chenordnungen VO  — 1542 un: 1665 wurden 1ın keiner Weise
getastet.

urch Erlafß einer königlichen Verordnung VO September
S67 wurde dıe Errichtung des Konsistoriums verfügt: „Für dıe
Herzogtümer Schleswig un Holstein”, heißt es darın, BK eın
v.-lutherisches Consistoriıum in jel unter Leitung eines weltlichen
Vorsıitzenden einzurichten, welchem die beiden für Holstein un
Schleswig fungıerenden Generalsuperintendenten un sovıel geist-
ıche und weltliche ate aus beiden Bezirken, als das Bedürfnis
erheischt, beizuordnen S1N!  d“ Der Wirkungskreıs dieser
Behörde wırd folgendermaßen umriıssen: Beaufsichtigung und
Leıitung der gesamten evangelisch-lutherischen Kirchenangelegen-
heiten, soweıt nıcht nach den den Geschäftskreıis der kRegierungen
normiıerenden Bestimmungen einzelne Gegenstäande und Ange-
legenheıten dieser Art dem amtlichen Wirkungskreise dıeser
letzteren gehoren. „Vorgesetzte Behörde“”, heißt Schlußß,
SE bis auf weıteres Unser Minister der geistlıchen, Medizinal-
un: Unterrichts-Angelegenheiten.“

Unter dem Marz 1868 konnte die „Kieler Zeıtung” ıhren
Lesern die Maärz erfolgte Ernennung des Präsidenten des
NECUuU errichtenden Consistoriums für Schleswig-Holstein 1n der
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Person des bisherigen Oberappellationsgerichtsrats Friedrich
Mommsen mitteilen. Wenige Tage spater wußte das gleiche Blatt

berichten, dafß nach Ostern das Provinzial-Kirchenkonsistorium
für Schleswig-Holstein installiert un:! 1n 1e] seinen Sıtz nehmen
werde. „Der zukünfitige Präsident des Collegiums, Öberappella-
tionsgerichtsrat Mommsen, weilt schon seı1t einıgen Tagen hier,

die Einleitungen treffen.“ Am 21 April 1868 werden bereıts
die Namen der Mitglieder des Consistoriums genannt Es S1IN!  d:
Neben dem Präsıdenten der Bischof für Holstein, Dr Koopmann;
der Generalsuperintendent für Schleswig, Dr. Godt:; ferner als

Itzehoe:; KlosterpredigerKonsistorialräte Propst Versmann,
Rendtorff, Preetz; Hauptpastor Jensen, Kiel, un Dr Jur

Chalybäus als Justitiar. „Niıcht ber wird, W1e INa  $ früher
annahm, ein Mitglied der Theologischen Fakultät uUunseIecer Uni-
versıtat dem Consistorıum angehören” (Kieler Zeitung).

Das Konsistorium ahm 28 Mai 1868 se1ine Tatigkeıt auf
un wandte sıch unter dem Junı mıt der nachstehenden „An-
sprache die (Gremeinden un Prediger” 1mM Lande

„ Wır halten fest dem alten Glauben uUunNnNseTCI Väter als eiınem
teuren Erbe Den Schatz, welchen unseTe evang.-luth. Kırche 1n der
ungeanderten Augsburgischen Contession besıtzt, halten WITr hoch
un theuer un: werden iıhn unter Gottes gnadıgem Beistand

Kırche bewahren.
ber auf der anderen Seite sind WIT auch der Überzeugung,

da{fß die Ireue das Bekenntnis unserer ev.-luth. Kırche das
brüderliche Verhäaltnis die anderen evangelıschen Kirchen
nıcht ausschlie{(t. Unsere Schleswig-Holsteinische Kırche hat bisher
das Gemeinsame, welches die verschiedenen evangelischen Kirchen
verbindet, nıcht der Differenzpunkte willen zurückgestellt oder
Sar VETSCSSCH, un iıhre Diener haben den Reformierten den
Orten, keine reformierten (GGemeinden S1 tfanden, bereitwillig
Handreichung geleıstet. Dafß 1€Ss Verhältnis, W1€e 6S siıch 1mM Laufe
der Zeiten gebildet hat, auch fernerhiıin sıch ungetrübt erhalte, ist

innıger Wunsch Und 16 fester WIT unls davon überzeugt
halten können, da{fß der Bekenntnisstand unserer theuren CVaAa

gelisch-lutherischen Kirche ın Schleswig-Holstein gewahrt bleibt,
Je unbedingter das Vertrauen ist, welches das Königliche Wort 1ın
der Allerhöchsten Proklamation VO 19 Januar vorıgen Jahres:
‚Die Diener der Kirche werden auch fernerhın dıe Bewahrer des
vaterlichen Glaubens se1n‘ u11l einflößt, desto mehr dürtfen WIT uns
der Hoffnung hingeben, dafß unNseTec lutherische Landeskirche auch
in Zukunft ın der vorerwähnten Beziehung ıhren bisherigen (C'ha-
rakter bewahre.“

In dieser Ansprache, die in dem jetzt B  a herausgekommenen
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Geschichte des Kieler Konsistoriums

„Kirchlıchen Amtsblatt des Kgl Evangelisch-lutherischen Con-
sistorıums 1ın jel“ ( Jahrgang 1868 veroöffentlicht wurde, WAar also
hinsıchtlich des Bekenntnisstandes un des innerkirchlichen Lebens
dıe Bewahrung des Althergebrachten garantıert.

Wenn irgendwo EeLWASs Neues geschaffen wird, ann melden
sich auch ımmer gleich die Stimmen der Kritik. So WAar s auch be1
der Errichtung des Kieler Konsistoriums. Am deutlichsten ist diese
Kritik ausgesprochen 1n den Bemerkungen, die Generalsuper-
intendent Kaftan iın seinen „Erlebnissen und Beobachtungen”
ber das Kieler Konsistorium gemacht hat Er meınte, da{fß sich
durch dıe Verflechtung der beiden Generalsuperintendenten als
geborene Mitglieder 1n das Konsistorium und damıt 1ın die Büro-
kratie eine höchst unklare Stellung ergeben habe, die 1U be1
gegenseıtigem gutem Willen Konflikte vermeıden lasse. Die (se-
neralsuperintendenten seıl1en in der freien Entfaltung iıhrer Tätig-
keit dadurch beengt, un die Bürokraten empfanden die General-
superintendenten als eın störendes Element, W as S1Ee „nach der
reinen Lehre der Bürokratie diese kennt 1Ur technische Beamte
der regıerenden Juristen auch OTAaus der Bürokratie,
ob bewußt oder unbewußt, die Neigung erwuchs, S1e auf gehobene
Konsistorialräte herabzudrücken. Nur als solche S1e der
Bürokratie verständlich und genießbar” Kaftan sagte weıter, 16
mehr 1mM Lande das Schleswig-Holsteinische zurücktrat un je wel-
ter WIT uns VO unseren alten Gepflogenheiten entfernten,
mehr habe sich die preußische Konsistorialschablone auch be1 uns

durchgesetzt. Die Vermehrung der Konsistorialgeschäfte führte
einer erhöhten ahl der Juristen, un 1n der Juristenwelt selbst
wurde der Konsistorialdienst als nebenzweıiglicher Staatsdienst
angesehen un dadurch nıedriger eingeschätzt. Der Präsident des
Konsistoriums aber WAar ausdrücklich der (sarant des Staats-
interesses, als solcher bestellt un mıiıt einem Vetorecht ausgestatte
für den Fall, dafß einen VO  —$ seinen Wünschen abweichenden
Beschluß des Kollegiums als den Staatsinteressen widersprechend
ansah.

Wenn INa diese kritischen Bemerkungen heute liest, mu{fß na
sıch zweiıerle1 vergegenwartıgen. Eınmal, dafß Ss1C 1ın eine eıt
hineinreichen, 1n der noch mancherlei schleswig-holsteinische Vor-
behalte die Eingliederung 1n den preußischen Staat VOTI-
handen Sodann, daf eine ausgesprochen kirchliche
Persönlichkeit WI1e Kaftan jede VO Verwaltungsmälßßigen oder
„Bürokratischen“ her getroffene Mafßnahme als lästıg un e1n-
engend empfinden mufte

Waiıchtig für die Arbeıt des Konsistoriums WAar CS, welcher
Mann der Spiıtze dıeser Behörde stand Mit der Persönlichkeit
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des ersten Präsiıdenten Friedrich OommSsen übernahm ein Schles-
wig-Holsteiner dıe Leitung der iırchlichen Verwaltung. Mommsen
wurde Januar 1818 1n Flensburg als Sohn des Kaufmanns
Fedder Mommsen un seiıner FEhefrau Helena Maria geb (Gör-
rıssen geboren, studıerte Rechtswissenschafit der Universitat
Kıel, WarTr von 1848 b1ıs 1851 hef des Justizdepartements iın jel
un: unterschrieb 1849 eine Erklärung der Geistlichkeit des Her-
zogiums Schleswig Empörergelüste in Schleswig-Holstein.
Von 1858 bis 1864 wirkte als Professor der Rechte in Göttingen,
wurde annn als Appellationsgerichtsrat nach Schleswig zurück-
berufen un kam TEe1 Jahre spater das Oberappellationsgericht
für die Proviınzen 1ın Berlin. Unter dem März 158068 e-

1e1 Am 95. Oktober 1876 erhielt die Wüuürde eines Ehren-folgte seine Ernennung ZU Präsidenten des Konsistoriums in

doktors der Universitat Kiel, re1l Jahre spater wurde infolge
Verlegung des Oberpräsidiums nach Schleswig Kurator der NI
versıtat un: 1884 Mitglied des reußischen Staatsrats.

Über ZWaNZıg Jahre hat Mommsen der Spiıtze des Konsısto-
riums gestanden, das bei seinem Übertritt in den Ruhestand 1891
neben ihm folgende Besetzung autwies: die beiden Generalsuper-
intendenten Iheodor Kaftan un Dr Jensen, annn als Kon-
sistorjalräte theol Schwartz, Propst in Garding;
Clausen, Pastor in Brügge; Soltau, Superintendent iın Ratze-
burg; K. Fr. O. Müller un als Konsistorialassessor K. Klügel.
Außerordentliche Mitglieder gemälß der Kirchengemeinde-
un: Synodalordnung Von 1876 für gewI1sse Angelegen-
heıten die Miıtglieder des Ausschusses der Gesamtsynode, Landrat

Willemoes-Suhm, Segeberg; Geheimer KRegierungsrat Freiherr
VO  - Heıintze, Landrat des Kreises 1e1 un: Bordesholm., un Pastor
retersen, Steinbek. Zum Ressort des Konsistoriums gehörten da-
mals das Theologische Examinations-Kollegium. dessen Vorsıitz
Mommsen hatte und dem die geistlichen Mitglieder des Konsısto-
r1ums angehörten, SsSOWI1e eın Mitglied der Theologischen Fakultät,
Hauptpastor Neelsen, Öttensen, un!: Propst K  1er, J1ondern, terner
die Ernennung der Kıirchenpröpste un! die Aufsıcht ber das
Predigerseminar für Nordschleswig 1n Hadersleben.

Mommsen starb auf eiıner Reise in Rom Februar 18992
Den Nachruf darge iın der Friedhofskapelle 1e] hielt Pastor
Clausen. Euıne „vielseıtig angelegte Natur, die mıt der Schärfe des
Verstandes auch die Tiefe des (semüts verband, eıne 1ebens-
wüurdige, durchaus irenische Natur, wortkarg nach außen un
rückhaltend in der Außerung seiner Gefühle, ein konfessioneller
Mann 1m strengen Sinne dieses Wortes“ WAar mıt ıhm heimgegan-
SCHN Das „Schleswig-Holstein-Lauenburgische Kırchen- un Schul-
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blatt“” wıdmete dem ersten Präsiıdenten des Konsistoriums einen
Nachruf, 1n dem hieß 95  Is 6s galt, unseIrc Landeskirche nach
Einverleibung 1in den preußischen Staat NCU organısieren,
konnte ohl eın geeıigneterer Mann die Spiıtze der kirchlichen
Verwaltung gestellt werden. Mommsen WAar ein schr gelehrter
Jurist ein ausgezeichneter Kenner des kanonischen Rechtes.
Auf dem Gebiete des Eherechts hat noch 1mM hohen Alter For-
schungen angestellt Auch seıne theologische Bildung befähigte
iıh 1n SaNz besonderer W eise für das Amt eines Konsistorial-
präsıdenten. Die Hymnologie War se1n Lieblingsstudium In
bewegter eıt hat mıt tester Hand das Steuer gehalten. Momm-
SCn WAarTr eıne vornehme Natur, un das Streiten un Agitieren auf
kirchlichem Gebiete War ıhm in der Seele zuwıder Mit ihm ist
einer der Besten unserIecs Landes geschieden.”

Die Hauptaufgabe der Kirchenbehörde bestand 1U

zunächst einmal darın, der Kirche in Schleswig-Holstein eine Ver-
fassung geben Das geschah durch den VO Landeskonsistoriıum
ausgearbeiteten Entwurf einer Gemeindeordnung, der durch
könıglichen Erlafß VO August 18569 Rechtskraft erhielt un
die Verhältnisse der Kirchengemeinden regelte. Als Organe WUuT-

den für dıe Einzelgemeinde der Kirchenvorstand und dıe (se-
meindevertretung bestimmt. Die Cu«cC Ordnung lehnte sich die
rheinisch-westfälische Kirchenordnung d und sS1e vermıed CS, wı1e

1n den östlıchen Provinzen Preußens Brauch WAar, den Kirchen-
patronen das echt zuzugestehen, eigene Kirchenvorsteher e_

LIECNLCHN un persönlich oder durch Einsicht in die Protokolle VO  -

den Verhandlungen Kenntnis nehmen. Der Herausgeber des
„Kirchen- un! Schulblattes”, Pastor 'Theodor Tess, bemerkte azu
(23 August 1869 „Alle, welche eıne freiheitliche Entwicklung
unNnNseTeTrT Kirche wünschen, werden die CcCu«c Ordnung mıt ank-
barkeit un!' Anerkennung entgegennehmen. S1ie g1ibt der Ge-
meıinde selbst, nıcht bloß einzelnen bevorrechtigten Personen oder
Klassen in ıhr das Recht, die irchlichen Gemeindeangelegenheiıten
innerhalb der gesetzlichen renzen selbst verwalten. Und w1e
dieser Grundsatz ausdrücklich in den ersten Paragraphen an-

estellt ist, ist der weıtere Autbau 1m einzelnen durchweg ın
bereinstimmung damıt vollzogen.”
Dieser Erlafß wurde annn die Grundlage für dıe unter dem
November 1876 erlassene „Kirchengemeinde- un Synodal-

ordnung”. Die einzelnen Bestimmungen dieser Ordnung
1er besprechen, ist nıcht der Ort Es genugt, auf die für das
Konsistorium wichtige Anordnung ın hinzuweısen, daß „als
außerordentliche Mitglieder des Konsistorıi1ums für gyeEWI1SSE AÄAn-
gelegenheiten die Mitglieder des Ausschusses der Gesamtsynode
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velten‘ hätten. Die Gesamtsynode agte alle TEe1 Jahre Der
Präsıdent des Konsistoriums hatte die Aufgabe, s1€e als „König-
lıcher Kommissar“ eröffnen, ehe INa  - ZUT Wahl des Präsıdiums
schrıtt. Von dem ersten Konsistorialpraäsıdenten wird berichtet,
dafß bei diesen Eröffnungsreden se1ıne uhe un Sicherheit, se1in
gesundes Urteil un seine scharfe Auffassungsgabe auf alle Miıt-
glieder der Synoden, auch auf diejenıgen, die seınen theologischen
und iırchlichen Meinungen terner standen, den tiefsten Eindruck
gemacht hätten.

In dıe gleiche eıt fiel annn auch dıe Kıngliederung Lauenburgs
in die kirchliche Verwaltung. Dieses kleine Herzogtum hatte durch
seine Geschichte lange eıt eıne Sonderstellung eingenommen.
Nachdem 1U Schleswig-Holstein in den preufßfßıischen Staatsver-
band eingeglıedert WAärL, ergab sıch für die preulßische Keglerung
die Frage der Kingliederung Lauenburgs als eiıne selbstverständ-
ıche Folge ber diıese staatlichen Vorgänge hat Oswald Hauser
1n seiner Darstellung „Provinz 1mM Königreich Preußen“ 1mM achten
Band, erste Lieferung der „Geschichte Schleswig-Holsteins”
(S ausführlich berichtet. Das Vorgehen Preußens bel den
Verhandlungen, die sıch ber Jahre hinzogen un: erst 1876 7A1
Abschlufß kamen, wird als behutsam un unter Wahrung der
Sonderrechte Lauenburgs bezeichnet. Einde Januar 1876 wurde
den zustandıgen Stellen eın Gesetzentwurf für die admıiınıstratıven
Fragen un ein Vertragsentwurf für die vermögensrechtlichen
Dinge vorgelegt, un Juni des gleichen Jahres wurde das
„Gesetz betreffend die Vereinigung des Herzogtums Lauenburg
mıt der Preußischen Monarchie“ verkündet. Das Herzogtum
Lauenburg erhielt den Namen „Kreıis Herzogtum Lauenburg”.

Bis dıesem Zeıtpunkt hatte 1n Lauenburg ein eigenes Kon-
sıstorıum bestanden, das sıch 1568 W1€e folgt zusammensetzte:

der Reglierungspräsident; eın Herrschattlicher Assessor: Kam-
merherr W: Linstow:;: e1InNn Ritterschaftlicher Assessor: Landrat VO
Wıtzendorfi: eın Eirster geıistlıcher Assessor: Superintendent
Dr theol Broemel: eın zweıter geistlicher Assessor: Konsısto-
rialassessor Pastor Genzken 1n Schwarzenbek. 1875 WAar Geheimrat
H. von Linstow Präsident dıieses Konsistor1ums, als Mitglieder
wıirkten Landrat VO  =) Witzendorff, Superintendent Dr Broe-
mel  9 terner als Erster geistliıcher Assessor Pastor Genzken SOWI1E
eiIn Zweiter geistlicher Assessor und als Sekretär Justizrat Ro-
mundt Dieses eıgene Konsistorium wurde 1576 aufgehoben, e1in
Geistlicher Lauenburgs trat als Mitglied un: Konsistorialrat INn das
Kıeler Konsistorium eın 1891 WAar 1€s der Ratzeburger Super-
intendent F. J. Soltau. |JDer CC kirchliche Bezirk erhielt den
Namen „duperintendentur Lauenburg“”.
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Noch ın Mommsens Amtsperiode fiel die erste Auseinander-
setzung mıt dem Fortschreiten des kırchlichen Liberaliısmus, W1€ CS
sıch namentlich in Eiderstedt un Dithmarschen zeigte. Hier hatte
der Pastor uhl mıt einıgen Gesinnungsgenossen einenn_
ten „Kıirchlichen Wahlverein“ gegründet und 1ın einer Zeitschrift
„Evangelischer Gemeindebote“ ıberale theologische Auffassungen
vertreten. Das Konsıistor1ium hat anfanglıch diese lıberalen Re-
YuNSsSeCN ruhig gewähren Jassen, Ja eiıner VO  $ den orthodoxen Geg-
ern die Kıirchenbehörde gerichteten Aufforderung ZUT mts-
entsetzung diıeser Pastoren nıcht stattgegeben. Dann aber erließ CSs

die Geistlichen Kühl, UOldensworth, Wol{ff, Kotzenbull, und
Harder, Hemmingstedt, ein Verbot, ach dem iıhnen eiIn offent-
liches Auftreten 1in Vereinsversammlungen als Redner ber reli-
o10SE Fragen ohne Kınwilligung des ÖOrtspastors untersagt wurde.
Die Liberalen sahen darın eine Beschneidung des Rechts der Meı-
nungsfreıheıit. ber eine Petition der anderen Seite das Kon-
siıstorıum forderte eın diszıplınarısches Einschreiten. Das geschah
ann auch, und 15580 erhielt der Pastor uhl Veröffent-
lıchung eines Artikels „Gott ist der allmächtige Schöpfer” einen
Verweiıs.

Ebenso WAar C® notıg, den Dıakonus Dıekmann, Wessel-
buren, einzuschreiten der Veröffentlichung eines Artikels
„Der biblische Geschichtsunterricht in der Volksschule“ in der
Schleswig-Holsteinischen Schulzeitung. Er erhielt einen ernsten
Verweiıis. In einer Kesolution des Konsistoriums Diekmann
AaUuUSs dem Jahre 1878 wurde festgelegt, dafß die Pastoren siıch nıcht
auf die theologısche Fassung der Augustana verpflichten, sondern
auf ıhren Glaubensgehalt, den S1€e „mıit den begrifflichen Hıiılfs-
miıtteln iıhrer eıt sıch anzueignen und den Begriffen ihrer Hörer
nahezubringen haben“

Neben der Führung der laufenden Verwaltungsgeschäfte hatte
sıch das Konsistorium naturlıch auch mıt der Vorbereitung der
Gesetzesvorlagen für dıe Gesamtsynode befassen. Dazu gehör-
ten die Stolgebührenordnung, die Frage der Emeritierung
der Pastoren, die Reliktenfürsorge, dıe Pfarrbesoldung un dıe
Fınriıchtung VO  —; Pfarrbezirken. Hıerzu erging Januar
1891 elne Konsistorialverfügung ber dıe Errichtung VO  ® Pfarr-
bezirken 1m Interesse der deelsorge und derjenıgen Gemeinden,
1in welchen mehrere Pastoren amtieren. Das 1el dieser Verfügung
WAar CS die Bıldung VO  $ (GGemeinden mıt wirklichem (semeinde-
leben erreichen.

Der Nachfolger Mommsens 1mM Amt des Konsistorialpräsidenten
wurde 1891 Heinrıich Franz C‘halybäus, der schon seıit der Errrich-
tung des Konsistoriums bis z ]ahrg 1875 Justitiar der Behörde
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SCWESCH Wa  - Er wurde geboren d Mai 1540 1n 1e] als Sohn
des damalıgen Universitätsprofessors Heinrich Moritz Chalybäus
(1796—1862) un dessen zweıter Tau Loui1se Kohlschütter. Der
Vater War 1839 als Professor der Philosophie nach jel beruten
worden, wurde ber 1852 von der dänischen Regierung Aaus polı-
tischen Gründen entlassen, jedoch 1854 wıeder eingestellt, als
sich in Leipzig als Privatdozent nıederlassen wollte. Die Pastoren-
tradıtion, die VO  - dem Großvater Friedrich Heinrich in der Famıulıe
Chalybäus lag, wurde durch den jungsten Bruder VO  — Heinrich
Franz, Walter Heinrich (1846—1914) fortgesetzt, der zuerst Pastor
1n Bordesholm, spater Propst in Altrahlstedt SECWESCH ıst

Heinrich Tanz besuchte dıie Gelehrtenschule ın je] VO  —$ 1849
bıs 1859, studierte annn Rechtswissenschaft 1ın Kıel, Göttingen un:
Berlin un promoviıerte Juli 1564 in 1e1 ZU)| Dr Jur Im
Jahre 1865 wurde Auskultant e1ım Schleswigschen Appel-
lationsgericht un! Kanzlıist in der Holsteinischen Landesregierung,
unter dem Majı 1866 erfolgte seine Ernennung ZU Bevoll-
mächtigten. Dann wurde Justitiar des Kieler Konsistor1ums,
ging 18582 als Konsistorijalrat nach Hannover, wurde TEI Jahre
spater Oberkonsistorialrat und 18589 Geheimer Rat un: Vor-
tragender Rat e1m Kultusministerium in Berlıin. 1891 wurde
annn ZU Präsidenten des Kieler Konsistoriums berufen, ahm
zugleıch das Amt des Kurators der Universität wahr un erhielt
1893 den theologischen Ehrendoktor. Im Jahre 1903 wurde
Präsident des Landeskonsistoriums ın Hannover, Kurator VO
Kloster Loccum, Mitglied des Deutsch-Evangelischen Kırchentages
un:! der Eisenacher Konterenz. 1911 schied aus dem Staatsdienst
Aaus un: ist 26 Dezember des gleichen Jahres gestorben. Seine
Tau Amalie Jepsen, geboren 9{ Februar 1842, hatte

September 1868 geheıiratet.
Chalybäus War ein allgemeın anerkannter Sachverständiger auf

dem Gebiet des Schleswig-Holsteinischen Kirchenrechts. Schon als
Justitiar des Konsistoriums hatte mıt Mommsen den
Kommentar ZUT Kıirchengemeinde- un Synodalordnung VO  - 1876
herausgegeben. 1883 erschien VO  — ıhm die „Sammlung VO  —; Vor-
schriften un KEntscheidungen betreffend das Schleswig-Holstei-
nische Kırchenrecht“. Dieses Werk wurde als das „beste Buch“
ach Callisens „Anleitung für JT heologiestudierende, mıt den Lan-
desherrlichen Kiırchenverordnungen bekannt werden“ 1n der
Literatur bezeichnet. Eine „reiche Erfahrung un: umfassende
Kenntnis des Schleswig-Holsteinischen Kirchenrechts un! der he1-
matlıchen Verhältnisse“ rühmte se1ın Nachfolger 1m Amt be1 der
Kröffnung der Gesamtsynode VO  ; 1906 ıhm nach Die Liebe ZUTr
Geschichte WAar überhaupt iın der Familıe Chalybäus vorherrschend.
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So schrieb der Stietbruder des Konsistorialprasıdenten, Robert
Chalybaäus, eıne „Geschichte Dithmarschens bis ZUT Eroberung des
Landes die 1588 herauskam.

Eine der wichtigsten Aufgaben der iırchlichen Verwaltung iın
der eıt un nach 1900 wurde durch die 1n Schleswig-Holstein
mehr und mehr zunehmende Bildung VO  - großen Kirchengemein-
den un dıe damıt verbundene Beseitigung ırchlicher Notstände
gestellt. Ihrer Lösung dienten verschiedene Kırchengesetze,
das (Gesetz ber die Anstellung VO  e Provinzialvikaren VO  — 1903,
nach dessen Erlaß 1er Vikare angestellt wurden. Ebenso wurde
der Gesamtsynode VO  3 1903 durch den Präsidenten des Konsıisto-
r1ums vorgeschlagen, Aaus dem Zuschußfonds einmalıge Kapital-
abgaben solche (GGemeinden geben, die durch Beschlufß der
(GGemeindeorgane die Verplflichtung übernehmen, ZUT dauernden
Erhöhung des Grundgehalts für den nhaber eıner Pfarrstelle
einen Zuschufß gewähren. Außerdem hatte das Konsistoriıum
den Wunsch, auf Bitten der Organisten un Chorleiter der (Ge-
samtsynode eiıne Vorlage ber die gesetzliche Regelung der An-
stellungs- un Ruhegehaltsverhältnisse unterbreiten. Jedoch
scheiterte das versicherungstechnischen Bedenken.
Is Chalybäus uns 1903 verlie1$”, berichtet Kaftan in

seinen „Erlebnissen un Beobachtungen”, „sagte MI1r ein 1n Schles-
wig-Holstein angesehener Mannn Das Gescheiteste ware, Sie über-
nahmen jetzt den Vorsıitz. In meıner Antwort verwies ich nıcht NUr
auf die Unmöglichkeit eines solchen Vorgangs in Preußen, sondern

auch Aaus meiınem Herzen heraus, ich sSe1 leber Generalsuper-
intendent als Konsistorialpräasıident.”

I1 Von 19083 ıs 1918

War die erste Periode der Taätıgkeıt des Konsistoriums VOI-

wıegend den Fragen un! Problemen der allmählıchen Überleitung
der Verwaltung in den preulßischen Staatsverband un der Be-
seıtigung der kirchlichen Notstände ın den großen Gemeinden
gewıdmet, mußte sich die Behörde in den Jahren VONM 1903 bıs
1918 mıt Problemen beschäftigen, die durch die wirtschaftliche un:
sozlale Entwicklung der Proviınz Schleswig-Holstein auch das
kirchliche Leben berührten. Die Zunahme der Bevölkerung durch
Zuwanderung VOoO  —; Arbeitskräften, besonders be1 den Wertten un
als Kanalarbeiter, der Ausbau VOon Erwerbsunternehmungen
führte ZUrTr Errichtung Kirchengemeinden WIie auch der
Notwendigkeit einer einheitlichen Kirchensteuergesetzgebung 1n
den seıit 1867 Preußen NECUu hinzugekommenen Provinzen. An-
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dererseıts wurde dıe mächtig aufkommende soziale Frage un der
damals VO  — marxiıstischer Seite die Kirche un iıhre Botschaft
geführte Kampf der Geister für die kirchliche Verwaltung
einem mehr un mehr drängenden Problem, das der Loösung be-
durfte Auch die innerkirchliche Auseinandersetzung forderte dıe
Aufmerksamkeit der Behörde un iıhre ständıge Beobachtung
heraus. Der Ausbruch des Ersten Weltkrieges 1mMm Jahre 1914 jeß
reilich diese Fragen un: Probleme einstweılen 1n den Hınter-
grund treten, enn die Kriegslage wartf andere, dringendere
Fragen auf, die Fürsorge für Gefallene un Hinterbliebene,
die Betreuung VO  - Verwundeten, die Regelung der mıt der Kriegs-
wirtschaft verbundenen Angelegenheıiten un schliefßlich die Auf-
rechterhaltung der kirchlichen Verwaltung unter den durch die
Kriegszeıt erschwerten Verhältnissen.

Am Ende dıeser Periode stand dann, bedingt durch den Aus-
Sang des Krıeges un: das durch dıe Änderung der poliıtischen Lage
erfolgte Aufhören des preußiischen Summepiskopats, eıne vollıge
Neuordnung der kirchlichen Organisation.

urch Ernennung VO 4. Januar 1904 wurde der bisherige
Verwaltungsdirektor des Charıte-Krankenhauses 1n Berlıin, tto
Müller, Z Direktor des evangelisch-lutherischen Konsistoriums
in 1e1 unter Verleihung des Charakters als Konsistor1alpräsident
ernannt. Er uübernahm se1ın Amt Februar des gleichen Jahres.
Müller studierte Rechtswissenschaft und WAar bereıits VO  —$ 1890 bis
1895 1n jel als Konsıistorialrat tatıg, ging ann nach Hannover,

eım Landeskonsistorium als Oberkonsistorialrat VO  - 1895
bıs 1901 wirkte, bevor dıe Stelle als Verwaltungsdirektor
dem Berliner rankenhaus übernahm. 1905 wurde ıhm der theo-
logische Ehrendoktor verliehen. In seıner Eigenschaft als König-
lıcher Bevollmächtigter eroöffnete 1906 dıe zehnte Sıtzung der
Gesamtsynode. Kıs War zugleich dıe letzte 5Synode, der raf Re-
ventlow präsıdıierte. „Miıt berechtigter Neüugier” schrieb Pastor
Paulsen, Brügge, 1m „Kirchen- und Schulblatt“ VO Februar
1906 „sahen ohl die Synodalen seinem Auftreten entgegen.
Und €es ist ohl der Eindruck bei allen derselbe: Wır dürfen ott
danken  9 da{ß dieser Mann ZUT Leitung unserer Kirche berufen ist
Die Bereitwilligkeit un Gewandtheit, mıt welcher auf alle
Fragen antwortete, die Freundlichkeit, welche 1mM Verkehr mıt
den Synodalen ze1igte, VOT allem das schöne Bekenntnis, welches

Schlufß ablegte: Jesus Christus gestern und heute un derselbe
1n alle Ewigkeit haben ihm viele Herzen gewonnen. ”

Im Bereich des Konsistoriums selbst mußlßte der Cu«cCc Präsident
dem dSeptember 1904 1mM Alter Von Jahren gestorbenen
Öberkonsistorialrat Dr. Wıilhelm Schwartz, Pastor in Garding,



€es des Kieler Konsistoriums 41

den Nachruf schreiben. Er rühmte dem Verstorbenen darın eine
ausgezeichnete wissenschaftliche Bıldung, Kenntnis des schleswig-
holsteinischen Kirchenrechts SOW1e eın unpartelisches Urteil ach

Fragen, die das Konsistorium ın dieser eıt besonders beschäf-
tigten, dıe Neuerrichtung VO  - Kirchengemeinden 1mM Raum
der wachsenden Großstädte Altona un Kiel, außerdem eschlüsse
ber das Lehrvikarıiat sSOWl1e ber dıe Ausbildung der Kandıidaten,
die künftig eın Jahr 1mM Predigerseminar un ein weıteres Jahr
1im Lehrvikarıat als „Erweıiıterung un: Vertiefung 1mM Sinne der
Einarbeitung 1n dıe praktische Amtstätigkeıt” bleiben sollten.
Weiter wurde eine Aufforderung dıe Pastoren gerichtet, sıch
der Konfirmandensache anzunehmen, etwa durch einen besonderen
Aufstellungsgottesdienst be1i Begınn der Konfirmandenstunden,
WI1e übrıgens schon 1n verschiedenen (Gsemeinden übliıch WATrT,
oder unter Umständen durch Familienabende eiım Abschlufß der
Konfirmandenzeıt. Auch richtete das Konsistorium wıieder Orgel-
kurse für Organisten e1n, die ımfer der Leıtung der Organisten
Johannsen, Kiel, un! Stephanı, Sonderburg, stattinden sollten.

Auf dem Gebiet VO  —$ Kirche und Schule machte das „Schul-
unterhaltungsgesetz” ein1ıges Kopfzerbrechen, das VO kirchen-
teindlichen Kreisen als „Schulverpfaffungsgesetz” bezeichnet
wurde un als Mittel Z Proklamıerung des Kirchenaustritts,
besonders ın Kıiel, Husum un Neumüunster, herhalten mußte
„Hier sollte“ schrieb Pastor Sommer 1mM „Kirchen- un Schul-
blatt“ VO 31 Maärz 1906 „dıe organısıerte Kirche den Mund
auftun. Jetzt mussen allen Leuten dıe Notstände unserer rofßs-
stadtgemeinden klar werden.“

Als wichtigste Vorlagen legte der Präsıdent des Konsistoriums
der zehnten Gesamtsynode den Entwurf eines Kirchengesetzes VOT,
betreffend Erhebung VO  — Kirchensteuern 1ın den Kirchengemeıin-
den Bisher entbehre, heißt CS 1ın der Begründung dıesem
Gesetz, das kirchliche Steuerwesen 1in wesentlichen Beziehungen
der gesetzlichen Regelung un Ausgestaltung. Die 1mM wesent-
lıchen gleichartıgen Bedürfnisse 1n den evangelıschen Landes-
kirchen Preufßens und nıcht mıinder das staatliıche Interesse erfor-
ern eiıne gleichmäßige un gleichzeitige gesetzgeberische Behand-
lung des kirchlichen Steuerrechts. Das Gesetz wurde Marz
906 erlassen. Weıter hatte sich die Synode beschäftigen mıiıt
einem Gesetzentwurt ZUT Beseitigung VO  —_ Schwierigkeiten, die auf
Grund der Durchführung des Parochialverbandsgesetzes VO

Juni 898 für grolße, der JTeilung 1ın FEinzelgemeinden bedürf-
tıge Kirchengemeinden entstanden sınd. Parochialverbände WUTI-
den übrigens 1n dieser eıt 1n Altona und 1n 1e] errichtet.

Eine „Denkschrift ber die Erscheinungen des ırchlıchen Lebens
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1903—1908”, dıe der Synode 1m Jahre 1909 VO Konsistorium
vorgelegt wurde un die 1in Zukunft alle sechs Jahre vorgelegt
werden sollte, gab eın aufschlufßreiches Biıld VO Leben ın der Lan-
deskirche. Zum Volksschulwesen wurde gesagt, daß VO  - den 51
Kreisaufsichtsbezirken 16 durch standıge Kreisschulinspektoren
und 35 durch landeskirchliche Geistliche besetzt selen. Dabe!:1 wird
der Wunsch ausgesprochen, dafß die geistliche Schulaufsicht bald
der Vergangenheit angehören moge. Die einzıge organısierte
evangelisch-reformierte Gemeinde befindet siıch in Altona, der
Prediger dort hat Kiel, Itzehoe, Rendsburg und Glückstadt miıt
bedienen. Die Remonstrantengemeinde in Friedrichstadt hat 992
Mitglieder. Mennoniıten sind in Altona un 1ın Friedrichstadt. Be1i
den Katholiken ist infolge Zuwanderung eın Anwachsen VO  —

0,26 1mM Jahre 1871 auf 2,74 1mM Jahre 1905 beobach-
ten Das Verhältnıis der beiden Konfessionen untereinander ist
aber 1M SaNZCH friedlich. Die Bildung VO  en Sekten ist gering,
bedeute ber einen ernsten inwels auf Mängel un! Lücken 1ın der
landeskirchlichen Arbeıt. Neue Kirchengemeinden wurden 1in der
eıt VO  — 1904 bıs 1908 errichtet in Gaarden, Ellerbek, Skrave,
Eidelstedt, Schiffbek, Garstedt, in Tangstedt und Bramf{eld, rofs-
Flottbek, Esingen un! mehrere ecue (Gemeinden ın den Stäadten
Altona un: 1el Zum Oktober 1909 wird die Propsteı Fehmarn
aufgehoben, iıhre (Gsemeinden werden der Propstei Oldenburg
zugelegt.

Die Herausgabe eiıner „Denkschrıift ber wichtige Erscheinungen
des kirchlichen Lebens“ gyab dem Konsistoriıum Gelegenheit, 1mM
„Kirchlichen Gesetz- un Verordnungsblatt” VO 15. März 1910
eine Miıtteilung dıe Kirchenvorstände richten, iın der 6S heißt
„ Je wichtiger und vielseitiger uNseTeT Anregung bezüglıch Mate-
rialsammlung ber die eıt VO  — 1909 bis 1914 entsprochen werden
wird, in desto höherem (Gsrade wird es ermöglicht werden, in der
nächsten enkschriftt eın umfassendes, anschauliches und zutreifen-
des Bild VO  —$ dem gegenwartıgen Bestand des kirchlichen, rel1ı-
g10sen un siıttlichen Lebens 1n UNsSCICK Landeskirche entwerfen
und dıe ZUT Förderung dieses Lebens gee1gnete Anregung
geben::

In der gleichen Ausgabe des irchlichen Gesetzblattes wird auf-
gerufen eıner Kirchenkollekte ZU Besten der geistlıchen Ver-
SOTSUNS der Kanalarbeıiter tür den er Aprıl Hauptsächlicher
weck der durch diese Kollekte aufkommenden Mittel se1 C5S, die
Kosten bestreıten, dıe Aaus einer eintachen aber würdigen Aus-
stattung der 1n den Kanalbaracken efindlichen Altarraume
wachsen.

Zweimal sah sıch die Kirchenbehörde 1n dıesem Zeıiıtraum BC-
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notıgt, ın innerkirchliche Auseinandersetzungen einzugreifen un
ein klärendes un mahnendes Wort die Kirchengemeinden
richten. Das erste Mal geschah das 1m Jahre 1911 1ın demN-
ten „Fall Heydorn” Martin Heydorn, geboren 4. September
1873 1ın Neustadt als der Sohn eines Baurats, WarTr anfänglıch Offi-
zier SCWESCH, studierte ann Theologie un: wurde 1905 Hılfs-
geistliıcher in 1el 1908 ging als Pastor nach Breslau, kehrte
aber Z7WEeI Jahre spater nach Schleswig-Holstein zurück un über-
ahm das Pfarramt 1n Burg auf Fehmarn. Hier geschah C5S, da{fß
in der Wochenschrift „Licht un Leben“ hundert I hesen VeLr-

öffentlichte, deren Inhalt nıcht NUuI 1n der eigenen Gemeıinde, SOMN-

ern auch in weıteren reisen der Landeskirche Aufsehen un
Anstoß erregte. Das gab dem Konsıstorium Veranlassung, unter
dem 8& Marz 1911 ein Schreiben den Fehmarner Pastor rich-
ten, in dem ıhm die Anregung gegeben wird, diese IT hesen nıcht
als den Abschlufß des wissenschaftliıchen Nachdenkens anzusehen,
sondern weıter ernsthatte Studien pillegen, namentlich dıe He1i-
lıge Schriftt ZU Gegenstand eines unbefangenen un: auf ott
gerichteten Studiums machen. n Anbetracht des ernsten Lebens-
wandels, der großen Amts]jugend un der Einzelseelsorge WIT  d
aber VO  —; „weıteren Schritten abgesehen un 65 be1 einer Ermah-
NUuNs belassen”

Sicher dürfte dieser Fall, den das Konsistorium in sehr ma{fß-
voller Weise ehandeln versucht hat, neben vielleicht noch e1IN1-
SCH anderen Erscheinungen 1mM Leben VO  —; Kirche un (Gemeinden
den Präsidenten des Konsistoriums azu gebracht haben, auf der
zwolften ordentlichen Gesamtsynode VO 4. November 19192 ein
bekenntnismäliiges un klärendes Wort Nach einem
Nachruf für den bisherigen Präsıdenten der Synode, VoNn Bülow-
Bothkamp, un den Generalsuperintendenten D. Wallroth SOWI1Ee
den Superintendenten Soltau Präasıdent Müller
„Auch in uUunNseIer Landeskirche gart CS VO  } tief einschneidenden
Fragen un Problemen;: auch dıe Pforte ÜASCIET Landeskirche
klopit der Kampf der (Greister un droht 7Zwietracht 1ın die eigenen
Reihen Lragen. ber mMmMas der Sturm die Kirche umbrausen un

ihren Grundtesten rütteln, WITr wollen nıcht Fest-
gewurzelt 1n dem unverrückbaren Grrunde des Evangelıums, sicher
geborgen in der ljebendigen Gemeinschaft mıt ihrem erhoöhten
Herrn un: Meıiıster wird die Kirche der Reformation iıhre urzelin
11UT tiefer senken un erstarken 1im Sturm Das eich mu{fß uns doch
bleiben! Das ist unseTe Hoffnung, unseTr«e Zuversicht, Gebet.”

Hier, auf der Tagung der etzten Gesamtsynode VOT dem Aus-
bruch des Ersten Weltkrieges, wird etwas deutlich VO  — dem Kampf

Claube un Weltanschauung un Kirche, der dıie eister mehr
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un mehr ergreifen begann und der seine urzeln hat 1n dem
exakten Denken moderner Wissenschaften WI1IEeE in dem Rıngen
Ceu«e sozlale Lebensformen.

In diese Auseinandersetzungen fiel annn auch eine Begebenheıt,
dıe das Konsistoriıum noch einmal notıgte, 1ın aller Offentlichkeit
Stellung nehmen. Das geschah 8. Juli 1913 in einer Eirkla-
rungs dem „offenen Wort”, das der Hauptpastor Friedrich
Andersen in Flensburg in den „Flensburger Nachrichten“ VO

Junı 1913 veroöffentlicht hatte Andersen, geboren 1560 ıIn enf
als Sohn eines Pastors, hatte 1n Tübingen, Erlangen, 1e1 und Ber-
lin Theologie studiert, WAar ann seıit 1890 Zzuerst Diakonus, annn
Pastor St Johannıs in Flensburg geworden. Im Visıtations-
bericht VO 1906 wurde VO  $ iıhm gesagt „kenntnisreicher heo-
loge, sehr tatız un SCTD gehört”. Plötzlich setzte annn ein radıiıka-
ler Bruch mıt der orthodoxen Vergangenheıt e1n, der iıhn azu
führte, das Ite Testament als Grundlage der Verkündigung der
Kırche abzulehnen. Schon 1ın der VO ihm herausgegebenen Schrift
„Antiklerikus" hatte e solche Gedanken vertreten. Jetzt ber
wandte sıch 1n der Tageszeitung se1nes Wirkungsortes mıt einem
„offenen Wort“ die weıtere Offentlichkeit.

Das veranlaßte 1U das Konsistor1um, eine Erklärung abzu-
geben, 1n der hieß „ Wır wWwI1ssen leıder, da{fß der Pastor Ander-
SC  - 1mM Unterschied VO den meısten auch seiner theologischen Ge-
sınnungsgenossen alles Verständnis für das Ite Lestament un
seine großen Schätze verloren hat, WIT haben seın daraus erwach-
sendes, einem Geistlichen uUNSCrIeETr Kirche nıcht ohl anstehendes
Verhalten T  n ber 6 ist nıcht angangıg, dafß diese seine
Auffassung gelflissentlıch un obendreın in gehässıger Weise immer
wıeder 1N dıe Offentlichkeit rag und dadurch verletzt un
bıttert.

Da Andersens Auffassung in Lehrerkreisen Schleswig-Holsteins
Zustimmung fand, ahm dıe Zeitschrift des Allgemeinen Lehrer-
vereıns, das „Schulblatt der Proviınz Schleswig-Holstein” 1n einer
„Religiös-kirchlichen Rundschau“ 21. August 19153 61. Jahr
Sang, Nr. 34) dieser Sache Stellung un! bemerkte azu
„Mehr acht der Fall Andersen VO  - sıch reden, der durch Pastor
Andersens voreilıge Flucht 1n die Offentlichkeit entstand. Jetzt
aber scheıint auch dort wieder uhe eingetreten ZUu se1ın, Was nıcht
zuletzt dem Ma{ißhalten des Konsistoriums zuzuschreiben ist

Innerhalb des Konsıstoriums traten 1ın der eıt VO  e 1904 bıs ZU
Ausbruch des Ersten Weltkrieges eiıne Reihe VON personellen Ver-
anderungen ein, die aber 1er 1Ur insoweiıt mitgeteilt werden sol-
len, als dıe Namen dieser Personen für die weıtere Entwicklung
der Behörde VO Bedeutung sınd. u04 wurden Konsistorial-
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raten ernannt: Florschütz SOWI1e der Kirchenhistoriker der Kieler
Universıitat, Professor VO  - Schubert. Von iıhnen wechselte der erste
1906 das Konsistoriıum ın Hannover ber 1905 wurde der b1ıs-
herige Konsistorialassessor Lampe ZU Konsistorialrat ernannt,
ebenso der Superintendent D. Soltau 1n Ratzeburg. Der Gerichts-

Büttner, der Aaus Hannover kam un 1906 Z Konsısto-
rialassessor ernannt wurde, verliefß auf eigenen Antrag schon nach
Sanz kurzer eıt diese Stellung. An seine Stelle trat der Gerichts-

Sımoni1s, bisher 1n Holzminden, der dem Konsistorium
lange Jahre bıs se1iner Versetzung in den Ruhestand angehörte.
eitere Miıtglieder der Behörde in dieser eıt Propst FEr
Petersen in Hadersleben un der Klosterprediger un Privat-
dozent lıc Rendtor{ff 1ın Preetz, der aber als hauptamtlıches ge1ist-
lıches Miıtglied 1910 wieder ausschied, weıl dıe Professur für
praktische Theologie der Universitat 1e1 übernahm. Im Jahre
1907 trıtt als Hilfsarbeiter 1NS Konsistorium eın der Stadtrat a.D
einrich Starke, wurde ein Jahr spater ZUI) Konsistorialrat
ernannt un 1914 als (Geheimer Konsistorialrat ach Hannover
versetzt Der geistlıche Konsistorialrat D.Soltau starb 1911, se1ine
Stelle übernımmt einıge eıt spater der bisherıge Hauptpastor 1n
Wandsbek un jetzt Superintendent ın Ratzeburg, Johannes Lange
1ne etatsmäßßige Ratsstelle wurde 1mM gleichen Jahr dem bısherigen
Hilfsarbeiter im Miniısteri1um, Konsistorialrat Loyke, übertragen.
Ebenso wurde der Regjierungsassessor Freiherrt On Henintze, bisher
In Koöslın  , ZUr kommissarıschen Beschäftigung e1ım Kieler Kon-
sistorıum beruten Er und se1in Mitarbeiter Simonis werden 19192

Konsistorialräten ernannt. Zugleıich treten als Konsistorialräte
1m Nebenamt Propst Mordhorst, Kiel, un Hauptpastor Heesch 1ın
Büsum 1n die Behörde eın

Der Ausbruch des KriegesAstellte dıe kirchliche Ver-
waltung VOT vollıg CUuc Aufgaben un Probleme. Jlle Konzen-
'ratıon richtete sıch auf dıe durch dıie politischen Verhältnisse DC-
schaffene Lage Innerkirchliche Auseinandersetzungen traten hın-
ter den Kriegsnotwendigkeıten Zzurück, gemeindliche Fragen mußlten
den unbedingt notwendıgen Aufgaben der Aufrechterhaltung der
kirchlichen Versorgung der (Gemeinden viele Pastoren un kirch-
ıche Amtstrager rückten ZU Heeresdienst ein sSOWw1e eiıner mMOg-
lıchst geordneten Finanzverwaltung weıchen. Daher beschränkten
sıch auch die Vorlagen für dıe Gesamtsynode auf das unbedingt
notwendıge Maiß Für den 4. August 1914 wurde eın allgemeiner
Bettag Aaus Anlafß der Kriegsgefahr angeordnet. Unter dem Ein-
druck der ersten Diege der deutschen I ruppen wiırd die Veranstal-
tung VO  e Dankgottesdiensten empfohlen. Daneben ergeht eıne
Bekanntmachung ber die Entsendung des Pfarrers Bobeth Aaus
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Ostpreußen ZUrFr Versorgung der ostpreußischen Flüchtlinge. Im
„Gesetz- un Verordnungsblatt” erscheinen die ersten Gefallenen-
anzeıgen, dıe Verleihung Von Kriegsauszeichnungen wird miıtge-
teilt un: ZUTr Linderung der durch den Krieg hervorgerufenen
Note wird aufgerufen. Richtlinien die Pröpste ber die mıilı-
tärısche Vorbereitung der Jugend werden veröffentlicht.

So trat VoO bis ZU November 1915 dıe dreizehnte (Gesamt-
synode1, dıe erste Kriegssynode un: zugleich die letzte,
die Prasıdent D. Müller als Königlicher Kommissar eröffnete.
Außerlich zeigte diese Synode schon eın verandertes Bild 35 Syno-
dale nahmen ZUuU ersten Male den Sıtzungen teil Die Kriegs-
zeıit ertforderte die Beschränkung auf die unbedingt notwendiıgen
Dınge Von den 96 Miıtgliedern der Synode VO  - 1912 NUuTr

58 zurückgekehrt. Präsident Müller konnte mitteılen, dafß sıch die
Finanzlage der Kirche gebessert habe, der Kirchensteuersatz wurde
VO  3 D auf v H herabgesetzt.

Je mehr der Krieg sich iın die Länge ZOS, stärker wurden
auch VO  — irchlicher Seite dıe Aufrufe, durch möglıchste Sparsam-
keit auf allen Gebieten die Versorgungslage des Vaterlandes
sicherzustellen. Mehrere Bekanntmachungen wurden VO Kon-
sistorıum azu erlassen, eın Appell ZU!T Mitarbeit der Frauen 1m
Gemeindeleben wurde die Gremeinden gerichtet, eın theo-
logischer Kriegslehrgang multe abgehalten werden, un: 1917
wurde der Dienstantrıtt des Ministers der geistlıchen, Medi-
zinal- un: Unterrichtsangelegenheıiten 1in Preufßen, Dr. Schmidt,
offizıell mitgeteilt. Personell erfolgte 1mM gleichen Jahre die Eirnen-
Nuns der beiden Generalsuperintendenten Mordhorst für Holstein
un Petersen für Schleswig.

Der bisherige Generalsuperintendent für Schleswig, Dr. Theo-
dor Kaflan, schıed mıiıt der Vollendung se1nes siebzigsten Lebens-
jahres 1a17 freiwillig aus seinem mte au  N Dem Konsistorium
hatte als „geborenes Mitglied” seıt 18556 angehört, un sein Rat
W1€E seine Kenntnis der Bevölkerung sSOWI1e des kulturellen un!'
relig1ösen Lebens ın Schleswig-Holstein haben auch auf die Hand-
lungen des Konsistorıiıums, SEe1 anregend, sE1 ecSsS mäalßigend, DC-
wirkt Insoweıt bedeutete das Ausscheiden dieses Mannes Aaus der
ırchlichen Verwaltung gerade in der Kriegszeıt einen erheblichen
Verlust. Obwohl Kaltan, w1e selbst 1n seinen Lebenserinnerun-
SCH bekennt, dıe „Mitarbeit 1m staatskirchlichen KRegıment satt“
hatte un sich „trOotz meıner guten persönlichen Bezıiehungen
meıinen Miıtarbeitern Aaus diesem Betrieb heraussehnte“, ware
doch weiterhin 1mM Amt und 1in Schleswig-Holstein geblieben, wenn

„geahnt hatte, daß Deutschland 1918 zusammenbrechen un
eine Revolution das überlebte Staatskirchentum beseitigen” wurde:
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„In der Heimat bleıben, 1mM Amt auszuharren, die letzte rafit
in den Dienst der Neugestaltung unseTrecs Kirchenwesens stellen,
ware für miıch selbstverständlich SCWESCH. ber iıch ahnte nıchts.“
So hat selbst se1in Ausscheiden motiviıert. Kaftan übernahm annn
eın Pfarramt 1in einer lutherischen Gemeinde in Baden

Eine der etzten Mafßfßnahmen des „Königlichen Konsistoriums“
WAar das Ersuchen dıe Geistlichen VO Dr September 1918, auf
dıe Ansprache des Kaisers dıe Arbeiterschafit ın Essen hinzu-
weılsen un „dadurch seinem Aufrut standhattem Vertrauen iın
der tür das Schicksal unseTrTCs gesamten Volkes entscheidenden eıt
auch ın unseren Gemeinden Geltung verschaffen“.

Dazu War 6S NUu  —$ reilich spat Am 9. November 1918 brach
die Revolution Au  N Die Folge WAarTr eine vollıge Veranderung der
staatlichen un politischen Verhältnisse. Die Monarchien wiıichen
der Republik, der Obrigkeıitsstaat der parlamentarisch regjıerten
Demokratie. Innerhalb des Reichsgebietes wurde der Bundesstaat
Preufßen WI1Ie auch die anderen Bundesstaaten einem ‚Land”
Der Monarch hatte dem Ihron entsagt, un das wirkte sich durch
den Fortfall des VO iıhm ausgeübten Summepiskopats auch auf die
küniftige Gestaltung der Landeskirche Au  N Am .Dezember VCI-

öffentlichte das Konsistorium die 28 November 1918 durch den
„Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung“, Adolf

Hofimann, verfügte Anordnung, dafß „unter den veränderten Ver-
haltnıssen 1ın dem allgemeınen Kirchengebet die FKurbitte für den
König und das königliche Haus in Wegfall gekommen” se1

Die Wirksamkeit des Konsistoriums als einer königlichen Staats-
behörde, die dem preulßßßischen Minister unterstand, WAar damıt
Einde Die Kirchenprovinzen standen VOTI der Aufgabe, Ss1 NCUu

organısıeren und sıch eine K Verfassung geben.
Am 4 Dezember 1918 veröffentlichte das Konsistorium eine

„Ansprache die Gemeinden un Geistlichen der Landeskirche
betreffend die Irennung VO  — Staat un Kirche“” Darın heißt 65

Irennung VO Kirche und Staat, lautet eıner der Programm-
punkte der Regierung. Wiır dürfen dıe Gefahr nıcht unter-
schaätzen, die der Kirche aus der Irennung VO Staate erwaäachst
oder doch erwachsen annn Zu groifß ist dıe Gefahr, dafß die Iren-
NUNngs VO  =) Staat un Kirche zugleich einer Irennung VO  $ Kirche
un: olk wırd Darum mMu der Rut ıcht NUTr dıe bisherige Lan-
deskirche, sondern auch die Volkskirche ist 1ın Gefahr, uberall in
den (Gemeinden aut erschallen. hne die organische, auf dem
lutherischen Bekenntnis ußende Landeskıirche keine Volkskirche,
ohne Volkskirche eın christliches olk Zwar ist eın Grund
nervoser Beunruhigung un! übersturzten Entschlüssen. Es ist
sehr ohl möglıch, dıe Irennung in solchen Formen vollziehen,
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da{fß S1E für dıe evangelisch-lutherische Kirche nıicht 11UT erträglich
wird, sondern ihr durch Befreiung VO  } allerhand Rücksich-
ten und Verplflichtungen w1e durch konsequenten Ausbau ihrer
Selbständigkeıit reichem degen werden ann ber Cs darf ke1i-
Nnecn brutalen Gewaltakt geben. Das Konsistorium erblickt auch 1n
der Gesamtsynode nach W1€e VOT das gegebene Organ, das sıch 1m
Einvernehmen miıt dem Konsistorium ın erster Linıe mıiıt der Frage
der Irennung VO Staat und Kıirche SOWI1e der Neugestaltung der
Kirchenverfassung beschäftigen haben wird

111 Von 1918 is 1933

urch die Revolution, die VO  - 1e] Aaus nach der Befreiung der
1mM Arrestlokal 1in der Feldstraße inhafitierten meuternden Matro-
SC  e} iıhren Anfang nahm verschwanden 1n allen deutschen Staaten
die Monarchien, ohne da{fß sıch ırgendwo eine and ihrer Ver-
teidıgung rührte. Die politische Macht Jag plötzlıch 1N den Händen
der Sozialisten. ber diese bereits seıt 1917 in sich gespal-
ten in die sogenannte VO  — dem spateren Reichspräsidenten Ebert
geführte „Mehrheitssozialdemokratie“ un in die „Unabhängige
sozlalistische Partei“ die der Leninschen Idee des ate-
taates huldigte und deren Durchführung auch durch politische
Unruhen un einen Generalstreik erzwingen versuchte. In
Bayern (Kurt KEıisner), Sachsen (Max Hölz) und ın Berlın kam es
radikalen Auswüchsen. Demgegenüber standen die Mehrkheits-
sozialısten auf dem Boden der parlamentarıschen Demokratie, und
Ebert bemühte sich,; gewaltsame Veraänderungen verhindern
un uhe und OÖrdnung aufrechtzuerhalten. Die politische Macht
lag zunächst 1n den Haäanden der sıch überall bıldenden „Arbeiter-
un Soldatenräte“. Die beiden sozlalıstischen Parteien bıldeten
ann als gemeınsame Regierung den -Rat der Volksbeauftragten“.
Als dritte polıtische Strömung kam ann der bereıts 1916 VO
Liebknecht und Rosa Luxemburg gegründete „S5partakusbund”
hinzu, der sıch scharf Ebert un seinen Versuch, einen B
ordneten. gesetzmälsıgen Übergang einem Staatswesen

bilden, wandte  9 dıe Arbeiter aufforderte, sıch bewaffnen un:
den politischen Kampf ‚Auf der Straße“ auszuführen. In 1el haben
ın jener eıt Zzwel radikale Zeitungen, die „Republık” als Organ
für dıe Unabhängige sozi1aldemokratische Partei der Provinz
Schleswig-Holstein (gegründet 1918 und dıe W ochenschrift - ODar-
takus als UOrgan der Kommunistischen Partei Schleswig-Holsteins
mıt der ersten Ausgabe VO März 1919 kurze eıt bestanden.

Der Beschlufß entsprechend dem Programm der Mehrheitssozia-
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Geschichte des Kieler Konsistoriums

lısten, für den 19. Januar 1919 Wahlen einer verfassunggeben-
den Nationalversammlung auszuschreiben, hatte eCur polıtische
Unruhen ZUr Folge, hervorgerufen durch dıe linksorientierten
Kreise. Die Regierung, Aaus der die Unabhängigen bereıts
2?9. Dezember 1918 austraten, sah sich genötigt, durch militärisch
organısierte Freiwillıgenverbände die uhe wıederherzustellen.
Diese Aufgabe übernahm der Mehrheitssozialist Noske Auch 1in
1e] bildeten sıch solche Verbände Aaus heimgekehrten Soldaten
und Studenten, den Aufstand der radıkal revolutionaren Kom-
munısten nannten s1ie sich seıit dem Januar 1919 nıederzu-
schlagen.

Dieser kurze Überblick ber die politischen Ereignisse der
Jahreswende 918/19 zeıgt dıe Lage, ın der sich auch die Kirchen
und ihre verwaltungsmäßigen Organe befanden. In den Ländern
sah 65 ja nıcht anders aus als 1mM eich Wohl Zing 1ın den Verwal-
Lungen der Betrieb weıter Ww1e bıisher, ber dıe Tendenzen, die
durch den Kampf der polıtischen Parteien ausgelöst worden9
griffen auch das kirchliche Leben 1in seiner Gesamtheit Schon
auf der Gesamtsynode VO 14 bis Dezember 1918, die Prä-
sıdent Müller als „Kommissar der Kırchenregierung“ eröffnete,
wurde 1€s deutlıich. Die Verschlechterung der Finanzlage machte
eıne Erhöhung der Umlage auf notwendig. 1e1 mehr aber
zeigte sich die Synode beunruhigt durch die Maßnahmen der VOI-

lauhgen preußischen Regierung, die die Irennung der Kıirche VO  -
Staat un Schule 1n Aussicht stellten Das hat, führte Präsident
Müller aus „1N weıten Kreisen der Christenheit schwerste Beun-
ruhigung hervorgerufen. Die Lage ist in der Tat sechr ernst“. Im
kirchlichen Gresetz- un Verordnungsblatt VO 29 Dezember 1918
wurde eine Kundgebung der Gesamtsynode veröffentlicht, ıIn der
dıe Synode iıhre Unruhe un Besorgnis ber die Mafinahmen der
Berliner Regierung ZU Ausdruck brachte. Diese betrafen dıe
unitige Gestaltung des Religionsunterrichts, die Antastung des

kirchlichen Vermögens, dıe Frage der Aufrechterhaltung des kırch-
liıchen Besteuerungsrechtes un dıe möglıiche Zurückziehung der
Staatszuschüsse, schließlich die Erhaltung der Theologischen Fa-
kultäten den Universitäten.

Der Problemkreis, mıt dem sıch das Konsıstorium oder besser
gesagt die kirchliche Verwaltungsbehörde jetzt beschäftigen
hatte, ist durch dıe Kundgebung der Synode bereits umrıssen:
Irennung der Kirche VO Staat, Bildung einer eigenständıgen
Landeskirche mıt einer eigenen Landeskirchenverfassung, Neu-
organısıerung der iırchlichen Verwaltung, Vereinbarungen ZW1-
schen Kirche und Schule, etztlich Fragen, die durch die Kırchen-
austrıttspropaganda un die Gottlosenbewegung, durch den nde
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der zwanzıger Jahre beginnenden Anstieg der Arbeitslosigkeit
un durch verschiedene, angeblich moderne Zeıtstromungen her-
vorgerufen wurden. Das neben der dorge für eıne geordnete
Verwaltung die hauptsächlichen Aufgaben, deren Losung die
Kirchenbehörde jetzt herangehen mußÖte Diese Dinge gilt CS jetzt
1mM einzelnen un: 1n iıhrem Ablauf betrachten.

AÄAm 18 Julı 1919 wurde die Ortsschulinspektion durch die Geist-
lıchen aufgehoben. Aber den gültigen Bestimmungen ber die
Leitung des Religionsunterrichts 1ın den Schulen wurde nıchts
geandert.

Schon eın Jahr spater, auf der Tagung der Außerordentlichen
Gesamtsynode VO 1:7: bıs Juni 1920, konnte Praäasıdent Müller
als Beauftragter der Kirchenregierung den Synodalen ein Bild der
augenblicklichen Lage geben. „Die Lücke“, hieß CS ın seinen
Ausführungen, „  1€ infolge der Staatsumwaälzung mıt dem Weg-
fall des Landesherrn un se1nNes Kirchenregiments in unNnserer Kir-
chenverfassung eingetreten ist, wurde durch den Paragraphen
des Staatsgesetzes ZUT vorläufigen UOrdnung der Staatsgewalt ın
Preuflßen in der Weiıse ausgefüllt, dafß die Rechte des Königs als
Träger des landesherrlichen Kirchenregiments vorläufig auf TEL
VOonNn der Staatsregierung bestimmende Staatsminister EVAaANSC-
lischen Glaubens übergegangen sınd.“ In der Verfassung des
Deutschen Reiches VO 11. August 1919 ( Weimarer Reichsverfas-
SUng) hat ein wesentlicher eıl der VO  $ der Gesamtsynode für die
küniftige Gestaltung des Verhaäaltnisses VO  —$ Staat un Kirche auf-
gestellten Forderungen Berücksichtigung gefunden. Zwar legte die
Verfassung mıt dem Artikel 137 „Es besteht keine Staatskirche“
den (Gsrundsatz der ITrennung VO  — Staat un: Kirche test ber dıe-
SCT Grundsatz wird, „Wwı1e WIT hoffen, in einer die kirchlichen Inter-

schonend berücksichtigenden Weise ZUT Ausführung kom-
men Gewährleistet wurden, W1€e Präsıdent Müller VOT der Synode
hervorhob, die Eigenschaften der Landeskirchen als Körperschaften
des offentlichen Rechts, das kKıgentum un die Rechte ıhren für
Kultus, Unterricht un: Wohltätigkeit bestimmten Anstalten, Stif-
tungen un: sonstigem Vermögen, schliefßlich die Anerkennung der
Selbstverwaltung innerhal der Schranken des für alle geltenden
Gesetzes un das Besteuerungsrecht. Die Bildung selbständiger
Kirchenregierungen ist vorgesehen, daher ıst die Schaffung eıner
Kirchenverfassung durch eine außerordentliche verfassunggebende
Landeskirchenversammlung erforderlich. Um die Vorbereıtungen
dafür treiffen, soll eıne „Denkschrift ZU Entwurf eines Kıirchen-
gesetzes für eine außerordentliche verfassunggebende Landes-
kirchenversammlung der evangelisch-lutherischen Kirche der Pro-
1NZz Schleswig-Holstein” zusammengestellt werden. Den Auftrag
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azu erteılt die landeskirchliche Zentralstelle für Verfassungs-
iragen. Die Bearbeiter dieser Denkschrift sind Justizrat Dr bra-
ham, Oberkonsistorialrat Dr Freiherr VO  $ Heintze VON der kırch-
lıchen Verwaltungsbehörde und Justizrat Niese.

Die durch den Versailler Vertrag 1m Norden, Westen und Osten
Deutschlands geforderten Abstimmungen ber die Zugehörigkeit
bisher deutscher Gebietsteile ZU Deutschen Reiche oder ande-
T enachbarten Natıiıonen veranlafßten die ırchlichen Organe
Schleswig-Holsteins, Augenmerk ach Nordschleswig rich-
ten Hier führte dıe Volksabstimmung VO  $ 1920 ZUT Abtretung
Nordschleswigs Dänemark. Dadurch ergab siıch für dıe Landes-
kırche eine CUuU«C Siıtuation hinsichtlich der Propsteien Hadersleben,
Sonderburg, Apenrade und Tondern. So wurde noch 1im gleichen
Jahr das Konsıiıstoriıum in Gemeinsamkeit mit dem Gesamtsynodal-
ausschufß ermächtigt, die „infolge der Abtretung des nordschles-
wigschen Gebietes Däanemark erforderlichen Änderungen der
Wahlkreise für die Wahl der Abgeordneten ZUr Gesamtsynode bıs
ZUT1 künftigen kirchengesetzlichen Regelung vorläufig festzusetzen“
Ebenso wurde der Erlaß eines Kirchengesetzes ber dıe Unter-
bringung der nordschleswigschen Geistlichen erforderlich. Die
spatere Entwicklung hat ann bekanntlich azu geführt, dafß sıch
neben der dänischen Staatskirche iın Nordschleswig eine „nord-
schleswigsche Freigemeinde” bıldete, dıie In Verbindung mıt der
Landeskirche stand

1E mehr sıch Nnu 1in der eıt der politischen Umgestaltung dıe
Landeskirchen ın den einzelnen Ländern iıhre verfassungs-
maßıige un kırchliche Eigenständigkeıit bemühen mußten,
mehr re sıch bei iıhnen das Bedürtfnis nach gemeınsamer Aus-
sprache und, WEeNNn möglich, nach gemeınsamem Handeln. Die VO

bis September 19921 tagende 15 ordentlıche Gesamtsynode
hatte sıch bereits mıt dieser Frage beschäftigen. Präsıdent
Müller erklärte azu 1n seıner Eröffnungsansprache: „Mit freu-
diıger Zustimmung hat die Gesamtsynode VO  $ 9920 die eschlüsse
des Dresdener Kirchentages ber einen festeren Zusammenschluß
der deutschen evangelıschen Landeskirchen begrüßt un! das Kon-
siıstor1ıum in Gemeinsamkeit mıt dem Gesamtsynodalausschuß e.-

machtigt, den Anschlufß den Deutschen Evangelischen Kirchen-
bund vorzubereiten.“ Die 5ynode hat ann diesen Beıitrıtt der
schleswig-holsteinischen Landeskirche ZUu Deutschen Evange-
lischen Kırchenbund beschlossen.

Die Arbeiten für die Cu«c Kirchenverfassung gyıngen inzwischen
weıter. Am September 1921 fanden die W ahlen ZUrTr verfassung-
gebenden Landeskirchenversammlung sta un 12. Dezember
War der erste Verhandlungstag. Der Verfassungsentwurf nach den
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Beschlüssen des Verfassungsausschusses VO  - 19292 bildete annn das
Grundkonzept für die eCu«c Kirchenverfassung, deren W esen un
Methode 1ın der iırchlichen Presse ıIn zahlreichen Artikeln un
Meinungsäußerungen erortert wurden.

Es ann 1mM Rahmen dieser historischen Betrachtung ber die
Entwicklung des Konsistoriums NUu  —$ nıcht dıe Aufgabe se1ın, das
Verfassungswerk VO  —; 19292 1mM einzelnen ehandeln. Nur auf
einıge weniıge Punkte soll 1er eingegangen werden. Nach der Kın-
leiıtung führt die Kirche der Proviınz Schleswig-Holstein hinfort
dıe Bezeichnung: „Evangelisch-lutherische Schleswig-Holsteinische
Landeskirche“ Ihr Bekenntnisstand wiıird durch dıe Cu«cC Verfas-
SUNS ıcht berührt. Zur Untermalung dieses Grundsatzes wird das
Wort Aaus dem 1. Korintherbrief, Kapiıitel Vers 11 angeführt:
„Fınen anderen (Gsrund ann nıemand legen außer dem der gelegt
ist, welcher ist Jesus Christus. ” Weıter bestimmt der 4, dafß die
Landeskirche sich unter voller Wahrung ihrer Selbständigkeit
freudig dem 1m Deutschen Evangeliıschen Kirchenbund verwirk-
lıchten Zusammenschlufß der evangelıschen Kirchen Deutschlands
bekennt und bereıt ıst, den Aufgaben des Bundes mitzuarbeıten.

Über dıe Organe der Landeskirche wurde 1ın dem Verfassungs-
entwurtf ($ 104) ursprünglich gesagt, da{fß S1€e Aaus der Landessynode,
der Kirchenregierung, dem Landesbischof un dem Landeskirchen-
amt bestehen sollten. Diıese Bestimmung hat ann die Synode da-
hin abgeändert, dafß die Stelle des einen Landesbischofs TEe1
oberste Leıiter der Sprengel Schleswig, Holstein un Lauenburg
treten sollten, un ZWarTt dıe beiden Bischöfe für Schleswig un für
Holstein un der Landessuperintendent für Lauenburg. Die ober-
ste Verwaltungsbehörde wurde das Landeskirchenamt, das 1mM
wesentlichen dieselben Befugnisse haben sollte w1e das rühere
Konsistorium. Mitglieder des Landeskirchenamts sınd dıe beiıden
Bischöfe, der Präsıdent des Amtes, der e1in Jurist se1in mulß, der
Vizepräsident un! dıe erforderliche Zahl der geistlichen und nıcht-
geistlichen Mitglieder.

Die CUu«cCc Verfassung wurde 1m Jahre 1929 geschaffen. S1e CI -

hielt, nachdem die Verfassungen 1in allen Landeskirchen der PICU-
ßischen Provinzen VO  — den verfassunggebenden Kirchenversamm-
lungen festgestellt un! erlassen worden9 durch das „Staats-
gesetz betr die Kirchenverfassungen der evangelischen Landes-
kırchen“ VO 8. Aprıl 1924 dıe staatliıche Anerkennung, besonders
auch hinsichtlich der Vertretung un Verwaltung des Vermögens
sSoOW1e des Steuer- un Umlagerechts.

Das Verfassungswerk, dem der Oberkonsistorijalrat Dr rel-
err VO  —$ Heıintze als Mitglied der kirchlichen Verwaltung wesent-
lich mitgearbeıitet hatte, fand in der Eröffnungsansprache des Pra-
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sidenten Müller auf der Landessynode VO  — 9924/95 noch einmal
seine Würdigung. Müller, der ach  —— Synoden als königlicher Kom-
m1ssar un!: zwel als Bevollmächtigter des Landeskirchenausschusses
eröffnet hatte, sagte, daß nunmehr nach den Bestiımmungen der

Kirchenverfassung die Vollmacht der Eröffnung der Synode
auf den Vorsitzenden der Kirchenregierung übergegangen se1 Es
War die erste durch Urwahlen gebildete Landessynode. „Der heu-
tıge Tag“, Präsident Müller, „bedeutet eiınen wichtigen Ab-
schnıtt in der Neugestaltung un 1mM Leben UNSCIG: Kirche War
bisher die kirchenregimentliche Behörde, auf eigenem echt
hend, der prıimare J räger des Verfassungslebens un die Gesamt-
synode mehr eıne Erganzung un Beschränkung der kirchenreg1-
mentlichen Gewalt, kehrt sich nu das bisherige Schwergewichts-
verhaltnıs zwischen Kirchenbehörde un Synode grundsätzlıch
Die Landessynode waählte jetzt die beiden Bischöfe, den Vorsitzen-
den der Kirchenregierung SOWI1e den Prasıdenten un dıe Mit-
glıeder des Landeskirchenamtes. Demnach sah das Landeskirchen-
am  gun als Nachfolger des Konsistoriums nach der Wahl durch diıe
Kirchenregierung VO I8 Oktober folgendermaßen aus Präsident
D. Müller, Vizepräsident Dr. Freiherr VO Heıntze, Oberkonsisto-
rialrat Simonis, als Konsistorialräte (Clarstensen un Bührke, fer-
9148 als Hilfsarbeiter Konsistorialassessor Dr. Petersen. Das
die sechs Juristen. Zu iıhnen kamen als Theologen hınzu Propst
D. Niese, Flensburg, Propst Schmidt, Kiel, Propst Völkel, tzehoe,
Pastor Nielsen, Kıel und außerdem noch Professor D. Kögel VOoNn

der Theologischen Fakultät der Universıitat 1el
Für seine intensive Mitarbeit Verfassungswerk der Landes-

kirche wurde Vizeprasıdent Dr Freiherr VOoOonNn eintze 1925 die
Ehrendoktorwürde der Theologischen Fakultät der Christiana
Albertina verliehen. In dem Diplom wurde hervorgehoben, dafß

als langjähriges Mıtglied des Landeskonsistoriums mıiıt eben-
sovıel irchlichem Interesse un theologischem Verständnis W1e
Juristischem Scharisinn un Gesetzeskenntnis die Vorlage ZUr

Kirchenverfassung bearbeiıtet un auf der Landeskirchen-
versammlung der Umarbeıtung un endgültigen Fassung diıeser
Vorlage erfolgreich mitgearbeitet” habe, „unermüdlıch un treu
dem VO den Vaätern ererbten lutherischen Bekenntnis“.

Neben den dorgen un finanzıellen Schwierigkeiten, denen das
Landeskirchenamt durch die Geldentwertung des Jahres 19923
begegnen hatte un: die CSs hinsichtlich der Besoldung der Geist-
lıchen nach Möglichkeit ındern suchte, machte der „Fall lau-
sen- l’odenbüttel“ einıges Autsehen. Der in Todenbhüttel wirkende
strengglaäubige Pastor hatte mıt einem scharten Angriff auf Bischof
Mordhorst behauptet, dafß ber 50 v.H der Pastoren der Landes-
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kirche ihr Ordinationsgelübde brächen un der Bischof nıchts SC
tan habe, S1e aus dem Amt entfernen. Nachdem Clausen
durch Zwel disziplinarische Bestrafungen VOIN Maij] un VO

Oktober 19923 Aaus dem Amt entternt worden WAaT, veroöffentlichte
in schleswig-holsteinischen Zeitungen 1mM Januar 19923 als be-

zahlte Anzeıge eınen „Offenen Brief das Konsistorium , in dem
C  9 nach einem Vvon Pastor Tonnesen als edakteur der „Landes-
kirche” veroöffentlichten Bericht, die Landeskirche, iıhre Behörde,
ıhre Generalsuperintendenten un Pastoren ın unerhorter Weıiıse

verleumden versuchte. Denn der „offene Brief sSEe1 keıine objek-
tiıve Erwiderung auf den Urteilsspruch des Landeskirchlichen Dıs-
ziplinarhofs”.

Das Konsistorium sah sıch veranladßit, 17. Januar 19923 eıne
Erklarung dıeser Sache abzugeben, ın der 6S heißt Der ruüuhere
Pastor Clausen Todenbüttel veroffentlicht unter der Überschrift
„Gott aßt sıch nıcht spotten” einen offenen Brief das Konsısto-
r1um, Händen des Herrn Präsıdenten D. Müller. Dieser offene
Brieft wiederholt Angriffe, derer Clausen mehrtfach disz1-
plinarısch bestraft un schließlich se1nes Amtes enthoben ıst Dıie
beiıden etzten Disziplinarentscheidungen VO 10. Maı und Q Ok-
tober 1922 dıe mıt Rechtsmitteln nıcht angefochten sind, haben
WITr schon durch Bekanntmachung VO 11. Dezember 199292 1n NSC-

{ Kirchlichen (Gresetz- un Verordnungsblatt veröffentlicht. Eıs
besteht für uns eın Anladls, auf dıe erneuten Anwürfe Clausens,
der Aaus der Landeskirche ausgetreten ıst, einzugehen.

Die UÜberleitung des Konsistoriums iın das Landeskirchenamt
WAarTr die letzte größere Tätigkeit, die der Konsistorialpräsiıdent
D. Müller noch ausubte. Nach vierzigjähriger Dienstzeıt schied 61

9925/926 Aus seinem Amt un: trat 1n den Ruhestand. Gestärkt
wurde seıne segensreiche Taätıgkeit, W1e der Vorsitzende der Kir-
chenregierung, Bischof Mordhorst, in seiner Abschiedsansprache
VOTLI der zweıten ordentlichen Landessynode 26. Mai 1926 her-
vorhob, durch die besondere Begabung, auch 1in schwerer eıt dıe
Finanzen der Landeskirche erfolgreich geleıtet haben Müller
hat ann noch als Konsistorialpräsıdent mıiıt dem Jıtel eines Wirk-
lıchen Geheimen Oberkonsistorialrats in 1e] gelebt und ist
26. Dezember 1945 1n Kriseby gestorben.

Als se1in Nachfolger wurde 1926 vorgestellt D.Dr. Freiherr VvOon

Heıntze, dem als Vizepraäsıdent un Stellvertreter ermann 1mo0-
N1Ss ZUT Seite stand Eın Antrag, dıie Oberkonsistorialratsstelle miıt
eiınem Geistlichen besetzen, wurde VO  w der Synode vorläufig
zurückgestellt. Jedoch WAar bereıts mıt Wırkung VOoO Oktober
19925 der bisherige Pastor Nicolaus Christiansen, j1el-Holtenau,
als geistlicher Hiılfsarbeiter 1n das Landeskirchenamt einberufen
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worden. Ebenso begann Junı 1925 Dr Christian Kınder seine
Tätigkeıt e1ım Landeskirchenamt.

Neben den Verwaltungsaufgaben auf dem finanziellen un: kir-
chenrechtlichen Gebiet sSOoWl1e 1mM Bereich der Pfarrbesetzungen
wurden iınnerbehördlich zunachst einıge Reformen 1mM Landes-
kirchenamt selbst durchgeführt. Der noch aus der eıt des preCu-
ßischen Konsistoriums herrührende etwas schwertfallige bürokra-
tische Weg wurde durch Verbesserungen elastischer gestaltet. Auch
die Enge des Raumes 1in dem Gebäude Sophienblatt Nr 12
konnte 1M Laufe der Jahre beseıtigt werden. Allerdings hatte die
Verwaltungsbehörde ja ihre ruhere Stellung, Beauftragter des
Mınisters 1n landeskirchlichen Dingen se1n, die Kirchen-
leiıtung abgeben mussen. ber Präsident un: Vizepräsident SC-
hörten der Kirchenleitung un wirkten be1 den Beschlüssen mıt
Die Vorlagen für die Landesynode mußten natürlıch 1m Landes-
kirchenamt vorbereıtet un ausgearbeitet werden. Daneben mach-
ten die Beratungen 1in den überregionalen kirchlichen remıen des
Kirchenbundesamtes WI1e der Kirchentage un die kirchlichen Kon-
ferenzen mannıgfache Reisen der Dezernenten des Amtes erfor-
derlich.

Eines der wichtigsten Probleme dieser eıt WAar dıe Regelung
des Verhältnisses zwischen Kirche un Schule Da der vorgesehene
„Reichsschulgesetzentwurf” in absehbarer eıt nıcht (sesetz WT -

den wurde, sah sıch dıe Landeskirche 1n Schleswig-Holstein Aaus
inneren und grenzpolitischen Gründen genotigt, dıe zwischen
Kırche un Schule bestehenden Streitfragen unverzüglıch einer
befriedigenden Lösung entgegenzuführen. Das geschah durch eine
zunäachst auf das Schuljahr 19924 befristete, aber, falls keine Kün-
digung erfolgen wurde, stillschweigend jeweıls eın weıteres
Jahr gültige „Vereinbarung VO 31 März 19924° In einer Ver-
sammlung des Landeselternbundes ın 1el Aprıl 1923, dıe
unter dem Vorsıtz VON Oberkonsistorialrat Dr Freiherr Heıintze
stattfand, wurde der Inhalt dieser Vereinbarung zwischen dem
Konsistorium, der Regierung un dem Provinzialschulkolleg1um
bereıts besprochen un:! erlautert. Sie sollte den bisherigen Stand
der Schule 1n Schleswig-Holstein festhalten, enn hieß CS 1m
ersten Absatz der Vereinbarung: „Die Schleswig-Holsteinische
Schule soll auch ın Zukunft die alte evangelisch-lutherische Schule
der Heimat se1ın, dıe 1in unseceremm Volkstum wurzelt, sıch durch
Jahrhunderte bewährt un: sıch als die uNsSseICIHN Volke anNngemCS-
SCNE orm bewılesen hat Sie ist die Regelschule, andere Schul-
tormen können LLUT auf besonderen Antrag eingeführt werden.
Sie steht, WI1E bisher, auch nıcht evangelischen Kındern often
(Art 1485,2 un 149,2 der Reichsverfassung). Fur die Beschulung
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konfessioneller Minderheiten ıst w1e bisher dorge tragen.“
eitere Satze dıe alleinıge Aufsicht des Staates ber
die Schule un die Durchführung der 1n Artikel 149 Abs un
der Reichsverfassung festgelegten Bestimmung, dafß der Keligi0ons-
unterricht 1in Übereinstimmung mıt den Grundsätzen der Kirche
erteıilt werden soll

Auf der Tagung der Landessynode VO  —$ 19928 ahm Präsident
VO  - Heıintze noch einmal dem Ausdruck „konfessionelle Schule“
Stellung un: führte azu AauS, dafß die Kirchenregierung darunter
die alte evangelisch-lutherische Schule verstehe. Hauptzweck der
Erklärung der Kırchenregierung se1 gegenüber der Verwirrung der
Begriffe die Feststellung der Schule als konfessionelle Schule Um
ber Mißverständnissen vorzubeugen, sSe1 ausdrücklich nıicht dıe
Bezeichnung „Bekenntnisschule“ gewählt worden. Andererseıts
aber se1 auch eın Zweifel darüber gelassen, daßß, WCNN in einem
küniftigen Reichsschulgesetz zwischen konfessioneller un (semein-
schaitsschule unterschieden wurde, unNnsCeTEC schleswig-holsteinische
Schule NUTr den konfessionellen Schulen zugerechnet werden könnte.

Andere Probleme, miıt denen sich nıcht NUuUr dıe Kirchenleitung,
sondern auch die kirchliche Verwaltungsbehörde beschäftigen
hatte, ergaben sıch Aaus den polıtischen, den wirtschaftlichen un:
den weltanschaulich-kulturellen Fragen der eit Die Notwendig-
keit, den übergroßen Kirchengemeinden durch dıie Errichtung

Pfarrstellen eıne bessere kırchliche Versorgung geben,
trat das Landeskirchenamt heran. Bischof Mordhorst erkannte
auf der Landessynode VOon 19928 diıe ernsten Bemühungen der
Beamten des Landeskirchenamts in dieser Richtung offentlich
Die Arbeit der Jugend, besonders auch der durch die Wiırt-
schaftskrise Ende der zwanzıger un: Begınn der dreißiger
Jahre ausgelöste Erwerbslosigkeit Junger Menschen, führte ZUT

Einrichtung VO  — Jugendpfarrämtern. In 1e] wurde der spatere
Bischof Wester 1in eın solches Amt berufen, miıt dem der Ver-
fasser dieses geschichtlıchen Rückblicks sıch 1931 auf eine Freizeit
jugendlicher Erwerbsloser 1M Landheim Bistensee begab, mıiıt
den Jugendlichen nıcht 1L1IUT diskutiert, sondern auch versucht
wurde, S1E durch praktische Arbeit VOT vollıger Verneinung, die
durch langes Fei:ernmüssen leicht eintrıtt, bewahren. Die Volks-
mi1ssion un auch dıe Offentlichkeitsarbeit der Kirche beıides
KEınrıchtungen des „Landesvereins tür Innere 1ssıon“ brauchten
die Miıttel für iıhre Arbeiten. Die kirchliche Behörde mu{fßte sS1e 1n
den Haushaltsplan verständıg, un ohne dafßi die Landeskirche
dadurch schr belastet wurde, einbauen. Am Januar 1930
wurde als Leiter des „Kvangelıschen Presseverbandes Schleswig-
Holstein“ ZU ersten Male eın hauptamtlicher Journalist beruten.
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Auch konnten die kirchlichen Stellen dem immer harter werden-
den Weltanschauungskampf nıcht untatıg zusehen. Die Protokolle
der Synoden, die Berichte 1n der ırchlichen Presse „Landes-
kirche”, „Volk un Kirche“ geben davon ihren Lesern e1InN-
gehend Kenntnis. Eine Verwaltungsbehörde, dıe nıicht LUr nach
juristischen Regeln iıhr Amt verwaltet, sondern zugleıch iıhre Auf-
gabe darın sieht, der VO  - der Kirche verkündeten Botschaft des
KEvangelıums Raum schaifen, bleibt natürlich VO  - allen diesen
Dıngen nıcht unberührt. So iıst CS verständlıch, dafß diese eıt
erfüllt WAar VO  ; dem Kıngen diese Probleme. Wenn die Kirche
auch „keine Regierungserklärungen” abzugeben hatte, stand S1e
doch miıtten 1im Strome der eıt un: versuchte, als „echte Volks-
kirche ber alle Klassen un: Stande hınweg” iıhren Dienst tun.

Das WAar nıcht 1Ur in Schleswig-Holstein 5 sondern uch in den
anderen Landeskirchen. Dadurch ergaben sich immer wiıeder Kon-
ferenzen un: Beratungen, denen dıe Beamten des Landes-
kirchenamtes teilzunehmen hatten. Auch mufte der „Entwurf
eines Vertrages zwiıischen dem preußßischen Staat un: den CEVan-

gelischen Landeskirchen Preußens“ ausgearbeıtet un: entsprechend
vorbereitet werden. Die Landessynode VO 1930 ermächtigte dıe
Kirchenregierung mıiıt der Fortführung dieser Verhandlungen. Auf
dem Gebiet der kırchlichen Presse richteten sıch die Bestrebungen
darauf, eine Kıirchenzeitung für das lutherische Niederdeutschland

schaffen, deren Verbreitungsgebiet dıe Landeskirchen Braun-
schweig, Hannover, Oldenburg, Hamburg-Bremen-Lübeck, Meck-
lenburg un Schleswig-Holstein se1n sollte. Am November 1930
erschıen ZU ersten Male die „Niederdeutsche Kirchenzeitung”.
Die bisherigen 1LLUTX 1m Raum eiıner Landeskirche erscheinenden
Blätter „Mecklenburgisches Kirchen- un: Zeıitblatt”, „Evangelische
Wahrheit“ (Hannover), „Kirchen- un Schulblatt“ un „Die Lan-
d_eskirche“ 1n Schleswig-Holstein stellten darauft ihr Erscheinen
C1IiMN

Von 19383 hıs 1945

So kam die eıt heran, steigende Arbeitslosigkeit, dıe acdız
kalisierung des polıtiıschen Kampfes un se1ıne Verlegung weıthın
auf die Straße SOWI1e dıe Ohnmacht der die Republık VO 919
tragenden Parteien einer Verschiebung der politischen Macht-
verhältnisse führten, dıe mıiıt dem ıeg des Nationalsozıialısmus
endete. Hıtler uübernahm 1933 die Macht, un das VO  — ıhm
nachst gebildete „Kabinett der nationalen Konzentration“ wich
bald der alleinıgen Herrschafit der Von dieser Umwand-
lung 1m politischen Bereich blieben auch dıe Kirchen nıcht
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berührt. Die CUu«CcC Machtkonstellation War „totalıtar sS1e ergriff
alle Bereiche des politischen, des geistigen un auch des relig1ösen
un kirchlichen Lebens un suchte sS1e 1m Sinne ıhrer „ Welt-
anschauung” umzubilden.

Die Synode, die September 1933 1n Rendsburg agte un
in der dıe Angehörigen der „Glaubensbewegung Deutsche hri-
sten dıe Mehrheıit hatten, wurde durch eın Grußwort des Präsıi-
denten des Landeskirchenamts Dr Freiherr VO  =) Heıintze dıe
nordschleswigschen Pastoren eröffnet. Eıs wurde annn weıter ber
den „Versuch der Bildung einer Kirche Niedersachsens“ SC-
sprochen, in der dıie Kirchen VO  e Hannover, Hamburg, Lübeck, den
beiden Mecklenburg, Braunschweıig, Bremen, Eutin, Oldenburg,
Schaumburg-Lippe un Schleswig-Holstein zusammengefalßt WT -
aen sollten. Dankesworte wurden den scheidenden Bischof

Mordhorst gerichtet. Die beiden Bischofsämter für Schleswig
und für Holstein wurden einem Amt unter dem Landesbischot
Adalbert Paulsen zusammengefaßt.

In der irchlichen Verwaltung trat insofern eine Veränderung
e1ın, als nunmehr in Ablehnung der bisherigen parlamentarıschen
orm eın „Landeskirchenausschufßs“ un daneben das Landes-
kirchenamt die Funktion der Kirchenleitung übernahmen. Dem
Landeskirchenausschufß gehörten 1934 Dr Freiherr VO  -
Heıintze als Vorsitzender, Kaufmann Aselmann, Vizepräsıdent
Christiansen, Propst Faust, Dr med Goldbeck-Löwe, V:  1Ze-
prasıdent Dr Kınder, Landesbischof Paulsen, Oberkonsistorialrat
Peperkorn, Konsistorialrat Rössing und Uberbürgermeıister Dr
Sievers. Mitglieder des Landeskirchenamts Freiherr VO  (
Heintze als Präsident, Dr Kınder un Christiansen als Vizeprası-
denten, Lange als Landessuperintendent für Lauenburg, ferner
dıe Oberkonsistorialräte (larstensen un Peperkorn, als Kon-
sıstorl1alraäate 1m Hauptamt Bührke und Dr Epha un als neben-
amtliche Konsıstorijalrate Propst Schmidt, Kiel, dıe Pastoren Niel-
SC  e un: Rössing, Kıel, un! Propst 5S1iemonsen, Altona.

|DITS 1mM Zuge der Vereinheitlichung des gesamten öffentlichen Le-
ens gebildete „Deutsche KEvangelische Kirche“ mıt Reichsbischof
un: Reichskirchenkanzlei 1eß dıe Landeskirche einem Glied
dieser Einheit werden, ihre Behörde erhielt VO  —$ Berlın AQus ZCI1-
trale AÄAnweisungen durch dıe Kirchenkanzlei un: spater durch das
Reichsministerium für dıe kiırchlichen Angelegenheiten. Innere
Spannungen un! Richtungskämpfe erschwerten oft einen FC-
ordneten Verwaltungsgang. 1935 wurde der Landeskirchenaus-
schufß bereıts insoweıt umgebildet, als ıhm neben dem Landes-
bischof ZWEeE] Vertreter der Bekennenden Kirche, Zwel Vertreter der
„Lutherischen Kameradschaft“ un der Senatspräsident ber-
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landesgericht, Stutzer, angehörten. D. Dr Freiherr VO  - Heintze
wollte diese Entwicklung nıcht weıter mitmachen un trat 1936
VO  e seinem Posten als Präsident des Landeskirchenamts zurück.
ehn Jahre spater, März 1940, ist 1n Neumüunster RC-
storben. Als dıe Präsidentenstelle verwalst WAaTr, berief der Lan-
deskirchenausschufßfß den bisherigen Vizeprasıdenten Dr Christian
Kınder ZU kommissarıschen Präsiıdenten, der ann durch end-
gültıge Ernennung VO Jahre 1938 Präsident des Landeskirchen-
amts wurde. Kinder ist Schleswig-Holsteiner VO  - Herkunftit un:
Geburt. Er wurde in Plön MaijI 1897 als Sohn des die
Heimatgeschichte unseTres Landes schr verdienten Bürgermeısters
Johann Kınder geboren un!: hatte VO Vater- und Mutterseıite
eine echte evangelısch-lutherische Haltung mitbekommen. Nach
dem Jurastudium und einer Tätigkeit als Amtsrichter 1n Barm-
stedt un Irıittau SOW1e als Anwalts- und Notarvertreter kam
1925 in das Landeskırchenamt un kannte seıit dieser eıt die
Fragen und Probleme SOWI1e die Arbeitsweise des Landeskirchen-
amts aus eigener Anschauung.

Es ist 1U nıcht möglıch, 1m Rahmen dieser Darstellung ber
die Geschichte des Konsistoriums un se1nes Nachfolgers, des
Landeskirchenamts, eine Kirchengeschichte ber die etzten dreißig
Jahre schreiben. Dazu bedarf eınes eingehenden Studiums
Von Akten un Vorgängen, die heute och nıcht restlos greifbar
sınd, vielfach sich auch noch in persönlıchem Besıtz behinden. Des-
halb soll 1er jetzt LUr chronologisch eıne kurze Zusammenfassung
der wichtigsten Ereignisse folgen, miıt denen die Verwaltungs-
ehörde sıch beschältigen hatte Wer ber die eıt VO  — 1933 bıs
1945 sıch eingehender unterrichten möchte, sEe1 verwıesen auf dıe
beiden ZUT Greschichte der Kırche dieser Jahre erschienenen Bücher:
Johannes Bielteldt „Geschichte des Kirchenkampfes 1ın Schleswig-
Holstein“ un Christian Kınder „Neue Beıtrage ZUFT Greschichte der
evangelıschen Kirche in Schleswig-Holstein und 1m eıich 19924
bis

Litwa seıit den Jahren 1935 un 1936 Wal 1n der eine
verstärkte Radikalisierung des politischen Lebens durch elt-
anschauliche un rassısch bedingte Forderungen un Mafsnahmen

beobachten, dıe den ursprüngliıch 1mM Programm der Partei ent-
haltenen Satz 95  16 Partei vertritt den Standpunkt eines posıtıven
Christentums, ohne sıch eın estimmtes Bekenntnis binden”,
außer Kurs etzten Das führte Bedrängnissen auch für
die kırchliche Verwaltung. So ıtt die Offentlichkeitsarbeit unter
einer zunehmenden Beschneidung des Lebensraumes der kırch-
'lichen Presse durch die Einschränkung der Papierlieferung, iıhre
Schriftleiter erhielten Verwarnungen un!:! Verweise durch dıe
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Reichspressekammer un das Reichspropagandaministerium. Die
landeskirchlichen Einrichtungen christlıiıcher Liebestaätigkeıit wurden
bedrängt in ihrer Arbeit un 1N ıhren Mitteln beschnitten. Organı-
satıonen, die der Kırche feindlich gegenüberstanden, W1€ die
„Deutsche Glaubensbewegung” und die sogenannte Ludendorff-
bewegung, erfreuten sıch demgegenüber in zunehmendem aße
der Grunst der Parteidienststellen.

Der Ausbruch des Zweıten Weltkrieges 1939 traf die kirchliche
Verwaltungsbehörde in dem gleichen Maße wWw1e die anderen
Dienststeilen 1n Preußen un: 1m eich Von iıhren Miıtarbeitern
wurde neben dem Präsidenten eine Reihe ZUuU Heeresdienst e1n-
SEZOSCNH, un: dıe 1ın jel verbleibenden bekamen bald durch die
Luftangriffe den Ernst der Lage spuren. Das Gebäude des Lan-
deskirchenamts erlitt bei einem Luftangriff Januar 1944
einen JTotalschaden, der die Evakujerung der Verwaltung nach
Timmendorfer Strand erforderlıch machte 1er fand das Amt
VO Januar 1944 bis ZU 17 Januar 1946 eine Unterkuntftt.
Präsıdent Dr Kınder, der gleich Begınn des Krieges eingezogen
worden WAäl, wurde 19453 endgültig AaUuUs der Wehrmacht entlassen.
Im gleichen Jahre gab sein kirchliches Amt ab un: übernahm
dıe Stelle des Kurators der Christian-Albrechts-Universitat
1e1 ein Nachfolger wurde der bisherige Vizepräsıdent Herbert
Bührke, geboren ın Posen Oktober 1891 als Sohn des Aka-
demischen Zeichenlehrers iılhelm Bührke. Er hat 1ın Göttingen
un in Halle Rechtswissenschaft studcıert. Nach se1iner Ernennung
ZU Konsistorialrat 1m Jahre 1925 durchlief dıe einzelnen Sta-
tionen bis ZU Vizepräsidenten des Landeskirchenamts. Von 1944
bis 1954 ist Bührke ann Präsident SCWECSCH. Von den haupt-
amtlıchen Dezernenten des Amtes kehrte Konsistorialrat Dr
undram nıcht mehr aus dem Kriege zurück. Er wurde 1im Osten
vermiı%6t.

Seıt 1945

Das nde des Krieges mıt der völlıgen Kapitulatıon, der weıt-
gehenden Zerstorung kirchlicher Gebäude un dem Schalten der
Besatzungsmacht SsSOWw1e dem KEınstromen der Flüchtliınge un
Heimatvertriebenen, darunter auch viele Pastoren un geistliche
Amtstrager, nach Schleswig-Holstein stellte die Kirchenbehörde
VOT CuU«C und schwere Aufgaben. Ihre Lösung War ın der eıt der
wirtschaftlichen Not, der Geldentwertung un dem Durcheinander
aller Verhältnisse nıcht leicht Die Synode VO  — 1945 versuchte die
kirchenregimentlichen Fragen insotern wıeder ordnen, als dıe
Synodalordnung wieder eingerichtet wurde un als Bischöfe f}  ur
Schleswig un für Holstein Wester und Halfmann berufen
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wurden. Für das Landeskirchenamt mußÖte in 1el wieder eıne
euUEC Bleibe gefunden werden. Sie bot siıch zunächst 1in einem kirch-
lıchen Gebäude 1n der Körnerstraße d das Amt zehn Jahre
lang untergebracht FEWESCH ıst, bis es annn D Dezember 1956
den Neubau der Dänischen Straße beziehen konnte.

Erst allmählich, nachdem sich die wirtschaftlichen Verhältnisse
in Stadt und and wıeder stabilisiert hatten un das politische
Leben in der Demokratie seinen geordneten Gang lief, konnte
INa  — die Lösung VO  - Aufgaben herangehen, die sıch Aaus dem
Verhäaltnis VO  — Staat und Kirche, Aaus dem iınnerkirchlichen Rechts-
leben und der Ordnung, Aaus dem Wiederautbau zerstorter Kirchen
un Pfarrhäuser un Aaus der Versorgung NC  en un: schnell wach-
sender Siedlungsgebiete mıt Pfarrern un Gemeindezentren e_

gaben.
Zuerst kam einmal darauf d dem iırchlichen Leben wieder

eine rechtsgültige OÖrdnung geben, die die Befugnisse der e1nN-
zeinen Urgane bestimmte un: dıe in der NS-Zeıt aufgehobene
synodale Verfassung wieder herstellte. Das Landeskirchenamt
hatte für diese CUuU«C „Rechtsordnung” die Vorarbeiten eısten.
Das geschah schon während der Amtszeıt VO  — Präsident Bührke.
Nachdem ann dieser Februar 1954 ıIn 1e] gestorben WAäarL,
trat Dr Oskar Epha seine Nachfolge Er ist November
1901 geboren, studıerte Rechtswissenschaft in 1e1 un 1 übıngen
un gehörte nach seiner juristischen Ausbildung dem Landes-
kiırchenamt zuerst se1t 1927 als juristischer Hıltfsarbeiter un seı1t
9929 als Konsistorialassessor 1933 wurde Konsistorialrat
un 1948 Oberkonsistorialrat. Unter seiner Präsidentschaft wurde

Maıiı 1958 die Cu«c Rechtsordnung erlassen. Sie trat die
Stelle der Kirchenverfassung VO  — 1924 und hat damıt dem kirch-
lıchen Verfassungsleben wieder eıne ecue Grundlage gegeben.

Die zweıte größere Angelegenheit, die dıe Kirchenverwaltung
vorzubereıten un regeln hatte, betraft das Verhältnis VO  —
Kıirche un Staat Die gegenseıtigen Rechtsangelegenheiten muflß-
ten, nachdem S1 in der „Bundesrepublik Deutschland”“ der CHtc
Staat mıt den einzelnen Ländern, denen die Kulturhoheit zustand,
konstituiert hatte, vertragsmäliig geordnet un gegeneinander
abgegrenzt werden. So kam CS ZU Abschlufß eines Staatskirchen-
vertirages zwischen dem and Schleswig-Holstein un der Landes-
kirche Dieses Vertragswerk ist Aprıl 1957 in Kraft SC-
treten

Dr Kpha hat das Landeskirchenamt bis 1964 geleitet, 1n diesem
Jahre irat in den Ruhestand. Seitdem ist der jetzıge Präasıdent,
Dr. Erich Grauheding, der Leiter der ırchlichen Verwaltungs-
behörde.
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Bischof D. Wilhelm Heinrich Koopmann
Generalsuperintendent des Herzogtums Holstein

VO 1885 bhıs 1871

Von Johann Schmidt

In der ersten Nummer des Kirchlichen Amtsblattes des Könıig-
lıch evangelisch-lutherischen Constitoriums 1n 1e] VO August
1568 ıst auf Seıite dıe „Ansprache des Consistoriums die (Ze-
meınden un die Prediger” mitgeteilt (S 32) Unter der An-
sprache stehen die Namen: Mommsen, Koopmann, Godt Vers-
INAaNnn, Rendtorff, Jensen, Chalybäus.

Über den zweiıter Stelle Genannten, dessen theolog1ischer
Beıitrag 1in der Ansprache unverkennbar ist, schrıeb Christian
Jensen, damals noch Pastor in Ulvesbüll, nach Koopmanns sehr
plötzlichem Heimgang 1.

D Koopmanns Verlust ist schwer ersetzen Ja in diesem
Augenblick ist, soweıt WIT sehen, 1n unserecn Herzogtümern ein
Mann, der dıe Lücken, die durch diesen Tod 1mM Bischofsamt un
1im Konsistorium entstanden sind, Sanz auszufuüullen 1mM Stande
ware. Gottes (Gedanken sind nıcht unNnseIe Gedanken: aber der
Herr hat alles ohl gemacht, da{fß UuNnNnscIm Lande einen solchen
treuen Kämpfer doch kurze eıt gegeben hat Er ruhe 1n Frieden
bis auf dıe Stunde, da alle Toten durch des Menschensohnes
Stimme auterstehen werden.“

Im Anschlufßß diesen Nachruf weıst Christian Jensen hın auf
„Die Osterbotschaft ein Wort die christliche Gemeinde“ un
sagt VO dıesem etzten Buch Koopmanns: „Es ist nach allen Seiten
hin ein gewaltiges Büchlein. Er (Koopmann) hat uns hier, ohne
6S wiıssen, seinen Schwanengesang9 un: dieser wird
1n unserem Lande noch Jange 1ın den Seelen der Gläubigen nach-
klingen un: in den Ohren aller Widersacher nachgellen. Moöchte
jeder, dem der Glaube Gottes Wort euer ıst, S1 dasselbe
verschaffen suchen.“

S%äswig-Holsteinisdnes Sonntagsblatt uUrs  DE Haus, Nr. VO 4. Juni 1871,



Johann chmiıdt

ılhelm Heinrich Koopmann, VO  I dem das „Sonntagsblatt fürs
Haus” Aaus dem Jahre 1871 mıiıt starken Worten spricht, wurde

September 1814 in Jönnıng geboren, seiın Vater, hr1-
stı1an Heinrich Koopmann, Lehrer der städtıschen Mädchen-
schule Wa  - Es ist nıcht ausgeschlossen, dafß die Predigt VO  —_ C'laus
Harms, der damals noch Pastor In Lunden War und der uUrz
vorher seine vielleicht berühmteste Predigt, die Predigt „Vom
Kriege nach dem Kriege” oder „Wider die einheimischen Landes-
feinde“ gehalten hatte, auch auf den Vater Koopmann Eindruck
gemacht und nachgewirkt hat, nachgewirkt, dafß 6S für den Sohn,
der Michaelis 1834, eben zwanziıg]ahrıig, mıiıt dem Studium der
Theologıe begann, Sanz selbstverständliıch WAaTrT, 1ın 1el ('laus
Harms als einen seıner Lehrer aufzusuchen. Nach dem Examen,
das ılhelm Heinrich Koopmann 1839 mıt „sehr rühmlicher
Auszeichnung” bestand, wurde 1840 Diakonus 1n Heide,
bald auch se1ine erste Schrift ”  1C cheidewand zwischen Christen-
tum un Widerchristentum“ entstand. Schon diese Schriltt, der 1mM
Laufe der Jahre manche andere gefolgt ist, alst erkennen, dafß es

dem jungen Pastor Koopmann die rechte Verkündigung des
Wortes (sxottes und zugleich das Heıiıl der ıhm 1n seinem Pa-
storenamte anvertrauten Seelen geht Am Aprıl 1845 wurde
Koopmann als Pastor nach Lauenburg beruten. Der echsel VO  }

Heıide nach Lauenburg WAar nıcht 1Ur eın Wechsel VO  . eiınem Ort
ZU andern, WAarTr zugleich eın W echsel 1n eine andere Kirche,
enn Lauenburg gehoörte damals noch nıcht DAr schleswig-holste1-
nıschen Landeskirche. Von den fast zehn Jahren in Lauenburg
heißt 6S in einem spateren Lebensbild, das 19092 1im „Bilderschatz
des Sonntagsboten” veroöffentlicht wurde?: „Hier (in Lauenburg)
ruhte seine gesegneiste Wirksamkeit als Pastor.“ Das Lebensbild
sprıicht ber auch davon, dafß dıese Wirksamkeit in iıhrer Beziehung

einzelnen Gemeindegliedern getrübt wurde, „weıl diese iın den
Kriegsjahren 18458 bıs 1851 Koopmanns politische Haltung nıcht
verstanden. Koopmann fühlte sıch namlich ın seinem christlichen
(sewissen ZUT Ireue den dänischen König als seinen recht-
maäaßigen Öberherrn verpflichtet un gab diıeser Überzeugung
Ausdruck“®. diese Unstimmigkeıit ıh bewogen hat Lauenburg
wıeder verlassen” Als Koopmann September 1854 ZU

Hauptpastor ıIn Ottensen ernannt wurde, ahnte sıcher nicht, daß
nach seiner Rückkehr 1n holsteinisches and 11UT kurze eıt ın

seinem Amt bleiben würde, enn schon 9 Maiji 1855
wurde durch den damalıgen Minister Scheele ZU Nachfolger

A dem Bilderschatz des Sonntagsboten, Lebensbilder, Bordesholm 1902,
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Bischof D. Wiılhelm Heinrich Koopmann

des mıiıt Rücksicht auf se1ın Alter zurückgetretenen Generalsuper-
intendenten Herzbruch miıt dem Titel eines Bischofs ZU General-
superintendenten des Herzogtums Holstein berufen. Koopmann
hat sıch zunachst dieses Amt gewehrt. Er wollte Pastor
leiben un NUr seiner Gemeinde ın Ottensen dienen. ber ann
erklärte sich doch bereıit, nıcht zuletzt auf Zureden seiner
Freunde, das hohe Amt des Generalsuperintendenten anzuneh-
INCN, 1n diesem Amt der YKanzen Kirche seıner Heımat die-
NC  S Da ber Ottensen ıhm in der kurzen eıt sel1nes Dienstes dort
jieb geworden WAäT, bat darum, seinen Wohnsitz J1er behalten

dürfen, obgleıch seinem Vorgänger Glückstadt als Sıtz des hol-
steinischen Oberkonsistoriums un des damıt verbundenen Eixamı-
nationscolleg1iums angewl1esen Wa  ; rst als das Konsistorium 1868
seinen Sıtz ın 1e] erhielt, wechselte Koopmann VO  —$ Altona nach
1e] heruber un:! wohnte 1er bıs seinem ode

Unter schwierigen kirchlichen un: politischen Verhäaltnıissen un
Aaus kleinem Wiırkungskreise heraus wurde Koopmann in se1in
bischöfliches Amt berufen. Doch hatte bereits, bevor Bischof
wurde, seıne geıistige un geistliche Tüchtigkeit wiederholt offent-
liıch bewiesen, VOT allem durch se1n erstes, oben bereits genanntes
Buch  9 aber ebenso durch gediegene, kräftige Aufsätze, welche in
den vierziger Jahren 1mM damalıgen Kirchen- un Schulblatt
scheinen ieß In iıhnen erwıles sich Koopmann als eın Mann VO  $
klarem Verstande un großen Kenntnissen, die vielseitiger
als dıe eines Theologen SONS ber nıcht NUrLr 1in der Theologıe
stand Koopmann seinen Mann, sondern auch 1n der Philosophiıe
zeichnete sich durch gründliche Kenntnis aus Dazu WarTlr prak-
tisch bewandert ın verschiedenen Gebieten der Naturwissenschaf-
ten, die 1n früheren Jahren mıiıt Vorliebe trıeb Auch der Musik
gab sıch mıt besonderer Liebe hın Kurz, WAar eın Mann, der
dieses alles nıcht 1Ur kannte, sondern der CS vielfach auch mıt
rühmenswertem Irıeb un Eifer verwertete, in seiner g'._
1ebten Heimatkirche den wechselnden Anforderungen der eıt
Z genugen.

Bischof Koopmann gng 65 1n seinem Amt als Pastor un als
Bischof 1in erster Linije die Predigt un: dıe Seelsorge. Welchen
Wert gerade auf diese Seiten des geistlichen Amtes be sıch un:
anderen gelegt wissen wollte, sagt Wendt einmal 1in den „Ge-
denkblättern“ mıt folgenden Worten:

„Unvergeßlich mu uns urwahr die Stunde bleiben, 1ın der dıe
schwere Verantwortlichkeit des heilıgen Predigtamtes uns auf die

Gedenkblätter Dr eo Wiıl  einrıich Koopmann, weıland Bischof für
Holstein, Altona 1871,
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Seele gelegt ward VO  $ einem Manne, der als eın rechter Bischof,
als eın Kirchenfürst nach dem Herzen Gottes, das heilıge Predigt-
am  —. keinen Preis preisgegeben wıissen wollte, dem echsel
un! W andel des Zeitgeistes un!: dem Ja un Neıin einer zweifel-
süchtigen Wissenschaft, sondern der gestellt wıssen wollte Sanz
allein ın den Dienst dessen, der 1n seiner Person un ın seinem
Werke das Ja und Amen geworden ist aller göttlichen Verheißun-
SCH, damıiıt auch WITr VO  — SaNZCHN Herzen, mıt voller Zuversicht un:
mıit hoher Freudigkeıt Ja un Amen azu sprechen sollen.“

Wie sehr Bischof Koopmann dıe Predigt un das Hirtenamt
Herzen lagen, aßt auch die Predigt erkennen, die be1 der

Einführung des Propstes L.lıe 1ın der Altonaer Hauptkirche ber
Jeremia 3, 15 hielt Eın Abschnitt aus dieser schönen Predigt se1
jer mitgeteilt*:

nd ann kommt noch die eigentliche Pastorarbeit. ı11
euch Hırten, Pastoren, geben, die sollen euch weıden mıiıt Lehre
und Weiısheit. So sollst auch du WI1IE eın treuer Pastor dıese Herde
weıden. Zuerst mıiıt Lehre Wie geschieht enn das nach dem Her-
Z6  — (xottes” Was ist enn das für eiıne Lehre, dıe nach dem Herzen
(Gottes ist” Neıin, das brauche ich dir nıcht Du weißt 6S

ja, un: dafß du C6cs weißßt, das bezeuget dır deine liebe Horster (Ge-
meınde, dıe dich lıebgewonnen hat, weıl du sS1e mıt dieser Lehre
geweidet hast Du weißt C5, die Lehre nach dem Herzen (sottes ist
nıichts anderes, als das Aaus dem Herzen (Gottes gequollene Wort
Gottes, das unverfälschte, reine, autere Wort der Wahrheit, die
maächtige Bußspredigt, das suße Kvangelium VO  —$ Christo Jesu, dem
'Irost der Sunder, der für S1e Kreuze gestorben ist 1es VO  —
der Welt verachtete, aber seligmachende Wort (Gottes 1ın Heıliger
Schrift Damit sollst du die (Gemeinde weıden, 1e8 Wort sollst du
predigen. Wie aber predigt eıner nach dem Herzen Gottes” Dann,
WECIIN e5 hervorkommt nıcht 1Ur VO  - den Lippen, sondern auch AaUusSs

all deinem Iun un Wandel, als eın Zeugnis davon, dafß 65 in dir
lebet, dafß ott 1in dir lebet durch den Glauben Jesum un du
1n Gott, WECENN 6S Iso 1ın die (Gsemeinde dringt als eın Abglanz
ewıgen Lıchtes, als ein zundendes, himmlisches Feuer. SO sollst du
S1E weıiden mıt dem Worte Und mıiıt Weisheit. Wiıederum, Was
ist die Weisheit nach dem Herzen Gottes” Nun, S1E ıst ja verwandt
mıt dem, Was die Leute Klugheit neCNNECNHN Klug W1€ die Schlangen
un ohne Falsch w1e die Tauben. Das ist dıe rechte Weisheit. Klug-
heıit, die I  en wird VOI der Macht un durchleuchtet VO  3 dem
ıcht der Liebe 5Simon, Johanna, fragte der Herr, den Petrus

® will euch Hıiırten geben nach meiınem Herzen“, Predigt gehalten
18. Februar 1865, erschienen bei Haendke un CHMKU. Altona 1865
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dreimal, Simon, Johanna, hast du miıch lieb? doch, auch du
kannst antworten, meln Bruder, dreimal für einmal: Ja Herr, du
weißt, dafß ich dich 1eb habe Nun siehe, wohnt Jesus 1n deinem
Herzen, hast du in ihm ja dıe rechte Sünderliebe, un damit die
Quelle der rechten Weisheit. Denn die Liebe, sagt Paulus, ist lang-
mütıg un freundlich: S1e eitert nıcht, S1e treibet nıcht Mutwillen,
S1C blähet sıch nicht und sucht nıcht das iıhre ber obwohl sS1e nıcht
eifert, zeuget S1E doch machtig wıder die Sünde, und obwohl S1e
sıch nıcht blähet, rufet s1e doch VO  3 der ohe in Christo herab
Kommet herauf! Denn S1e freut sich nıcht der Ungerechtigkeıt,
sondern der Wahrheıt. Und WECNN iıhr auch übel begegnet wird,
vertragt S1e doch alles, enn S1e glaubet alles, hoffet alles, duldet
alles un: höret nımmer auf

In dieser Liebe predige das Wort, un: du wirst mıt Weisheit
predigen. Von dieser Liebe lafß dich leiten be1 jedem Schritte, den
du VO  - heute Lust, un: du wiırst die Herde Gottes weıden wWw1e€e
eın Hirte nach dem Herzen (Gxottes. Amen

Vor allen anderen Dingen stehen dem Bischof Predigt un weel-
auch be1 der Visıtatiıon, dem eigentlichen Beruf se1Nes hohen

Amtes Der Freund, der schon einmal genannte Pastor Wendt,
sagt azu 1ın den Gedenkblättern®:

„Und WeCeNn die holsteinischen (Gemeinden ınsgesamt gedenken
die Viısiıtationstage, denen S1EC den teuren Mann 1n ihrer Mıtte

hatten, 1n iıhren Kirchen un! in ihren Schulen, w1€e kostbar MUu
iıhnen das Andenken des Kirchenmannes se1N, der mıt der Bered-
samkeit des erzens 1n unermüdlichem KEifer un 1in ernster seel-
sorgerlicher Ireue immer wieder hinwies auf den einen Grund,
außer dem ein anderer gelegt werden soll un darf, der aber auch
ohl unterscheiden verstand, W as auf diesem Grund gebaut
War  9 ob Gold, Sılber un Edelstein oder Holz, Heu un Stoppeln,
und der nıchts anderes suchte, als dafß dıe lutherische Kirche Hol-
steins 1n ıhren Predigern WI1IE 1n iıhren Gemeinden draußen be-
währt moge erfunden werden dem großen JTage, der alles
wıdergöttliche Wesen mıiıt Feuer verzehren un dıe letzte Sche1-
dung bringen wiırd, die Scheidung für die Ewigkeıt.”

ber Bischof Koopmann WAarTr nıcht NUTr eın hervorragender Pre-
dıger un Seelsorger, wußlte auch, W1IE INa  - mıt den Kındern 1ın
der Schule spricht un da{fß ma guttut, 1m Lehrer den Freund
un: (+enossen gemeinsamer Arbeit sehen. So hat Koopmann 6cSs

jedenfalls allezeit gehalten. Und ist dabei nıcht schlecht gwec-
tahren. ber auch Kirche un Schule, die damals noch nicht e
trennt haben davon LU Vorteil gehabt.

Gedenkblätter
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Sehr fein hat Pastor Biernatzkı dieser Seite des Amtes
Sdarge des Bischofs gesprochen, WEn sagte®:

„Wenn 1mM Kirchenraum mıtten unter den Kindern stand,
Fragen sS1e richtend un Aaus ıhren Antworten eu«c Fragen ent-
wickelnd oder freundliche Mahnungen iıhnen erteilend, ward die-
SCT VO Herrn reich begabte un hochbegnadete Mann selbst w1€e
eın ınd ward es nıcht, War es ımmer ber 1er trat es

besonders hervor. Ja WAar ein ınd Gottes, se1ne Gedanken
kindlıch einfaltige Glaubens- un Friedensgedanken, seine

ede dıe kindliche ede der Unmündıgen, Aaus welcher INa die
innersten Seiten eınes 1ın ott vertieften Gemütslebens erklingen
hoörte Denn es kam alles, W as ber se1ıne Lippen g1ing, unmittelbar
Aaus seinem Herzen, das VO  $ kindlicher Liebe Jesus erfüllt Wa  —

Und WEeNN be1 solchen Unterredungen, W1€ es ohl seıne Ge-
wohnheıt WAäT, unter se1n priesterliches Gewand griff un die Hand
auf seın Herz legte, ann War CS  9 als wollte den Kindern,
ihre Herzen für Jesus, den großen Kinderfreund, gewınnen,
se1ın eigenes Herz zeıgen, 1ın welchem Jesus große Dıinge gewirkt
hatte., WIE NUr allein sS1e wirken annn Er hatte den tief gelehr-
ten Mannn eiınem Kınde gemacht, das se1ıne höchste Freude darın
fand das Lob des großen Hohenpriesters, des Sohnes Gottes, miıt
kindlichen Liıppen lallen.“

E  iıne weıtere Seite se1nes Amtes War seın Wirken für dıe Äußeré
1SS10N2. Langst bevor Cs die Breklumer 1ss1ıon gyab, WAar KOo0p-
Mannn e1in warmherziger Freund der Heidenmissıon, dem c5 ZW AAar

nıcht gelang, die verschiedenen Kreise der Missionsfreunde 1ın
Lande einer einheitlichen Missionsgesellschaft —_

menzufassen, der CS aber durchsetzte, dafß die jährliche Kirchen-
kollekte füntten Sonntag nach J rıinitatis für die Heidenmissıon
bestimmt wurde. Von allen damals vorhandenen Kirchenprovinzen
hat Schleswig-Holstein mıt dieser Einrichtung den Anfang gemacht.
rst spater, ZU eıl 1e1 spater, haben andere Kirchenproviınzen
dieses Beispiel übernommen, dadurch ZU Bewußtsein rIN-
SCH, daß Heidenmissıon Pfilicht der Kirche ist

Wıe sehr darauf bedacht WAaT, selbst 1n schwierigen Zeıten dıe
1ssıon Worte kommen lassen, ma eıne Ansprache
die holsteinischen Gemeinden zeıgen, die Bischof Koopmann
14. Juli 1867 veroöffentlichte?. Sie lautet:

„deitdem ich zuletzt FEuch kam, liebe Gemeinde, Euch das
Missionswerk uUuUunNsSsCICI teuren evangelisch-lutherischen Provinzial-
kırche das Herz legen, ıst aum eın Jahr verflossen. ber

Gedenkblätter
Sonntags-Bote, Nr. 28 VOo 14. Juli 1867, Sp 2929
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1€es eine Jahr hat uns gewaltige, tief 1ın unseIc Verhältnisse
eingreifende Ereignisse gebracht, W1€e INa  — s1e sonst in Dezennıien,
ja, ich mochte 9 in Jahrhunderten nıcht erlebt. Unser gelıeb-
tes Vaterland ist, herausgerissen Aaus vielhundertjahrıgen, reiliıch
zuletzt 1n hohem Grade gelockerten Verbindungen, eın Gilied
dem Organısmus eines großen, maächtigen, lebenskräftigen, VO  —$
ott in vieler Beziehung reich gesegneten deutschen Staates BC-
worden. Freilich, auch bisher ruhte auf unserem Lande eın reicher
degen Gottes, un ist sicherlich nıcht Gottes Wiılle, dafß WITr
dessen VErTSCSSCH sollten. Vıelmehr trıtt eben jetzt mıiıt besonderer
Dringlichkeit dıe Aufgabe uns heran, das Gute, Was WITr hatten
und haben, recht klar erkennen und vollständıg wüurdıgen,
damıt CS uns unter dem Andrang des Neuen nıcht verloren gehe,
sondern auch unter dem Zuflusse Krafte uns erhalten bleibe,
sıch mehre un!: erstarke immer reicherer Selbstentfaltung.

Unsere gelıebte Kırche NECNNECMN WITr heute nıcht mehr w1e€e noch
1im vorıgen Jahr, eiıne Landeskirche, sondern eıne Provinzialkirche.
ber WI1e jene, dıe Landeskirche, eine evangelisch-lutherische hieß,

dürten WIT auch diese, die Provinzialkirche, mıt demselben köst-
lıchen Namen benennen. Es ıst der Wiılle un: die feste Zusage Sr
Majyestät uUuNseI CS Königs, da{fß unserer Provinzialkirche iıhr selb-
standıger Charakter nıcht gC werden soll An uns ist 65

nun zeıgen, dafß WITr wıssen, Was WITr daran haben, (Gemeinden
der evangelisch-lutherischen Kırche se1n. Daraus erwächst uns
eine zweifache Aufgabe. Die erste ist dıe, dafß WIT, iındem WITLr uns
durch (Gottes Wort un Sakrament 1mM Glauben stärken, uns taäglıch
des nhalts un erthes unseTES herrlichen Bekenntnisses voll-
standıger bewußt werden. Die zweıte aber besteht darın, daß WITr
zeigen, Ww1e lebenskräfltig, das heilt, elch‘ eine reich stromende
Quelle der wahren Liebe Nser 1mM Glauben ergriffenes ekenntnıiıs
se1l  , dafß WITr uns bewelsen als diıejenıgen, welche eın Herz und
einen rennenden Eiter haben für dıe Förderung alles Guten, für
dıe Abwehr alles Bösen, für den Kampf wıder alles, Was Sunde
heißt für dıe Linderung aller Not, welche dıe Brüder trıft eıb
oder Seele demnach als eın olk VO  —$ Kındern Gottes 1ın Christo
Jjesu, welche nıchts anderes wollen un erstreben, als dafß das
eich Gottes auf Erden ZUT Erscheinung komme.

Zu dieser lebenskraäftigen Beweısung des Glaubens gehört aber
NUu  —$ auch die 1eilnahme dem Werk der Heidenmissıon. Zwar
WIT wollen un können nıcht durch Werke unsere Seele erwecken,
auch nıcht durch das Missionswerk, sondern WIr werden selıg alleın
Aaus Gnaden, durch den Glauben den für uns gekreuzıgten Sohn
des lebendigen Gottes, Jesum Christum, unNnseren Herrn. ber
WEenNnNn Glaube uns diesen auch für die Heiden gekreuzigten



Johann chmiıidt

Christum nıcht 1Ns Herz bringt, ist oftfes Lippenwerk un hat
keine Verheißung des Lebens, sondern NUur des Todes ebht hri-
stus ber mıt seıner Liebe 1in unseren Herzen, haben WIT eın
herzliches Erbarmen auch mıt der unbeschreiblichen Not der vielen
Millionen Heiden un! eıne himmlische Freude hbe1 dem Gedanken,
da{fß auch NUTLr vielleicht eine Seele durch Gebet un unseIC

Gaben möchte erreite werden.
Darum denn, lıebe Gemeıinde, aßt uns eifriıg se1n, gerade ın

diesereit der Herrlichkeit und Kratft, unseren evangelıschen Jau-
ben beweisen durch reichliche Liebeswerke un aßt unls auch
die Heiden nicht vVeErgeSSCH, sonderlich nıcht bevor-
stehenden Sonntag nach I'rınıtatis, welchem auch iın diesem
Jahr 1n allen Kirchen Holsteins Beitrage gesammelt werden ZUr

Förderung des heiligen Werkes der i1ss10n. ”
Das, W as Bischof Koopmann jedoch 1in seiner vielfäaltigen Arbeıiıt

besonders auszeichnete und W as ıhn auch ber Schleswig-Holstein
hınaus einem bekannten un geschätzten Mann werden liefß,
wiıird 1n dem oben enannten Lebensbild des Sonntagsboten mıt
folgenden Worten gesagt®: ADas Schwergewicht seliner irksam-
keıt legte auf die Wahrung des lutherischen Bekenntnisses un
ward ın diesem Punkte nıcht LLUT Führer der Bekenntnistreuen ın
Schleswig-Holstein, sondern 1n Sanz Deutschland. Die Predigt,
welche 1mM vorletzten Lebensjahre ber Hebr.4, 14 in Leipzıg
hıelt, galt als Losung für das lutherische Deutschland. Scharf
{ührte das geschliffene Geistesschwert des Wor  +  es Gottes
alle, welche VO lutherischen Bekenntnisse Christo wichen. Vor
dieser Ireue un deren heilıgem KEıter mußten selbst se1ne schärf-
sten Gegner Achtung bezeugen. Gegen die VO  —$ ıhm mıiıt Gelehr-
samkeit, Gedankenschärfe un Überzeugungsmut geführte Dar-
legung vermochten s1e sachlich nıchts machen, dafß se1ın Haupt-
verdıenst 6S ist, dafß WIT lutherisch geblieben sind.“

„Das Schwergewicht seiner Wirksamkeiıit legte auf die Wah-
rung des lutherischen Bekenntnisses.“ Dies Bekenntnis unserer

Kırche, das 1n einer Predigt einmal dıe feste VO  — ott gebaute
Burg der seliıgmachenden Wahrheıiıt genannt hat, War ıhm nıcht
eın Standpunkt irchlicher Vergangenheit, sondern der ewiıige
Standpunkt der Wahrheıt, die VO  - keiner Wissenschaft un! VO  -

keiner Bıldung uberholt werden annn
Von daher 111 auch Aaus dem Nachla{fß eine der etzten Hand-

schriften des Bischofs verstanden werden, die den Anfang einer
größeren Schrift ber dıe Augsburgische Confession bilden un die
in fortlaufenden Aufsätzen 1n den „Kıirchlichen Blättern“ erschei-

Aus dem Bilderschatz des Sonntags-Boten,



Bischof D. Wilhelm Heinrich Koopmann 71

nen sollte. Sie wurde als etztes Vermächtnis des Bischofs empfun-
den un se1 deshalb auch 1er mitgeteilt®.

IDie Augsburgische Confession
Wort, ekenntnis und „theologische Ausführung”

urch das, Was ich jetzt schreiben unternehme, mochte ich VOI

allen Dingen unserenN lieben christlichen (Gemeinden eine naähere
Bekanntschaft mıiıt dem Palladium unserer evangelisch-lutherischen
Kirche, der ungeänderten Augsburgischen Confession, verschaffen.
Heute 111 ich mich 1Ur durch ein einleitendes Wort ber diese
meıne Absicht erklären.

Es ist den (Gemeinden unser«cs Landes ohl erinnerlich, da{fß 1mM
Laufe des vorıgen Jahres eıne Anzahl VO  — Geistlichen und Niıcht-
geistlichen das Sos Neumünstersche Programm 10 veroffentlichten.
Mit dıiıesem Programm wollten sS1e kundgeben, von welchen Grund-
satzen S1E sich be1 den Wahlen den außerordentlıchen schleswig-
holsteinıschen Provinzialsynoden leiten lassen würden, un gaben
be1 der Gelegenheit auch iıhre Ansıchten darüber ZU Besten, wI1e
die herkömmliche Verpflichtung der Geistlichen auf dıe Augsbur-
gischen (lonfession aufzufassen se1

Diese Verpflichtung, meınten dıe Unterzeichner dieses Pro-
STAMMS, beziehe sıch LUr auf den in der Augsburgischen Conftfes-
S10N bezeugten evangelischen Glauben un: dıe reformatorischen
rundsätze der Rechtfertigung Aaus dem Glauben un der allei-
nıgen Autorıtät göttlichen Wortes 1n der Heılıgen Schrift, nıcht
aber auf dıe theologische Ausführung dieser (srundsatze (Kiırche
un Schulb 1870 Nr 18) Man gab also Z dafß 1in der Augsbur-
gıschen Ciontession eın gew1sser Glaube siıch ausspreche, welcher
als der evangelısche bezeichnen sel, un in welchem alle Geist-
lıchen 1n der evangelisch-lutherischen Landeskirche üblich überein-
stımmen mulßten, WEeNN s1e anders 1ın solchem mte stehen wollten.
Ferner raumte INa ein, da{fß ZWE€1 Grundsatze, welche ın der Augs-
burgischen Confession überall befolgt wurden, auch jetzt noch
bedingte Geltung behalten mußten, nämlich einmal, daß der
Mensch allein Aaus dem Glauben gerechtfertigt werde, un da{f 1Ur

das, Was 1n der Heıliıgen Schrift göttliches Wort sel, Autorität habe
ber außerdem behauptet ma se1 noch vieles 1n der Augsbur-
gischen Conftfession vorhanden, W as durchaus_ keine Verpflichtung

Gedenkblätter
Schleswig-Holsteinisches Kirchen- und Schulblatt, Nr 18 VO 7. Mai 1870,
Sp 270
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zulasse, W as mıiıt dem evangelıschen Glauben also Sar nıcht in not-
wendiıgem Zusammenhang stehe un W as VO  } den beiden YKENANN-
ten Grundsaäatzen Sar nıcht abhängıg Sel. Dies andere nannten dıe
Unterzeichner des Programms „theologische Ausführung”, glaub-
ten dasselbe VONn dem Wesentlichen un Notwendigen durchaus
unterscheiden mussen, un: konnten ıhm se1ine verpflichtende
raft nıcht einraumen.

Das Programm mıiıt diıeser Unterscheidung ist NUu bekanntlich
nıcht LUr VO  — einıgen Geistlichen un theologischen Professoren
unterzeichnet worden, sondern es hat auch eıne grolße Anzahl VO  (

Kirchenvorstandsmitgliedern nachher iıhre Zustimmung dem-
selben erklärt. SO z.B viele Kirchenvorstandsmitglieder Adus den
Gemeinden degeberg, Neustadt, W arder uUuSWw

Auf den ersten lick sollte INa  - U annehmen, da{fß diese samt-
lıchen Kirchenvorstandsmitglieder, da S1€e eine bedeutungs-
schwere Unterscheidung der ihrıgen machten, 1€es 11UT auf
Grund eines sorgfaltigen un eingehenden Studiums der Augs-
burgischen Confession etian haben könnten. Man sollte glauben,
dafß S1€e 1n demselben Augenblick, da S1e alle Auctoritäat 1in reli-
g10sen Dingen außer der des göttliıchen Wortes ablehnten. schlech-
terdings nıcht imstande SCWESCH waren, ın einer solchen Sache
blindlıngs eıner sıch iıhnen aufdrängenden menschlichen Auctoritat

folgen. Wenn I1a jJedoch erwagt, WI1e wen1g dıe theologisch
gebildeten Führer selbst eine solche Unterscheidung rechtter-
tigen vermocht haben, kommt INa  - auf andere Gedanken. Man
mufß der Vermutung Raum geben, dafß dıe erwaähnten Nichtgeist-
lıchen ıhre Zustimmung gegeben haben, ohne die Augsburgische
Contession ZU Behute eigener Urteilsbildung auch NUTr einma
anzusehen. Man wiıird S1e eben durch gewWIl1sse Redensarten, welche
vielen /ABE Selbsttäuschung geworden sind, getäuscht und der
unbesehen aNngeENOMMENCHN Meinung verleıtet haben, mıt solcher
Zustimmung befördere INa  — NUTr dıe 1in allen Dingen wuüunschens-
werte Freiheit. Diese Redensarten kommen 1n der Regel darauf
hinaus, dafß INa  —_ sagt INa könne denselben Glauben haben, ohne
sıch doch ımmer auf gleiche Weise ber den Glauben AaUSZUSPIC-
chen Wiıe INa  - sıch Luthers eıt ber seinen Glauben aus-

gesprochen habe, das se1 für jene eıt Sanz gut FCWESCH, aber das
sEe1 NUu nıcht mehr Mode Jetzt, da dıie Wissenschaliten sovıel hoöher
stünden, habe INa  —_ auch Sanz andere Ausdrücke für dieselbe Sache,
un dıe Freiheit erfordere also, dafß INa s1 jetzt auch musse
ausdrücken dürfen, w1e C eben jetzt Mode se1 Dabe!] bleibe dıe
Sache ber unverandert dieselbe. Das leuchtet enn leicht e1n,
un der Name steht auf dem Papıer.

ben deshalb halte ich NUu  - für en dringend notwendiges
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Erfordernıis, die christliche (Gemeinde ber dıe Augsburgische Clon-
tession als ber das Hauptbekenntnis unserer evangeliısch-luthe-
rischen Kirche ach Inhalt un: orm möglichst gründlıch aufzu-
klären. beabsıchtige zeıgen, dafß die Augsburgische (Clonfes-
S10N weıt davon entfernt sel, „theologische Ausführungen“ geben
oder enthalten wollen. Sie enthalt nıchts, Was irgendwie VO  - der
größeren oder geringeren Entwicklung der Wissenschaft, VO
Wechsel der Mode und des Sprachgebrauchs abhängig ware, SOMN-
ern s1e bezeugt uns, WI1IE das dıie Weise aller Bekenntnisse ist  9 diıe-
jenıgen Wahrheiten des göttliıchen Wortes als feststehende Wahr-
heiten, welche durch menschliche Sunde un: menschliıche Irrtümer
teıls verdunkelt, teils in Frage gestellt Sie tut 1es auch
nıcht in der orm theologischer Ausführung, sondern eben } da{fß
S1e sich VO allen Irrwegen theologischer Ausführungen auf das
einfache chrıttwort zurückzieht, dasjenıge darın mıiıt Nachdruck
betonend, dessen Hervorhebung eben den entstandenen Irrtümern
gegenüber notwendıg geworden ist Eben deswegen enthalt S1E
auch nıchts, W as für den wirklichen evangelischen Glauben
wesentlich ware, oder den Gsrundsatzen der Rechtfertigung
allein durch den Glauben der alleinıgen Auctoritat des Wortes
Gottes keine wesentliche Beziehung haätte

Bevor ich aber daran gehe, 1€Ss den einzelnen Artikeln der
Augsburgischen Confession nachzuweılsen, ist 65 notig, einen Jer
überaus wichtigen Punkt fest 1Ns Auge

Diejenigen nämlıch  9 welche scharf die theologischen
Ausführungen der Augsburger Confession Felde zıehen, sind
weıt davon entfernt, etwa LLUT die Auctoritaäat dieses uUuNseTECS Be-
kenntnisses bekämpfen wollen. Kıne andere Auctorität ist 6S
VOT allen Dingen, welche S1e brechen un!: bıs auf den etzten Grund
zerstoren möchten, und das ist die Auctorıtat eınes wirklich dem
sundıgen Menschen mıt ob] ektiver Gültigkeıit gegenüberstehenden
goöttlıchen Wortes. Der VO  — ihnen anerkannte „Grundsatz”, daß
NUr das göttlıche Wort in der Heılıgen Schrift Auctorität haben
solle, ist lediglich 1n dem Sıinne aufzufassen, da{fßt NUr dem Auctor1-
tat zuzuerkennen sel, W as eben S1e selbst VO  ; dem Inhalt der Hei-
lıgen Schrift als göttlıches Wort gelten lassen. ach der ] heorie,
welcher die bewußten Führer dieser Richtung folgen, gibt CS Sar
keinen lebendigen, persönlıchen Gott, welcher mıt bewufßtem Wiıl-
len un durch absichtliche Einzeleinwirkungen Gedanken 1mM Men-
schen CITEZCN und sıch Worte gestalten lassen könnte, dafß
dadurch eın objektiv gultiges, festes Wort (sottes entstunde. Was
S1e Gottes Wort NECNNCNH, das ist ar eın wirkliches Wort, eın als
aut tormuljerter Gedankeninhalt, sondern en dunkles, wortloses
Gefühl, das in verschiedenen Lebenslagen mehr oder wenıger sich
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geltend machende Gefühl der Abhängigkeit des Einzelnen VO  \

dem Ganzen, des Niederen Von einem Höheren, der einzelnen
Naturerscheinung z B VO  —$ einem höheren, allgemeınen (resetze.

Dıes, INa  n} sıch abhängıg fühlt, neNNCNHN s1€e Gott, un das
Gefühl selbst ıst das eigentliche Wort Grottes. Wenn sı1e sıch ann
darüber aussprechen, ist das ann der mehr oder mindere voll-
kommene Ausdruck des sıch unaussprechlichen Gefühls oder des
angeblichen Wortes Gottes durch Menschenworte. Solche Men-
schenworte enthält u  > auch die Bibel in Masse, un wenn eın
Mensch Aaus diesen einmal eLwAas heraushort, worin se1n eigenes
Abhängigkeitsgefühl einigermaßen ausgedrückt findet, oder womıiıt

CS auch recht gut ausdruücken könnte, ann annn eben
das klıngt w1e (rottes Wort Auf diese Weise ist die Geltung des
göttlichen Wortes 1ın der Heıilıgen Schriftt verstehen, das heißt
> daß der Mensch das Wort Gottes, welches für ıh: alleinıge
Auctorıtat ist, Sanz un Sar 1n sıch selbst tragt.”

Wenn Bischof Koopmann besonders in den etzten Jahren se1ines
Lebens immer wıeder dıe Offentlichkeit Lrat, annn &INg C555 iıhm
dabe! in erster Lıinıe die Wahrung un Erhaltung dieses Be-
kenntnisses. Bischof Koopmann un se1ıne Freunde hatten klare
Vorstellungen in dieser Sache Im Schleswig-Holsteinischen KIir-
chen- un Schulblatt Nr. 39 VO September 18067 werden dıese
Vorstellungen nach der Seıite der Praxıs hın in TEe1 Satzen ZU

usdruck gebracht:
Wır wunschen dem Evangelischen Oberkirchenrat 1n Berlın
nıcht unterstellt werden.
Unsere Landeskirche ist eiıne evangelisch-lutherische un! muß
als solche eiıne Verfassung haben
Zu diıesem Behute wuünschen WIT die Errichtung eines Provın-
zı1alkonsiıstor1ums, welches annn das eıtere 1n dıe Hand
nehmen hat
Wıe sehr diese TrTEe1 Satze Bischof Koopmann 1n der Übergangs-

zeıt voll un SKanz beschäftigten, zeıgt auch eine Mitteilung in den
Gedenkblättern **, die 1ın Erinnerung den Kieler Kırchentagz
VO bıs 6.September 1867 geschrieben ist

„Wenn WITr zurückdenken den Kieler Kirchentag, w1e ehr-
wurdıg MUu: uns da der reue Zeuge erscheinen, der mıt schartem
Auge die klug versteckte und mıt allerleı Blendwerk verdeckte
Kirchenfeindlichkeit dieses Kıirchentages alsbald entdeckt hatte un
annn s1e ohne Menschenfurcht un: Menschengefälligkeit auch auf-
deckte mıt rüucksichtsiosem Mut Wie gleißnerisch auch die Miene
WAaT, mıiıt der dieser Kirchentag unserer Schleswig-Holsteinischen
11 Gedenkblätter 21
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Kirche sich nahte, als wolle uns eın großes Freundschaftsstück
erweıisen 1n reiner christlicher Bruderliebe, konnte doch aum
wirklichen utheranern zweiftfelhaft se1n, dafß 1er einer Von jenen
Freunden sıch uns nahte, VO  > denen CS heißt ott bewahre miıch
VOT meınen Freunden, enn mıt meınen Feinden 111 ich schon
fertig werden! Darum reuten sıch alle, die eınen klaren luthe-
rischen Blick un ein festes lutherisches Herz haben, dafß die Wacht
ın unserer Kirche energisch aufrecht erhalten ward VON dem
Mann, dessen Auge sich leider jetzt für uns geschlossen und dessen
treues Herz 1er auf Erden schlagen aufgehört hat einer Zeıit,
in der WIT urwahr sehende Augen un teste Herzen brauchen,
bewahrt bleiben VOL der Stunde der Versuchung un Antech-
tung, der uUunNnseIiIe Kırche entgegengeht. Es ist ohl noch vielen 1n
rischer Erinnerung, w1e vaterlich warnend un mahnend und
bittend der Entschlafene damals die Eınzelnen herantrat un:
ıhnen zurief: Die Kirche ist 1n Gefahr, WIT mussen n_

stehen, und WwW1e kräftig se1ın Gebet erklang, als be1 der Debatte
in der Nikolaikirche die Irıbüune bestiegen hatte das Gebet

‚Herr Jesu Christ, dıch uns wend
un WI1e annn se1in Ruf machtig erscholl: ‚Nıcht unter den Ber-
lıner berkirchenrat!‘ Ja, der Entschlafene wußte wohl, W as CI

wollte, und hat damals auf jenem Kirchentage durch se1ine eigene
Sanz unzweıdeutige Haltung unsererI lutherischen Kırche die Stel-
lung vorgehalten, die s1e unverruckt behalten und behaupten mulß,
WECNN s1e nıcht siıch selbst aufgeben und iıhre Krone sich rauben las-
SCH ıll och sehen ohl viele 1mM Greist die lutherische Zeugen-
gestalt, Wie S1E VO  - jener Iriıbüne aus mıiıt leuchtendem Auge, aber
zugleich mıt tiefer Wehmut hinüberblickte der gegenüberlıe-
genden Kanzel hın, auf der einst C'laus Harms geeifert hatte für
reines Wort un!: reines Sakrament, mıt feurıger Zunge die Herr-
ichkeit der lutherischen Wahrheıt preisend und den antichristlichen
Lügengeist bekämpfend. Ja mıt echt durite der Geist des alten
Claus Harms angerufen werden in jenen verhängnisvollen Stun-
den, in denen uUuLNlsSCI«C Kirche verlockt werden sollte jener Copu-
Jlation, jener Ziwangsehe zwischen lutherischem un reformıier-
tem Wesen, VOTr der der 'Thesensteller VO  — 1817 schon mıt deut-
lıchem Posaunenschall gewarnt hatte Soll dıe lutherische Kirche
bleiben, Was S1e ıst, oder soll S1E aufgeben ihr reines Wort un: iıhr
reines Sakrament un! der Menschenwillkür Raum geben, sıch selbst
aber preisgeben” Das WAar die große Frage, VOI der auf dem Kieler
Kırchentag unsere Kırche stand, un dafß S1€e dıe rechte Antwort
damals tand auf diese Lebensfrage, 1n dem Wirrwarr der sıch
durchkreuzenden Meınungen, das ist iınsbesondere das Verdienst
des theuren Mannes, der U eingegangen ıst seiner uhe  c
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Da{iß sıch Koopmann immer wieder das Bekenntnis un die
Erhaltung des Bekenntnisses bemühte, moge abschließend auch das
Wort zeıgen, das der Bischof des Sprengels Holstein mıiıt
seinem bischöflıchenmtsbruder des Sprengels Schleswig, Dr Godt
1mM Schleswig-Holsteinischen Kirchen- und Schulblatt veröffentlicht
hat, das Wort!?®:

„Die nachstehenden Miıttheilungen, deren Veröffentlichung
WITr Unterzeichneten ermächtigt sind, dürtten für alle Mitglieder
unNnserer Schleswig-Holsteinischen Provinzialkiırche VO Interesse
se1n.

Bereits VOT eıt haben WITFr uns mıt eıner allerunter-
thanıgsten Bıitte Se Majyestät den Könıg gewandt, dahingehend,
CGS moge Sr Königlichen Mazjyestät gefallen, ein königliches Wort
ZUT Beruhigung derer auszusprechen, welche durch dıe Besorgni1s
beunruhigt sınd, dafß die iın den altpreußischen Provinzen beste-
hende Union auch 1n die Schleswig-Holst. Provinzialkirche e1IN-
geführt werden solle Wır baten Se Majestat, durch eın solches
Königliches Wort der evangelisch-lutherischen Kırche Schleswig-
Holsteins als solcher iıhren ferneren unveräanderten Fortbestand
zuzusıichern.

Unterm 26sten Mits ist uns darauf 1m Namen ST Majestat
des Königs durch Se Exellenz den Herrn Cultusminister VO  $ Müh-
ler eroöffnet worden, WI1e CS Sr Mayestaät ZUT Freude gereıicht, uns
die beruhigende Gewißheit gewähren können, da{f den unserer
Obhut anvertrauten Geistlichen un (GGemeinden das Bekenntnis
iıhrer Kirche, W1€E S1€e solches VO  - den Vätern ubernommen haben,
auch nach der Vereinigung der Herzogthümer Holstein un Schles-
W1g mıt der reuflsischen Monarchie unangefochten erhalten blei-
ben, un daf bei der weıteren Entwicklung der ın jenen Landes-
theilen bestehenden kirchlichen Einriıchtungen den berechtigten
Eigenthümlichkeiten der dortigen Zustande dıe entsprechende
Berücksichtigung nıcht versagt werden wird

Zugleıch sprachen Se Mazjestät aber auch die Erwartung AaUuS,
dafß für den notwendıgen weıteren Ausbau der ırchlichen Ver-
fassung 1n dem gesamten Vaterlande bei den Geistlichen und Ge-
meinden der Herzogthuümer dasjenıge Verständnis un: williıge
Entgegenkommen werde gefunden werden, wodurch ein freies
Zusammenschließen vieler lange getrennter Glieder einem
starken und einıgen Ganzen, W1e Se Majestät gleıch Allerhöchst
Ihren in ott ruhenden Vorfahren sehnlichst wünschen, ermog-
ıcht werde.

Am 18 WAar es5 uns vergonnt, Sr Mazjyestät dem König peI-

Schleswig-Holsteinisches Kirchen- und Schulblatt, Nr. 3/1867, Sp 05/106
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sönlich unNnNserec Ehrfurcht bezeugen un die Bitte ferneren oNa-
dıgen Schutz für die evangelisch-lutherische Kirche in den Herzog-
thumern Füßen legen dürfen. Se Majyestät geruhten 1ın der
huldvollsten Weise uns die erneuerte Zusicherung ertheilen,
da{fß dıe evangelische Kirche 1ın den Herzogthümern WwWI1Ie ander-
warts des königlichen Schutzes 1n ihrem väaterlichen Glauben un
Bekenntnisse gewilß se1n dürfe, un spreche Cc5 in armen Worten
dUuS, WI1€e allerhöchst denselben nıchts sehr Herzen lıege, als
da{fß der relıg10se Glaube 1m Volke, auch be1 dem Vorhandenseıin
confessioneller Verschiedenheıten, mıiıt Aufrichtigkeit un (sew1s-
senhaftigkeit gepllegt werde.

Dem Vorstehenden glauben WITLr noch Folgendes hinzufügen
dürfen un! sollen:

Was nach den sonst uns gewordenen Mittheilungen unNnseTIec Pro-
vinzialkirche zunachst erwarten hat, ist die Errichtung eines
für beıde Herzogthumer gemeınsamen, nıcht unter dem CVaNSC-
lıschen berkirchenrat, sondern unter dem Cultusministerıum SOI -

tierenden Consistor1ums, dessen Aufgaben namentlich auch dıe
Anbahnung synodaler Institutionen gehören wurde. Der Zukunft
wurde 6S annn vorbehalten bleiben, ın welcher Weıiıse eın naheres
Verhältnis uNseTITCI Provinzialkirche den evangelischen Preußi-
schen Landeskirchen herbeizuführen seiın möoöchte

Wır hoffen un vertrauen, dafßß der Inhalt der vorstehenden
Mittheilungen mıt ank entgegengenommen werde, etwa gehegte
Besorgnisse beseitigen un sowohl den Geistlichen als auch den
(Gemeinden unserer Provinzialkirche AT Beruhigung und ZUT Be-
friedigung gereichen werde. ott wolle unseTC theure Provinzial-
kırche un ıhre sammtlichen treuen Mitglieder und Diener in Seine
gnadıge Obhut nehmen un S1e un: uns durch Seinen Heıilıgen
(Greist erleuchten un! autern.

Altona un!: Schleswig, den 93._März 1867
Dr Koopmann Dr odt”

Zu den Aufgaben elınes Bischofs gehoörte schon damals auch dıe
Prüfung der Studenten und Kandıdaten. Bischof Koopmann
brachte für dieses Amt grolße (GGaben mıt Er Wal, WwWI1e WIT oben
sahen, nıcht 11UI e1N ausgezeichneter Theologe, kannte sıch auch
1n der Naturwissenschaft IN Gerühmt wird se1n gut durchdachtes
und unparteiisches Urteil. Be1 der Prüfung 1m Frühjahr 1871
konnte Bischof Koopmann 1Ur teilweıse mitwirken. 1e] Arbeıt
hatte seine Gesundheıt stark angegriffen. Sie War auch noch ke1-
NCSWECLS wiederhergestellt, als sıch der Bischof auf den Weg
machte, Mai 1871 1n Hamberge visıtıeren. Nach
einem lJangeren Fußweg Tage vorher fühlte siıch Bischof KOo0op-
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Mannn der Frühe des Visıtationstages nıcht ohl Er bat den
Pastor der Gemeinde miıt dem Gottesdienst beginnen selbst
wolle CINISCI eıit nachkommen Als ;edoch nıcht kam un
der Pastor den Bischof holen wollte fand ıhn tot auf SEINCIMN
Bett Pastorat Hamberge Auf dem Friedhot Nordhastedt

Dithmarschen CN Tochter AQaus erster Ehe mıiıt dem Pastor
der Gemeinde verheiratet WAar bettete INa den Biıschof ZUT etzten
uhe Die Leichenpredigt hielt Biernatzk;ı ber das Wort
Hebr 14 ber dasselbe Wort ber das Bischof Koopmann
C1in Jahr VOT SC1INCIMN ode VOT der Lutherischen Konferenz Leip-
415 C1NC vielbeachtete Predigt gehalten hatte un das für iıh selbst
das Losungswort SC1IHNETr gesamten Arbeiıt als Pastor un: Bischof
SCWESCH ist

Von SCINCM Anfang dieses Aufsatzes enannten etzten Buch
Die Osterbotschaft C1in Wort die christliche (Gsemeinde

Christian Jensen daß Koopmann ohne CS W1SSCMH 1er seiINCNMN
Schwanengesang hätte Ergreifend un für Koopmann
bezeichnend 1sSt das Wort miıt dem diese Schrift schließt Das
letzte Wort dem 1Ur kurze eıt VOT SE1INCM CISCHCN ode
ber den eben heimgegangenen Bruder spricht lautet

Hier wollte ich schließen Es drangt mıch jedoch Gottes
Namen noch hinzuzufügen ahrend ich obıges ber dıe
Osterbotschaft schrieb hat 6S dem Herrn gefallen miıch große
raft abermals IN1Ir selbst erfahren lassen Er hat me1inen
teuren Bruder den Oberlehrer Koopmann Altona dıe
Kwigkeit gerufen Er hat fast C1iMC Menschenalter hindurch mıt
verbrüchlicher Ireue und großer Begabung den unvergaänglichen
Samen des CWISCH Lebens das autere Wort (ottes zahlreiche
Kıiınderherzen ausgestreut,. In herzlicher Demut un mıt sanitem,
treundlıchem Wesen SIR SCINCN stillen Weg un wollte nıchts,
garnıchts SC1IiMN als CIn Werkzeug ı der Hand SC1INES mC
kreuzigten un auterstandenen Heıilands, den g]laubte un
den sehr 1eb hatte Christus War SCIN Leben und außerte oft
daß das Sterben ihm als großer Gewinn erscheine So WAar

jeder Stunde bereıt Und 1U 40 Lebensjahr der FKulle der
Manneskraft inmiıtten reichgesegneter Wirksamkeit stehend ent-
schlief plötzlıch Aprıl fruh Östermorgen Was ber
der Herr damıt gewollt hat das we1  48 iıch JEUZ och nıcht werde
CS aber hernach erfahren Jedoch das mas auch ohl SC1INECM Rat
gelegen haben IN1ITr abermals dıe raft der Osterbotschaft ZCISCH
damit ıch INSO freudiger der Gemeinde bezeugen könne W3as ich
hiemittels bezeuge Dafß dıe Lebensfreude dem Auferstandenen
dennoch starker 1st auch als der tiefste Schmerz den uns der Tod
bereiten ann Meine Lieben Leser! Wır WI1ISSCH VO  - keinem der
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kommenden Augenblicke, ob nıcht etzter se1 ott helfe
uns allen sterben können, ehe WIT sterben, auf dafß WIT nımmer-
mehr sterben. Amen

Um das Andenken ılhelm Heinrich Koopmann, diesen
bedeutenden Mann unserer Kirche, zu erhalten, gruüundeten Freunde
und Verehrer des Bischofs noch 1mM selben Jahre se1nes Heıim-

die Koopmann-Stiftung „1ür tüchtige Theologiestudenten
posıtiver Richtung”. Viele Jahre hindurch konnten viele I’heologie-
studenten Aaus dieser Stiftung bedacht werden. Durch die (rseld-
entwertung nach dem Ersten un!: Zweiten Weltkrieg WAar dıe
Stiftung ann aber 1m Laute der eıt auf eine geringe Summe
zusammengeschmolzen, da{fß 11U!T noch lohnte, S1E mıt einer
deren Stiftung vereinıgen. Und das ist geschehen.

Im Maäarz 1957 baten Bischof Völkel und Oberlandeskirchen-
rat Schmidt 1in einem Aufruf alle (GGemeinden uNseIei Landes-
kirche darum, das alte Stipendium Harmsıanum Die
beiden Unterzeichner des Aufrufs teilten gleichzeitig mıt, dafß dıe
Restsumme der Koopmann-Stiftung auf dieses Cu«rc Stipendium
Harmsianum überschrieben werden sollte. Bischof Koopmanns
Freunde hätten azu uneingeschränkt ihre Zustimmung gegeben,
enn W as Koopmann geworden un SEWESCHN ıst, verdankt ja
nicht zuletzt Claus Harms. In dem genannten Aufruf die Pa-
storen und (semeinden uUunNnscIer Landeskirche heilßt CS

A Wir brauchen für dıe Auseinandersetzung miıt den (rxeistes-
stromungen unNnserer eıt eiıne theologisch-wissenschaftliche KEllite,
dıie uUuNnseTeETrT Kırche 1M Geisteskampf der Gegenwart eiıne 1-

lässıge Stütze se1ın soll Das Harmsıanum un die Koopmann-
Stiftung VO einst sind gerade dieser Aufgabe zugewandt SECWESCH.
Die Namen Harms un Koopmann gehören theologisch und geistig

urch ('laus Harms ging der große eckruf dıe
Erneuerung VO  — Kirche und Theologıie in and Bischof

Koopmann seizte 1n dieser Rıchtung das Werk VO  - Harms tort
un hat das Errbe dieses großen Erneuerers unserer Heimatkirche
treu bewahrt und weitergetragen.”

Die damals ausgesprochene Bıtte ist inzwischen realisıiert WOT -
den Am Mai 1961, dem 65 Geburtstag des damalıgen hol-
steiniıschen Bischofs iılhelm Halfmann, ıst das alte Stipendium
Harmsianum Aaus dem Jahre 1841 erneuert worden. Dafii
neuert werden konnte, verdankt CS nıcht zuletzt der Stiftung, dıe
einmal den Namen des Bischofs Koopmann Lrug, den Namen
des Mannes, dem CS unseTrec schleswig-holsteinische Kirche dan-
ken hat, da{ß S1C eıne lutherische Kirche geblieben ist  $ un!: den S1e
deshalb nıcht VETITSCSSCH sollte.



Das leitende geistliche Amt In Schleswig-Holstein
unter Berücksichtigung seiıner Beziehungen
z  —4 landeskirchlichen Behörde 1868 — 1968

Von Eberhard Schwarz

Das leıtende geistliche Amt iın den Reformationskirchen der
Landesteile Schleswig un Holstein ıst alter als die landeskirch-
iıche Behörde.

Letztere 1in Gestalt des evangelisch-lutherischen Konsistoriums
und spateren Landeskirchenamts in 1e] ahm auf Grund einer
Kgl. Verordnung VO September 1867 ihre Arbeit 28 Maı
1868 auf!.

S1e faßte erstmals das Kirchenwesen beıider Herzogtuümer
SAaInINeCN Irotz der noch bestehenden starken Staatsabhängigkeıt
unter dem Summepiskopat wurde durch iıhre Errichtung eine nıcht
unınteressante Entwicklung der Verselbständigung des Kirchen-
gegenüber dem Staatswesen eingeleıitet.

Das Amt der Generalsuperintendenten ist jedoch wesentlich
alter Deshalb SE 1 erlaubt, ZUT Einführung zunachst einen Über-
blick ber se1ne Gestalt bis ZU Jahre 1867 voranzustellen.

Das Anmıt der Generalsuperintendenten hıs 1867

Der Titel „Generalsuperintendent” für das eiıtende geistliche
Amt ist se1it 1636 fixiert. Das geistlıche Amt geht aber auf dıe
Reformation ın den Herzogtuümern zurück. eın Ursprung lıegt
1mM evangelischen Bischofsamt VO  — Schleswig, das Dr. Lilemann
VO  $ Hussen, dessen bescheidenes Kpiıtaph noch heute 1mM Schles-
wıiger St.-Petri-Dom finden ist, VO 1541 bis 1551 innegehabt
hat? Auf dieses evangelische Bischofsamt stellt auch dıe Schles-
wig-Holsteinische Kirchenordnung VO  —$ 1549 ab, die als
praktisch n1ıe aufgehoben un daher als „das bleibende (Gsrund-

Chalybäus Sammlung der Vorschriften und Entscheidungen betreffend
das Schleswig-Holsteinische Kirchenrecht, 2 Auil.. Schleswig 1902, 126
Dietrich Ellger: Der Dom un: der ehemalıge Dombezirk, 1n : Die Kunst-
denkmäler der Stadt Schleswig, 2.Band, 1966, un 414 K Fedder-
SCIH Paul VOoO  —_ Eitzen, der erste Schleswigsche Generalsuperintendent, jel

D H  —{ O  z 1nN: Schriften ZUr Frage der Trennung von Kirche un; Staat, eit,
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Das eitende geistliche Amt 1n Schleswig-Holstein 81

gesetz der Ev.-Luth. Landeskirche Schleswig-Holsteins“ angesehen
werden ann?®.

Die dort angelegte bischöfliche Auspragung des geistlichen Auf-
sichtsamtes wird schon der Überschrift des 5. Abschnittes „Vam
Bisschoppe nde Visıitatien“ deutlich * Die 1er festgelegte Neu-
ordnung War bereıts ein Jahr vorher zwischen König Christian 1881
und dem Domkapıtel, das eın Consıistorium bilden sollte, vereıin-
bart worden. Der geistlichen Öberaufsicht des Bischofs („edder
Superattendente“) sollte das Herzogtum Schleswig unter-
worftfen se1n. Für Holstein aber sollte ein „sonderlıck Prawest“
FPropst) verordnet werden, ber den nde der Kirchenord-
NunNng noch gesonderte Weıiısung erging?.

Freilich stellte dıe Teilung der Herzogtümer unter den König
un seine Brüder 1mM Jahre 1544 das eitende geistliche Amt sehr
bald 1n Frage, da dıe Fürsten 1in iıhren Gebieten die Rechte des
Summepiskopats geltend machten und 7 00R IR (Greneralpröpste e1IN-
etzten So sank das Bistum Aur Pfründe ab, zumal Herzog Fried-
rı  9 der jungste der Brüder, mıt ihr abgefunden werden sollte
und nach Tilemann VO  i ussens ode selbst nhaber des Bischofs-
amtes wurde. Er fand zunächst keinen geistlichen Coad]utor, der
als „Weihbischof” 1n seinem Auftrage das geistliche Amt weıter-
geführt hatte So ist  S der Versuch einer evangelischen Neuordnung
des Bischofsamtes sehr bald der absolutistischen J endenz ZUrC Aus-
dehnung der fürstlichen Territorialherrschaft ber das Kırchen-

ZU Öpfer gefallen. Hans v. Schubert hat schon 1n seinem
berühmt gewordenen Vortrag VO  — 1894 „Über dıe Entstehung der
schleswig-holsteinischen Landeskirche“ ® auf „die Durchführung
der territorialen Einheit auf irchlichem Gebiet” hingewlesen un
damıiıt die CHNSC Verknüpung VO  — Territorialherrschaft un Kır-
chengewalt unterstrichen. Die Verquickung der Verfassungs-
geschichte der Herzogtumer mıiıt dem königlich-dänischen Staats-
echt drängte annn immer weıter auf dıe Einbeziehung der relı-
x10sen Angelegenheiten in dıe allgemeıne Staatsverwaltung,
dafß dıe Generalsuperintendenten jeweıils 1mM Aulftrag des turst-
lichen SUIMMNMUS ePISCOPUS tatıg wurden, dessen Rechten eın AD
bruch werden dur

Die Aufsichtsbezirke sınd daher auch gebunden die außerst

Walter Göbell irchliches en die letzte Jahrhundertwende, 1N:
„Nordelbingen 2 9 173
Ernst ıchelsen Die Schleswig-Holsteinische Kirchenordnung VO  — 1542, 1:
SVSHKe., 10 Bd.2 Kiel 1920,
Ernst Michelsen aa 0 01177

chubert Die Entstehung der schleswig-holsteinischen Landeskirche, 1:
Zeitschrift für schleswig-holsteinische Kirchengeschichte, 1895, Bd
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komplizierte un eigentlich NUur dem Historiker VO Fach noch
zugängliche Territorialentwicklung. Daher alßt sich ohl fest-
stellen, dafß dıe Eigentümlichkeıit des Kiırchenwesens 1in den Her-
zogtumern mıt Zzwe]1 Generalsuperintendenten bzw Bischöfen
nachst in der historischen Entwicklung iıhren Grrund hat

Freılich gab 65 Begınn des 19 Jahrhunderts auch den Versuch,
die Generalsuperintendenturen für Schleswig un: Holstein unter
einem Manne WIE dem Generalsuperintendenten Jacob Georg
Christian Adler 7zusammenzutfassen. Dieser, se1ıt 17992 (General-
superintendent für Schleswig, wurde 1808 auch mıt dem mte für
Holstein betraut und führte CS ın Personalunion bıs 18534 Auf
Grrund des Streites se1ne aufklärerische Agende steht se1in Ruf
nıcht gerade hoch 1mM Kurs. Die unter seinem Einflufß entstandene
„Allgemeıne Schulordnung” dagegen WAar sicher eın verdienst-
volles Werk, das dem Schulwesen 1m Lande erheblichen Auftrieb
verlieh.

Nach seiıner Amtszeıt kam C6s wleder ZUr ITrennung der Amter
Ja 1548 in dem Jahr der schleswig-holsteinischen Erhebung
wurde Schleswig9 allerdings 11UT für einen kurzen LZeitraum,
nochmals 1n sich 1n einen nordlichen und sudlıchen Aufsichts-
bereich unterteilt, dafß während dieser Periode rel
aufsichtführende Geistliche gvab Dies hatte allem Anschein nach
darın seinen Grund, da{fß der Schleswiger Generalsuperintendent
Nielsen nıcht ber ausreichende dänische Sprachkenntnisse VCI-

fügte, dafß INa  —_ das Problem des nordlichen Teıls des Herzog-
tums auf diese Weise lösen versuchte. Danach ist 65 aber bıs
heute mıiıt Ausnahme der eıt der nationalsozialistischen Ara un:
des Kirchenkampfes zwıischen 1933 un 1945 be] dem doppelten
Generalsuperintendenten- bzw spater Bischofsamt 1n der Landes-
kirche geblieben, reilich nıcht ohne, dafß ab un der Gedanke
des einen Landesbischofs für die eine Landeskirche iın Angleichung

dıe übrıige landeskirchliche Sıtuation 1n Deutschland auftauchte.
Denn bıs heute ist dıe Erscheinung des Aaus der historischen Ent-
wicklung erklärenden doppelten Amtes 1m deutschen Landes-
kirchentum singulär.

Allerdings ann darauf verwıesen werden, dafß 1n der Preu-
Bischen Landeskirche eine Vermehrung der Generalsuperinten-
dentenstellen un eıne Unterteijlung der Aufsichtsbezirke angC-
strebt worden sınd Die Anfänge dieser Entwicklung sınd Von

Generalsuperintendent Kaftan seinerzeıt als Angleichung
dıe schleswig-holsteinischen Verhältnisse begrüßt, ber och nıcht
für ausreichend gehalten worden ‘. Immerhin hat die Provinzıal-

Kaftan: Vier Kapitel VOIl der Landeskirche, eswig 1903, 128; Anm
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Aırche Schlesiens z.B 1mM Zeitraum VO  —; 1905 bis 1933 ein doppel-
tes Generalsuperintendentenamt gekannt. Hier CS jedoch
nıcht historısche Bedingtheiten, sondern Erfordernisse des kırch-
lıchen Lebens, die 1n einer weıtraumıgen un vielschichtigen
Kırchenprovinz eine Unterteilung nahegelegt hatten, da{fß be1
einer Konsıstorialbehörde für den Gesamtbereich der Provınz
der Aufsichtshbereich Niederschlesien neben dem VO  — Mittel- un
Oberschlesien bestand. rst der Einbruch der politischen Revo-
Iution 1ın die Kirche hat dem eın nde gesetzt

Kehren WIT den schleswig-holsteinischen Verhältnissen
ruck, zeıgt sich, in welcher Abhängigkeıt Va  . der Landesherrschaft
das geistliche Autfsichtsamt gestanden hat Das unumschränkte
Staatsregiment jeß für eine Kirche als eigenbegabte KRechtspersön-
ıchkeit und damıt auch ein eigenstandıges Kıirchregiment gut
WI1IE keinen Raum

Für das Urteil ber diese Geschichtsepoche bezüglıch des Kır-
chenregiments können jedoch auch bezeichnende Finschrankungen
angemeldet werden. Denn dıe Erinnerung ein kirchenleıtendes
Amt ist TOLZ allem n1ıe Sanz erloschen.

Hıerzu dürfte allerdings wenıger das plötzliche Auftauchen des
Bischofstitels die Mıiıtte des vorıgen Jahrhunderts rechnen
se1n. Der Bischofstitel VO  — Ulrik Sechmann Boesen (1854—-1864)
für Schleswig un VonNn ılhelm Heinrich Koopmann (1855—1871)
für Holstein dürtfte aum in Rıchtung autf ein eigenständigeres
Kirchenregiment deuten se1n, da diese Ernennungen gerade in
eıne als ausgesprochen staatskirchlich charakterisierende er1-
ode der bis 863/64 andauernden dänıschen Herrschaft helen 1e]
naher lıegt der Gedanke einer Angleichung die episkopale
Verfassung der dänischen Staatskirche, ohne dafß sıch deswegendie Instruktionen un Befugnisse für die nhaber dieser Amter
von denen früherer Generalsuperintendenten 1n den Landesteilen
Schleswig-Holsteins wesentlich unterschieden. ber CS wırd auf
andere Vorgänge verweısen seInN.

Greneralsuperintendent D. Kaftan erwaäahnt 1n seinen Erinne-
IUNSCN „Eirlebnisse und Beobachtungen“, da{fß 1n vorpreulßsischereıt die Staatsregierung das Kıirchenregiment unter Beratung der
Generalsuperintendenten geführt habe® Diese Beratung se1 1mM -
merhin eine solche SCWESCHH, dafß 1n ırchlichen Dingen die Gene-
ralsuperintendenten tatsachlich die entscheidenden Persönlich-
keiten SCWESCH selen. Er zieht Z Beweise die gewilß bedeut-

protocolla votorum heran, mıt denen diese den VOoO  - der

Ih. Kaftan Erlebnisse und Beobachtungen, Kıel 1924, 1: SVSHKe.,
14 165, auch Anmerkung
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Regierung übersandten Akten iıhre Stellungnahme beigefügt
haben In seinem Vermachtnis „Bischöfliche Kirchenverwaltung”
VO 11. September 1928 urteilt Kaftan zusammenfassend, dafß
TOLZ aller staatskirchlichen Bestrebungen 1n wechselvoller Ge-
schichte jedenfalls 1m schleswigschen Kırchenregiment jahrhun-
dertelang der schleswigsche Generalsuperintendent die malßgeb-
liche Persönlichkeit BSECWESCH se1?.

In den Wırren der Schleswig-Holsteinischen Erhebung
dıe Mıitte des vorıgen Jahrhunderts, in denen sıch dıe Frage nach
der rechtmäßigen Obrigkeıt immer mehr zuspitzte, drangte sich
das Problem der oberhirtlichen Leitung und Neuordnung der
Kirche ebenfalls auf Spielten doch auch lıberale Gedanken in der
Befreiungsbewegung eıne nicht unerhebliche Rolle Das Staats-
grundgesetz für die Herzogtumer Schleswig un! Holstein VO

15 September 1845 handelte unter Num VII „Von dem Verhältnis
des Staates den Kirchen“ und ließ verlauten: „Der Staat g‘_.
waährt allen Kirchen un relıg10sen Gemeinschaften gleichen
Schutz“ 1' [Dieses (Gesetz gab neben der Bekenntnisfreiheit auch
Freiheit fr die Bildung Religionsgesellschaften un die
gemeinsame Religionsausübung. Eıs traf auch nahere Bestimmun-
SCH für die Verleihung VO  . Korporationsrechten relıg10se (Ge-
nossenschaiten. In gleicher Weıiıse verkündete das (sesetz ber
die Grundrechte des deutschen Volkes, das 297. Dezember 18458
in Schleswig-Holstein ZUT Geltung gebracht wurde, 1n rt. 5 Er
„jede Religionsgesellschaft ordnet un verwaltet ıhre Angelegen-
heiten selbständıg, bleibt ber den allgemeınen Staatsgesetzen
unterworten. Keıine Religionsgesellschaft genießt VOT anderen Vor-
rechte durch den Staat; 6S besteht ferner keine Staatskirche“ 11

In dieser Sıtuation WAar CS bezeichnend, dafß sıch dıe leitenden
Te1ı Geistlichen in einem gemeınsamen Hirtenbriet VO 30. Aprıil
849 die Gemeinden un Amtstrager wandten!?. Der Briet
begann:

„Der evangelisch-lutherischen Kirche der Herzogthümer Schles-
wig-Holstein 1n allen ıhren Gliedern, Vorstehern, Lehrern und
jenern ruß ın dem Herrn die geistlichen Aufseher dieser
Kıirche.“ Unterschrieben haben den Brief Herzbruch, General-
superintendent in Holstein (1835—1855), Nielsen, Superintendent

Th. Kaftan Bischöfliche Kirchenverwaltung, aden-Baden, 11. Sept. 1928,
11UT ın Abschrift vorliegend.
Ernst Wolgast Die rechtliche ellung des schleswig-holsteinischen Konsisto-
r1ums, Kiel 1916, 1N: SVSHKg., 8

11 Ernst Wolgast: a aD S_ 9217
iıchelsen Aktenstücke ZUT €es!| unsererI Landeskirche 1n den Jahren
— Kiıel 1898, 1n SVSHKge., IR3 1292 f
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in Schleswig (1848—1850), Rehhoff, Superintendent in Apenrade
(1848—1850).

In diesem Briefe gaben s1e iıhrer Überzeugung Ausdruck, daß
solange der Krieg noch wahrt, der Zeitpunkt noch nıicht gekommen
sel, Hand das legen, „Was in den außerlichen Verhältnissen
der Kıirche eine Neugestaltung herbeitühren soll”

Sobald ber uhe eingekehrt sel, „werden WITr uns abermals
kEuch wenden, geliebte Brüder, damıiıt WITr ann uns insgesamt
die wenden, in deren Händen ordnungsgemäß das Regiment der
Kırche ruht ob dıe u1ll5 beauftragen wollen, entweder Euch
einer Zusammenkunft mıt uns berufen, oder sofort Männer in
Vorschlag bringen, VOomn welchen annn Vorlagen ausgearbeıtet
werden mogen, sowohl ber das, Was der Kirche der Gegenwart
auch be1 uns oth ıst, als auch ber dıe Art un Weıise W1€ solches
VO  —$ der Kirche selbst demnächst ANSCHOMM un als kirchliche
Urdnung festgestellt werden könne“ 13

Nielsen un Rehhoff, die beiden Oberhirten 1m Herzogtum
Schleswig, dıe 1L1UT VO  w} 1545 bıs 18550 1in diesem Amt standen, sınd
CS auch SCWESCNH, unter deren Leıitung sıch die Geistlichkeit Schles-
WwI1gs die admıiınıstratıve Abtrennung des Herzogtums un:
seine Unterstellung unter eine besondere „Landesverwaltung” ZUT
Wehr seizte Diese Ma{ißnahme WAar ber den Kopf der schleswig-
holsteinischen Statthalterschaft hinweg VoNn Preufßsen un Däane-
mark vereinbart worden. Die Geistlichen erklärten L1UT ihren
bedingten Gehorsam un gingen, als dieses Regime eine Ände-
Iuns der Fürbitte für die Obrigkeit verlangte, passıvem Wiıder-
Stan ber Die Geistlichkeit Holsteins mıt iıhrem Generalsuper-
intendenten Dr Herzbruch tımmte diesem Vorgehen

Man könnte in dieser Haltung der GGeneralsuperintendenten in
einer politisch aulßerst unübersichtlichen Sıtuation, ın der sıch das
Kirchenregiment der Landesherren als problematisch erwıes, An-
zeichen für eın kircheneigenes Handeln des leıtenden geistliıchen
Amtes erkennen. Freilich ZiNg dieser Konflikt ın der vollıgen
Niederlage der auf sich alleın gestellten Schleswig-Holsteiner
unter un endete schließlich mıt der Vertreibung VO  $ rund hundert
Schleswiger (reistlichen durch die erneuerte dänısche Herrschaftt.
Unter den Entlassenen und Ver]Jagten betanden sıch neben den
beiden Schleswiger duperintendenten auch der Vater des spateren
Generalsuperintendenten D.'Theodor Kaftan un der nachmalıge
Generalsuperintendent für Schleswig D. Bertel Paulsen odt

Schließlich MU: in diesem Zusammenhange dessen gedacht
werden, da{fß die leitenden Geistlichen 1ın den Herzogtümern durch

E. Michelsen Aktenstücke, S. 123
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ihre Eintlußnahme nıcht unwesentlich ZU Wahrung des luthe-
rischen Bekenntnisstandes un ZUTr Erhaltung einer selbstandıgen
ev.-Jluth. Kırche Schleswig-Holsteins beigetragen haben äahrend
sıch der UÜbergang der Herzogtümer Preußen iın den entsche1-
dungsreichen Jahren 866/67 anbahnte, haben sowohl der Super-
intendent VO  - Lauenburg als auch dıe beiden Generalsuperinten-
denten für Schleswig un!: Holstein klare Stellung bezogen.

Schon 1866 hatte der lauenburgische Superintendent Brömel
gegenuüber dem preußischen Ministerpräsıdenten Bismarck, den

allem Anschein nach als erster auf die kırchliche Frage ANSC-
sprochen hat, se1ine Besorgn1s ber die Wahrung des lutherischen
Bekenntnisses 1ın den Herzogtümern ZU Ausdruck gebracht. Der
Antwortbrieft Bismarcks VO 30. Junı 1850606, also noch XOT König-
gratz, ist eın staatsmännisches Dokument, das VO  } großer Weıt-
sicht un politischem Fingerspitzengefühl zeugt .. Seiner Bedeu-
tung se1 1er 1im Auszug wiedergegeben: habe
Ihnen danken, dafß Sie miıch auf eine Möglichkeit auftmerksam
gemacht haben, dıe ich SONST schwerlich 1NSs Auge gefalst haben
wurde. Denn, da{fß in Ihrer Heimath Lauenburg nıcht dıe leiseste
Veranlassung gegeben Ist; VO  — der Vereinigung mıiıt den preußßi-
schen Staaten eıne Gefährdung der Kirchenverfassung oder Beun-
ruhigung des Bekenntnisses fürchten, ıst Kw. Hochwüurden als
erstem Geistlichen des Herzogthums besten bekannt. Eben-
sowen1g in Schleswig-Holstein, die Königliche Staatsregierung

in der Verwaltung un der Rechtspilege das Bestehende
schont, für dessen teilweiıse Modifhzıierung s in der Bevölkerung
nıcht W ünschen fehlt Preuflßen hat in der Achtung des kirch-
lıchen Bekenntnisses immer wieder eın EKlement seiner kräftigen
Entwicklung gesucht un gefunden; dıe VOT Z7WE] Menschenaltern
be] einer entsprechenden Disposıtion der Gemuüther Stande
gekommene Vereinigung zweler Contessionen ist heute be] uns
noch nıcht allgemeın aAaNgCENOMMEN. Und diıeser Vereinigung
wiıllen sollte die Regierung 1n Schleswig-Holstein den Frieden
storen wollen” der Salr 1n Staaten, miıt welchen Preußen anstatt
des zerrissenen ein völkerrechtliches Band knüpfen denkt”

ergreife aber SCIN dıe Gelegenheıt, Eıw Hochwürden AauUuSsSs-
drücklich erklären, dafß der Staatsregierung der Gedanke vollıg
tremd ist, für die preulsische Landeskirche Propaganda machen
oder dulden oder sonstwıe das Bekenntniß un!: die Verfassung der
altlutherischen Länder beunruhıigen wollen.“

Ebenso W1€E der Lauenburger Superintendent mıt seinem Schritt
eiım reufßischen Ministerprasıdenten die Iniıtiative ergriffen

Christian Stbhbhe: Landeskirche un Geistlichkeit 1ın Schleswig-Holstein 1863
bis 18067, Kiıel 1914—1917, 1in S VSHKe., ILR. 6.Bd., 1.—4 S. 562
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hatte, unterbreitete Generalsuperintendent odt gemeinsam
mıt Bischof Koopmann ın einer Eiıngabe VO Dr November 1866
dem preußischen König als Landesherrn die Bıtte, der
„Lutherischen Kırche“ iıhren „ferneren unveränderten Fortbe-
stand“ zuzusichern 15 ÜÖberpräsident v. Scheel-Plessen und Kultus-
miıinıster VO  — Mühler nahmen hlerzu Stellung. Der König selbst
gab darauthin unter dem 3 Februar 1867 eine beruhigende Ant-
wort In einer Audienz 18. Mai 1867 sicherte der Könıig den
beiden Geistlichen erneut Z da{fß die evangeliısche Kirche in den
Herzogtümern W1€e anderweıtıg des königlichen Schutzes 1n iıhrem
vaterlichen Glauben und Bekenntnis gewil5 se1in dürtte Diese Er-
öffnungen des Königs gaben D. Koopmann un D. Godt 1n einer
xemeınsamen Mitteilung VO März 156 / bekannt168. Darın WAar
noch eın weıterer inweis auf künftige Regelungen enthalten:
„Was ach den SONS uns gewordenen Mıttheilungen uNnseTrTe Pro-
vinzialkiırche zunachst erwarten hat, ist die Einriıchtung eines
für beide Herzogthümer gemeınsamen, nıcht unter den CEVaNSC-
lischen Oberkirchenrath, sondern unter das Cultusministerium
sortirenden Consistor1ums, dessen Aufgaben namentlıch auch
dıe Anbahnung synodaler Institutionen gehoren wurde. Der al-
kunft wurde 6S ann vorbehalten bleiben, 1in welcher Weise ein
naheres Verhältniß uUuNnscICI Provinzjalkirche der evangelischen
Preufßischen Landeskirche herbeizuführen se1n mochte.“ I)ieser
1nweIls ging ohl auf eıne Mitteilung des preußsischen Kultus-
mınısters VO  — Mühlen zurück.

Das Bekanntwerden einer enkschrift des Evangelıschen ber-
kirchenrats 1n Berlın, betreffend dıe gegenwartıge Lage der Lan-
deskirche 1n Preußen, VO 18. Februar 1867, SOW1e die VOoNn ıhm
eım Könıig beantragte kirchliche Vereinigung der HEUu erworbe-
NCn Landesteıile mıt der bisherigen preußischen Landeskirche und
die Unterstellung derselben unter die ressortmäßige Amtsgewalt
des Evangelischen OÖberkirchenrats hatte aber doch weithin Beun-
ruhigung hervorgerufen. Die Grutachten des Generalsuperintenden-
ten D. Godt VO 12. August 1867 un des Bischofs D. Koopmann
VO 28. August 1567 gerade dıesen entscheidenden Fragen SIN  d
darum eachtliche Dokumente verantwortlicher Kıirchenleitung un
theologischer Erwagung, die eiIn bedeutsames ıcht auf den
abhängigen Standpunkt un das Urteil der beıden leitenden Geist-
liıchen werfen 17

EN_a_lter .Göbel_l: Bekenntnisstand un Kirchenbildung In den Herzogtümern
Schleswig und Holstein 1mM re 1867, 1954, 1: FÜr Arbeıt un: Besin-
nung”, S. 206
Schleswig-Holsteinisches Kıirchen- un: Schulblatt, 18067, Nr. 13, hne
Spaltenangabe.
Walter Göbell Bekenntnisstand, S. 206 ff
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Generalsuperintendent odt stellte auf die besonderen Ver-
hältnisse 1MmM Schleswigschen ab, „die schon VON denen in Holstein
nıcht unerheblich abweichen und keineswegs etwa nach diesen
beurteilt werden können“. Derartige Beunruhigungen wurden
immer, „WCNnn S1e auch sofort auf das politische Gebiet mıiıt über-
tragen wurden, doch weder alleın noch zunachst auf dıesem, SONMN-
ern vielmehr aut dem relig1ösen un kirchlichen Boden ihren
Grund un! Ursprung haben un:! behalten“. Wenn nıcht VO  — der
iırchlichen Vereinigung Schleswigs miıt der preulßsischen Landes-
kirche un: VO  } ihrer Unterstellung unter den Evangelischen ber-
kırchenrat Abstand werde, sahe kirchliche Wiırren
VOTAaUS, welche die nach vollen Jahren noch nıcht vergeSSCHNCH
un! verschmerzten Agende-Streitigkeiten das Ende des
voriıgen Jahrhunderts noch weıt hinter sıch lassen dürften“. Die
schleswigsche Kirche werde sıch aber, 416 weniıger sS1€e für sich un
iıhr Bekenntnis urchten Veranlassung findet, auch immermehr
als lebendiges Glied derjenıgen evangelischen Kirche ertassen un
erweıisen un: auf eine solche Weise fre  1 mıt derselbenn_
schließen

Bischof Koopmann argumentierte theologisch grundsätzlicher,
indem auf den „unionistischen C'harakter“ des Kvangelischen
berkirchenrats eing1ng. Die Schleswig-Holsteinische Landes-
kırche, die InNna jetzt „Provinzialkirche“ neENNECN pflege, sSE€1 1M-
INner eine Kırche evangelisch-lutherischen Bekenntnisses DSEWECSCNH.
Sogar der Summepiskopat sSCe1 „das Bekenntnis ZUT ungeander-
ten Augsburgischen Contession geknüpft”, WwW16€e die „Instruction
Tur den Generalsuperintendenten” VO 14. Dezember 1739 Ö 2
auswelse. Wie der Oberhirte sejen gleichfalls alle den (GGemein-
den der Landeskirche angestellten Prediger be]l ihrer Ordination
ebentalls „eidlich auf dıie ungeänderte Augsburgische Confession
verpflichtet“. Dieser Eıd solle den Gemeinden nıcht NUTr: die be-
kenntnismäßige Predigt un:! Sakramentsverwaltung siıchern, seıine
wesentliche Bedeutung un Bestimmung sE€1 auch diese, „dafß durch
iıhn der Organısmus des Kirchenregiments VOIl oben bis

den einzelnen Predigern herab 1n seinem evangelisch-luthe-
riıschen Charakter erhalten un geschützt werden O11 - Da der
c Landesherr nicht, W1€eE bisher, persönlıch der evangelisch-
lutherischen Landeskirche angehöre, der Summepiskopat
geknüpft SCWCECSCH sel, dürfe jetzt erst recht “ nıCcht einmal 1n ent-
ferntester Weise der Schein hervorgerufen werden, als solle be1
dem Übergange der Landesherrschaft einen Fürsten, welcher
einem anderen Bekenntnisse angehöre, das echt einer evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinschaft auf rein evangelisch-lutherische
Oberleitung iırgendwie geschmalert” werden.
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Dahinter standen weıterführende Gedanken. Denn L11UFr für den
Fall, dafß die den Bestimmungen des Westfälischen Friedens un
den Anforderungen des natürlichen Rechts allein entsprechende„Errichtung einer lutherisch-kirchlichen Oberbehörde für alle dem
preußisch. Staate NECUuU einverleibten evang.-luther. Landeskirchen
augenblicklich noch nıcht erreichen sein sollte”, wollte sich der
Bischof mıt einer durchaus als vorläufig gedachten Unterstellungdes errichtenden Ev.-Iluth. Konsistoriums für die Kirche ın
Schleswig-Holstein unter das preußische Kultusministerium e1n-
verstanden erklären. In diesem Passus trat das nach den Vorstel-
lungen des Bischofs eigentlich anzustrebende 1e] klar zutage.

Ins Jahr 1867 fiel aber auch noch die Tagung des 14 deutschen
evangelischen Kirchentages ın Kiel eine Versammlung bedeuten-
der evangelischer Persönlichkeiten, die sıch se1it dem erühmten
Kirchentag VO  — 1848 1n Wittenberg den Zusammenschlufß der
evangelıschen Kirchengemeinschaften einem Kirchenbunde ZU
Ziele gesetzt hatte Der Unionsbegeisterung, die auch 1er VOT-
zuwalten schien, traten die beiden leiıtenden Geistlichen Schleswig-
Holsteins enigegen. Sie ehnten CS schon ab, in das Vizeprasıdıium
einzutreten, da die kırchliche Stimmung des Landes der des Kır-
chentages durchaus nıcht homogen se1 Bischof Koopmann warnte

nachdrücklich „ VOT den Gefahren, welche der lutherischen
Kirche der Herzogthümer drohten“. Generalsuperintendent
odt erklärte: „Sollte die Union oktroirt werden oder e1in erster
Schritt geschehen, der als Andrang azu betrachtet werden könnte,

gebe das namentlıch für Nordschleswig eine große Noth“ 17a
Die Entscheidung ber die Zukunft der schleswig-holsteinischen

Kirche fıel höchster Stelle. Bismarck teılte 1n einem Velegramm
VOo 23. September 1867 dem König nach Baden-Baden die An-
sicht des Staatsministeriums mıt 18 Die Bezeichnung „evangelı-
sches-Ilutherisches Consistoriıum “ für je] sSC1] nıcht umgehen.
Wollte INa  — das „evangelisch-Ilutherische“ fortlassen, wuüurde die
durch Besorgnis die Zukunft der lutherischen Landeskirche
un iınfolge des Kirchentages schon große Aufregung in Schleswig-
Holstein bedenklich gesteigert werden.

So haben die Generalsuperintendenten der Herzogtümer W1€e
der Superintendent Von Lauenburg durch ihr Eıintreten für den
Bekenntnisstand un dıe Selbständigkeit der evangelischen Kırche
In den Herzogtümern ıhren Einfluß 1n kirchenleitender Weise
geltend gemacht un ZUT Regelung der irchlichen Verhältnisse
1n der Provinz beigetragen. Die Entscheidung hiıerüber blieb

17a Kirchen- un! Schulblatt, 1867, Nr. 37, Sp. 307 ff
Walter Göbell Bekenntnisstand, S.210
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allerdings in den Händen des Landesherrn, W1€e CS nach den recht-
lıchen Voraussetzungen der damalıgen eıt nicht anders se1n
konnte.

I1 Ihe Generalsuperintendenten ın der Etpoche
des ausgehenden Kırchenregiments der Landesherren

8

Wiıll INa Stellung un Amtstätigkeit der Generalsuperinten-
denten 1ın der schleswig-holsteinıschen Kirche waäahrend diıeser
Epoche nachzeichnen, ist CS unumgänglıch, einen lick auf die
Entwicklung des landesherrlichen Kirchenregıiments in Preußen

wertfen. Eune nıcht differenzierende Betrachtung könnte SONS
die Auffassung nahelegen, dafß sıch zufolge der staatsrechtlichen
Veränderungen 1in den Herzogtümern kırchlich nıchts anderes voll-

haäatte als der Austausch eines staatskirchlichen Systems BU*+
SCH das andere und der Übergang des Summepiskopats VO anı-
schen auf den preulsischen Köniıg. Die Generalsuperintendenten
waren Iso 1L1UT einem anderen Landesherrn unterstellt worden
un hätten mıt den staatlichen Behorden, nunmehr den preußßi-
schen, dıe das Kirchenregiment 1M Auftrage des Königs ausubten,
zusammenzuarbeiten gehabt. In der Allerhöchsten Proklamation
VO 12 Januar 1867 die Eınwohner Schleswig-Holsteins VCI-
lesen mıiıt dem Patent 24. Januar 1867 auf dem Kle-
ler Schlofß eiım Akt der teierlıchen Eıinverleibung, dem auch der
Bischof für Holstein un der Generalsuperintendent für Schleswig
beiwohnten hieß c5 namlıch 1mM Blick auf dıe Kırche zunachst NUur
schlicht un: einfach: „Die Diener der Kıirchen werden auch ferner
d1e Bewahrer des väaterlichen Glaubens sein“ 1 Darın lag dıe Kır-
wartung, da{fß dıe Amtstrager der Kirche, unter ıhnen auch dıe
amtierenden Generalsuperintendenten, iıhr Amt weıterhın Aaus-
ben und ihre Aufgaben wahrnehmen werden. ber S1€ enthielt
verständlicherweise keinen naheren Hinweıs, in welcher orm
sıch das Kırchenwesen unter der Herrschaft gestalten wurde.

Diese kurze Formuli:erung darf jedoch nıcht daruüber hinweg-
tauschen, da{ß mıt der Überleitung auch wesentliche Umstellungen
verbunden und Cu«c Elemente {ür die Entwicklung des
Kirchenwesens auftauchten.

Das landesherrliche Kirchenregiment 1mM Preuflßen des 19. Jahr-
hunderts wurde durchaus nıcht mehr als problemlos empfunden.

Oswald Hauser: Proviınz 1 Königreich Preußen Neumüunster 1966, 1N:
€es: Schleswig-Holsteins, 8.Bd., Erste Lieferung, S.9 H. F. Chaly-
baus Sammlung, ıx
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Entwicklungen 1mM Gange, die diese eıt als Übergangs-
epoche kennzeichnen. Im Unterschied dem einheitlichen Staats-
ırchentum ın Danemark umfaßte die preußische Herrschaft auch
katholische un gemischtkonfessionelle Gebiete. Das Herrscher-
aus WAar se1ınerzeıt ZU reformierten Bekenntnis übergetreten,
un die innerevangelıschen Auseinandersetzungen die Union
zwischen den evangelischen Bekenntnissen se1ıt 1A1 och
nıcht verwunden. Das Kirchenregiment des Landesherrn, WI1e CS
sıch seıit dem Augsburger Religionsfrieden VO  - 1555 un! dem
Westfälischen Frieden VO  - 1648 besonders unter dem Einflu{ß des
Absolutismus, ausgebildet hatte, konnte daher den Verhältnissen
nıicht mehr 1n vollem Mafße gerecht werden.

In Preuflßen hatten sıch Entwicklungen angebahnt, die eiıner
Diıfferenzierung des staatskirchlichen Systems überhaupt un des
landesherrlichen Kirchenregiments 1im besonderen führen mußlten.
Schon 1mM Allgemeinen reußischen Landrecht VON 1794 hatte sıch
der tolerante, konfessionell paritätische Staat abgezeichnet. Es
WAar terner ein preulsischer König, der Aaus kirchlıcher Sicht den
Summepi1skopat der Fürsten als Wiıderspruch 1n sıch ablehnte.
König Friedrich ılhelm (  OE  ) ‚hatte klar erkannt,
dafß der landesherrliche Summepiskopat . . nıcht einen Vorzug,
sondern eıne Fesselung, Beeinträchtigung un: Entmüundiıgung der
Kırche darstellte“ 29 Deshalb bemüuhte sich darum, dıeser VO  —
ihm als unevangelısch empfundenen Rechte ledig werden, un:!
ZWAarTr schon langst VOT dem Revolutionsjahr 1545 ber fand
keine evangelısche Instanz, der diese Rechte hatte übertragen
können un dıe iıhrer nach seinen Vorstellungen 1 apostolischem
Sınne“ gewaltet hatten. Obwohl tiefer sa als manche Kıirchen-
manner seliner Zieıt,; scheiterte mıt seinen Plänen, da keine
evangelische Kirche vorfand, die auf solchen Wandel vorbereitet
SCWESECN ware.

Schließlich estimmte annn die Preufßische Verfassung VO

31. Januar 1850 unter dem Eintlufß liıberaler und konstitutioneller
Ideen und weniıger Aaus kirchlichen Einsıiıchten ın Art „  Je
evangelische und romisch-katholische Kirche SOWI1e jede andere
Religionsgesellschaft ordnet un verwaltet iıhre Angelegenheiten
selbstandıg und bleibt 1im Genufß der für ihre Kultus-, Unterrichts-
un Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und
Fonds“ Al Demzufolge bedeutete die Errichtung des Evangelıschen
Oberkirchenrats für dıe reußische Landeskirche 1mM Jahre 1850

Ernst Benz Bischofsamt und Apostolische Sukzession 1mM Deutschen Prote-
stantısmus, Stuttgart 1953, 126

21 alybäus Sammlung, 44
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einen Anfang ZUTr Lösung der ınneren irchlichen Verwaltung Aaus

der Staatsverwaltung.
IDDieser Evangelische Oberkirchenrat 1n Berlıin, L11UTr unmittelbar

Gem Konig verantwortlich, hat tatsächlich 1n geduldıger, stiller
un: VO  $ der Offentlichkeit aum emerkter Arbeıt die Befreiung
un Verselbständigung der Preußischen Landeskirche gegenüber
der Staatsverwaltung vorangetrieben. Bischof D. Dibelius hat die
Situation 1MmM 19. Jahrhundert gekennzeichnet “: „Man begann
einzusehen, dafß das ‚Kirchenwesen' eines Landes nıcht ebenso
verwaltet werden könne W1€e die könıglıchen Forsten un Staats-
archive. Man ıng a  9 die Befugnisse des Landesherrn in bezug auf
dıe Kirche sorgfältiger als bisher VO  — seinen sonstigen Rechten
abzugrenzen. Und als die Parlamente kamen, WAar INa sıch dar-
ber ein1g, da{fß diese Institution, auft die sich allmählich der
Schwerpunkt der politischen Verantwortung verlagern mußte, mıiıt
kirchlichen Dingen wen1g W1€e möglıch tun haben solle.“
Freılich blieb das Kıirchenregiment des Landesherrn in dieser
Epoche TOLZ allem noch bestehen. ber auch in der Rechtstheorie
tand nach der seinerzeıt herrschenden Auffassung eine Differen-
zıerung S insotern die innerkirchlichen Befugnisse des SUIMMNMMNUS

EPISCOPUS nıcht mehr als Ausflufß absolutistischer Staatsgewalt,
sondern 11U!T noch als eın selbständıges Annex ZUrTr Staatsgewalt des
Landesherrn gedeutet un damıt VO  e diıeser unterschieden WUuI -

den Lediglich in seiner Person blieben oberste staatlıche un
kirchliche Reprasentanz, jedenfalls für die evangelıschen Kirchen,
noch verbunden. Die Auffassung, dafß dıe Kirchen nıcht mehr NUuTr

als Departement iın der Staatsverwaltung ıhren Platz hatten, SOIMN-

ern eine Groöße eigener Art darstellten, setzie sıch mıt der eıt
durch, ohne deswegen das System des landesherrlichen Kırchen-
regıments schon vollıg .
Vorerst vollzog sich die Entwicklung 1LUFr S  « dafß die sich auf den
kirchlichen Bereich erstreckenden Rechte des Landesherrn
nehmend auf besondere Kirchenregimentsbehörden übertragen
wurden. Allerdings blieben dem Landesherrn noch gewI1sse „Jura
reservata”“ vorbehalten, während die Behörden dıe sogenannten
1ura vicarıa ausubten. Gleichzeıitig aber schrıtten dıe Bemühungen
9 dem synodalen Prinziıp entsprechend, eigene kirchliche KöOör-
perschaften auszubilden, dıe dıe Kırche auf allen Ebenen vertreten
un eiıne kirchliche Selbstverwaltung ermöglichen ollten

In diese Entwicklung hinein traf 1U  — dıe Vereinigung der Her-
zogtumer Holstein und Schleswig mıt der preußischen Monarchie
gemäß Staatsgesetz VO Dezember 1566 un Patent VO Ja-
ar Söhngén: Hundert re Evangelischer berkirchenrat der Altpreu-
Rischen Union Berlin-Spandau 1950,
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uar 1867, eıne Umwalzung, die das Kırchenwesen un se1ıne
geistliche Leitung in den Herzogtümern, die ZUT preufßischen Pro-
1NZz wurden, nicht unberührt lassen konnte.

Zweiftellos mulßfiten unter der Herrschaft Entscheidungen
fallen, WwWI1eEe sıch die kirchlichen Verhältnisse un ıhre Leıtung für
Schleswig-Holstein gestalten sollten. Es blieb abzuwarten, in wel-
cher Weıiıse die staatskirchenrechtliche Entwicklung in Preußen
auch auf das Kirchenwesen der Provinzen Eintflufß gewınnen
wurde. Auf jeden Fall ber muülßte die Umwandlung der Herzog-
{umer Holstein un!: Schleswig ın eine preußische Provinz, kirchlich
gesehen, eine größere Veränderung nach sıch zıehen als 1Ur einen
tormalen Übergang des landesherrlichen Kırchenregiments auf
den preußischen Konig. Die FEinbeziehung 1n das preußische Staats-

hatte 1m SAanzZCH den Anschlufß der Kırche Schleswig-Hol-
ste1ns eine Entwicklung ZUTr Folge, die langsam un nıcht ohne
Überwindung VO  —$ Widerständen ZUT allmählichen Verselbstän-
dıgung der evangelıschen Kirchen un Veränderungen ın ıhrem
Kıirchenregiment führen sollte.

Die Neuerungen erfolgten reilich niıcht mıt einem Male, SOI11-
ern 1ın allmählicher Anpassung die Eintwicklung unter mMOg-
ichster Schonung des Althergebrachten *. Wiıe WIT schon sahen,
hatten sich die leitenden Geistlichen Schleswig-Holsteins
eine befürchtete Anglıederung dıe Preußische Landeskirche

deren Unionscharakter UT Wehr gesetzt Sie sowohl
für die Wahrung des überlieferten Bekenntnisstandes als auch für
die Erhaltung der Selbständigkeit der Provinzialkirche eın-
ECLFreLEN. Was folgte, irug alle Kennzeichen eiınes Kompromisses
und einer Übergangsregelung sıch Denn groißen Loösungen
schien diıe eıt noch nıcht reit Nachdem sich der Vorschlag eıner
unmittelbaren Unterstellung der schleswig-holsteinischen Kiıirche
unter den Landesherren oder dıe Bıldung eines lutherischen
OÖberkonsistoriums für die lutherischen Landeskirchen 1n den

Provinzen nıcht hatten erreichen lassen, verfügte eine König-
iche Verordnung VO 24. deptember 1867 die Errichtung eines
evangelısch-Iutherischen Konsistoriums 1n Kiel, noch ehe die TEU-
Bische Verfassung (O)ktober 1867 in den Herzogtümern 1in
raft getreten war 24 Der Grund hierfür dürtfte 1ın der polıtisch
beruhigenden Wirkung suchen se1n, dıe 190828 sıch VO  - diıeser
Maßnahme versprach.

Der Verordnung haftete etitwas Provisorisches d  9 da sS1e das 1NCUu

Heinz eil Die verfassungsrechtliche Entwidclüng der Ev.-Luth. Landes-
kirche Schleswig-Holsteins der preußischen eıt bis ZUT Gegenwart,
Erlangen 1935, Inaugural-Dissertation, Manuskript S5.20
Chalybäus Sammlung, 5.4, m 126
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errichtete Konsistoriıum „bis auf Weiteres“” dem Minıiıster der
geıistlichen Angelegenheiten in Berliın unterstellte *. Darın wird
INa  - einerseıts eine Folge des KEınspruchs dıe befürchtete
Anglıederung die unıerte reußische Landeskirche un eiıne
Unterstellung unter den Evangelischen Oberkirchenrat iın Berlin
erblicken mussen. Andererseıts Jag iın der ministeriellen Unter-
stellung auch eine Zurückhaltung des preußßischen Kön1gs, der sıch
als Anhaänger des reformıerten Bekenntnisses scheute, das landes-
herrliche Kirchenregiment ber lutherische Kirchen unmittelbar
auszuuben.

Diese Zwischenlösung ahm eine gyeEWISSE Unübersichtlichkeit
des evangelıschen Kirchenwesens 1m preußßßischen Staate in auf
Die evangelıschen Kirchen 1n den bisherigen Provinzen unter dem
Evangelıschen berkirchenrat unterstanden unmittelbar dem
König als nhaber des landesherrlichen Kirchenregiments, wäh-
rend dıeser das oberste Kırchenregiment ber sechs weıtere, selb-
standıge, aber in sıch verschiedene Kirchen, darunter auch der

durch den Kultus-schleswig-holsteinischen Provinzialkirche,
mınıster ausuben 1eß Preußen vermıed eine zwangsweıse Uun1-
torme Gestaltung der evangelischen Landeskirchen un!: ahm auf
die unterschiedlichen kirchengeschichtlichen und bekenntnismäßi-
SCH Entwicklungen ın den einzelnen Landesteilen Rücksicht.

Diese Zwischenlösung konnte auf die Dauer reilich nıcht be-
friedigen. Das miıniısterielle Kıiırchenregıment, das staatskirchlichem
Denken starker verhaftet blieb, benachteiligte die ıhm unterstellten
Kırchen gegenüber der Preufßischen Landeskirche?®. In dieser
konnte mıt der eıit eiıne Auflockerung der Staatsabhängigkeit un!
eine Erweiterung der iırchlichen delbständigkeit erzijelt werden.
Generalsuperintendent D. Kaftan, den INa  3 preulSischer Sympa-
thıen gewils nıcht verdächtigen wird, konnte deshalb anmerken:
„Die konsistorial verfaßte altländische Kirche Preußens, diıe über-
haupt viele gute kirchliche Ordnungen hat, ist wenıger Staatskirche
als dıe bischöfliche verfaßte Kıirche Dänemarks“ 27 Miıt herber un
rücksichtsloser Krıtik dem mınıiısteriellen Kirchenregiment hat

aber nıcht gespart, stand ( für iıhn doch 1M Widerspruch mıiıt der
Aaus der Reformation erwachsenen Ordnung un der Ssonst in TEU-
fßen berücksichtigten modernen Entwicklung des evangelıschen
Kirchenwesens. Eıne Miınisterjalverwaltung mıt einem Miınister,
der außerhalb der ıhm unterstellten Kirchen stand, mußte nıcht
LUr einem kircheniremden, sondern auch bürokratischen Reg1-

Ih. Kaftan Erlebnisse, S. 265
Kaftan Erlebnisse: 264
Kaftan Viıier Kapitel, 124, Anmerkung.
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ment führen, das noch azu mıiıt allerlei ıllegitimen polıtıschenAbhängigkeiten belastet Wa  ; Darüber hinaus beklagte be] die-
SCT Art des miıinısteriellen Kirchenregiments die schlechtere Be-
handlung der schleswig-holsteinischen Kırche 1m Vergleich den
Kirchen Hannovers oder Hessen-Nassaus, dıe sıch teils W1€e Han-

auf eine eigene Verfassung stutzen, teıils W1€e Hessen-Nassau
einer besseren kirchenregimentlichen Fürsorge erireuen konnten.
‚Etwas wirklich Eıinheitliches un klar Durchdachtes kam auf diese
Weise nıcht zustande“ 28

In dieser E,poche hat CS nıemand gewagt, das „heiße Euisen“
einer grundsätzlichen Neuordnung des Kıirchenregiments AaNZUu-
fassen. Allerdings unternahm Generalsuperintendent D. Kaftan
mıt seiner 1903 erschienenen Veröffentlichung V  161 Kapitel VO  —
der Landeskirche“ den Versuch einer grundsatzlıchen Besinnungber Wesen, Verfassung und Leitung der Kirche, ”5 möglıchın weıteren Kreisen kırchlich autfklärend un anregend WITr-
ken  “ 29 Zu praktischen Ergebnissen haben solche Bemühungen bei
der Eingebundenheit der Kırche 1in das staatlıche 5System freilich
noch nıcht geführt. So ist 65 bei der zunachst provısorıschen Lösungeiner Unterstellung des Kıeler Konsistoriums unter das Ministe-
r1ıum gebliıeben.

Aus dem Provisorium wurde eine Definitivum, obwohl Anfangder achtziger Jahre der Gedanke einer Vereinigung der hannover-
schen un der schleswig-holsteinischen Kirche unter einem Kon-
sistorıum noch einmal CrIWOSCH wurde ®0 Die Idee einer naheren
Verbindung der beiden lutherischen Kirchen innerhal Preußens
hatte seinerzeit auch Bischof Koopmann vorgeschwebt un ware
manchem wıllkommen SCWESECN. Die Pläne hatten 1mM hannover-
schen Landeskonsistorium bereits estere Gestalt da{fß
1mM Zusammenhang mıiıt den Fragen die Kompetenzerweiterun-
SCH für das hannoversche Landeskonsistorium eiıne Zusammen-
fassung der beiden Landeskirchen ernstlich CrIWOSCH wurde ö1l In
der vorgeschlagenen Form, die die Basıs schleswig-holsteinischerSelbständigkeit nıicht berücksichtigte, bestand jedoch wen1ıg Aus-
sıcht auf Verwirklichung. Auch konnte sıch der damalige ber-
prasıdent VO Steinmann nıcht für den (Gredanken erwarmen. Kon-
sıstori1alpräsident Chalybäus hat spater Begınn seiıner Präsidial-
zeıt und VOT seinem Übergang das hannoversche Konsistorium

bzw diese Frage 1M Gespräch mıiıt Generalsuperinten-
Kaftan Erlebnisse, 155, 165, 244, 268 ff

20 Kaftan Erlebnisse, 276
Kaftan Erlebnisse, 265

81 Uhlhorn 100 Jahre hannoversches Landeskonsistorium, 8 9 In ahrbuchder Gesellschaft für Niedersächsische Kirchengeschichte, Band, 1966
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dent D. Kaftan nochmals aufgenommen. ber persönliche Erwä-
SUNSCH ist die Sache jedoch damalıs jedenfalls VO  ; schleswig-
holsteinischer Seite nıcht hinausgekommen **2, Von Hannover
Aaus hat Präsident Chalybäus diese Pläne NUTLr zögernd weıterver-
folgt

Wenden WIT uns NU:  — der Stellun der schleswig-holsteinischen
Generalsuperintendenten in dieser bergangsepoche Z ıst das
Urteil Kaftftans kennzeichnend: „Von der tatsächlichen OÖrdnung
der Generalsuperintendentur galt, W as staatskirchlicher eıt
vielfach das Charakteristische WAar für die Ordnungen der CVaNSC-
lıschen Kirche zusammengestoppelt Aaus mehr oder weniger
fallıgen Einzelanordnungen” 9

Hinsıchtlich des Amtes der Generalsuperintendenten enthielt
schon dıe Königliche Verordnung ber die Errichtung eınes
luth. Konsıstoriıums 1n 1e] VO 24. deptember 1867 Zzwel wesent-
ıche Bestimmungen:

Dem einzurichtenden Konsistorium in 1el untier Leitung eines
weltlichen Vorsitzenden sind dıe „beiden für Holstein un
Schleswig fungıerenden Generalsuperintendenten un viele
geistlıche un weltliche Raäthe aus beiden Bezirken, als das Be-
dürfnis erheischt, beizuordnen“.
urch dıe Verordnung ber dıe Kompetenzen des Konsistoriums
1n Analogie den preußischen Verhältnissen „WIrd dagegen
in den amtlichen Befugnissen der Generalsuperintendenten,
der Kirchenpröpste für jetzt nıchts geaändert” 53
Aus der Instruction für die altländischen Generalsuperinten-

denten VO 14. Mai 1829 lebte ferner eiıne für diese schon hın-
tallıg gewordene Bestimmung auf ber dıe Generalsuperinten-
denten hiefß CS dort namlıch:

„die bılden keine Zwischeninstanz, sondern sınd den geist-
lıchen Provinzialbehörden beigeordnet, un stehen WI1e diese,
1ın ihrer Qualität als Generalsuperintendenten, unmittelbar
unter dem Minısterium für geistlıche Angelegenheiten” *,
Schliefßlich trat spater, nach Einführung der Kirchengemeinde-

un 5Synodalordnung VO November 15706, noch die Bestim-
IHUNS des ber die Zusammensetzung der Gesamtsynode hıin-

ort hielß CX

„Die ((esamtsynode besteht:
dus en Generalsuperintendenten für Schleswig un Holstein“

öla Kaftan, Erlebnisse, TE
Kaftan KErlebnisse, 165

Chalybäus Sammlung, 126
Chalybäus: Sammlung, 169; Ih Kaftan: Erlebnisse, 165
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Das eiıtende geistliche 1ın Schleswig-Holstein

(und nach Verordnung VO November 1877 dem Superinten-
denten von Lauenburg) d
An diesen verschiedenen Einzelanordnungen wird deutlıch,

da{fß in der 'Tat keine geschlossene Konzeption dahinterstand, SOIl-

ern VO  -} seıten des Landesherrn eine behutsame, ber pragma-
tische Anpassung die Entwicklung unter möglıchster Berück-
sichtigung des Überkommenen VOTSCHOMINCH wurde.

Die beiden leitenden geistlichen Amter wurden in iıhrer Exı1istenz
vorausgesetzt. Bischof D. Koopmann (1854-1871) un! General-
superintendent odt (1864—1885) hatten S1e inne In ıhren amt-
liıchen Befugnissen, besonders hinsichtlich der Ordination un:
Visıtation, wurde fürs erste TOLZ der Einrıchtung des Konsısto-
r1ums nıchts geandert. Auch spatere Eirlasse stellten noch auf dıe
Gültigkeıit bestimmter Abschnitte der Instruktion des dänischen
Könıigs für den Generalsuperintendenten VO 14 Dezember 1739
ab S6 Die Generalsuperintendenten bıldeten ZWAaT WwW1€e auch VOT-

dem keine besondere „Zwischeninstanz”, aber sS1e blieben unbe-
schadet der Kompetenzen des NCUu errichteten Konsistoriums in
ihrem geistlıchen Amt relatıv selbständig. Ihr besonderes Augen-
merk wıdmeten S1e der Visitationsaufgabe, die ihre Kräfte voll in
Anspruch ahm So ist 6cs kennzeichnend, dafß TEe1 altere holste1-
nısche Generalsuperintendenten Bischof D. Koopmann
Generalsuperintendent Kuperti (1891-1 899) un Generalsuper-
intendent D. Wallroth (1900—1912) auf Visitationsreisen starben
und den Generalsuperintendenten D. Godt fast das gleiche Ge-
schick ereıilt hatte

Den Einzelanordnungen ber die Generalsuperintendenten
haftete jedoch eLwAas Vorläufiges Die Verordnung ber die Er-
richtung des Konsıistorıiums bezog sıch ausdrücklich NUurTr auf die
„fungierenden” Generalsuperintendenten, deren amtlichen
Befugnissen „für jetzt” nıchts geandert werden sollte. Dieserber-
gangscharakter fand seine Bestätigung 1in einem spateren (Clon-
sistor1albescheid VO 13 Marz 1890 betr Auslegung des der
Allerhöchsten Verordnung VO September 1867 Errich-
tung eines ev.-Iluth. Konsistoriums in 1el Die Anordnung ber
dessen Zusammensetzung wurde als eine Bestimmung charakte-
risıert, „welche auf die Errichtung des Consistoriıums sich
bezieht und ZU Behuf des Inslebentretens des (Clonsistoriıums g_
troffen ist  ba 3 Dadurch War dıe Möglıichkeit offengelassen, mıt der
eıt Änderungen vorzunehmen, WECeCNN die Entwicklung der Ver-
häaltnisse 65 geboten se1n 1eß

halybäus Sammlung,
36 Chalybäus Sammlung, 154 .. 1792
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erhar Schwarz

So hat auch ın der Folgezeıt hinsichtlich der Befugnisse eine all-
mähliche Angleichung die Generalsuperintendenten in den
altpreußischen Provinzen stattgefunden. Die Beschränkungen
erstreckten sich besonders auf den Bereich des öffentlichen Schul-
WwWesSens Das gleiche gilt für die Bezüge, die nach alter schleswig-
holsteinischer Ordnung noch immer stark mıiıt der Visitationsord-
NunNng verknüpfit Eın Versuch des Preußischen Finanz-
miınısters schließlich, nach dem ode VO  —$ Generalsuperintendent

odt 1m Jahre 1885 die beiden Generalsuperintendenturen
aus fskalischen Gründen zusammenzulegen, scheıiterte schon 1m
Kultusministeri1ıum, dafß die schleswig-holsteinische Ordnung
in dieser Beziehung erhalten blieb S

Zwel Neuerungen ergaben S1 für die Stellung der General-
superintendenten 1n Schleswig-Holstein, dıe Unterstellung unter
den Preußischen Kultusminıiıster un die Zuordnung ZUrC landes-
kirchlichen Behörde.

Die Änderung des Unterstellungsverhältnisses für die General-
superintendenten bedeutete mehr als eine Formalıtat. Waren s1e
früher unmittelbar unter dem König als nhaber des landesherr-
lıchen Kirchenregiments tatıg, unterstanden S1eE nunmehr „1N
ihrer Qualitat als Generalsuperintendenten” parallel ZUr Behörde
dem Minister der geistlichen Angelegenheıiten. Idies hing miıt den

geschilderten Verhältnissen der Handhabung des landes-
herrlichen Kirchenregiments 1n Preufßen gegenüber den nıcht ZUTr

preußischen Landeskirche gehorıgen Kirchen Der Könıg
ernannte ZW arl die Generalsuperintendenten un empfing s1e auch
bei Amtsantrıtt ZUT Audienz, aber die Ausübung des Kirchen-
regıiments lag wesentlich 1n den Händen des kirchenfremden Mınıi1-
ster1ıums un seiner Bürokratıie, eine Regelung, die kirchlich den-
kende Männer zunehmend belastete. Zwar bescheinigte General-
superintendent Kaftan den leitenden Ministerjalbeamten durchaus
Wohlwollen un das Bemühen um Verständnıis für die kirchlichen
Belange ® Aber das dystem als solches un dıe bürokratischen
Hemmnisse riefen wiederholt seinen Widerspruch hervor un!
machten se1ıne rückblickende, miıtunter harte Kritik ministeriel-
len Kirchenregiment verständlich. In der Freiheit iıhrer Amtsfüh-
runs unterlagen die Generalsuperintendenten auf diese Weıise
gewiß auch größeren Einschränkungen, als WECNNn S1e unmittelbar
im Auftrag des Landesherrn tatıg FCWESCH waren.
Kıne völlıge Neuerung gegenüber früheren Verhältnissen bedeu-
tete jedoch dıe Regelung, dafß die Generalsuperintendenten künf-

Erlebnisse, 155
39 'Ih. Erlebnisse, S. 270



Das leitende geistliche Amt In Schleswig-Holstein

tig dem in jel errichteten Konsistorium unter seinem weltlichen
Vorsitzenden gemeınsam miıt einer Anzahl geistlıcher un: elt-
liıcher ate „beigeordnet” wurden. Was der Begriff der „Bei-
ordnung“ meınt, ist nıicht ohne weıteres ersichtlich. Übernommen
ist ohl aus der spater noch mehrfach abgeänderten Instruktion
für die altländischen Generalsuperintendenten VO 14. Mai 182949
Bei der damaligen Konstruktion der Provinzialbehörde, die sich
unter dem Öberpräsidenten in das Konsistorium mıiıt dem General-
superintendenten als Direktor und das Schulkollegium gliederte,
WAar einleuchtender. Nunmehr wurde auf die Sanz anders
gegliederte Cue Kirchenbehörde angewandt. In diesem Zusam-
menhange besagte zunachst Nur daß dıe Generalsuperinten-
denten VO  — mts Sıtz un Stimme 1m Kollegium geme1n-
5a mıiıt den anderen Räten hatten. Falsch ware CS, Aaus dıesem
Begriff auf ein Nebenamt 1im Sınne des heutigen Sprachgebrauches

schließen, weıl ja auf die übrigen ate ebenso Anwendung
tand Wenn Konsistorialpräsident D. Mommsen seinerzeıt auch
bei der Einführung VO  $ Generalsuperintendent Kaftan 1im Jahre
1886 auf das „nebenamtlich“ betont anspielte, annn doch der
Grund hierfür 1Ur iın der Anerkennung des als Hauptamt CMP-
fundenen, selbständigen geistlıchen Amtes des Generalsuperinten-
denten gesehen werden, neben dem ann die Taätigkeit 1mM Kon-
sıstorıum gleichsam als „Nebenamt“ erscheinen mufßte 41 Miıt der
heutigen Unterscheidung VO haupt- un nebenamtlichen Landes-
kirchenräten hat 1€es jedoch nıchts tun

Die Mitwirkung der Generalsuperintendenten in der Kollegial-
behörde unter dem Juristischen Präsidenten, dem zugleich noch die
Aufgabe des Universitätskurators oblag, War be1 den verhan-
delnden Entscheidungen der Kirchenbehörde, auf die nach den
sogenannten TCS internae allmaähliıch auch die zunaächst noch be] der
Provinzialregierung verbliebenen Iecs externae übergingen, FCTA-
eZu unentbehrlich. Waren S1e 6S doch, dıe durch iıhre Vısıtations-
un theologische Prüfungstätigkeit ber erhebliche Personalkennt-
NISSE, aber auch die praktische Anschauung der Verhältnisse in
den Kirchengemeinden verfügten. Sie hatten den ertorderlichen
Überblick un die Vergleichsmöglichkeiten, die für diıe Beurtei-
lung der Vorgänge unerläfßlich un konnten Anregungen
geben, die Aaus der mehr verwaltenden Bürokratie nıcht kommen
konnten. Generalsuperintendent D. Kaftan hat in den „ Vıer Ka-
pıteln VoO der Landeskirche“ das Amt pragnant arakterisiert:
„Arm Machtbefugnissen, ber re1l Gelegenheiten ZU

40 Chalybäus: Sammlung, 169
41 Kaftan Erlebnisse, 148
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Wirken 4 Das galt sicher auch für die Mitwirkung 1m Kon-
sistorıum.

Freilich hatte 6S der holsteinische Generalsuperintendent, der
seinerzeıt seinen Wohnsıtz innerhalb se1nes Sprengels nach 1e1

den Ort des Konsistoriums verlegen konnte, außerlich eichter
als der 1in Schleswig wohnende Generalsuperintendent. Das 1eß
nach dem ode Vo  - Generalsuperintendent D. Godt 1885 1m Kul-
tusministerıum die Erwagung aufkommen, den Sitz der Schles-
wiger Generalsuperintendentur auch nach 1e1 verlegen, un
ZWAarTr el der Absıcht, „dem Generalsuperintendenten neben dem
Präsıdenten einen bestimmenden Einfluß auf den auf der Dınge

sichern“ 4 Be1 der Neubesetzung des Amtes WAar ann dıe An-
ordnung versaumt worden, daß Generalsuperintendent
Kaftan seinen Amtssıtz zunächst doch iın Schleswig ahm Vorerst
blieb CS dabeı Der spatere Präsident D. Chalybaus vertrat jedoch

„Wenn S1ie 1ın Schleswig woh-Kaftan gegenüber die Auffassung:
NCH, können Sie 1M Konsıstorı1um nıch den FEintluß ausüben, der
Ihnen zukommt. “ Die dentliche Gesamtsynode VOoNn 1891 ahm
annn die Frage auf, nachdem das Kultusministeriıum mıiıt eıner
Entscheidung gezogert hatte An dieser Angelegenheit entzun-
deten S1 die Gemuter S dafß 1ın geheimer Synodalsıtzung VOCI-

handelt wurde. Auf Antrag des Grafen K.v. Reventlou, Preetz,
beschloß die Synode mıiıt Mehrheit **:

„1N Erwagung einerseıts, dafß ZW al für dıe Schleswigsche
Kirche eın schwer empfundener Verlust sein wüurde, wenn iıhr
Generalsuperintendent seinen bisherigen, historisch gewordenen
Wohnsitz in der Stadt Schleswig nach 1e] verlegen sollte,

1in Erwagung ber andererseıts, dafß 6S nach den ausdrücklichen
Erklärungen des Präsidenten des Königlichen Konsistor11, deren
Grewicht 1€ Synode sıch nıcht entziehen vermäa$, für die e1n-
heitliche Verwaltung der Angelegenheiten der Schleswig-Holste1-
nischen Provinzialkirche VOon entscheidender Bedeutung se1n würde,
WwWenNnn der Generalsuperintendent für Schleswig fortan in Kiel, als
dem Sıtze des Königlichen Konsistor11, seinen bleibenden Aufent-
halt nehmen würde,

dem Königliıchen Konsistor10, dıe iın dieser schon lange schwe-
benden Angelegenheıt nötigen Schritte vertrauensvoll anheim-
zugeben.“

Entsprechend diesem Synodalbeschluß erwirkte das Konsisto-

Kaftan 1er Kapiıtel, 133
Th. Kaftan Erlebnisse, 153, 163

F. Chalybäus Sammlung, 173: vgl Protokoll V. Gesamtsynode, 5. 90,
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Das eitende geistliche Amt in Schleswig-Holstein 101

r1um ber das Kultusministerium einen Allerhöchsten Erlaß, der
unter dem 16. Dezember 1891 die Verlegung des Amtssıitzes des
Generalsuperintendenten für Schleswig nach 1el bestimmte **
Die Consistorialbekanntmachung VO 20. Februar 18992 ZUT Aus-
führung dieses Erlasses kündigte dıe Durchführung der Verlegung
ZUu 1.Aprıl d} un! bestimmte, daß der Dom Schleswig
weiterhin Ordinationskirche blieb un: der Generalsuperintendent
künftig 1n allen Stadten, ın denen sich der Sıtz einer Propstei
befand, jäahrlich außer 1in den Visitationsjahren einen Hauptgot-
tesdienst halten SOWI1e folgenden Tage sich versuchsweise dort

Gesprächen bereithalten würde 46 Diese Entscheidung re  f 1mM
Schleswigschen ZWAaTr einıge Erregung hervor, wurde annn ber für
Jahrzehnte malßgebend.

Das Gewicht, das der konsistorjalen Miıtwirkung Zugem«eSSCH
wurde, WAar stark, dafß der Amtessıtz beider Generalsuperinten-
denten auf 1el als Sıtz des Konsistoriums konzentriert wurde. Das
ist immerhin bıs Z Amtszeıt VO  - Bischof Völkel einschließlich,
also bis 1933, sich die Verhaäaltnisse vollıg anderten, g_
blieben.

Irotzdem wırd Ina  —$ zugeben mussen, dafß S1 für das eitende
geistlıche Amt iın seinen Kompetenzen un: Aufgabenbereichen
auf Grund dieser Neuerungen nıcht gerade immer einfache, klare
und durchsichtige Verhältnisse ergaben. Schon die eigenartıge
Doppelstellung der Generalsuperintendenten, die S1 einerseıts
AQus dem geistlichen Aufsichtsamt und andereseıts Aaus der gleich-
zeitigen Mitgliedschaft in der iırchliıchen Behörde be1 paralleler
Unterstellung des Amtes un der Behörde unter das Ministerium
für geistliche Angelegenheıten ergab, barg Schwierigkeiten in S1

Sie konnten be1 gegensätzlichen Auffassungen zwischen einem
(Greneralsuperintendenten un! dem Konsistorialprasıdenten
Mißhelligkeiten führen. Kennzeichnend hierfür scheint mMI1r eın
Von Kaftan berichteter Vorgang se1n 4# Angesichts VO  ; Be-

ın der Landeskirche, die eine Gefahr der Auflösung ıin
sıch bargen, hatte Kaftan den Plan einer jäahrlıchen Zusammen-
kunft der Pröpste seines Aufsichtsbereiches 1Ns Auge gefaßt un
diese Absiıcht für den Minister schriftlich formuliert. Als aber
dem Konsistor1alprasıdenten damals Chalybäus davon sagte,
erhob dieser sofort Bedenken, solche staatsrechtlicher Art
Kaftan hielt dem entigegen, Was ın Altpreußen 1im wesentlichen
bestehende Ordnung sel, schwerlich 1n Schleswig-Holstein Beden-
ken unterliegen könne. Der Präasıdent meınte dann, der (Greneral-
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superintendent wurde auf dıese Weise mächtig; 1n bestimmten
Angelegenheıten könnte seine Auffassung als die samtlicher
Pröpste vertreten. Irotz aller Gegenvorstellungen hielt der Prä-
sıdent seınen Bedenken tfest Kaftan sa iıhm darauf Z seine
Eingabe STa direkt dem Minister ber den Präsidenten leiten,
der seiıne Bedenken ann beifügen könne. So geschah CS Die Ant-
wort des Ministers hiel negatıv ausS, ber nach Kaftans Angabe 1m
Grunde S dafß 1n der Sache ihm echt gab Da dıe erwirk-
lichung seiner Absicht unterbleiben mußte, begründeten dıe
Pröpste einschließlich der VO  — Holstein selbst eine besondere
Pröpstekonferenz.

Sofern sıch Schwierigkeiten ergaben, hatten diese ber letztlich
iıhren Grund 1n einer mangelnden Abgrenzung zwischen episko-
palen un konsistorjialen Aufgaben. Wo endeten die einen, un!

begannen dıe anderen” Das WAar in der Praxis oft schwer
urch die „Einordnung” der Generalsuperintendenten in

die kirchliche Behörde entstand.überhaupt eine gewiı1sse Polarität
zwischen iıhnen un: dem leitenden Juristen, dem azu eın eto-
recht Beschlüsse des Kollegiums zustand, sofern das
Staatsınteresse berührt sah kın Mannn w1e Kaftan, der einen ınn
für kirchliche Verfassungsfragen hatte un miıt seinem Amt be-
stimmte Vorstellungen VOL geistlicher Leıtung verband, wollte
diese auch bei der konsistorialen Mitwirkung der Generalsuper-
ıntendenten berücksichtigt wıssen. Dem Juristen sollte ın den
externis das Prae gesichert bleiben, während CS 1n den internis
seiner Auffassung nach den I heologen zukommen sollte 48 „Wo
das Konsistorium geistlıch auftrat, sollte Cs demnach Sache der
Generalsuperintendenten seın

Im Rückblick hat Klage geführt: 99  1€ Generalsuperinten-
denten 1n freier Entfaltung ıhrer Tätigkeit beengt; die
Bürokraten empfanden die Generalsuperintendenten als eın stO-
rendes Klement, Was sS1e nach der reinen Lehre der Bürokratie
diese kennt NUTr technısche Beamte der regierenden Juristen

WOTauUsSs der Bürokratie, ob bewußt oder unbewußt, dıe
Neigung erwuchs, s1e auf gehobene Konsistorialräte herabzudrük-
ken: 1LUF als solche S1e der Bürokratie verständlich un!
genießbar” 4

Das wollte aber nıcht als grundsätzliıchen Einspruch
den juristischen Vorsıiıtz 1m Konsistoriıum und das Zusammen-
wirken VO  - Theologen un Juristen 1m Kolleg1um verstanden W1S-
SC  S Vielmehr erkannte den darın lıegenden Wert d ja für
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ıh hatte 1€Ss einen gewissen Re  4A Dafß be1 den Juristen 1Ur

das Staatsinteresse 1mM Vordergrund stände un: damıt ımmer
wieder die Herrschaft des Staates 1in der Kirche ZU Durchbruch
käme, ware eın ebenso verallgemeinerndes un unbillıges Urteıil,
w1e daß der Juristenstand 1n der Kirche eın Fremdkörper ware
un! dort nıchts suchen hätte 50

Hinsichtlich der Konsistorien trat Kaftan ihrer Bekämpfung
als solcher entgegen, gab aber freimütig Z daß VO  — Hause AUus

keine besondere Sympathie für S1e gehabt hatte un: erst allmäh-
lich einem tieferdringenden Verständnis gelangt ware. In dem
Mischcharakter ıhrer Stellung S1e waren weder reine Staats-
behörden noch reine Kirchenbehörden spiegelte sich seiner An-
sıcht nach der damalıge ischcharakter der Landeskirche wıeder.
ber selbst WECNNn S1e reine Kirchenbehörden würden, mußten s1e
auch annn Behörden bleiben. „Wem den Konsistorien das
unsympathisch ist, daß s1e dieses Moment reprasentieren, der
greift SOZUSASCH in der Adresse seiıner Antipathie fehl: s1e trıfft
nıcht die Konsistorı:en als solche, sondern die Landeskirche als
Volkskirche b ö1l

Freilich repräsentierten die Generalsuperintendenten durch
ihre Bejiordnung bzw Einordnung 1in dıe Behörde eın eigenartıges
un besonderes EKlement. Denn einerseıts standen ıhnen die beiden
episkopalen Eilemente 1M Kirchenregiment, Ordination un Visı-
tatıon, A andererseıts S1e Aaus ıhrer Kenntnis un Erfahrung
die Sachwalter der Pastoren, (Gsemeinden un Propsteijen in der
Behörde. Das Amt der Generalsuperintendenten War daher nach
Kaftan „ebenso unbürokratisch, w1e sSein 'Titel bürokratisch“ lau-
tete ö2 Dafß dieses Amt jedoch dem Konsistorium eingeordnet WAaTrl,
pragte W1€E nıichts anderes auch dessen Kıgenart, durch die sıch eın
Konsistorium VO  —$ jeder Staatsbehörde unterschied.

Es ist keine Frage, daß Kaftan in seiner 31jaäahrigen Amtszeıt
versucht hat, das Bischöfliche se1nes Amtes, für das in Schleswig-
Holstein einıge Iradıtion sprach, wahren, und, soweıt es
Bestand behalten hatte, auch wieder beleben. Er wehrte
sıch dagegen, daß dıe Konsistorialtätigkeit dıe Wirksamkeit der
Generalsuperintendenten in iıhrem mte absorbierte oder in sıch
aufsaugte. So wachte auch darüber, da{fß nıcht alle Kompetenzen
auf die kırchenregimentliıche Behörde zZusamMENYECZOSCH wurden.

Irotz aller Fixierungen ber Stellung und Befugnisse der
Generalsuperintendenten blieb schließlich auch eine Frage der
Persönlichkeiten und des VO  $ ihnen aufzubringenden Taktes, wıe
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sıch in der Praxıs die Zusammenarbeit in der Behörde un die
Beziehungen den staatlichen Instanzen gestalteten.

Als letzte Regelung kam nach Einführung der Kirchengemeinde-
un Synodalordnung VO November 1876 och die Bestimmung
ber die Mitgliedschaft der Generalsuperintendenten iın der Ge-
samtsynode hinzu. Dieser fiel die Aufgabe Z die Gesamtheit der
Kirchengemeinden leiten un vertreten. Die Mitgliedschaft
in der Synode basierte 1mM wesentlichen darauf, dafß die General-
superintendenten 1ın iıhrem mte Iräger eines Teiles des Kirchen-
regıiments und daher kraft iıhres Amtes der Synode
gehörten. In den damalıgen Erwagungen dürfte das lutherische
Kirchenordnungsprinzip einer Zuordnung VO  $ Amt un Gemeinde
auch auf landeskirchlicher Ebene aum eıne Rolle gespielt haben
Näher lag dıie Vertretung des Kirchenregiments 1n dem SONS
wählenden konstitutionellen ÖOrgan. Hierfür spricht, daflß neben
den Generalsuperintendenten ach  Sa VO Landesherrn 11-
nende Mitglieder der Synode angehörten. Die Miıtgliedschaft e_

gab sıch also mehr als Konsequenz Aaus dem landesherrlichen Kır-
chenregıment, dessen Beauftragten 1n der Synode Sıtz un Stimme
gebührte.

Die außerordentliche Provinzialsynode vVon 1871, der die Er-
arbeitung der „Kirchengemeinde- un! Synodalordnung” auf-
etragen WAT, wählte seinerzeıt den Schleswiger General-
superintendenten D. Godt iıhrem Präsidenten. Dieser entzog
sıch nıcht der Aufgabe, die nıcht immer eichten Verhandlungen

leiten. Nach Inkrafttreten der Kirchengemeinde- un Synodal-
ordnung bestand jedoch diese Möglichkeit nıcht mehr. Die Ge-
samtsynode hatte ihren Präsidenten un! Vizepräsıdenten ZWarTtr
AQus ihrer Mitte wählen. Da ber der Synodalpräsident dem
zwischen den Jagungen amtierenden Synodalausschufß vorsaß un
diesem Mitglieder des Konsistoriums nıcht angehören durften,
ergab sıch VO  } selbst, dafß sıich die Wahl eınes Generalsuperinten-
denten zu Synodalpräsıdenten verbot. Die Wahl ZU Vize-
prasıdenten stand iıhnen aber offen, dafß Generalsuper-
intendent Kaftan waäahrend seiner Amtszeıt verschiedentlich dieses
Synodalamt auf Grund des Vertrauens der Synode innehatte.

In der Synodaltätigkeit eröffnete sıch den Generalsuperinten-
denten abgesehen davon eın weıteres Feld zumal iıhr Wort 1in der
Synode Gewicht hatte Auch ging es Generalsuperintendent
Kaftan darum, die Rechte der Synode gegenüber dem Konsısto-
T1uUum wahren, Was 1ın seinem Eıntreten dafür ZU Ausdruck
kam, dafß dıe Verfügung ber 1e VO  - der Synode für kirchliche
Ziwecke bewilligten Mittel die Zustimmung des Synodalaus-
schusses gebunden wurde.
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Überblickt INa nunmehr dıe verschiedenen Regelungen, die
für das Amt der Generalsuperintendenten wahrend dıeser Epoche
Gültigkeit erlangten, wiırd InNna  ] ohl der Veränderungen gewahr,
denen das Kırchenwesen un!' das Kıiırchenregiment 1in der
preußischen Provinz insgesamt unterlagen. Eine Entwicklung WAar

eingeleitet, die auf der Provinzialebene gewilßß auch ZUT kirchlichen
Verselbständigung beitrug. Allerdings wırd INa  — zugeben mussen,
dafß Aaus der zunachst provisorischen Anpassung dıe Ver-
haltnısse für ein halbes Jahrhundert eıne Dauerlösung geworden
ist, die den kirchlichen Einsichten nıcht entsprach un:! auf die
Länge der eıt nıcht genugen konnte.

edoch dürfte sich, W as Oswald Hauser in selner Arbeit Z
Geschichte Schleswig-Holsteins ber die Einführung der
preußischen Verwaltung in den ZUT Provinz gewordenen Herzog-
tumern als zusammentassendes Urteil festgestellt hat, auch für
den kırchlichen Bereich als nıcht unzutreffend erweisen ®® „  ın
SENAUCS Studium der Akten zeıgt, dafß dıe harte Kritik den

Herrn 1mM SdanNZCH gesehen ungerechtfertigt Wa  R Es ıst
höchst eindrucksvoll sehen, mıiıt welchem Ma{fß gutem W illen
un Behutsamkeit die preufßische Verwaltung versucht hat; dıe 1n
langen Entwicklungen gewordenen un der Bevölkerung teuren
Besonderheiten schützen, sofern das miıt dem Staatsınteresse
eines modernen Grofßstaats vereinbar war Hier lag allerdings
auch dıe Girenze jener eıt 1mM lick auf das Kırchenregiment, dem
nıcht das Staatsinteresse, sondern die Ausrichtung des kirchlichen
Auftrags oberste Richtschnur se1in mußte

111 Das Amt der Biıschöfe ın der Landeskirche
nach Fortfall des landesherrlichen Kırchenregiments

8

urch den Fortfall des Kırchenregiments der Landesherren
wurde das Jahr 1918 einem bis heute spürbaren tiefen kirchen-
geschichtlichen Einschnitt. Nıcht 1Ur für den Augenblick stellten
sıch schwerwiegende un: weitreichende Probleme hinsichtlich der
Überleitung des Kirchenregiments iın kirchliche Hände, sondern
die bewegte Epoche des folgenden halben Jahrhunderts
durchzog hinsıchtlich der außeren Gestalt der Kırche das bıs heute
nıcht abgeschlossene Ringen die rechte ..  korm VO  —; kircheneigener
Leitung.

SW.: Hauser: Provinz, 124
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Auf wen die Rechte des Landesherrn in bezug auf die
Kirche 19808  - übergegangen” Dieser Frage kam 1mM lick auf die
Rechtskontinuitat nıcht unerhebliche Bedeutung Und W1e sollte
das Kirchenregiment nı  } unter theologischen un kiırchlichen Ge-
sichtspunkten 1m Gegenüber Staat un! Gesellschaft geregelt
werden” An dieser Frage der außeren, leibhaften Gestalt der
Kirche führte eın Weg vorbel. Zugleich ber gab es auch keine
Modelle und Beispiele AUusS der geschichtlichen Erfahrung des Pro-
testantısmus in Deutschland. In allen kErwagungen ber eine rechte
kirchliche Ordnung spielt gerade dıe Frage nach dem Kirchen-
regıment bis heute eine erhebliche Rolle ıcht NUuTr be1 der Neu-
ordnung nach dem Ersten Weltkrieg, sondern auch 1mM Kirchen-
kampf unfier der NS-Gewaltdiktatur, bei der Konsolidierung und
Neuordnung nach dem Zusammenbruch VO  - 1945 un schließlich
in dem Ruf nach Strukturen be1 den angestrebten Kirchen-
reformen ist jeweıls dıe Diskussion ber dıe rechte UOrdnung des
Kirchenregiments 1mM Bereich der evangelischen Kirche wıeder NEeUu

aufgeflammt. Die Argumente, vornehmlich 1in den Synodaldebat-
ien, ber das Verhältnıiıs zwischen geistliıchem Amt, Kirchenleitung,
Verwaltung un Synode sind jedoch nıcht 1ECUu un: wiederholen
sich auffallend, besonders Wenn die Auspragung des EVall-

gelischen Bischofsamtes geht. Die Debatte hat heute noch keines-
WCSS eıinen Abschlufß gefunden.

Das eıtende geistlıche Anmt ın der Neuordnung
nach dem Ersten Weltkrıeg ın Schleswig-Haolstein
Nach dem Ausscheiden VO  $ Generalsuperintendent Kaftan

Aaus dem Amt, das mıiıt Vollendung des siebzigsten Lebensjahres
1m Jahre 1917 aufzugeben wünschte, WAarTr 65 noch einmal ZUrTr Neu-
besetzung der beiden leitenden geistliıchen Amter in der schleswig-
holsteinischen Provinzialkirche durch Ernennung des Landesherrn
gekommen. Der 19192 für Holstein ernannte, Aaus Flensburg stam-
mende Generalsuperintendent D. Petersen trat Kaftans Nachfolge
1n der Schleswiger Generalsuperintendentur d während der b1ıs-
herige Kıeler Propst un Konsistorialrat Mordhorst mıt dem mte
für Holstein betraut wurde. Damalıs schrieb der Schleswig-Holstei-
nische Sonntagsbote d4 vermi1sse eım Amtsantrıtt eines
Generalsuperintendenten in der Landeskirche eines. „Es ware
schön, WEnnn in allen Kirchen se1nes Sprengels bald nach seiner
Ernennung für iıh un: sein Amt gebetet wurde. Wenn auch
jeder eCue Bischof in einem Gottesdienst VOT den Geistlichen SEe1-
nes Sprengels eingeführt wird” 1es WAar erst seıt 1912 auf

Schlesw.-Holst Sonntagsbote 1917, Nr. 33, 957
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Kaftans Anregung hın der Kall ware dıe Fürbitte der Ge-
meıinden doch nıcht weniger notıig. Überhaupt sollten die (Gemein-
den viel mehr für alle iıhre Hiırten beten Die haben 65 ın iıhrem
heutigen schweren Amt wirklich notig Je mehr einer betet,
wenıger kritisiert ott gebe uns viele treue Miıtarbeiter in
seinem Weınberge un: lege auf ihr Wort un Werk seinen
degen.“

Mit den staatlichen Umwalzungen 1M November des Jahres
1918 sahen siıch die für dıe Kıirche verantwortlichen Männer sehr
bald VOT schwerwiegende un: weıtreichende Entscheidungen TC-
stellt. Die XIV ordentliche Gesamtsynode, deren Zusammentritt
für den Oktober des Jahres vorgesehen WAaTrT, konnte erst zwel
Monate spater 1MmM Dezember unmittelbar nach den umstürzenden
Ereignissen Sie beriet unter iıhrem Vizepräsidenten, dem
Schleswiger Generalsuperintendenten Petersen, eingehend ber
die Situation, die unter dem Zeichen der bevorstehenden Irennung
VO  $ Staat un: Kirche stand In der Synodalpredigt 10. Dezem-
ber 1918 in der Marienkirche Rendsburg hatte Generalsuper-
intendent Mordhorst das IThema angeschnitten un!: azu aus-

geführt : „Vor elf Jahren hat D). Kaftan in einer Predigt Von der
Kıirche ler gesagt, S1€E könne heute schon un 1n Zukunft erst recht
nicht unglücklicher einhergehen, als sıch fortschleppend auf Staats-
krücken. Ihr Geruch als Staatskirche se1 ın unserem Volksleben
nıcht Förderung, sondern Hemmung iıhrer rafit Darın lıegt
zweifelhaft ein gut Stuück Wahrheıt. Darum soll das Schlagwort
Irennung VO  —$ Staat un Kırche uns nıcht bange machen. Wenn
die ewıigen Kraftquellen 1n uHHSeETET Kırche rauschen, annn hat S1e
Leben 1n sıich selbst un Aaus sich selbst. ber dafß unseTemM Volke
diese rafit zugute komme, azu ist nOot, dafß WIT eine Landes-
kirche bleiben un! daß das and als solches VO  3 irchlicher Ord-
NUung und ırchlichem Dienst erfa{ßt WIT  d Eins darf Trennung VOIN
Staat un Kirche n1ıe bedeuten, namlı;ch dies, dafß der Einfluß des
Christentums 1m offentlichen Leben ausgeschaltet wird.“

Die Gesamtsynode ftalßte ıIn dieser Sıtuation einen vorsorglichen
Beschluß, namlıch die bisherigen landesherrlichen Rechte des Kir-
chenregiments auf das Konsistorium übertragen. Dieses sollte
jedoch bei Ausübung dieser Rechte Jeweıils die Zustimmung des
Gesamtsynodalausschusses gebunden seın 6, Es War die Absicht,
damit einem Notstand vorzubeugen, der entstehen mußte, falls
der Staat sıch aus seinen irchlichen Kompetenzen plötzlich zurück-
zıehen sollte. Dieser Beschluß kam aktisch nıcht ZU Tragen, da

Verhandlungsbericht IN rdentl Gesamtsynode 1918,
Verhandlungsbericht XIV. rdentl Gesamtsynode 1918,
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ullgen ÖOÖrdnung der Staats-sehr bald durch Staatsgesetz ZUX vorläa
dafß dıe irchlichen Rechtegewalt VO Mär geklärt wurde,

des Könıigs „bis z Erlaß der künftigen Verfassung auf die VO  —

der Staatsregıierung bestimmend re1l Staatsminister EVan-

ergegangen” sejen®?‘. Für das Kieler Kon-gelischen Glaubens ub
sistorıum bestand eın Grund, hiergegen Verwahrung einzulegen,
W1€e 6S VOoO  b seıten der Altpreußischen Kirche staatlichen
Eingriffs in dıe Selbständigkeit der Kirche geschah, solange dıe
Rechtsgrundlage zwischen dem reußischen Ministerium für Wis-
senschaft, Kunst un: Erziehung als Rechtsnachfolger des früheren
Ministeriums für geistlıche Angelegenheiten un der Landeskirche
nıcht angetastet wurde.

Sofort stellte sich jedoch dıe Aufgabe, ın Überlegungen ber
dıe Neugestaltu einer iırchlichen Verfassung, be1 der natur-

gemäls dıie Frag des Kirchenregiments und der leitenden ge1ist-
lıchen Amter berührt wurde, einzutrete Die Gesamtsynode be-
schlofß zunächst die Bildung eiıner Zentralstelle für alle mıt der
Irennung VO  —$ Staat un Kirche zusammenhängenden Fragen,
deren Arbeıt sowohl die Generalsuperintendenten w1e€e die anderen
Miıtglieder des Konsistor1un beteiligt wurden. Aus ihr erwuchs
der Vorschlag, eıne außerordentliche Gesamtsynode einzuberufen,
die VO 17 biıs Juni 1920 in Rendsburg en sollte. Sie hatte
dıe gesetzliche Grundlage für eıne verfassunggebende Landes-
kirchenversammlung schaffen. Damiıt WarTr eine wesentliıche Ent-
scheidung gefallen. Daß die beiden Generalsuperintendenten nach
Fortfall des landesherrlichen Kirchenregiments dieser Landes-
kirchenversammlung angehören ollten, während dıe Mitglieder
des Konsistoriums NUuTr Z Verhandlungsteilnahme mıt beratender
Stimme berechtigt9 irug iıhrem mte Rechnung.

Zugleich aber rabschiedete diese außerordentliche (Gesamt-
synode eın „KirchengesetzZ betreffend dıe Ausübung des Kirchen-

-luth. Landeskirche der Proviınz Schleswig-regıments 1n der
te. daß die Rechte des Königs als JragerHolstein“ 98 Es bestiımm

des landesherrlichen Kirchenregiments un!: dıe kirchenregıment-
lichen Befugnisse des Mınıisters der geistlichen Angelegenheiten
für dıe UÜbergangszeıt bıs Z Inkrafttreten einer Verfas-
SUNS durch einen Landeskirchenausschuß, bestehend AUus dem Kon-
sistorıum un dem Gesamtsynodalausschußß mıiıt gleicher Stimmen-
zahl, ausgeübt werden ollte

Die beiden genannten Kirchengesetze fanden 18. Aprıil 19921
die staatsgesetzliche Bestätigung, soweıt S1e für erforderlich“

Frhr. Heiıntze: Die Verfassung der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche
Schleswig-Holsteins, ordesholm 1928,
Frhr. Heintze: Verfassung,
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gehalten wurde. Damiıt WAarTr der Weg Z Neubau der Landes-
kirche un: auch ZUT Neugestaltung des Amtes un der Aufgaben
der Generalsuperintendenten 1mM Rahmen der Landeskirche freıi.

Der Bevollmächtigte der Kirchenregierung, Wıiırkl Geheimer
Ober-Konsistorialrat Präsident Dr Müller, eroöffnete 12. De-
zember 1921 die verfassunggebende Landeskirchenversammlung,
deren einzıge Aufgabe die Feststellung der künftigen Kirchen-
verfassung Wa  — In selıner Eröffnungsansprache Sing auf den
geschichtlıch bedeutsamen Wendepunkt ein . „Denn ın diesem
Augenblick hört dıe Verbindung Uon Staat un Kırche ın Schles-
wig-Holstein 1m bisherigen Sınne auf Die Kırche zırd 1n ıhren
eigenen Angelegenheiten freı VONn jeder besonderen Beeinflussung
des Staates, gehemmt 1U durch dıe Schranken des für alle gelten-
den Rechts Die Kirchengewalt, deren JIraäager der Landesherr als
vornehmstes Miıtglied der Kırche un!: als iıhr oberster Bischof
SECEWESCH ist, ıst damıt (L dıe Kırche zurückgefallen. Die Rechte des
Könıgs als I räger des landesherrlıchen Kirchenregiments
WI1IE die bisherigen kirchenregimentlichen Befugnisse des Ministers
für geistlıche Angelegenheıiten gehen mıt dem heutigen Jage auf
den Landeskirchenausschufß ber In Würdigung der Vergan-
genheit un Gegenwart führte der Konsistorialpräsıdent weıter
Aaus „Das landesherrliche Kırchenregiment hat sıch durch die Sßı
ten als eiıne ebenso elastische W1E feste orm der Kirchenverfas-
SuUuNg bewährt. Und bleibt, iındem WITr VO  —; diesem Regiment
Abschied nehmen, L1UIX wünschen, daß unseTe Landeskirche eine
CC Verfassungsform findet, die dieselbe Gewaähr für dıe Freiheit
der relıg10sen Bewegung, für die Festigkeit ın der Leitung der
Kirche un für eiınen wirksamen Einflufß auf das innere Leben
UNsSCI CS Volkes bietet, W1€E die alte Die heutige Landeskirchen-
versammlung steht völlıg fre  1 da 1n ıhrer Entschließung, welche
Ausgestaltung S1e der VO  ( iıhr erlassenden Kirchenverfassung
geben 1l}

Das Konsistorium legte als erste Verhandlungsgrundlage einen
unter Mitwirkung des Gesamtsynodalausschusses aufgestellten
un ausführlich begründeten Entwurtft einer Verfassung vor ©®.
Gebunden aber War dıe Landeskirchenversammlung daran nıcht
Dieser Entwurf stellte fest, dafß die Landeskirche selbst ITrägerin
der Kirchengewalt se1 Als iıhre Organe vorgesehen: die
Landessynode, dıe Kirchenregierung, der Landeskirchenrat frü-
her Konsistorium) un viertens schließlich die Generalsuperinten-
denten für Schleswig un Holstein (Bischöfe) und der Landes-

Verhandlungen Verhandlungen) der verfassunggebenden Landeskirchen-
versammlung 921/22, Kiel 1922,
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superintendent für Lauenburg. Der Systematık dieses Entwurfes
daß diıe Bestiımmungen ber dıe Körperschaftenentsprach CS,

denen des gelstliıchen Amtes vorgeordnet wurden. Neu War das
Leitungsorgan einer Kirchenregı unter Vorsitz des Präsı-
denten des andeskirchenrats, der konsistorı1ale, episkopale un
synodale Mitglieder angehoren ollten, während der Landes-
kırchenrat als Verwaltungsorgan 1m wesentlichen die alte Kon-
sistorialstruktur beibehalten sollte. Über dıe Generalsuperinten-
denten (Bischöfe) hieß CS, daß iıhnen dıe geistliche Leıtung der
Landeskirche für den Bezirk ıhres Sprengels oblıege un! S1e VO  —

der Kirchenregjierung ernannt werden ollten
Die Begründung machte auf dreı Grundgedanken aufmerksam,

die für die Umgestaltung des kirchlichen Oberbaus hauptsächlich
in Betracht kommen sollten ®!: „erstens die überragende Stellung,
die der Landessynode als der ‚Vertretung der gesamten EVaANSC-
lisch-lutherischen Gemeinden 1m Gebiet der schleswig-holstein1-
schen Landeskirche iın dem Augenblick gebührt, ın dem die Lan-
deskirche selbst, deren oberstes Organ S1€e ıst, alleinıge JT ragerıin
der Kirchengewalt WITd; zweıtens der Anspruch der geistlichen
Oberhirten auf eine selbstverantwortliche, VON alle außeren Be-
hinderung freıie Amtsführung 1n der geistlıchen Leitung der Lan-
deskirche: drıttens die Notwendigkeıt einer Verwaltungsbehörde
mıt unabhängıgen, verantwortungsfreudıgen geistlichen un: elt-
lıchen Mitgliedern” ber schon diese Begründung jeß keinen
Zweiftel daran, daß Von allen Fragen ber die Leıtung der Kirche
dıe zukünitige Stellung des oder der geistlıchen Oberhirten
umstrittensten Wa  — Der Name se1 hierbei VO  $ untergeordneter
Bedeutung. Freilich lıege 1n der Forderung des Bischofstitels
gleichzeıtig der Anspruch auf eine überragendere Stellung, als S1C
bisher den Generalsuperintendenten zustand: andererseıts könne
INa  —$ aber sowohl einen Generalsuperintendenten als auch einen
Bischof, Landesbischof oder Landespropst entweder als Führer-
persönlichkeit die Spitze der YanzZch Kirche stellen oder aber
1LLUT mıiıt der geistlichen Leitung betrauen.

Die weıtere Begründung setzte sich eingehend mıt einer Be-
WESUNg in der Landeskirche auseinander, die wünschte, einen
Geistlichen als Leiter auf allen kirchlichen Gebieten die Spıtze
der Landeskirche stellen. Die Schwierigkeiten, die be1 konse-
quenter Durchführung diıeser Vorstellung auftreten würden, WUuTI -

den für groß, ja fast unübersteigbar gehalten, dafß demgegen-
ber die sıch durch Einfachheit un! praktische Brauchbarkeıit DC-
kennzeichnete Regelung des Konsistorialentwurfes empfehlen
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wurde. 9  1€ Hauptfrage aber ist eben dıe, ob nıicht dıe Stellung
dieses Generalsuperintendenten, der 1n seinem eigensten Amt als
Oberhirte un Pastor pastorum vollıg frei un unter eigenster
Verantwortung handelt un dadurch auch der Landessynode 1N-
nerlich durchaus frei gegenübersteht, 1mM übrıgen aber absıichtlich
nıicht mıt der Verantwortung für die notwendige un doch nıcht
ZU innersten Wesen der Kirche gehörende Verwaltung und
Leitung nach außen beschwert ist, evangelischer un geistlicher ist
als dıe des Kirchenfürsten, der mıt der außeren Wüuürde auch die
&n ast der Verantwortung für ein (rebiet tragen hat, das
iıhm STELS fremd bleiben wird un mulß, dem se1ine besten Krafte
nıcht wıdmen darf, sollen nıcht seine ureigensten Aufgaben
urz kommen. 6L  6L

Die Berufung der Generalsuperintendenten durch die Kirchen-
regıierung hatte folgende Einzelbegründung 62 „Da eine nıcht NUr

außerliche, sondern VOT allem auch innerliche Unabhängigkeit des
Generalsuperintendenten für seine Selbständıgkeit un! Verant-
wortungsfreudigkeit VO  — besonderer Bedeutung ist, ist 1m Entwurf
Von einer Wahl durch irgendwelche pastoralen und synodalen Fak-
oren abgesehen un! dıe Ernennung der Kirchenregjierung uüber-
Lragen, die 1in sıch synodale un pastorale Elemente neben Mit-
gliedern der Verwaltungsbehörde vereinigt. (serade diese Zusam-
mensetzung gıbt die Gewähr dafür, dafß be1 der Auswahl eınes

Generalsuperintendenten alle in Betracht kommenden Mo-
mente berücksichtigt werden.“

In den ersten 1er Sıtzungen VO bis 14. Dezember 1921
wurden die Grundfragen, die mıt der Neubildung der Kirchen-
verfassung 1m Zusammenhang standen, darunter ausgiebig dıe
geistliche Leıitung, 1mM Plenum diskutiert. Dabei verstand InNna  ®
unter der Bischofsirage eigentlıch LU die Lösung eiınes Landes-
bıscholis, dem gegebenenfalls noch Generalsuperintendenten ZUI

Entlastung beigeordnet werden sollten. Die Forderung nach einer
geistlichen Spiıtze wurde VO  —$ verschıiedenen Synodalen energisch
vo  en ber die Standpunkte standen sıch hart gegenüber.
Generalsuperintendent D. Kaftan hatte dem Entwurf schon
früher den Vorsitz des Verwaltungspräsidenten in der Kırchen-
regierung scharf kritisiert. Die amtıerenden Generalsuperinten-
denten un auch der Konsistorialpraäsıdent hielten sıch in der
Generalaussprache verständlicherweise zurück.

Das Plenum verwıies die Gesamtvorlage einen 25köpfigen
Verfassungsausschußß, dem der Generalsuperintendent für Schles-
Wwig, D. Petersen, angehörte. An den Beratungen nahmen der

Verhandlungen, Akte  ück Nr. 3,
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Konsistorialpräsıdent SsSOWIl1e als Bevollmächtigte des Landeskir-
chenausschusses Generalsuperintendent Mordhorst un: ber-
konsistorjalrat Dr Frhr. v. Heıintze teil Diıieser Verfassungsaus-
schufß erarbeıtete nach eingehenden Beratungen der einzelnen Ab-
schnitte in Unterausschüssen eiıne eue Vorlage An seinen Ver-
handlungen wurde erneut deutlich, w1e umstrıtten gerade das
Problem der geistlichen Leitung Wa  $ Geheimrat W agner als
Berichterstatter des Verfassungsausschusses für den Abschnitt
der Verfassung schilderte VOT dem Plenum der Landeskirchen-
versammlung, mıt elch geringer Mehrheıit dıe Beschlüsse ber
eine einheitliche geistliche Leıtung unter einem Landesbischof be1
gleichzeıtiger Beseıtigung der Sprengel Schleswig un Holstein
stande kam Den Vorsiıtz 1n der Kirchenregierung sollte der Lan-
desbischof führen. „Die Freunde der geistlichen Spitze erhoffen
davon eine Stärkung und Belebung des der Kirche Wesenhatten,
des geistlıchen, relıg10sen Elements un eıne Zurückdrangung des
blofßi Verwaltungsmäßigen, Bürokratischen. Die Gegner <ehen
gerade den geistlichen un religı10sen Einflufß gefährdet durch dıe
Beseitigung des einen Generalsuperintendenten, durch die Über-
tragung aller geistliıchen Aufgaben auf einen Mann durch dıie
Belastung desselben mıiıt den Geschäften der Kirchenregierung” ,

führte der Berichterstatter Aaus 63 Die Mehrheit für den Landes-
bischof hıng 1n zweıter Auschlußlesung 11UI einer Stimme.

Der umgearbeıtete Verfassungsentwurf ®“ tfuührte den Landes-
bischof drıtter Stelle unter den landeskirchlichen Organen auf,
VOT dem Landeskirchenamt, WwI1e nunmehr die Bezeichnung der
Verwaltungsbehörde lauten sollte. Er billıgte dem VO der Lan-
dessynode waäahlenden Landesbischof verstärkte Vollmachten
W1€ geistliche Leitung der Landeskirche und deren Vertretung
nach außen, unter den besonderen geistlichen Obliegenheıten VOT

allem das theologische Ausbildungs- und Prüfungswesen, dıe
Ordination der Geistlichen un! Einführung VO  —$ Propsten SOW1e
die Abhaltung jährlicher Pröpstekonferenzen, unter den ge1ist-
liıchen Rechten personale Besetzungsvorschläge einschließlich derer
für Pröpste, Einweihungen VO  - Kirchen, Vısıtationen und Halten
VO  — (Gottesdiensten 1n den Gemeıinden, Ansprachen Geistliche
und Kirchengemeinden un Kundgebungen die Offentlichkeit
sSOWI1e gew1sse Disziplinarbefugnisse. Darüber hınaus sollte den
Vorsıitz 1n der Kirchenregjierung führen, dıe Landessynoden eroff-
HC  — und schließen. In der Verwaltungsbehörde sollte der Landes-
bischof nıcht mehr Mitglied se1n, aber mıiıt beratender Stimme

Verhandlungen, Aktenstück Nr 8‚
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den Verhandlungen teilnehmen können un das Eınspruchsrecht
iıhm bedenklich erscheinende Beschlüsse haben Außerdem

War eın hauptamtliches geistliches Mitglied des Landeskirchen-
amtes, das zugleich Mitglied der Kırchenregierung WAar, in dieser
ZUT Vertretung des geistlıchen Elements vorgesehen. Für dessen
Ernennung sollte dem Landesbischof ebenfalls das Vorschlags-
recht zustehen.

Dieser Entwurf fand eine eingehende Begründung durch eiıne
Denkschrift des Verfassungsausschusses, die der Landeskirchen-
versammlung vorgelegt wurde. Der durch den Verfassungsaus-
chuß gerade 1mM 3. Abschnitt ber dıe Landeskirche stark VOCI-
anderte Entwurtf wurde bei der Fortführung der Verhandlungen
1n der verfassunggebenden Landeskirchenversammlung, die VO
18 bis 30. September 19292 1n elf Sıtzungen den KanNnzCcN Komplex
der Verfassung in zweıter Lesung bewaältigen suchte, schwer
umkämptftt. Eıs gingen nıcht weniıiger als fünfziıg Abaänderungs-
antrage eın

Bemerkenswert ist, daß sich nunmehr auch Generalsuperinten-
dent D. Petersen, selbst Mitglied des Verfassungsausschusses, 1ın
die Diskussion einschaltete 65 Er führte aus „ KS handelt sıch
ja nıcht meıne Person (denn meıne Amtszeıt ist in wenıgen
Jahren 1nde), sondern eın große Sache, die Sache der
schleswigschen Generalsuperintendentur. habe ohl Verständ-
N1s für den Ruf nach geistlicher Führung, nach einer Führerper-
sonlıchkeit der Spitze der Landeskirche, obwohl ich nıcht e1IN-
stiımmen annn 1n das Urteil ıber unsere KıirchenJuristen, als seıen
S1e für eiıne Leitung vollıg ungeeıignet. .. .Irotzdem ist 6S jetzt
unter Geistlichen WwW1e Laien, iıch 111 nıcht 9 W1€e eine Sug-
gestion, ber eıne weıt verbreitete Anschauung: Es die
Spitze ein Geistlicher:;: habe einen Titel, welchen wolle Man
schließt ann weıter: also mussen WITr einen Landesbischof haben,
un dıe schleswigsche Generalsuperintendentur Mu tortfallen.“
Der Generalsuperintendent jeß sodann keinen Zweifel daran,
daß dıe Aufhebung der schleswigschen Generalsuperintenden-
tur Aaus historischer un: politischer Sıicht für einen Fehler hielte.
Noch gewichtiger schienen ıhm aber dıe alschen Erwartungen,
die mıt einem Landesbischof verknüpft wurden. f meıne, dafß
die Gestaltung einer Kirche, ob S1eE tot oder Jebendig ist  9 davon
abhängt, ob WIT lebendige Gemeinden haben Die schafft aber
weder eine Behörde noch ein Bischof, noch eın Propst, sondern
NUur die stille, treue Arbeit des Pastors 1ın Predigt un Seelsorge
ım Verein mıiıt den Helfern, die ın der Gemeinde findet Es ıst
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schon darauf hingewlesen, daß IMNa  - siıch dıe P{flichten eines Bischofs
doch einmal recht vergegenwärtigen moge, ihren Umfang
erkennen. Der Landesbischof hat als Vorsitzender der Kirchen-
regıerung einen eıl der Verwaltung regeln. Wenn als Vor-
siıtzender nıcht eine Null se1ın soll, annn mu{ß sıch 1n die Ver-
waltungsdinge hinein vertiefen, SONS haben andere Leute das
Heft 1n der Hand Hınzu kommt, das steht nıcht un!: ann auch
nıcht ın den Paragraphen stehen, die Aufgabe, daß sıch theo-
logisch-wissenschaftlıch fortbildet. Das ist auch notıg, weıl DrUu-
fen coll Eine Besonderheıit unserer Landeskirche ist der schnell
aufeinanderfolgende Iurnus der Visıtationen durch die General-
superintendenten. Sie mussen sS1e nunmehr sehr einschränken. Das
wird aber nıcht ZU Vorteıil des Landesbischofs se1in.

Wenn Sie eine geistliche Spitze wollen, ıst 6S nıcht unmöglich,
S1Ee be1 Beibehaltung VO  — 7WE]1 Generalsuperintendenten bekom-
men Eıner VO  — ıhnen könnte den Vorsıitz 1in der Kırchenregierung
haben, vielleicht der dienstalteste, WEeNnNn azu geeignet ist
Sonst mußlßte der andere dıe Leitung haben, WAaSs, wWw1e€e ich annehme,
keine große Schwierigkeıt bieten wird, da dıe Generalsuperinten-
denten doch ohl verständıge Manner se1n werden. Freilich mußte
die Synode STEIS bei iıhrer Wahl ach solchen annern suchen, dıe
auch für die Leitung der Landeskirche geeignet sind

Zum Schlufß 111 iıch noch erwäahnen, daß 1). Kaftan MIr VOTI kur-
Z sagte 'Iun Sıie, W as Sie können, daß dıe beiden Sprengel
bleiben. Bei Aufhebung der Schleswigschen Generalsuperinten-
dentur wird die Landeskirche eLwas VOoO Besten, das sS1e hat, VCI-

lieren.
Auch der Bevollmächtigte Konsistorialprasıdent D. Dr. Müller

trat für dıie beiden Generalsuperintendenten un gleichzeitig de-
ren Mitgliedschaft 1mM Konsistorium eın das ıhres sachlıchen FKın-
flusses ıIn allen gemischten Angelegenheiten nıcht entbehren könne.
1e Titelfrage ıst nıchts Wesentliches. teıle nıcht dıe Befürch-
tung einer hierarchischen Entwicklung, WEeNnNn der 'Litel Bischof
eingeführt wiıird” 66

Unter den Befürwortern der Landesbischofslösung traten in der
Diskussion der Propst VO  $ Pinneberg, Schwartz Aaus Blankenese,
Tau Agnes Menck Aaus Hamburg-Hochkamp, Landrat Steltzer Aaus

Rendsburg, Propst Hansen Aaus Altona, Gutsbesitzer VO  - Rumohr
aus Drült be1 Kappeln iın g temperamentvollen Außerun-
SCH ein Propst Schwartz führte aus „Der Zug der eıt verlangt
den Landesbischof. Auf dem Delegiertentag des Pastorenvereıns
haben WI1ITr eingehend ber die Bischofsfrage auf Grund unsere5
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j1er vorliegenden Entwurfs gesprochen. Be] der Abstimmung sind
75 für den Bischof oder für den 1er angeführten Grundgedanken
eingetreten. Nur dagegen Ahnlich ıst es weıithin iın
T aienkreisen. Es lıegt 1in diesem Zug der eıt auch eLIwAas (Gesundes
un Berechtigtes. moöchte Sie bitten, der Große des Bischofs-
gedankens Raum geben un überlegen, ob nıcht doch eın
Segen darın für UÜHSGTIE Landeskirche enthalten ist  DL 67

Tau Menck Aaus der Propstei Pinneberg seifztie sich mıt den
Argumenten auseinander: „Wir mussen suchen nach Quellen, dıe
geeıgnet SInd, Leben un W arme in die Kırche hineinzu-
bringen. Wenn uns NUuU gesagt wird, da{ß Gedanke des
Bischofsamtes eLwAas duggestives hätte, ann ıch davor, dıe
Wirkungsmöglichkeit dieser Suggestion unterschätzen. Wenn
der Gedanke etwas Suggestives hat  ’ annn haben WIT gerade dıesen
uns zunutze machen, 1m Interesse unNnscecrIer Landeskirche un:
UNSeTES Volkes. Das tiefste W esen der Kıirche lıegt iın inner-
liıchen Werten verborgen, daß INl  —$ mıiıt wenıg greifbaren Din-
SCH, W1€e diese duggestion CcsS ist, rechnen sollte. . Betrefftend das
katholische Moment: Meiner Ansıcht nach lıegt ıIn unseIrIer schles-
wig-holsteinischen Wesensart eın starkes Gegengewicht
1€Ss Moment, da{fß CS nıcht in die Wage fallt Wır Schleswig-
Holsteiner sınd in passıver Resistenz unübertrefflich. glaube,
der Mann mu{fßß noch geboren werden, der 65 vermöchte, diese paS-
S1Ve Resistenz überwinden“ 68

Landrat Steltzer begründete dıe Notwendigkeit einer einheit-
lıchen Leitung der Landeskirche: „Nur dıe Frage, be] welcher
Stelle die Führung lıegen soll, ist umstrıtten. Wir wuünschen VOIN
unserer Einstellung ZUT Landeskirche als einer innerlich —_
mengehörigen geıistıgen Gemeinschaft eine einheitliche Führung,
die L1UT durch eıne verantwortliche Eınzelpersönlichkeit gewähr-
eistet werden ann Es erscheint uns unmöglıch und als eine
innere Zerreißung der Landeskirche, WECNN Ina  —_ hiervon die ge1ist-
lıche Führung ausnehmen un: diese in einzelne Sprengel] zerlegen
ı11 Deshalh ordern WITr die einheitliche geistliche Führung.

1e Verwaltung annn diese Aufgaben nıcht lösen, weıl S1e ihr
eıgenes Spezialgebiet hat un aus inneren Gründen für die eigent-ıche geistliche Führungsaufgabe nıcht geignet ist Weil sıch
aber 1n der Kırchenregierung Führung un Verwaltung berühren
un die geistliche Führung das Entscheidende se1n mußß, verlangen
WIT Jer den orsıtz für eine verantwortliche geistliche Persönlich-
keıt“ 69

Verhandlungen, 156
Verhandlungen, 155

Verhandlungen, 159
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Bedeutsam WAar auch das Votum VO  — Propst Hansen, Altona:
Er zıtierte zunachst aus einem vielbeachteten Aufsatz Von Super-
intendent Bratke -Wansleben: „Brauchen WITr ın der evangelischen
Kirche das Bischofsamt?“ Darın hieß „D0 mussen WITr CN:;
Unsere bisherige Kirchenleitung hat iıhre Aufgabe nıcht erfüllt. Sie
hat verwaltet, aber nıcht geleıtet un organısıert. Die Kirche ist
unter iıhr 1m wesentlichen 1Ur eine Verwaltungs-, nıcht eine
Arbeitsgemeinschaft gewesen. Dann fuhr fort AJn Sanz die-
selbe i  inıe gehen auch die Ausführungen D.'Ih. Kaftans. Er fuhrt
aus: ‚Mit dem Staatskirchentum ıst unlösbar verbunden das UVeber-
wiegen der Verwaltung. Auch die Kırche braucht Verwaltung,
ber iıhr Leben besteht nıcht WI1IE das des Staates ın Verwaltung,
sondern 1mM Dienst Wort.‘ Im Staatskirchentum ist ‚das Sekun-
are ZU Primären geworden.. Die mıt dieser Kritik gegebene
Forderung nehmen WITr auf An diıe Spitze gehört nicht der Ver-
waltungsbeamte, sondern der Geistliche, der Fachmann der kirch-
lıchen Arbeit. Wır entsprechen damıt durchaus dem durchgäng1-
SCH Empfinden der Gemeindeglieder ber wendet InNna  —
uns eın dıe geistlıche Führung 111 ja nıemand anfechten.

Im Vergleich mıiıt ihr ist alles andere sekundaär. Zudem Was
iıhr vertretet, legt dem ersten Geistlichen NUTr eine hindernde ast
auf; Was WITr wollen, acht iıhn frei, daß ungehemmt seinen
ureigensten Aufgaben leben annn Sehr einleuchtend scheinbar,
aber 1in der Praxis sıecht die Sache anders au  N Tatsächlich siınd
eine Tatsache, diıe Sar nıcht unterstreichen ann die
wichtigsten innerkirchlichen Fragen eigentlich STEIS recs mi1xtae,
haben zugleich eine sechr bedeutungsvolle außere (finanzielle!)
Seite Dem ersten Geistlichen den leitenden Einflufß 1in der Be-
hörde vorenthalten heißt iıhn auf den Isolierschemel seizen Was
WITr VO  — ihnen erbıtten, ıst ja 1mM Grunde nıchts anderes als das,
W as Sie auf dem Gebiet der Gemeinde un der Propstei bereits
beschlossen haben ort haben Sie dem Geistlichen bereits die Le-
tung der Behörde gegeben Wir bitten Sie NUN, bezüglıch der
Spitze, des obersten Stockwerks der Landeskirche, ebenso VOI-
tahren wollen”“ 70

Nach einer langen Plenumsdiskussion fiel 1n der Abstimmung
die grundsätzliche Entscheidung für die Beibehaltung der beiden
Generalsuperintendenten für Schleswig un: Holstein mıiıt 59 Stim-
IN  — Von 98 anwesenden Synodalen. Mit Mehrheit wurde bejaht,
dafß 1in dem Verfassungsartikel 104 (3) nach den Generalsuper-
iıntendenten der Landessuperintendent aufgeführt wurde. Schließ-
lıch wurde auch der Antrag, die Bezeichnung „Generalsuperinten-

Verhandlungen, 160
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denten“ durch „Bischöfe“ ersetzen, mıiıt Stimmen angCNOM-
me  - Damiıt War eine wesentliche Grundentscheidung gefallen,
nach der sich die weıtere Verfassungsgestaltung ausrichten mußte

In der Landessynode gehörten die Bischöfe nunmehr nach An-
nahme der Verfassung den nichtsynodalen Mitgliedern der
Kirchenregierung, die jederzeıt auf Verlangen hören
$ 121) In der Kirchenregierung erhielten ber beide Bischöfe
Sitz un!' Stimme, azu der Landessuperintendent bei lauenbur-
gıschen Fragen. Den Vorsitz ıIn der Kirchenregierung sollte ein
Bischof, der VO  — der Landessynode auf Amtszeıt wählen WAaT,
führen, waäahrend der andere Bischof n veritrat und der Kon-
sistorialpräsıdent bei Verhinderung beider Bischöfe stellvertre-
tend eintrat (S 124) Den Bischöfen oblag die geistliche Leitung
der Landeskirche in ıhren Sprengeln. Unbeschadet der notigen
Zusammenarbeit mıiıt der Kirchenregjierung un: dem Landes-
kırchenamt un: unbeschadet iıhrer Rechte und Pflichten innerhal
dieser Organe S1e in der Führung iıhres Amtes selbständıg
S 136)

Zugleich aber blieben die Bischöfe Mıiıtglieder des Landes-
kirchenamtes, unterstanden ber nıcht der Dienstaufsicht des Präa-
siıdenten un nicht verplilichtet, Aulfträge des Landeskir-
chenamtes entgegenzunehmen. Der Landessuperintendent Von

Lauenburg erhielt ebenfalls Sitz un:! Stimme 1mM Landeskirchen-
amt (S$ 143)

Die Rechte un! Pflichten des Bischofs ın den ev.-luth Gemein-
den des Kreises Herzogtum Lauenburg übte weıter der Landes-
superintendent für Lauenburg AuS, daß auf ıh: die Vorschriften
ber das bischöfliche Amt sinngemäße Anwendung fanden 142)

Die 1ın der Verfassung ZUTr Herrschaft gelangte Auffassung F  ıst
Von dem spateren Konsistorialpraäsıdenten Dr Frhr Heıintze als
„eine durch gegenseıltige Zugeständnisse dıe besonderen hısto-
risch gegebenen Verhäaltnisse der Schleswig-Holsteinischen Lan-
deskirche SCWONNCNC mittlere Linı:e“ bezeichnet worden 71 Diıesem
Urteil wırd INnd  —$ recht geben mussen, da weder die ursprünglıch
VO Konsistorialentwurf angestrebte Lösung einer Staärkung des
geistlichen Amtes durch Freistellung VON verantwortlicher Leitung
in den landeskirchlichen Körperschaften zugunsten der geistlıchen
Aufgaben noch die Lösung des einen Landesbischofs der Spiıtze
der Landeskirche, dem der Vorsitz 1ın der Kirchenregierung un
die geistlıche Leıtung der Landeskirche allein zukommen sollte,
durchgedrungen WAar

Dagegen hat S1' die Vorstellung der verstaärkten bischöflichen

Frhr. A Heıintze: Verfassung,
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Leitung der Landeskırche insotern durchgesetzt, als den Vorsitz 1in
der Kirchenregierung weder der leitende Jurist noch der Präsident
der Landessynode, sondern einer der Bischöfe erhielt, ohne dafß
damıit eıne Vorrangstellung VOT dem anderen Bischof verbunden
Wa  —; Eın besonderer Iıtel für den Vorsitzenden der Kirchen-
reglerung oder Sar die Bezeichnung Landesbischof Z Unter-
scheidung VO  — dem anderen Bischof wurde VO  - der Landessynode
ausdrücklich abgelehnt. Vielmehr bestimmte die Verfassung für
das 7Zusammenwirken der Bischöfe in der geistlichen Leitung, daß
S$1e sıch „1N grundsätzlichen Fragen verständiıgen un:! auf eiıne
einheitliche Leitung der Sprengel Bedacht nehmen“ haben
($ 136)

Mit dieser Struktur auf der Ebene der Landeskirche WAar 1mM
Rahmen der Verfassung die Rechtsgrundlage geschaffen, VOI der
Aaus nunmehr das Kirchenregiment handhaben Wa  — Als erste
evangelısche Landeskirche Preußens hatte dıe Schleswig-Hol-
steiniısche Landeskirche durch iıhre verfassunggebende Landes-
kırchenversammlung sıch eıine Cue Ordnung gegeben, die

deptember 19292 1mM Sıtzungssaal des Rendsburger Rathauses
feierlich unterzeichnet wurde. Das erforderliche Staatsgesetz jeß
noch eineinhalb Jahre auf siıch warten, erging annn aber 1ın OoOrm
des preußischen Staatsgesetzes „betreffend dıe Kirchenverfassun-
SCH der evangelıschen Landeskirche“ VO 8. Aprıl 1924 72

In Ausführung dieser Verfassung trat 13 (Oktober 1924 die
neugewahlte ordentliche Landessynode S1e waäahlte
auf ıhrer Sıtzung 16 (Oktober 1924 Geheimrat Professor
D. Rendtorff, Leipzig, ZU Bischof für Schleswig un General-
superintendent Mordhorst, Kiel, ZU Bischof für Holstein. In
der anschließenden Wahl ZU prasıdıerenden Bischof erhielt
D. Rendtorff die weıt überwiegende Stimmenzahl.

Der anwesende Bischof Mordhorst dankte der Landessynode
in einer kurzen Ansprache für das ıhm bezeugte Vertrauen 73 }
darf ohl ehrlich versichern, da{fß die Versuchung, nach hohen Dın-
SCH trachten, mMI1r ımmer ferngelegen hat  9 weıl iıch STETSs geglaubt
habe un noch heute glaube, dafß 199078  e eın hoöheres Amt begehren
ann als das geistliche Amt, 1n welchem dem Diener der Kirche
das Evangelıum VO  —$ dem gekreuzigten un auferstandenen He1-
land anvertraut wiırd, daß ein treuer Haushalter ber dieses
Geheimnis göttlicher Gnade se1 Als ich ZU Propst ın 1e] be-
rufen wurde, ist mM1r der Abschied VO  $ me1ıner Friedrichsberger
Gemeinde 1n Schleswig nıicht leicht geworden. ber iıch durfte ja

Frhr. Heintze: Verfassung, 107
Verhandlungen der Oordentilıchen Landessynode, Kıel 1925,



119Das leitende geistliche Amt 1n Schleswig-Holstein

auch als Propst Pastor bleiben. In der Ernennung ZU General-
superintendenten für Holstein habe ich ann dankbar un de-
mütıg die Führung meılines Gottes erkannt un dieses hohe Amt
ohl mıt innerem Zagen, aber doch in dem Vertrauen über-
NOMMCN, daß der Herr rustet, wen sendet. Mir ist dieser VCI-

antwortungsvolle Dienst, In dem ich 1U ber s1ıeben Jahre habe
stehen dürfen, sonderlich deswillen köstlich FEWESCH, weıl ich
wieder hın un her in den Gemeinden Holsteins (sottes Wort
verkündıgen durfte, un weıl iıch mıiıt meınen Amtsbruüdern
SAMMCN, 1n deren ausern ıch eine miıch oft tief eschämende
Freundlichkeit allezeıt erfahren habe, für das Wohl der (Semein-
den un ihrem ınneren Aufbau arbeiten durfte Wenn iıch 9888

gerufen werde, dieses schöne Amt unter 'Titel weıterzu-
führen, danke iıch zunaäachst dem Herrn Präsıdenten der Landes-
synode für die herzliche, mich innerlich bewegende Art, 1n der
dıie Segenswünsche der berufenen Vertretung unserer Landes-
kirche mMI1r ausgesprochen hat:;: un annn bitte ıch Gott, dafß
auch ferner mMI1r erfüllen moge seine Zusage, die wiederholt

entscheidenden Wendepunkten me1nes Lebens mMI1r eın Irost
und eıne Ermutigung SCWESCH ist J 111 dich SCYNCN, un! du

esollst ein degen se1n
Nach de telegraphischen Absage VO  } Prof. D Rendtor{ff, dıe

Oktober 19924 der noch versammelten Landessynode be-
kanntgegeben wurde, sah diese S1 genötigt, die Wahl auf einen
zweıten Tagungsabschnitt vertagen. Inzwischen befaßte sıch die
Kırchenregierung mıt dem Amtssıtz des Bischofs für Schleswig,
dessen Verlegung nach 1el unter Kaftan be] der Plenardiskus-
S10N der Landeskirchenversammlung verschiedentlich kritisiert
worden Wa  $ Die Kirchenregierung beschlofß aber einstimmıig, da{ß
sıch eıne Rückverlegung nach Schleswig nıcht empfehlen würde,
und begründete eingehend, VO  —; einer Synodalvorlage ab-
gesehen werden sollte. Die Januar 1925 wieder
getretene Synode wählte sodann nach einıgen Auseinandersetzun-
SCH ber die W ahlordnung den VO  — der Kirchenregierung VOI-

geschlagenen Konsistorialrat Propst Völkel iın tzehoe ZU Bischof
für Schleswig. In einer anschließenden Wahl wurde sodann Bi-
schof Mordhorst mıt großer Mehrheit ZU Vorsitzenden der
Kirchenregierung gewahlt. Mit diesem Akt wurde die Neugestal-
tung der Landeskirche entsprechend den Verfassungsbestimmun-
SCH; die damıt erstmals mıt Leben gefüllt wurden, ZU Abschlufß
gebracht. Wenn INn  - heute die nıcht eichten Verhandlungen
rüuckblickend betrachtet, fallt auf, mıiıt welcher Intensitat S1E sich
Sanz wesentlich auf die Fragen der geistlıchen Leitung der Kirche
und des Vorsitzes in den kollegialen Organen der Landeskirche,
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SOWI1Ee deren Verhältnıis zueinander konzentriert haben Die Vor-
stellungen gingen 1m einzelnen weiıt auseinander, sehr Ina  —

allgemeın auf eine Staärkung der geistlichen Leıtung Aaus Wa  $

Der Gedanke eines evangelischen Bischofsamtes lag irgendwie
1n der Euft, Ww1e ‚ wiederholt 1n den Aussprachen ZU Ausdru
kam ber meıstens verband sich mıt diesem Gedanken sofort die
Vorstellung VO  — einer geistlichen Persönlichkeit der Spitze, die
die Landeskirche repräsentieren sollte. Schon damals fehlte 1n den
Voten nıcht der Führergedanke. Wie unklar ber 1mM Grunde die
Vorstellungen VOo  — einem evangelischen Bischofsamt9wurde

den 1in der Diskussion mehrfach angezOSCHCH Analogien
anderen Lebensbereichen W1e Staat und Wirtschaft deutlich, ohne
dafß zureichende theologische oder kirchliche Gesichtspunkte eıne
tiefere Fundierung sichtbar werden ließen. Nicht zuletzt aber
zeigte sich dieser Mangel daran, daß die Bischofsfrage weitgehend
als Frage der 'Titulatur behandelt werden konnte. So hat die
Landessynode auch nıicht für erforderlich gehalten, den General-
superintendenten Mordhorst, der schon sieben Jahre General-
superintendent SECWESCH WAal, 1ın seın bischöfliches Amt
einführen lassen.

Bischof D. Völkel urteilte 1951 in einem Gedenkartikel für
Bischof Mordhorst, da{fß sich ein Stuück Staatskirchentum auch 1n
die Verfassung VO  $ 19292 eingeschlichen un: 1ın ihr durchgesetzt
hatte, sofern S1e keine Einheitlichkeit ırchlichen Handelns SC
währleistete. „Wer die Jahre 19924 bis 1933 als Mitglied der
landeskirchlichen Organe 1mM Landeskirchenamt un 1n der Kiır-
chenregierung miterlebt hat, weilß, wWw1€e tief in diesem Neben-
einander beider iırchlicher Organe: Landeskirchenamt un: Kir-
chenregierung, diıe Spannungen siıch verschärfen konnten. Es hat
ohl erst der Aufrichtung einer Karrikatur VO  3 Kırche 1mM
‚Driıtten eich‘ bedurltt, dem Anlıegen einer einheitlich nach
ırchlichen Gesichtspunkten ausgerichteten un geleiteten Kirche
Raum schaffen. Dabei haben alle, die eiwas VO Kıirchen-
regıiment wiıssen, mıiıt dem ersten Vorsitzenden der Kirchenregie-
rung, Mordhorst, dankbar bekannt, dafß Dienst un Mitarbeit
uUunNnserer irchlichen Verwaltungsjuristen allen Zeıiten einen
gewichtigen Faktor 1n der Gesamtstruktur unserer Landeskirche
dargestellt haben.“ 74 Hierbei erhebt sıch reilich die Frage, ob
das Spannungsmoment lediglich 1n der Nebeneinanderordnung
Von Leitung und Verwaltung oder nıcht auch in der Regelung
staatlicher Mitwirkung auf iırchlichem Gebiet un: staatlicher

Eduard Völkel Bischof Adolf Mordhorst, 1951 ın ur Arbeit und Besin-
nung”, Jahrgang, Nr 9! Sept. 1951, 1n Sonderdruck,
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Aufsicht ber die kirchliche Vermögensverwaltung angelegt WAar.

Jedenfalls hat Bischof D. Mordhorst durch se1ine kluge un
we1ilise Leitung der Kirchenregierung, dıe VOTLT der großen Aufgabe
stand, die Neugestaltung der Rechtsverhältnisse der Landeskirche
auf Grund der Verfassung bewältigen, be1 vielfältigen
Verhandlungen se1ine Fäahigkeıiten ZUu Ausgleich zwiıschen n_.
teiılıgen Auffassungen unter Beweis gestellt. Ihm WAar 65 SCHC C
„auch zugespitzte un kritische Sıtuationen durch schlagfertige
un VO  } geistvollem Humor getragene Vermittlung lösen un

eiınem posıtıven Ergebnis führen“ 75
dıie Zusammenarbeit 1mM Landeskirchenamt hat Bischof

Völkel 1n den Erinnerungen Aaus seinem Leben ausgeführt *®:
„Wır haben als Theologen eine große Hochachtung VOI unseren

juristischen Mitarbeitern 1mM Herzen getragen. Sie arbeiteten
und das WarTr C5, Was uns innerlich mıt den Herren der Verwaltung

stärksten verband Aaus eiınem irchlichen Verantwortungs-
gefühl un einer Pflichttreue heraus, die VO  - einer tiefen Liebe ZUT
Kirche un ihrem Dienst un Auftrag zeugte., Ehren un Orden
und hohe Titel, WI1IE S1eE der Staat in seinem Dienst bieten hat,

jer wirklich nıcht gewınnen un: sınd 65 bis auf den
heutigen Tag nıcht In selbstverständlicher Ireue un mıt großer
persönlicher Gewissenhaftigkeit ist die Verwaltung geübt worden,
auch WEenNnnNn 1mM Lande hın un her ber diıe Juristen 1m Landes-
kirchenamt gescholten wurde, ohne da{ß diıeses Urteil VOoO  — iırgend-
einer Sachkenntnis r wurde. ”“ Diese Anerkennung der
Verwaltunsarbeit schlo{fß jedoch nıcht aus daß auch der Bischof
das praktısche Übergewicht der Verwaltung nach der Verfassung
VO  —; 19292 kritisieren konnte. Freilich lag eıne nıcht behebende
Schwierigkeit darın, dafß die Verwaltung STtELS eine konstante
Größe ist, während eine gemischte synodal-episkopale Kirchen-
leitung auf ıhr jeweılıges Zusammentreten regelmäßigen Sit-
ZUNSCH angewlesen bleiben wird

Uneingeschränkt anerkannt War jedoch die „geradezu ideale
Freiheit“ der Bischöfe 1n der Leıitung iıhrer Sprengel. Das galt auch
für dıe Gestaltung der Visıtationen, die „das Herz der Tätigkeit
des Bischotfts“ darstellten ““. Bischof Mordhorst hatte dıe alt-
preußische orm übernommen, Propsteien 1ın einem Zuge
Zw e1 bis rel Wochen hindurch iın taglıchen Visitations-Gottes-
diensten VO  — Gemeinde Gemeinde besuchen. Daneben be-
stand aber auch die herkömmliche Art der: Einzelvisıtationen 1in

Eduard Völkel Mordhorst, 8/9
Eduard Völkel Erinnerungen meiınem eben, als Manuskript gedruckt,
S, 35.  Eduard Völkel or  orst,
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den Gemeinden, die in dreijaährıgem Iurnus durch dıe General-
SUuperintendenten visıtiıert werden sollten. Die Freiheıit und Ver-
antworiun des bischöflichen Amtes kam auch 1n dem Vorschlags-
recht der Bischöfe be1i der Berufung VO  $ Proöpsten ZU Ausdruck,
waäahrend der Kirchenleitung die Entscheidung vorbehalten blieb

Von 1926 bıs 1930 ist dıe Frage des Amtssıtzes des Bischofs für
Schleswig weiterhin auf tast allen Synoden umstrıtten geblieben.
Die Rückverlegung nach Schleswig hatte anfangs stark unter der
Beleuchtung der Kostenfrage gestanden. Mit der eıt aber trat
der Gesichtspunkt gesamtkirchliıcher Verantwortung des Bischofs
für Schleswig verstärkt in den Vordergrund. Aus dıiıesem Grunde
schien 6S erforderlich, dafß beıde Bischöte in der Zentrale der
Landeskirche ihren geistlichen Einfluß unverkuürzt ZUT Geltung
bringen 1n der Lage se1n mußten. So lehnte die ordentliche
Landessynode Juni 1926 den Antrag ab Bischot Völkel
brachte ZU Ausdruck, daß unter den obwaltenden Bestimmungen
der Verfassung ber die Leitung der Landeskirche der Beschlufß
der Landessynode nach seinem Dafürhalten die richtige Ent-
scheidung getroffen habe, sehr auch den Wunsch des chles-
wiger Sprengels als eine selbstverständliche kirchliche Forderung
anerkennen musse. Der 19925 auf der ordentlichen Landessynode
erneut vorgetragene Wunsch nach einer verfassungsmäßigen Ver-
ankerung des Bischo{fssitzes in Schleswig führte nach weıteren
Verhandlungen 1930 ZU Beschluß, ggf der nachsten Landes-
synode eine verfassungsändernde Vorlage machen. Hierzu ist
6S unter dem Herannahen der mwälzenden Ereijgnisse nıcht mehr
gekommen, da{iß eine endgültige Entscheidung dieser Frage
offengeblieben ıst

Insgesamt wird mMa  — für diesen Zeitabschnitt feststellen dürfen,
da dıe Verfassung VO  - 1929 auf kirchenrechtlichem Gebiet für
dıe kircheneigene Leıitung der Landeskirche bedeutsame Fort-
schritte gebracht hat, wenngleich s1e natürliıch noch Merkmale des
Übergangs VO  — der staatskirchlichen Verwaltung AAr bischöflich-
synodalen Kirchenleitung eiıner staatsfreien Kıirche sıch irug
Bedenkt Maa da{fß sıch die Neuordnung 190008 ın dem kurzen eıt-
Taum VO  $ CUumn Jahren bewähren konnte, bis s1e durch revolutio-
naren Eingriff beseıitigt wurde, bleibt bedauern, daß damıt
eiıne fortschreitende Entwicklung auch 1in der Gestaltung der
leiıtenden kirchlichen Amter jäh unterbrochen worden ist.
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Der LandesbischofB
Mıt der Machtergreifung des Nationalsozialismus kündigte siıch

für die Kirche eın Sturm Freilich 6S wenige, die 1n den
Ereignissen tiefer sahen. Denn 1n der Aufbruchstimmung nach
aller politischen Zerrissenheit un wirtschaftlichen Depression
begleiteten viele Hoffnungen den Umssturz. Allerdings hatte das

K Januar 1933 ın der Altonaer Hauptkirche durch Propst
Sieveking verlesene und VO  - 71 Pastoren unterzeichnete Altonaer
Bekenntnis bereits auf die Pflicht der Kirche, die (sJewissen
schärfen un das Evangelıum predigen, hingewilesen.

Schon das Aussetzen der Landessynode für 1939 auf Beschlufß
der Kıirchenregierung deutete darauf hın, dafß Gefahr 1m Verzug
Wa  —+ Das Übergreifen der politischen Revolution auf dıe Kirche
un dıe Aushöhlung kirchlicher Ordnung un Verfassung etzten
sechr bald 1im Jahre 1933 eın

Die beiden Bischöfe gyaben unter dem 17 März 1933 eine An-
sprache die Gliıeder der Ev.-Luth. Landeskirche Schleswig-
Holsteins heraus, die VO den Kanzeln Sonntag Okuliji (19 3
oder Laetare (26 3 verlesen werden sollte 78 7 war wurde dıe
eingetretene politische Wendung begrüßt, aber zugleich in
iıhr Wendungen enthalten, die auch die dorge der Bischöfe ber
die kirchliche Entwicklung deutlich machten: 99  16 Kirche ıst weder
parteipolitisch noch wirtschaftlich gebunden. Sie hat mıiıt dem
Kvangelıum dem Volksganzen dienen. Je treuer s1e ıcht un
raft des Evangelıums hineintragt 1ın alle Kreise des Volkes,

mehr tut S1€e auch den vaterländischen Dienst, der VO  — ıhr e_.

wartet un: geiordert werden annn DIDe Kırche mu ß ırche
bleiben.“

Wie schwierig S1: schon damals die Ausübung des Kirchen-
regıiments un der geistliıchen Leitung für die Bischöfe gestaltete,
traft auf der VO  — Bischot Mordhorst für den Mai 1933 e1nN-
erufenen Pröpstekonferenz und den darauf 1n Schleswig un
Neumünster stattfindenden Pastorentagen in Erscheinung. An-
gesichts des Übergreifens der „Glaubensbewegung Deutsche
Christen“ nach Schleswig-Holstein WAarTr eın geschlossenes Handeln
schon nıcht mehr möglich. Die Einsetzung des Staatskommissars
Jaeger für samtlıche evangeliısche Landeskirchen 1n Preußen un
se1nes Bevollmächtigten für die schleswig-holsteinısche Landes-
kirche, Dr Kınder, DF Juni 1933 bedeutete einen schweren
verfassungswıdrıgen Eingriff in die Eigenständigkeit der Kirche
Die Notverordnung ber die einstweilıige Ordnung der ırchlichen
1r Ges Ver Blatt der Ev.-Luth. Landeskirche Schleswig-Holsteins

KGVBIL.), 1933,
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Verwaltung VO gleichen Tage ahm dem Vorsitzenden der Kır-
chenregierung praktisch das Heft Aaus der Han

Dem Staatskommissar, der seinen Bevollmächtigten bestellt
hatte, wurden die Befugnisse der Kirchenregierung übertragen;
zugleıch ber wurden die übrigen gewählten iırchlichen Körper-
schaften aufgelöst, wıe es schon Maij: 1933 der Landessynode
„mıt Rücksicht auf die erwartende grundsätzliche Neuregelung
der ırchlichen Verhältnisse“ widerfahren Wa  —$ Die Bischöfe ONN-
ten in dieser ernsten Sıtuation LUr noch mahnen, \n Einmütigkeıt
des Geistes un!: in unablassıger Ireue des Gebets darum r1N-
SCNH, dafß 1n unseIenNn Gemeinden durch kraftvolle Bezeugung des
Evangeliums das eich uUuNseI CS Gottes un! se1nes Christus gebaut
werde“ 79 Bischof Völkel berichtet, daß beide Bischotfe 1n dieser
eıt iıhr Pensum, das S1e siıch für iıhre Visitationsfahrten gesetzt
hatten, erfüllten, „wobei S1e froh9wenigstens für diese eıt
der unablässıgen W uühlarbeit 1mM eigenen Amtsbereich entrückt

sein“ A0

Der Annahme und Veröffentlichung der Verfassung der eut-
schen Evangelischen Kirche 14. Juli 1933 folgte ZWAAarTr die
Beendigung des Staatskommissariats, aber die für den Juli 1933
überstürzt angeordneten sogenannten Kirchenwahlen vollendeten
die polıtische Revolution 1n der Kırche E  ine Notverordnung VO

1. August 1933 anderte dıe Verfassungsbestimmungen auch bezüg-
liıch der Zusammensetzung der Kırchenregierung un: verschaffte
zwel führenden Vertretern der den Zutritt. Für den 12. Sep-
tember wurde schliefßlich die Landessynode einberufen un:! als

ordentliche Landessynode bezeichnet. Sıe führte ZUT Beseitigung
der verfassungsmäßigen Bischofsämter.

Bereıiıts Miıtte August hatten dıe Konsıistorialräte Dr Kın-
der un Christiansen auf Grund ihrer Berliner Verbindungen dem
Vorsitzenden der Kirchenregierung bestehende Pläne ZUTr Errich-
tung des Amtes eines Landesbischofs mıiıt dem 1e] der Vereinigung
aller nıedersächsischen lutherischen Landeskirchen unter einem
oberhirtlichen Amt bekanntgegeben. Das bedeutete für die da-
malıgen nhaber der bestehenden AÄmter, dafß S1e damıt rechnen
mußten, diese verlieren. Bischof Mordhorst WAar dem uhe-
stand nahe, Bischof Völkel aber erst seıt ach  A Jahren 1mM Amt
Für ıh wurde 1M Sprengel eiıne Vertrauenserklärung vorbereıtet,

der sıch 148 VO  — 163 Pastoren beteiligten. Noch Vortag der
berüchtigten Synode suchten ber dıe genannten Konsistorialräte
den Bischof iın seiner Wohnung auf, iıh VOT den offizjiellen
Verhandlungen einem Kompromifß bewegen. Dieser lehnte
79 KGVBI., 1933, 104/105

Eduard Völkel Erinnerungen, 41
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iıhn jedoch ab In welche Abhängigkeit 1e Kirche VO  - Staat un:
Partei bereits geraten WAaTr, verdeutlicht dıe Tatsache, dafß ein
Geistlicher ohne staatliches Plazet 1ın einer leitenden Stellung VOCI-
bleiben konnte. Auf Antrag der Landtagsfraktion der
WAar enn auch Bischof Völkel VOoO Preußischen Kultus-
mıinısterium das Plazet entzogen worden. Auf Anfrage hatte der
Minister mitgeteıilt, dafß das Plazet dem gegenwartıgen nhaber
des Bischofsamtes für das Cu«c (aber noch Sar nıcht errichtete)
Landesbischofsamt niıcht erteilt werden würde. Dafß demgegen-
ber eine Vertrauenserklärung der Pastoren für iıhren Bischof
nıcht 1Ns Gewicht fıel, nımmt nicht mehr wunder.

Die berüchtigte Synode 12 September 1933 1n Rendsburg,
eingeleıtet durch einen Gottesdienst, 1ın dem Bischof Mordhorst
die Predigt ber Hebr 13,8 hielt, ahm in kurzer Folge eıne Reihe
schwerwiegender Vorlagen VO  —_ Sro Tragweite Der Kin-
gliederung der Ev.-Luth. Landeskirche Schleswig-Holsteins in
eine NECUu bildende Evangelische Kırche Niedersachsens auf der
Grundlage eines vorbereiteten Verfassungsentwuris wurde grund-
satzlıch zugestimmt.

Das Ermächtigungsgesetz übertrug die Befugnisse der Landes-
synode un: der Kirchenregierung einem neunköpfigen Landes-
kirchenausschuß un wurde w1e das nachfolgende Kirchengesetz
ber die Aufhebung der Bischofsämter ohne Aussprache ANSCHNOM-
IHEe  3 Letzteres beauftragte Pastor Paulsen, Kiel, mıt der Wahr-
nehmung der Aufgaben der Bischöfe bıs ZUr Bildung der Kvan-
gelıschen Kırche Niedersachsens. Eın Antrag VO  — Konsistorijalrat
Propst S1iemonsen auf Verlesung einer Adresse der Schleswiger
Geistlichen wurde als nıcht geeıgnet tür die Landessynode, weil
rein persönlich, VO Präsiıdenten zurückgewiesen.

In der kurzen Pause VOTr der zweıten Lesung legten beide Bi-
schoöfe ohne vorherige Verständigung ihre Amtskreuze ab,
dem D. Mordhorst 1Ur mıt Mühe ZU) Bleiben bewegt worden
Wa  $ Beide erschienen ohne das Zeichen ıhres Amtes 1mM Siıtzungs-
saal, ein stummes Zeichen ohnmächtigen Protestes. Dieser Synode
sollte es vorbehalten bleiben, iıhre Bischöfe In aller oOrm aus dem
Amt entfernen. In dreiviertel Stunden War mıt der zweıten
Lesung der Gesetze auch der letzte Akt vollzogen, einschliefßlich
eines ankwortes des Präsidenten den bisherigen Vorsitzenden
der Kırchenreglilerung.

Am September 1933 erfolgte die Mitteilung des reußischen
Kultusministers, dafß KEinspruch die Gesetze VO C
tember nıcht erhoben wurde un!' Bedenken polıtischer Art
Pastor Paulsen nıcht beständen. Unter sofortiger Beurlaubung
wurden ZU Januar in den Ruhestand versetiz
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Bischof Mordhorst, Kiıel
Bischof Völkel, 1el

Diese lapıdare Mitteilung enthielt das Kirchliche (resetz- un:
Verordnungsblatt.

Zu gleicher eıt wurde der Beschlufß des Landeskirchenausschus-
SCS VO 25 September 1933 mitgeteıilt, dafß das Amt eınes Landes-
bischofs für Schleswig un Holstein mıt dem Sıtz 1n jel SOWIl1e das
Amt eines geistlichen Vizeprasıdenten des Landeskirchenamts e..
richtet se1 Zum Landesbischot wurde Pastor Paulsen, Kiel, ZU

geistlichen Vizepräsıdenten Konsistorialrat Christiansen mıt Wır-
kung VO Oktober 1933 ernannt ®2.

Als ann der Landeskirchenausschufß 15. Dezember 1933
zustiımmend 25 I hesen der Säachsischen Volkskirche ZuUu inneren
Aufbau der Deutschen Evangelischen Kirche 1mM Kıirchlichen Ge-
setz- un Verordnungsblatt veroöffentlichte und die Januar

einer Festsitzung anläfslich der Einführung des Landesbischofs
1ın 1e1 versammelte Landessynode diesen I hesen zustımmte,
sahen sıch die beiden entlassenen Bischöfe noch einmal iın schwerer
dorge dıe Zukunft der Landeskirche auf den Plan gerufen. Sie
richteten unter dem 14 Januar 1934 ihren Einspruch den Lan-
deskirchenausschufß ®2. Darın hieß „Nachdem Nnu in e1n-
gehender un theologisch gründlıcher sachverstaändıger Unter-
suchung durch das (Gsutachten der theologischen Fakultat Leipzıg
der Nachweis erbracht ist, dafß die 28 1Ihesen 1in wichtigen Punkten
nıcht 1Ur dem Wortlaut, sondern auch dem Geiste der Bekenntnis-
schriften widersprechen, erklären WIT Aaus dem inneren Recht, wel-
ches uns aus unseTenm bisherigen oberhirtliıchen Verhältnis den
Pastoren un: Gemeinden uUuNnseTeTr Landeskirche geblieben ist, dafß
nach unserem Dafürhalten durch die UÜbernahme der 28 sachsıschen
Richtlinien in unNnseTIe Landeskirche ıhre Lehrgrundlage gefährdet
ist, un da{ß durch die losere oder estere Verknüpfung der geı1st-
lichen Arbeiıt unserer Pastoren miıt den I hesen dıe Geistlichen mıiıt
dem VO ıhnen geleisteten Religionsei1d 1n schwere innere Konflikte
kommen mussen. Daran wird nach unserer Meinung auch dadurch
nıchts geandert, da{fß die Wortführer unserer Kirche wiederholt
versichert haben, das Bekenntnis bleibe unberührt. Wır bitten den
Landeskirchenausschulfß nıcht übersehen, da{fß 6S gerade die 1N-
nerlich lebendigen Kreise unNnseIer Landeskirche sind, die der
Kırche irre werden 1n (Grefahr stehen.“

Eıne Antwort haben die beiden 1ın den Ruhestand versetzten
Bischöfe VO Landeskirchenausschulf nıe erhalten.

81 KGVBI., 1933, 175
Eduard Völkel Erinnerungen, ff
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Die Legalıtat dieser Yanzen Vorgange, dıe ZUT sogenannten
ordentlichen Landessynode un: ıhren Entscheidungen führten,

ıst spater auf Gsrund eines Rechtsgutachtens VO  — Rechtsanwalt
Dr Paul Ehlers, Wohltorf, VO Dezember 1934 auf der ersten
Bekenntnissynode ın 1e1 17 Juli 1935 1in Zweiftel SEZOFCNH
worden 83

Völkel hat sıch dagegen verwahrt, da{fß den Bischöfen 1in Sn
wI1sser Weise der Vorwurf gemacht wurde, S1e häatten das Unrecht
schweigend ber sıch ergehen lassen. Er beklagte ohl die ınnere
Unwahrhaftigkeit der Synode, dıe jede freie Meinungsaußerung
1m Keime erstickte, meıinte aber der Landessynode das außerliche
ormale echt ZUrT Abanderung der Verfassung und ZUT Auf-
hebung der Bischofsämter zuerkennen sollen, das in der da-
malıgen Situation zunachst VO  e} keiner Seıite bezweiıtelt worden
ware.

Rückblickend annn festgestellt werden, dafß InNna 1Ur untfter Vor-
aussetzung eines verfassungsgemäßen Zustandekommens der
sogenannten ordentlichen Landessynode die VO  — ihr beschlos-

Kirchengesetze als „Jurıistisch nıcht beanstanden“ 8d

sehen könnte  9 obwohl auch ann der verfassungsmäßigen
Handhabung der Gesetzgebung Zweiıftel bleiben. Diese rein
ftormalrechtliche Betrachtung bleibt jedoch vollıg unzureıchend, da
S1E der Verletzung der Verfassungsgrundlage durch Kinsetzung
des Staatskommissarıiats un Maißsnahmen, die in seinem Auftrag
getroffen worden sind, vorbeigeht. Daß die Verfassung ann dem
eingesetzten Landeskirchenausschufß ausgeliefert worden ist, der
S1e mıt einfachen Beschlüssen wiıllkürlich abändern konnte, e_
scheint rechtlich nıcht vertretbar.

Mit Aufhebung der beiden Bischofsämter durch Kirchengesetz
der Synode un Errichtung des Amtes eines Landesbischofs durch
einfachen Beschluß des Landeskirchenausschusses auf Grund des
Ermächtigungsgesetzes vom deptember 1933 ist praktisch die
Durchsetzung des Führerprinz1ps ın der Kirche rTrZWUNSCH worden.
Daß der Präsident des Landeskirchenamts nach einem Kirchen-
gesetz VO 18 Oktober 1933 ZUr Änderung der Verfassung
Beschlüsse des Kolleg1ums nıcht mehr gebunden WATrT, sondern
allein entscheiden konnte, vervollständigt LUr das ıld 85

So wurde AQus nichtkirchlichen Motiven mıt der schleswig-hol-stein1ıschen Iradition VO  - Zzwel leiıtenden geıistlıchen AÄmtern SC-
8 ]. Bielfeldt Der Kirchenkampf 1ın Schlcswig_-Holstein, Göttingen 1964,

108 un 997 f
r. Kinder Neue Beiträge ZUTF Geschichte der evangelischen 17 ın
Schleswig-Holstein Uun: 1m Reich, Flensburg 1964, Aufl.,
KGVBI,, 1933, 185
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brochen. E  ine auch für die Zukuntit bedeutsame un: entwicklungs-
fähige orm kollegialer geistlicher Leitung innerhal einer Lan-
deskirche wurde damıt aufgehoben. die orm dieser Lösung
der Landesbischofsfrage allerdings dem entsprach, Was ıhren Ver-
echtern 19929 vorgeschwebt hatte, WIT:!  d bezweifeln sein Die Art
der Durchführung un ihre Handhabung damaliger eıt wWelIr-
den jedoch auch künitig jeden in dieser Rıchtung gehenden Plan
belasten. Bedenkt man, daß die beiden Bischöfe VO 1924 bıs 1933
1Ur Cun Jahre eıt gehabt haben, ihre AÄmter 1im Sinne der
9 der Kirche Freiheit gebenden Verfassung wahrzunehmen,

berührt CS eigenartiıg, dafß das Regiment des Landesbischofs bıs
1945 zwolf Jahre lang gewährt hat, vergleichsweise also eine
langere Zeıt, die allerdings durch vielfache Wırren un! die Be-
schränkung der ırchlichen Arbeıiıt während des Krieges gekenn-
zeichnet ıst

Der Cuc Landesbischof Adalbert Paulsen wandte sıch
Oktober 1933, w1e€e auch früher üblich, mıiıt einer Ansprache

die Gemeinden, Aaus der der Wille, dıe Kırche 1mM Geist des
nationalsozialistischen Denkens umzugestalten, hervorgıng S6
Gleichzeitig wurde ıhm das echt ZUr Berufung der (reistliıchen
in die übertragenden Pfarrstellen un das echt ZUT Versetzung
Von Geistlichen 1im Interesse des Dienstes kirchengesetzlıch
erkannt, ohne dafß Einspruchsmöglichkeiten gegeben Eıs
konnte nıcht ausbleiben, dafß S1 hiergegen Widerstand Aaus der
Pastorenschaft erhob Nach der Berliıner Sportpalastkundgebung
der „Glaubensbewegung Deutsche Christen“ 13. November
1933 wurde dem Landesbischof eine Erklärung 1mM Namen VO  —
140 Pastoren überreicht, die Von zZWanzıg Pastoren unterzeichnet
un: VO  — Professor Schmidt gezeichnet worden Wa  — In ÖR
wurde dem Landesbischof auf Grund eınes Beschlusses der Ver-
trauensmännerversammlung der „Pastoren-Not- un Arbeits-
gemeinschaft”, dıe sich Oktober 1933 in Rendsburg C
bıldet hatte, das Vertrauen entzogen?”; Der Landeskirchenaus-
schufß untfer Leitung des Präasiıdenten des Landeskirchenamtes,

Dr Frhr VO  $ Heintze, behielt sıch darauf 1ın einer Erklärung
VO 19 Dezember 1933 alle weıteren Schritte dıe verant-
wortlichen Verfasser vor °®. 1r „beschraänken uns heute darauf,
dieses Schriftstück nıedriger haängen un! erklären, dafß WIT
dieses Vorgehen VON Pastoren unserer Landeskirche auf das tiefste
bedauern, auf das schäriste verurteilen un: unserem Landes-

1933, 1735 ff
87 Bielfeldt: Kirchenkampf, und 92915f

1933, 931
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bıschof Paulsen nach WI1€E VOT das vollste Vertrauen entgegen-bringen“.
Auch eın Altonaer Laienkreis erklärte 1 d Januar 1934 I1-ber dem Landesbischof: „Gott se1 Zeuge, dafß WITr nıcht

anders handeln können un dürfen; enn dıe  9 Herr Landesbischof,predigen nıcht NUur eın Kvangelium, sondern verbieten 65
>da{fß® das wahre Evangelium gepredigt und bekannt werde“89
Obwohl dem Landeskirchenausschuß nach der Pastorenerklärung„schär{fste dıiszıplinare Ahndung“ geboten erschien, erfolgte für
die ZWanzıg Unterzeichner schließlich eın offizieller erweis.

Trotz all dieser Wirrnisse wurde Landesbischof Paulsen
7. Januar 1934 durch Reichsbischof Müller 1n der Nıcolaikirche
1e] 1N se1n Amt eingeführt. Diese Gelegenheit wurde, WI1e schon
erwahnt, einer Festsitzung der Landessynode benutzt, auf der
Präsident D.Dr. Frhr.von Heintze erklärte, dafß hinter dem Lan-
desbischof nıcht 1Ur die Mehrheit der Pastoren, WI1e die Beteili-
SUNg der FEinführung ja zeigte, sondern auch weıteste Kreise
der schleswig-holsteinischen Bevölkerung stunden.

Die weıteren Bemühungen des Landesbischofs eine Be  1-
legung der Konflikte un Wiıederherstellung geordneter kirchlicher
Verhältnisse SOWw1e seıne Bereitschaft Zugeständnissen un seın
Abrücken VO  —$ seiner früheren Haltung sollen nıcht verkannt WCCI-
den ber immer, WEeCeNnNn sıch eiInN Ausgleich zwıschen den Gruppenanbahnte, WI1e 1m Frühjahr 1934 oder auch 1mM Winter 1934/35,wiırkten KEreignisse VO außen eın, die eıine Bereinigung erschwer-
ten oder verhinderten. War CS einmal der gewaltsame KEingliede-rungsversuch der Landeskirche in die Reichskirche 1im Mai 19534,dem sıch der Landesbischof fügte un: der ZUrTr Gründung derBekenntnisgemeinschaft 1m Lande führte, ZU anderen Male
der Staatseingriff durch Einsetzung von Finanzabteilungen be]1den Landeskirchenämtern, der dıe geistliche Leitung der Kirchebeschränkte un: die Unübersichtlichkeit der Lage noch vermehrte.Klare Rechtsverhältnisse bestanden nıcht mehr Der Landesbischof
und der Landeskirchenausschuß hatten sıch ZWAar VONn der anfangseingeschlagenen deutschchristlichen Linie gelöst, aber CS gelangdem vermiıttelnden Kurs nıcht, das Vertrauen der Bekenntnis-
gemeinschaft erringen.

Die Periode der Kirchenausschüsse, die unter dem Reichs-mıinıster tür die kırchlichen Angelegenheiten Kerr]l] durch dasReichsgesetz ZUT Sicherung der Deutschen Kvangelischen Kirche
VO September 1935 eingeleitet wurde, brachte ın der Landes-kirche nach schwierigen Verhandlungen schließlich den Versuch

Bielfeldt Kirchenkampf,
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eiıner Zusammenarbeıiıt für eine befristete Übergangszeit 1n einem
Landeskirchenausschufß auch mıt Vertretern der Bekenntnis-

gemeinschalt. Der Landesbischof War als Mitglied der Arbeit
des Auschusses unter Oberlandesgerichtsrat E Dr. Stutzer waäh-
rend des Jahres 1936 beteiligt. ber den Fragen der geistlıchen
Leitung, der Neubesetzung des Präsidentenamtes des Landes-
kırchenamtes nach der Pensionierung VO  e} Dr Frhr VO  - Heintze
un:! der Staatsabhängigkeıit der Kirche brach der Landeskirchen-
ausschufß wiıeder auseinander. Damiıt scheiterte auch dieser Versuch
ZUrT Bereinigung der durch dıe sogenannte ordentliche Landes-
synode VO 12. September 1933 geschaffenen Verhältnisse.

Der Reichsminister für die iırchlichen Angelegenheiten uüber-
Lrug darautfhin 9 März 1937 durch Erlaß dıe laufenden (ze-
schafte dem Präsiıdenten des Landeskiırchenamtes, ohne den
Vollmachten der Finanzabteilung un den Befugnissen des Lan-
desbischofs eLwas andern %. Schließlich verfügte der 17
Verordnung ZUT Durchführung des Gesetzes ZUr Siıcherung der
DEK VOIN 10. Dezember 1937 91 dafß die Leitung der Landeskirche
Yanz bei dem 1MmM Amt befindlichen Leiter der obersten kirchlichen
Verwaltungsbehörde, also des Landeskirchenamtes, lıegen sollte.
Die durch n ausgeübte Kırchenleitung sollte „insbesondere die
Ausübung der kirchenregimentlichen Befugnisse einschliefßlich des
Eirlasses VO  —; Verordnungen” 1in außeren Angelegenheiten -
fassen. Der Landesbischof selbst fand keine Erwähnung un: blieb
somıt auf die Wahrnehmung des geistlıchen Amtes beschränkt.

Diese Entwicklung, die die Jahre VOT un während des Krieges
anhielt, fand ihren Abschluß 1in einer erneuten schriftlichen Fixie-
run$, wWwI1eE S1E sıch in der Verordnung betr dıe Leitung der Ev.-
uth Landeskirche Schleswig-Holstein un das Amt des Präsıi-
denten des Landeskirchenamts Vom 7. Juli 1943 findet Anläfßlich
des Ausscheidens des Präsidenten des Landeskirchenamts, Dr Kıin-
der, regelte dieser darın die Übertragung seiner Befugnisse. Dabe!I
wurde nach der Verordnung „ZUr Beratung des Präsidenten
als Leıiter der Landeskirche“ eın Landeskirchenrat gebildet, dem
auch der Landesbischof angehören sollte. Letzterem wurde der
Vorsitz 1in diesem Landeskirchenrat, der lediglich beratende, aber
nıcht entscheidende Kompetenzen hatte, 1n den rein geistlichen
Angelegenheıten zugestanden.

Die Irennung VO  —$ geistlıchem Amt un: Leitung der Landes-
kirche WAar ın diesen Jahren immer staärker vollzogen worden,
90 KGVBI 1937 Verordnung ZUr Durchführung des Gesetzes ZUr icherung

der DEK VO arz 1937 un!' Erlaß des Reichsministers für
die kirchlichen Angelegenheiten VO: Oktober 1937 115
KGVBI 1937, 138



131Das leitende geistliche mt ın Schleswig-Holstein

daß sich die tatsachliche Stellung des Landesbischofs immer weıter
VO  —$ den ursprünglıchen verfassungsmäßigen Grundlagen des
Bischofsamtes in der Landeskirche entfernt hatte

Der Landesbischof behielt se1in beschränktes Amt bis ZU
Zusammenbruch VO  —; 1945 bei In einem Schreiben VO Julı 1945

den Präsidenten des Landeskıiırchenamtes stellte es 1im Blıck
auf die bevorstehende Gesamtsynode ZUrTr Verfügung un: bat ggf.

seine Zurruhesetzung.

Neuordnung des leıtenden geıstlıchen Amltes seıt 1945

Nach dem staatlıchen Zusammenbruch, der auch dem VO Staat
abhängigen Kirchenregiment den Boden entzog, standen die VeOCI-
antwortlichen Kräfte in der Landeskirche VOT der schwierigen Aui.-
gyabe, durch Herstellung verfassungsmäßiger Zustäande dıe Lan-
deskirche in einer durch die Folgen der Katastrophe außerlich
bedrangten und durch den Einstrom der Vertriebenen noch
schwerten Lage NCUu konsolidieren und gleichzeitig Aaus den
Erfahrungen un Erkenntnissen des Kırchenkampfes Folgerungen
für einen Neuautbau ziehen.

In Vorverhandlungen gelang C5, darın Übereinstimmung
erzielen, dafß dıe Neuordnung auf synodalem Wege anzustreben
un diese nicht, WI1e€e teilweıse 1n anderen Landeskirchen, VO  -
einem auf dem Wege des ırchlichen Notrechts gebildeten Kırchen-
regıment beanspruchen Nal Freıilich bedeutete CS eın W agnıs,
die schweren Spannungen der Vergangenheit auf einer Synode
1im Jahre 1945 auszutragen un: überwinden. Allein dieser Weg
bot jedoch 1in Schleswig-Holstein dıe Aussicht, eine breite un
tragende Grundlage für den Neuautfbau gewınnen, enn
aller notwendigen Veränderungen durften sıch die Vorgänge des
Jahres 1933 nıcht einfach NUur miıt umgekehrtem Vorzeichen
wıederholen. Schon der Beauftragte der Vorläufigen Leitung der
EKD, Pastor Asmussen, wies 1in seinem Referat auf der ersten
Tagung der Vorläufigen Gesamtsynode VO 14 bıs August
1945 in Rendsburg unter dem TIThema „Die Stunde der Kirche“
darauf hın, daß nıcht einfach ein Anknüpfen die kırch-
liıchen Verhältnisse ın restauratıvem Sinne gehen könne, sondern

einen Neubau auf der festen Grundlage eines bischöflichen
Amtes 92

Der Synodale, Pastor Halfmann, stellte die dynode in seinem
anschließenden Referat ber „Die Gegenwartsaufgaben der

Berichte Berichte) er die drei Tagungen der Vorläufigen Gesamtsynode
ın den Jahren 1945—46, Kiel, 5ff.
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Schleswig-Holsteinischen Kirche“ VOT die konkrete Entscheidung
der Bildung eıner vorläufigen Kirchenleıitung, dıe starke H
machten in sich vereinen un! das echt haben musse, „dıe Kom-
petenzen der Verwaltungsbehörde des Landeskirchenamtes VOoO  ’

sich Aaus5 abzugrenzen” 93 Wie 1n anderen Landeskirchen un!: schon
ın früherer eıt erschien dıe rechte Ausbalancıerung zwischen
geistlicher Leitung un Verwaltung als e1nes der Hauptprobleme
kirchlicher Leitungsstruktur. Der Weg azu WAar frei, nachdem dıe
staatliche Kirchenleitung erloschen WAar und der 1mM Jahre 1933
gewählte Tandesbischof se1n Amt ZUTLX Verfügung gestellt hatte in
der rkenntnis der Unmöglichkeit, eın leitendes Amt dieses Ur-
SpTrung$s unter den gegebenen Verhäaltnissen noch weiterzuführen.
Pastor Halfmann fa{lßte Urz „Zusammenlegung der
Vollmachten aller Leıtungsorgane der Landeskirche 1ın der Kirchen-
regierung, Kompetenzfestsetzung durch die Kirchenregierung. Es
se1 dabei noch betont, da{fß der 1n Aussicht FECENOMMECN orsıtz
durch Herrn Bischof Völkel nıcht die Wahl eınes Landesbischofs
bedeutet, wenıg w1e€e dıe TEe1 Geistlichen (als Mitglieder der
Vorläuhgen Kirchenleitung) etwa als Bischofskandidaten be-
trachten sind Ks handelt sıch dıe Bildung einer Vorläufigen
Leitung, durch welche weder der Entscheidung ber die ahl noch
auch ber die Personen elines der mehrerer künftiger Irager des
Bischofsamtes vorgegrifen werden soll

Auf dem Wege der Visıtatıon sollten auch Personalveränderun-
SCH angestrebt werden. „Deit zwolt Jahren ruht das Visitations-
amt ZU schweren Schaden der Pastoren selber, der Kirchenleitung
un auch der (Gemeinden. Die Synode wiırd VO  —$ der Kirchen-
regıerung erwarten, dafß S1€e ihr Sanz besonderes Augenmerk auf
eine intensıve Visitationstätigkeit richte Mıt ihren 1er geistlichen
Miıtgliedern, denen 1ın lauenburgischen Angelegenheiten der
Lauenburgische Landessuperintendent tritt. ıst s1€e für diesen weck
personell ausgestattet. ”

Nach langeren Aussprachen beschlofß die Vorläufige Landes-
synode die Bildung einer Vorläuhigen Kirchenleitung, bestehend
Aaus 1er geistlichen un 1er weltlichen Mitgliedern, deren Auf-
rag bıs spatestens Herbst 194 7 befristet seın sollte. Ihr wurden
die verfassungsmäßigen Aufgaben der Kirchenregierung, die den
Bischötfen obliegende geistliche Leitung un die Kompetenzfest-
setzung für das Landeskirchenamt übertragen. Zum Vorsitzenden
wurde der Synodale Halfmann, ZU Stellvertreter D. Völkel BG“
waäahlt Ferner sollte ein Verfassungsausschuß dıe Verfassung VOoONn

19292 überprüfen.
93 Berichte, ff
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Nach einem reichlichen Jahr wurde dıe Vorläufige Gesamt-
synode ihrer zweıten Tagung, VO bıs 6. September 1946,
nach Rendsburg einberufen, einen Bericht VO  — Präses Half-
INann entgegenzunehmen un: Vorlagen Kirchengesetzen
beraten. Schon iın dıiıesem Geschäftsbericht mufßte darauf hın-
gewıesen werden, dafß die gestellte Aufgabe der Vısıtation der
Gemeinden be]i der Belastung der geistlichen Mitglieder durch
iıhre Hauptämter nıcht in dem erwuünschten Maße hat stattfhnden
können und Urz gekommen se1 Ebenso SEe1 dıe Vorbereitung
eines Umbaues der Kirchenverfassung noch zurückgetreten, da erst
die Praxis erweısen musse, Änderungen noötıg seien. Diese
Synode bilde ber mıiıt der Beratung der eingebrachten (Gresetzes-
vorlagen den „Aulftakt des Verfassungswerkes* %, Als einen
wesentlichen Grund Z Eınberufung der Synode bezeichnete
Präses Halfmann schliefßlich „das Bedürfnis, dıe Kıirchenleitung

einem Punkte oder vielleicht auch als (Ganzes Aaus dem Stadium
der Vorläufigkeit herauszubringen. Es ist nıcht gut, wenn dıe geıist-
iıche Leitung der Landeskirche für Jangere eıt zerteilt un nıcht
hauptberulflich ausgeübt wird Es ıst  . nıcht gut, WECNN eıne VOI-

läufige Leitung jederzeıt durch eiıne Synode iın Frage gestellt WeTl-
den annn Es wıird daher der Synode der Vorschlag gemacht, das
Bischofsamt der Landeskirche mındestens mıt einem Geistlichen,
WECNN nıcht mıiıt ZWel jetzt schon fest besetzen. Die Absıcht ist,
geschichtlich gesehen, das starkste treibende Motiv ZUr Eın-
berufung dieser Synodaltagung gewesen” 95

Da sich die Vorläufige Gesamtsynode in ıhrer Wırksamkeit auf
eine zweijahrige Dauer bis ZU 1.September 1947 begrenzt hatte,
traf S1e die gesetzlichen Vorbereitungen ZUr Biıldung der Landes-
synode. Zum inneren echt der Vorläufigen Gesamtsynode hatte
Präses Halfmann 1n seinem Geschäftsbericht bedeutsame
Ausführungen gemacht, die 1er noch folgen sollen. „Kıne kırch-
iche Synode unterscheidet sich VO eiınem staatlıchen Parlament
In eiıner Sanz grundlegenden Weise. Eın staatlıches Parlament ıst
immer Ausdruck gegenwartıger Machtverhältnisse un annn da-
her, wenn CS will, alles umsturzen, W as bisher rechtens SCWESCH ist
Denn Was das selende un bleibende Wesen des Staates ist, davon
g1bt CS keinen Begriff. Der Staat hat keinen ewıgen vorgegebenen
Inhalt, dem se1ine formelle Rechtsordnung als kritische nstanz
verantwortlich ware. Kırchlich gesprochen: Der Staat hat ein
Bekenntnis. Er ist darum Revolutionen unterworfen. Anders aber
die Kirche Was die Kırche ist, ist der Debatte entzogen. Es steht

Berichte, ff
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unveränderlich fest, VO  - der Apostelzeıt bis heute un 15 ZU

jüngsten Tage. Sie ıst die Gemeinde, in der Jesus Christus der
Herr ıst, deren Auftrag 1m Zeugnıis des Wortes un der Sakra-
mente un! des Liebesdienstes unveränderlich vorgegeben ist  -
Darum ist in der Kirche das ormale echt NUur dienender Natur,
un alle Ordnung hat echt NUrT, soweıt S1e dem vorgegebenen
Auftrag un: Inhalt der Kirche dient Diejenige kirchliche ÖOrd-
NUuNg ist die beste, die dem Auftrag der Kirche besten angepaßt
S  ist Auf dıe Synode angewandt bedeutet 1es: Ihr echt lıegt
in iıhrer möglıchst dichten Nähe den Normen der Heiligen
Schriftt un des Bekenntnisses“ 96

An dem Kirchengesetz ZUT Umbildung der Kirchenleitung ent-
zundeten sıch die Gemüter gleichwohl stärksten, da 1ın eiınem
Entwurf VOo  —$ füntzehn Synodalen (Bruderratsentwurf) die For-
derung erhoben wurde: Umbau der Kirchenleitung SOW1e Bıldung
eines Landessynodalausschusses un eines Bischofsrates. Damiıt
stand 1e Vorläufige Gesamtsynode VOT der Grundfrage, ob diese
Stücke eiınes Verfassungsentwurfs bereits auf dem Vorwege g'_
regelt werden sollten. Gleichzeitig kam die Entscheidung, ob ein
oder mehrere Bischofsämter bestehen ollten, erneut ZUFr Diskus-
S10N. Die Vorläufige Gesamtsynode entschied sıch für eine ab-
geanderte Vorlage der Vorläufigen Kirchenleitung. Diese hatte
ursprünglich bis ZU FErlaß eıner Verfassung einen VO  — der
Landessynode wählenden Bischof, der den Vorsıtz 1n der Kir-
chenleitung führte, vorgesehen. Allerdings blieb ausdrücklich die
Möglichkeit offen, da{fß die Cu«c Verfassung wıieder ZwWw €e1 Bischots-
amter vorsehen könnte. Für diesen Fall sollte der schon gewählte
Bischof eINs der beiden Amter übernehmen. Man ann daran
erkennen, dafß zunächst NUTr eine Übergangslösung angestrebt WECI-
den sollte. Nach der Synodalaussprache wurde die Vorlage dahin
abgeändert, dafß ZW €1 Bischöfe, Aaus denen die Synode den Vor-
siıtzenden der Kırchenleitung bestimmt, vorzusehen selen. Der
Schleswiger Bischof sollte seinen Amtssıtz ın Schleswig haben Neu
wurde die Stelle eines Bischofsvikars ZUT Entlastung vorgesehen.
Die ahl der Mitglieder der Kırchenleitung wurde auf zwolf
hoht Das Gesetz wurde 1n dieser Fassung 1n beiden Lesungen
einstimm1g angeNOMMCN, nachdem die grundsätzliche Entschei-
dung für Zw E1 Bischöte schon in der Aussprache mıt Mehrheit
gefallt worden War 97

Am 5. September 1946 nachmittags schrıtt die Vorläufige Ge-
samtsynode sodann ZUT Wahl der Bischöfe. Sie waählte Präses

Berichte,
97 Berichte,
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Halfmann ZU Bischof für Holstein un Missions-Direktor Dr
Pörksen ZU Bischof für Schleswig Zum Vorsitzenden der Kır-
chenleitung wurde Bischof Halfmann bestimmt

Wiıe schıen mıt diesem (zesetz un der anschließenden
Wahl die wichtigsten Entscheidungen hinsıchtlich der leitenden
geistlichen AÄAmter gefallen ber die Vorläufige Gesamtsynode
mufßlÖte der Bischofsfrage I November erneut —
mentreten da Dr Pörksen noch VOT SCINCT Einführung VO Amt
zurücktrat In dıesem Zusammenhang sprach Bischof Halfmann
VOT der 5Synode aus Man wiırd sich auch nıcht verhehlen können
da{fß das Ansehen des Amtes nıcht gefördert wiırd wWwWenn es
wıeder NCu ZUT Debatte gestellt wird“ 98 In dieser schwierigen
Sıtuation der C1INEe geistliche un: eıstıge Verstärkung der Kiır-
chenleitung VOon ihrem Vorsitzenden gefordert worden WAar konnte
sich die Synode nıcht sofort erneuten Wahlgang ent-
schließen Vielmehr fand der Vorschlag, Bischof Haltmann bis ZUTr

verfassunggebenden Synode mi1t der Verwaltung des Sprengels
Schleswig beauftragen un: SCINeET Entlastung ZWEC1 Landes-
pPropste einzusetzen die Zustimmung der Mehrheit Allerdings traf
diese Entscheidung auf den entschiedenen Widerspruch der Min-
derheit dıe dıe Aussetzung der Wahl Bischofs für Schleswig
als Fehler ansah un: den Beschlufßß als uübersturzt bezeichnete
Wır fragen ferner ob 65 VOT der (rxeschichte unserer Landes-

kirche irgendwiıe wiırd verantwortet werden können dafß das b1s-
her bei uns vollıg unbekannte Amt der ZWEC1 Landespröpste
ebenso eiligen Weise beschlossen wurde Hätte 6S nıcht dem (Ge-
ıcht der Sache entsprochen WenNnn diese Frage Sanz gründlich
geprült ware” (Rundbrief Propst T'replin VO Dezember
1946) ® Als bereinigender Schritt wurde VO  — der Kirchenleitung
wenigstens dıe Berufung VO  } Hauptpastor Herntrich das Amt
des Bischofsvikars gefordert

Dafß die Ermaächtigung der Kıirchenleitung ZUTF Ernennung
Landespropstes ZUr Unterstützung des Bischofs ; den beiden

Sprengeln zusatzlıch em ] Kırchengesetz VO September
bereits vorgesehenen Bischofsvikar, der die Bischöfe nach ihrer
Weisung unterstutzen un vertreten un übrigen mıt beraten-
der Stimme den Sıtzungen der Kirchenleitung teiılnehmen
sollte der Tat Schwierigkeiten führen konnte wird aum
bestreiten SCIMN Das WwWEeIsCN auch der be den Akten der Kırchen-
leitung befindliche Schrittverkehr un: die Entwürfe nstruk-
tıon für das Amt der Landespröpste und Stellungnahmen azu

Berichte, S. 5
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Au  N Die Synode hatte sıch diesen Fragen nıcht geäußert un:
der Kirchenleitung dıe Regelung uüuberlassen. Das Amt des Bischofs
mußte siıch be] der Taätigkeit VO  — ZW€] Landespröpsten zunehmend
auf den Vorsitz in der Kirchenleitung un! dıe Vertetung der
Landeskirche nach außen verschieben, wäahrend sıch dıe Pastoren
und Gemeinden in Angelegenheiten der geistlıchen Leitung 1n
der Regel zunachst den Landespropst ıhres Sprengels WEeI-
den hatten, die lediglich 1n grundsätzlichen Fragen die Weısung
des Bischofs einzuholen haben wurden. Mit der vorher beschlos-

Einriıchtung des Amtes eines Bischofsvikars WAar diese, fre  l_
lıch zunächst NUuTr als Übergangslösung beschlossene Regelung 1U

schwer vereinbar, weil siıch ıer 1mM Grunde Zzwel verschiedene
Leitungsstrukturen gegenseıtig durchkreuzten.

Als dıe Dinge praktiziert werden sollten, zeigte sıch diese
Schwierigkeit auch anz deutlıch: enn dıe Synodalermaächtigung
VO 12. November 1946 sollte 1U  - dıe Grundlage für die Wahr-
nehmung des leitenden geistlichen Amtes in den Sprengeln bılden,
bıs entsprechend dem 5. deptember 1946 verabschiedeten Kıiır-
chengesetz ZUTr Umbildung der Kirchenleitung ber die Besetzung
des dort festgelegten zweıten Bischofsamtes entschieden se1n
wurde. Als die weıtere Verwendung des Aaus Kriegsgefangenschaft
in Agypten zurückgekehrten Pastors Reinhard Wester in Wester-
land, der sıch während des Kirchenkampfes als Vorsitzender des
Bruderrates bewährt hatte, CrTWOSCH wurde, verband dıe Kirchen-
leitung in iıhrem Beschlufß VO 21.März 194 7 kurzerhand das Amt
des Bischofsvikars un: eines Landespropsten miteinander. Sie
ernannte ıhn ZU Bischofsvikar mıt der Amtsbezeichnung ber-
kirchenrat un: betraute iıh gleichzeitig auf Grund der Ermäch-
tıgung der Vorläufigen (Gesamtsynode VO November 1946
mıt den Aufgaben eines Landespropstes für den Sprengel Schles-
W1ig Für Holstein ist VO  — der Ermachtigung nıcht Gebrauch K
acht worden. An diıeser Handhabung dürfte der provisorische
Charakter dieser Regelung deutlich geworden seıin

Neben diesen Vorgängen wiırd ber ein zweiıter Strang
grundsätzlicher berlegungen berücksichtigen se1n, dıe 1ın dem
auf der ersten Tagung der Vorläufigen Gesamtsynode Au-
gust 1945 eingesetzten Ausschufß ZUT Überprüfung der Verfassung,
dessen Zusammensetzung auf der zweıten Tagung Septem-
ber 1946 noch eine KErweıterung erfuhr, angestellt worden S1N!'  d
An diesen Beratungen unter Rechtsanwalt D. Dr. Ehlers hat sich
auch Bischof Haltmann beteiligt un mehrfach den grundsatz-
lıchen Fragen StellungSSeine grundsätzliche Analyse
der Kirchenleitung nach der Verfassung 1M Jahre 1946 ergab, daß
TOLZ der Zweiteilung der Kırchenleitung in Kirchenregierung un
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Landeskirchenamt 1m Grunde SC eine einheıtliche Be-
hörde vorhanden sel, die NUr mit Zwe]l verschiedenen Gesichtern
auftrete:
a) als bischöfliche Kirchenleitung 1ın Verbindung mıt dem Landes-

synodalausschuß (den gewahlten geistlichen un weltlichen
Synodalen der Kirchenregierung),

D) als bürokratische Kirchenleitung ohne synodales Element 1mM
Landeskirchenamt.
Um der (sefahr eines Dualismus zwischen Kıirchenregierungund Landeskirchenamt, zumal WCNN Je eın Bischof ihrer Spitzefungieren sollte, begegnen, sah Bischof Haltmann eine Lösungin der Bıldung einer einheitlichen leıtenden Behörde unter Vorsitz

eiınes Bischots. „Kirchenleitung mufß geistliche Leitung se1n, das
heißt Das ormale Kirchenrecht mMUuUu VO der Leitung der Kırche
durch Christus Geist Wort geıistliches Amt in Dienst
InNnCN  9 sinnerfüllt, kritisch begrenzt werden. Der Wiıderspruch geıist-liıcher Leitung ıst buürokratische Kirchenleitung, erstere ebt aus
eiıgenem echt (geistliche Vollmacht un objektives Bekenntnis),etztere Aaus abgeleitetem Staatsrecht. Die wesentliche Forderung
UÄSCIeETr Tage sucht ihre Erfüllung 1n der bischöflichen Kirchen-
leitung. Die einheıitliche Behoörde trıtt heraus, WEenNNn das 5SYyMNO-
dale Element Aaus der Kırchenregierung ausgeschieden und als
selbständiges Kontrollorgan (in eiınem Landessynodalausschuß)neben die Behörde gestellt wird“ 100 Auf diese Weise sollte
ohl der Forderung nach geıistlicher Kıirchenleitung als auch nach
Vereinfachung un Beschleunigung der Entscheidungen NtISprO-
chen werden. Die Anwendung dıeses „ÖOberkirchenratssystems“auf die schleswig-holsteinischen Verhältnisse wurde bıs in dıe Eın-
zelheiten durchdacht Als standıge Organe wurden sich somıt eın
Landessynodalausschuß un der Landeskirchenrat ergeben.

Der Verfassungsausschuß sah sıch jedoch genotıgt, sıch zunachst
auf eine Überprüfung der Verfassung VO  - 19929 beschränken,
da eine CUu«cCc Kirchenordnung für die Landeskırche., obwohl S1C
drınglıch erschien, nıcht NUur das innere, sondern auch das außere
Leben der Landeskirche hatte regeln mussen. Diese Aufgabeschien umfangreich und gewichtıig, als dafß S1e VO diesem Aus-
schufß hätte 1n AngriffSC werden können. Hınsichtlich des
Abschnittes ber 1€ Landeskirche“ wurde die ursprunglicheAbsicht, eın besonderes (Gresetz ber dıe landeskirchlichen Urgane

schaffen, wieder fallengelassen. Dafür sollten die betreffenden
Verfassungsbestimmungen durch (resetz abgeändert werden. Für
die LCUu biıldende ordentliche Landessynode wurde eın ent-

100 Bei den en der 9) Band I) Entwurf alitmann
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sprechender Gesetzentwurf 1mM Ausschufß vorbereıtet un: VO  —; der
Kirchenleitung nach Beratung als Vorlage angeNOMMECN. Dieser
Entwurf strebte keine grundsätzlıche Neuglıederung der landes-
kirchlichen Organe d sah allerdings VO  - NUTLr: einen Bischof
SOWI1e ZWEeE] Bischofsvikare mıt Sıitz un Stimme in eıner „Landes-
kirchenregierung“ VO  - Sie sollten den Bischof bei Erledigung se1-
Nner Obliegenheiten nach dessen Weisung unterstutzen. Das Lan-
deskirchenamt als Verwaltungsbehörde der Landeskirche sollte
der Dienstaufsicht der Landeskirchenregierung unterstehen un
seine Zuständigkeit VO  —$ dieser durch eine besondere ÖOrdnung
geregelt werden.

Die eu«C Landessynode trat VO bıs 17. Oktober 1947 in
Rendsburg un löste damıt die Vorläufige Gesamt-
synode ab Sie bezeichnete S1 als ordentliche Landessynode
un machte dadurch deutlich, da{fß die September-Synode VO  — 1933
keine Anerkennung gefunden hatte Sie sah siıch schon durch den
Bericht VO  - Bischof Haltftmann VOT die beiden Grundsatzfragen der
Verfassung un: der Kirchenleitung gestellt, die beide in
Zusammenhang standen. D.Dr. Ehlers berichtete ber die Arbeit
des Verfassungsausschusses, un Bischof Halfmann gab Erläute-
rTuUuNsSCH einer der Synode vorgelegten „Außerung der Kirchen-
leitung SR Verfassungsfrage” 101

Letztere sprach sıch für eine umfassende Curt Ordnung der
Ev.-Luth. Landeskirche Schleswig-Holsteins aus die mehrere
Teile umfassen sollte. Als nachste Aufgabe bezeichnete S1E eiıne
Ordnung der Leitung un Verwaltung der Kirche un: ihrer
Gemeinden ( Verfassung). Außer formalen Gründen spräche dafür
„dıe KEinsicht, die die Kırche ın dem schweren Zusammensto(ß mıt
dem nationalsozialistischen Staat hat daß die Rechts-
ordnung der Kırche nıicht durch entliehenes Staats- un: Korpo-
ratıonsrecht gebildet werden darf, sondern VO „Bekenntnis“ der
Kirche her gebildet werden mMu Das echt MUu: Adus dem 1mM
Bekenntnis ausgedrückten W esen der Kirche folgen. So notwendıg
WI1eEe der Glaube s1 1n den Werken der Heiligung bewähren mulßSß,
mufß sıch auch ın einem richtigen dem Glauben entsprechenden
echt bewähren. Die Frage nach dem richtigen echt ın der Kirche
ist die Frage nach den geeigneten Mitteln ZUT Durchführung des
Auftrags der Kirche un ZUFr OÖrdnung iıhres leiblichen Lebens in
der Welt Unsere Kirchenverfassung VO  — 19292 konnte diesen Er-
kenntnissen noch nıcht gerecht werden, da der Anstofß diıeser
Verfassung nıicht VO  — innen her, sondern VO  $ der außeren Nöti-
SunNng durch staatlich-politisches Geschehen erfolgte, näamlich Aaus

101 Entwurf 1n Akten der 9, Band I
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der Notwendigkeit, für das gefallene landesherrliche Kirchen-
regıiment Krsatz schaffen. Selbstverständlich ist auch die bis-
herige Verfassung durchzogen VO dem Willen, dem Leben der
Kirche eine möglıchst zweckmaßige Rechtsordnung geben, daher
enn auch Teile dieser Verfassung 1n loser Überarbeitungin eine Cu«eC Ordnung übernommen werden können. Doch ıst
nıcht verkennen, da{fß die staatlıchen Formen der damalıgendemokratischen Staatsverfassung 1n die Verfassung hineingewirkthaben un! dafß 1n den Grundbestimmungen für dıe Gemeinden
un: die Leitung der Kirche der Bezug auf den Auftrag der Kirche
als die Quelle des Rechts vermißt wiırd, endlich daß sıch besonders
1n den Bestimmungen ber die Leitung der Kirche 1 heorien der
Staatsverfassung wiıderspiegeln. Die Theorie der Gewaltenteilungıst eine Konstruktion, dıe für die Kırche nıcht ohne weıteres
nehmbar ist.  ©} allein schon darum, weil CcSs 1n der Kirche keine miıt-
einander auszubalancierenden ‚Gewalten‘ gibt.”
Da der Abschnitt ber Leitung un Verwaltung der Landeskirche

meısten eine Neuordnung erforderte, stellte Bischof Halfmann
dafür richtunggebende Grundsätze auf „Nicht-Berücksichtigungder Forderung nach strenger Gewaltenteilung. Durchführung der
für lutherische Kırchenordnung konstitutiven Zuordnung VO  —$ Amt
un (semeinde auch 1n der Kırchenleitung. Rechte Zuordnung des
Verhältnisses VOo  : Leitung un Verwaltung der Kirche.“

Zur Begründung führte a die theoretische Teilung der
Gewalten sSe€1 auch in der bısherigen Verfassung für die Kirchen-
leitung nıcht rein durchgeführt, insofern 1n der „Kirchenregierung“die Te1 Klemente der Geistlichen Leitung, der Synode und der
Kıiırchenverwaltung miteinander kombiniert sejen. Das se1 eıne
gute Grundlage, VO  = der Aaus INa  ® noch weıtergehen sollte. Das
Absehen VO  —$ der Gewaltenteilung wurde VOT allem auch das
bedeuten haben, dafß die Verwaltung der Kirche nıcht mehr als
selbständiges ‚Organ“ der Landeskirche erscheinen, sondern oll-
ZUSSOTSAanN der Kıirchenleitung werden wurde.

Der Zuordnung VOM Amt un Gemeinde wurde die Zuordnung
VO  - leitendem geistlıchen Amt un Synode („Bischöflich-synodaleKırchenleitung“, Ih. Kaftan) ZUT Folge haben

Schließlich mußten 1ese Grundsätze eiıner Umbildung in
dem Verhältnis VOo  - Kirchenleitung un Verwaltung führen. „DıieStellung unseTrTECSs Landeskirchenamtes ist Von der Iradition des
früheren Konsistoriums bestimmt, das die eine eitende Behörde
der Landeskirche WAaT, der das Bischöfliche Amt (Generalsuper-iıntendenten) teıls lose ohne Leitungsbefugnisse koordiniert, teils
eingegliedert Wa  — SO ıst 6S bis heute geblieben, obwohl 19292 eiıne
Kirchenregierung unter bischöflichem Vorsitz übergeordnet WOTI -
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den 1st da{fß das paradoxe Bild entstanden ist dafß der Bischof
als Mitglied des Landeskirchenamtes unter Vorsıitz des Landes-
kiırchenamtspräsidenten arbeitet während der Kirchenelitung
den Vorsitz führt

Allem Anschein nach lag auf diesem Punkt der Neuordnung das
Schwergewicht der Überlegungen dafß der Synode hierfür ZWEC1

gangbare Wege VOT Augen geführt wurden Erstens die ber-
kirchenratslösung mıiıt Landessynodalausschulfß als Kontroll-

WIC S1C Bischof Halfmann schon 1946 VOT dem Verfassungs-
ausschufß dargelegt hatte der zweıtens dıe Zuordnung VO  — ge1St-
lıcher Leitung und Synode SCINCINSAM gebildeten Kirchen-
Jeitung, welcher beide staändıg einheitlichen Organ
verschmolzen sind Zu diesem System gehörte ann notwendig C11C
Behörde für den laufenden Geschältsgang, der ohl der Bischof
den Vorsıiıtz führen hatte

Noch eingreifender grundsätzliche Erwagungen ZUT
Wahl der Bischöfe dıe nach Ansıicht Haltmanns nıcht die
alleinıge Zuständigkeıit der Landesynode fallen sollte, weıl S16

prinzıpiell Sanz wesentlich auch Sache der Pfarrerschaft SC1 Des-
halb zielten diese Erwagungen auf CRn besonderes Wahlkolleg1um

welchem Pfarrerschaft Synode un Kıirchenleitung verschie-
dener Weise beteiligt werden muüfßten

Diese ELWAas ausführlichere Schilderung erschien notwendig, da
dıe Frage der Stellung der Bischöfe un des Verhaältnisses VO  —

Kırchenleitung un! Verwaltung be]1 allen verfassungsrechtlichen
Überlegungen evangelischer Kirchen i deutschen Bereich bisher
keine teste Auspragung erfahren hat un stärker ı Flufß ist enn
JC Vıele dieser Gedanken sınd bis heute virulent Die ordent-
ıche Landessynode (Oktober 194 7/ sa sıch damıt jedoch
solchen Fülle grundsatzlıcher Erwagungen gegenüber WIC S1C S1C

Sar nıcht ausdiskutieren konnte Daher waäahlte S1IC Ausschufß
VO tuüunfzehn Miıtgliedern ZUr Vorbereitung Kirchenordnung,
der dıe Fragen grundsätzlıch aufnehmen sollte

Zugleich aber mufite für e1inNne Übergangszeit bis ZUr Erstellung
beratungsfähigen Entwurfs Kirchenordnung entschıe-

den werden, WI1C die Leitungsstruktur der Landeskirche bis auf
weiteres beschaffen SCIN sollte. Hierfür hatte der Verfassungsaus-
schufß dıie Vorarbeit durch den Gesetzentwurf ZUr Änderung der
Verfassung geleistet. An dieser Vorlage brach erneut die Frage
nach C110 oder ZWEC1 Bischöofen auf die schon den Verfassungs-
verhandlungen 921/292 un! auf den Tagungen der Vorläufigen
Gesamtsynode 1946 die (Gremüter bewegt hatte Unter anderen
trat Bischof Völkel auf Grund SCINerTr CISCNCHN Erfahrungen als
Bischof für Schleswig m1 Nachdruck dafür CiIiNn dem Sprengel
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Schleswig einen eigenen Bischof geben Dagegen traten Propst
Juhl und andere für einen Landesbischof eın Der Verhandlungs-bericht enthält leider nıcht die einzelnen Voten och zeıigt das
Abstimmungsergebnis ber einen Antrag VO  ; Propst Hansen
Petersen, da{fß die Landeskirche künftig 1Ur einen Bischof haben
solle, mıt 37 49 Stimmen, WI1E schwer diese Grundsatz-
entscheidung worden ist Es blieb 1mM Plenum der Synode
wlederum dabei, dafß die beiden leitenden geistlichen Amter für
die Landeskirche erhalten blieben.

Damit wurde auch der Weg für die 1m November 1946 auf-
geschobene Wahl des Bischofs für Schleswig frei Zuvor wurde
Bischof Haltmann noch als Vorsitzender der Kırchenleitung für
dıe Dauer seıner Amtszeit bestätigt. Dann aber erhielt der ZU
Bischof für Schleswig vorgeschlagene Oberkirchenrat Wester
Von O] abgegebenen Stimmen. Damit WAar Oktober 1947
ZU Bischof für Schleswig gewählt.

Schließlich stimmte die ordentliche Landessynode ach län-
Verhandlungen dem Gesetzentwurf ZUT Änderung der

Verfassung VO  } 19292 unter Berücksichtigung der ANZSCNOMMENECN
Anträge Grundsätzlich blieb be1 einer Kırchenleitung als
einem gemischt synodal-episkopalen Organ unter Vorsitz des VO
der Landessynode hierzu gewählten Bischofs. Sie bestand Aaus den
beiden Bischöfen, dem Bischofsvikar, acht gewahlten Synodalenund dem Präsidenten des Landeskirchenamtes. Letzteres sollte
nıcht mehr Organ, sondern Verwaltungsbehörde der Landeskirche
se1ın un: auch die ıhm VO  - den Bischöfen Z Ausführung ber-
tragenen Aufgaben nach deren Weisung erfüllen. Die Siıtzungendes Landeskirchenamtes sollten VO Vorsitzenden der Kirchen-
leitung einberufen und geleitet werden. Die Bischöfe, der Landes-
superıntendent VO Lauenburg un:! der Bischofsvikar
stımmberechtigt. Die Stelle des VO  w der Kirchenleitung beruten-
den Bischofsvikars, der die Bischöte be1 Erledigung iıhrer Obliegen-heiten nach deren Weisung unterstutzen sollte  9 ist jedoch nıe
besetzt worden.

Diese vorläufige Regelung hat bis ZUuU Inkrafttreten der
Rechtsordnung Januar 1959, also immerhin 1n einem eıt-
TLaum VO  e elf Jahren, Bestand gehabt, we1l sich dıe grundsaätzlichenBeratungen ber eiıne Neuordnung der Landeskirche 1n Aus-
schüssen un! Landessynode Janger hinauszögerten, als mMa  _ selner-
zeıt annehmen konnte. Die Verfassungsänderungen haben
einer Verstärkung des Eintlusses der leitenden geistlıchen AÄmter
und ZWAal ber die geıistliche Amtstätigkeit 1n den Sprengelnhinaus auf Kirchenleitung un Verwaltung unter moöglıchsterSchonung des Bestehenden geführt. Zudem ist das doppelte Bi-
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schofsamt in der Landeskirche TOLZ allen Jangwierıgen Rıngens
in den ersten beiden Nachkriegsjahren wılieder hergestellt und
bestätigt worden. Die Verhandlungen ber die Rechtsordnung
haben CS nıcht mehr grundsätzlıch iın Frage gestellt. Bischof
D. Haltmann wurde Januar 1964 plötzlıch heimgerufen.
Ihm folgte nach Wahl durch die Landessynode Bischof Dr Hüb-
HCI der 11. August 1964 in der Nikolaikirche jel ein-
geführt wurde. Bischof Wester hatte das Amt des Bischofs für
Schleswig ZWanzıg Jahre lang inne. Er bat Aaus Gesundheitsrück-
sichten seine Zurruhesetzung ZuUu 1. November 1967 Die
Landessynode waählte TOLZ einıger Bestrebungen in der Landes-
kırche, das Schleswiger Bischofsamt 1in das Amt eines Landes-
propsten umzuwandeln, November 1967 den Propst Alfred
Petersen ZU Bischof für Schleswig. Er wurde Dezember
1967 1im Schleswiger Dom iın se1n Amt eingeführt. Damıit sind
beide Bischofsämter nach dem Wiıllen der Landessynode un auf
Grund der iın der Rechtsordnung gelegten Grundlage besetzt un
erhalten geblieben.

Bei den Beratungen, die Z Rechtsordnung ührten,
spıelten VOTI allem die Zuordnung vVvon Bischöfen, Landessynode
un: Kirchenleitung, SOWI1e die Stellung des Landeskirchenamtes
als Verwaltungsbehörde der Landeskirche in den Verhandlungen
die Hauptrolle 102

Die grundsätzlichen Fragen sınd hierbel 1in den Verhandlungen
des Kirchenordnungsausschusses VO  ; Bischof Haltmann erneut
angesprochen worden, deutlichsten ohl in der Sıtzung

deptember 1951, 1in der der Bischof ber dıe Zusammenarbeit
der landeskirchlichen Zentralstellen referijert hat 103 Nach dem
grundsätzlichen inwelıs, da WIT weder 1mM Neuen 1estament
noch 1n den reformatorischen Kirchenordnungen Vorbilder be-
säßen, nach denen WITr u1ls unmittelbar richten könnten, beschrieb

ZWweI Aufgaben für das Kirchenregiment:
„a) Ordnung schaffen un: echt feststellen durch Gesetzgebung

als Damm und Schutz gegenüber widerstrebendem un ab-
weichendem Wiıllen,
Handhabung der geschaffenen Ordnung auf dem Wege der
Verwaltung.

Das Kirchenregiment hat Iso jurisdiktionellen Charakter, 65 ıst
rechtliche Herrschaft un Befehl, Cs hat Autorität beanspruchen
WwW1e dıe Eilltern un: Herren 1MmM Gebot des Katechismus. Es ist dabeı,
WI1e alle gute Rechtsordnung, nıcht Selbstzweck, sondern es dıent
102 Oskar Epha Leitung und Verwaltung der Landeskirche in „Der Konvent“

1956, 175
103 Bei den en der 9, Band {11 (handschriftlicher Entwurf)
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dem Auftrag der Kirche, der Verkündigung des Wortes (Gottes.
Es ist Mittel ZUr Erfüllung des Auliftrags der Kıirche 1ın der Welt
und ZUr Ordnung des Lebens der Kırche Es steht 1mM Verhältnis
ZuUu Wort un Glauben Ww1e€e die übrigen guten Werke, dıe Aaus dem
Glauben folgen un!: etlan werden müssen.“

UÜber den Ursprung un die Bildung der Rechtsmacht führte der
Bischof aus „Ziwei Urelemente sınd 1n der Kıirche einander
geordnet, das Amt un: dıe Gemeinde, das institutionelle un das
genossenschaftliche Element. Das geıistliche Amt hat den Auftrag
der Verkündigung des Kvangeliums, Verwaltung der Sakramente,
Lehre, deelsorge, Diakonie das gehört nıcht 1n dıe Sphäre des
Rechts un: der Zwangsanwendung. Iso hat die Rechtsmacht des
Kirchenrechts ıhren Ursprung 1mM genossenschaiftlichen Element der
Kirche, ın der (GGemeinde. Auf allen Trel Stufen (Kırchenvorstand,
Propstei- un Landessynode) wiırd echt gesetzt, wobe] der Lan-
dessynode die Kompetenz-Kompetenz zukommt: Sie schafft die
Grundordnung der Landeskirche un erläßt die indenden Kır-
chengesetze.

„Für das geschaffene echt sınd aber Vollzugsorgane noötig. Die
S5Synoden, ja selbst die Kirchenvorstände gehen nach getaner Arbeit

Hause An diese Stelle trıtt 19808  —$ das andere Element der
Kirche auf den Plan, das institutionelle Element, das geistliche
Amt Die berufsmäßigen Amtsträger der Kırche übernehmen den
Vollzug des gesetzlıchen Rechts, un: ZWar aus sachlicher Notwen-
digkeit heraus, da S1e eine geistliche Führungs- un Weisungs-aufgabe kraft ihres Amtes haben Der Gemeindepastor wiırd Vor-
sıtzender des Kirchenvorstandes, der Propsteipastor wırd Propstund Vorsitzender des Synodalausschusses, der Landeskirchenpastor
wird Bischof un Vorsitzender der Landeskirchenleitung. Der
Bischof als Iräger des geistlichen Amtes ist qualitativ nıchts
deres als seine mtsbrüder 1mM Gemeindepfarramt, 1Ur Drımus
ınter aber als Iräger der kırchenregimentlichen Verant-
woriung ıst Vorgesetzter.

Gegen hierarchische Gefahren un geistliche Diktatur wirken
dıe Mitbeteiligung der kirchenleitenden Behörden auf landes-
iırchlicher Ebene Umgekehrt ist die malßgebliche Stellung der
iırchlichen Amtsträger wıederum ein ebenso notwendiger Schutz

dıe Gefahr der Diktatur durch Majyoritäten auf den
Synoden.

Es handelt sıch bei unserer Aufgabe heute die Zusammen-
arbeit der landeskirchlichen Zentralstellen. Damit wird gemeıntSE1IN: Landessynode, Bischof, Kirchenleitung, Landeskirchenamt.
Darın stecken TEI Prinzipien Von Kirchenleitung: Synodalsystem,KEpiskopalsystem, Konsıistorialsystem.
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1He Tre1 Prinzıpjen sınd 1n unserer Verfassung VO  — 9929 nach-
weısbar, wahrscheinlich unter dem FEinflufß Guünther Holsteins, der
eıne Dreiteilung der (Gewalten lehrte. Diese Lehre entspricht nıcht
dem Wesen der Kıirche, die eın Neben- un Miteinander VO Ge-
walten nıcht kennen darf; S1Ee wıderstreitet auch der Notwendigkeıit
der Einheitlichkeit un Stoßkraft irchlichen Handelns. Die
Bischöfe dürfen nıcht Insulaner se1N, die außerhalb der kirchen-
regimentlıchen Entscheidungen LUr eıne pastorale Aufgabe haben
WwI1e zweıte Geistliche ın einer Gemeinde, die nıcht den Vorsitz
1m Kırchenvorstand haben Das konsistoriale Element hat seine
historische Position verloren ... Was anzustreben ist, ıst nach
TIheodor Kaftans Formel eine synodal-episkopale Kirchenleitung,
die das Mıteinander VO  —; (semeinde un Amt auf der landeskirch-
lıchen Stufe darstellt. Be] der Landessynode lıegt die (resetz-
gebung der Landeskırche un Beteiligung der Leıtung der
Landeskirche durch Entsendung VO  —_ Mitgliedern 1ın die Kıirchen-
leitung. finde diese Bestimmungen uUunNnseIer Verfassung gut,
un ZWAarTr deshalb, weıl 1er eXpressI1s verbiıs der Satz ermı1eden
ist, dafß die Landessynode die Leıtung der Landeskirche innehabe,
oder dafß dıe 5Synode souveran se1 Sie ist nıcht souveran, sondern
gebunden das Bekenntnis der Kirche Und S1€e ann nıcht dıe
Kırchenleitung selbst ausüben, SONS mußte s1e permanent
Nach den Erfahrungen der jungsten eıt muß auch Vorsorge RO
troiffen werden, dafß dıe Bildung VO permanenten Synodalaus-
schüssen mıiıt beschließender raft vermijeden wird Der a_.
nente Ausschufß der Landessynode ist  A die gewählte Kırchenleiutung.

Die Frage, die uns dauernd beschäftigt, ist das Verhaltnıs VO  —

Kirchenleitung und Kirchenverwaltung, von ‚Kırchenregierung‘
un ‚Landeskirchenamt nach der Terminologie unserer Verfassung
VO 19292 Von der Landessynode her gesehen, tallen beide eigent-
lich 1n e1nNs In sofern die Gesetzgebung alleın be] der
Landessynode lıegt un Kıirchenregierung und Landeskirchen-
3  m— beıide NUur Vollzugsorgane der Landessynode sind eshalb
enn auch eine Reihe VO Landeskirchen keine Zweiteilung
VO  ; Kırchenregierung und Landeskırchenamt haben, sondern NUuTr
einen einheitlichen Landeskirchenrat oder berkirchenrat. Dieses
System besticht immer wıieder durch seine FEinfachheit. Es ist
schwer, (Gegengründe das System anzuführen, weıl. die-
jenıgen, die darın arbeiten, es für brauchbar un bewährt halten,
un: diejenıgen, die nıcht darın stehen, c5 nıcht genügend kennen,

C655 kritisch beurteilen. Es tallt auf, dafß das System des e1in-
heitlichen Landeskirchenrats sıch vorwiıegend in nichtpreußischen
Territorien findet Bayern, Württemberg, ÖOldenburg, Mecklen-
burg, waäahrend die Aufteilung 1n Kırchenleitung un Landes-
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kirchenamt in den Gebieten des ehemaligen preußischen Staats
vorherrscht. das seinen Grund hat in der ITradition der Kon-
sıstorien der ehemaligen preußischen Provinzen? Wage das
1Ur als Frage stellen.“

Bei dem Versuch einer Antwort schlug Bischof Halfmann die
Beibehaltung der Kirchenleitung VOT, deren Vorteile 1n der
dauernden Mitwirkung der Landessynode, der Teilnahme der
Laien- un Gemeindepastorenelemente der Kirchenleitung un:
in der Funktion als Berufungs- un: Beschwerdeinstanz sah Er
fuhr aber fort „ Wenn die Kırchenleitung bleıbt, ann mMu na  3
sıch darüber klar se1ın, dafß ein Landeskirchenamt erforderlich ist,nıcht NUur als taglıch arbeitendes Büro, sondern als Kollegium mıt
eigener Verantwortung. Würden alle Aufgaben, die nıcht person-lich VO Fachdezernenten erledigt werden können, sondern eine
gemeinsame Beratung un Entschließung fordern, der Kirchen-
leitung vorgelegt, annn wurde diese ZU Landeskirchenrat der
Öberkirchenrat werden, die einheitlich eitende un verwaltende
Behörde. Soll ber die Kirchenleitung wirklich Kırchenleitungbleiben, ist eın Verwaltungskollegium erforderlich, das Landes-
kirchenamt, das 1n nıcht Ausmafß eigene Beschlüsse un
Entscheidungen faßt

sehe Iso eın Entweder-—-Oder:
Entweder einheitlicher Landeskirchenrat, der alle anfallende

Arbeit macht, der sowohl Initiative entfaltet W1e€e den Bestand
verwaltet.

der Kirchenleitung ann aber auch e1in Landeskirchenamt,das mehr sein mu als eın Büro Eine bischöflich-synodale Kirchen-
leitung darf nicht das Organ se1ın, das die Geschäfte eınes Landes-
kirchenamtes besorgt. Die Verknüpfung zwiıischen Kirchenleitungun Landeskirchenamt lıegt WI1e bisher in der Maßnahme, dafß der
Bischof bzw die Bischöfe geborene Mitglieder beider remien
siınd un! da{fß der hef der Verwaltung Mitglied der Kirchen-
Jeitung ist

In diesem Zusammenhang mMag auch noch die Auffassung Bı-
schof Halfmanns ber das Landeskirchenamt angeführt werden,die Von seinem Verständnis für die gewandelte Siıtuation der Be-hörde „Das Landeskirchenamt ermangelt in den Augenvieler Kritiker der kirchlich geistlichen Autorität. Diese psycho-logische Tatsache beruht wenıger auf der Konstruktion der Ver-fassung als auf historischen Reminiszenzen un Restgefühlen. In
einer Kirchenordnung wurde das Landeskirchenamt nıcht
mehr als direkter Nachfolger des Königlichen Konsistoriums CT-
scheinen, sondern als eın auf sachlicher Notwendigkeit beruhendeskircheneigenes Organ. Das Schwergewicht einer vierhundert-
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jahrıgen landesherrlichen staatskirchlichen Iradıtion machte sıch
selbstverständlich auch nach dem Bruch VO  - 1918 geltend un: fand
seinen Ausdruck 1n der Bestimmung des 148 Verf., wonach das
Landeskirchenamt zuständig ist iın allen Fallen, 1n denen bisher
das ev.-luth. Konsistorium der Provinz Schleswig-Holstein zustan-
dıg Wa  A ber das ist ja 1Ur eine Übergangsbestimmung, die jetzt
entfäallt Es ist aber nıcht berechtigt, das Landeskirchenamt
kritisieren als den Hüter staatskirchlich bürokratischer Tradition.
Wır sollten uns klar darüber se1n, dafß diese T radıtion nıcht alleın
1im Landeskirchenamt steckt, sondern 1mM SaNZCH Kirchenwesen. S1ie
ist aufbewahrt einfach in der Tatsache, da{fß WIT noch Landeskirche

se1n beanspruchen 1n Gestalt einer privılegierten Körperschaft
des offentlichen Rechts Der Anspruch der Landeskirche auf das
Land, auf alle getauften Kvangelischen, die Aufrechterhaltung der
Parochijalgliederung .. ., das beamtenrechtliche Denken unserer

Pastoren, darunter ofters gerade derjenigen, die das Landes-
kirchenamt heftigsten kritisıeren all das ist für miıch (Grund
CNUS, behaupten, das Landeskirchenamt ıst nıcht Vehikel,
sondern DUTL: Symbol landeskirchlicher historischer Wirklichkeit.
LErgo: Landeskirche un Landeskirchenamt bedingen sıch N-
seıtig; schafft INa  - aber das Landeskirchenamt ab, wird INa  - 6S
wıeder haben ıIn der Landeskirchenleitung, WwW1€e oben schon VOI-

geführt. Eıs lıegt da eıne sachliche Nötigung VOTL, die iın der Kır-
chenordnung deshalb auch ihren Platz finden

Bischof Haltftmann WAar sıch darüber 1mM klaren, keine
Gedanken un! Lösungen vor  r  en haben Irotzdem VCI-

mochte mıiıt klarem Blick für dıe historischen un praktischen
Zusammenhänge einen klärenden Überblick ber die Bezıiehungen
der kirchenleitenden Organe geben, der für die Verhandlungen
ber die CUu«c Rechtsordnung der Landeskirche nıcht ohne Be-
deutung Wa  3 Es annn nıcht Aufgabe dieser Darstellung se1n, dıe
einzelnen Phasen der jahrelangen Ausschufß- und Synodal-
verhandlungen 1m lick auf das eitende geistliche Amt un se1ine
Beziehungen den leitenden Organen der Landeskirche nach-
zuzeichnen, bıs diese iıhre Fıxierung in der Rechtsordnung
der Landeskırche gefunden haben Wiıe schon ın fruheren Ab-
schnitten der Verfassungsgeschichte gehorten diese Fragen ber

den schwersten lösenden Problemen.
Geblieben ist zunachst das selbständige geistlıche Amt, das ent-

sprechend der Systematık der Rechtsordnung WI1€E
anderen auch auf landeskirchlicher Ebene den Körperschaften
vorgeordnet worden ist Die Bischöfe haben die geistliche Leitung
der Landeskirche 1n iıhren Sprengeln un nehmen auf eine e1in-
heitliche Leitung der Sprengel Bedacht Art 78) Bei der Wahr-
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nehmung iıhrer Bischöflichen Aufgaben werden S1E durch diıe
Propste unterstutzt Auch stehen iıhnen die Mitglieder un Sach-
bearbeiter des Landeskirchenamts ZUT Verfügung (Art. 84)

Zugleıch aber sınd die Bischöfe Ww1e auch der Präsıdent des
Landeskirchenamtes Mitglieder der Kirchenleitung kraft Amtes
(Art 105, Abs 1) Die Landessynode waählt je einen Bischof ZU
Vorsitzenden un ZU stellvertretenden Vorsitzenden der Kırchen-
leitung (Art 107) Bemerkenswert ist, da{fß die Vorsitzregelung
auf die Dauer der Amtszeıt als Bischof festgelegt worden ist
(Art 107 Satz 2) eine Regelung, die in der Landessynode erneut
ZUr Diskussion gestellt worden ist

Bischöfe W1€e Kirchenleitung können dem Landeskirchenamt
Aufgaben ZUr. Ausführung übertragen Art 109) IDie Bischöfe w1e
der Landessuperintendent VO  i Lauenburg siınd berechtigt, den
Sitzungen des Landeskirchenamts mıt beratender Stimme teil-
zunehmen (Art 113). Diese Regelung stellt eine nıcht Sanz
bestrittene Neuerung gegenüber der früheren Verfassung oder
der noch vorhergehenden „Beiordnung” dar Sachlich hat das
Argument der Kompetenzunterscheidung zwischen Kirchenleitung
un Landeskirchenamt das Hauptgewicht gehabt. Es sollte eine
vorzeıtige Festlegung der Bischöfe be] Vorlagen des Landes-
kirchenamts oder Beschwerden, ber die die Kirchenleitung
entscheiden hat, ermieden werden. Praktisch wiıird e auf dıe
Handhabung diıeser Bestimmung ankommen, insofern das Landes-
kirchenamt die Übung hat, Entscheidungen ber Vorgange Aaus
den Sprengeln 1n der Regel L1UT in Anwesenheit des zustandıgen
Bischofs beraten. Freilich Seiz das VOTauUS, daß dıe Bischöfe VO
dem ihnen zustehenden echt der Sıtzungsteilnahme standıg
Gebrauch machen.

Aufßerdem ist die verfassungsrechtliche Sıcherung eingebaut,
daß jedem Bischof un!: dem Präsıdenten das Einspruchsrecht
steht, WCLN ıhnen eın Kollegialbeschlulß des Landeskirchenamts
bedenklich erscheıint. ber den KEınspruch entscheidet ann dıie
Kirchenleitung (Art LT3 Abs 3) Das Fehlen einer Fristangabe
gegenüber Art 147 der alten Verfassung für diesen Einspruch
stellt ZWAaT für die praktische Handhabung eıne Erschwernis dar.
ber dafß der Einflufß des bischöflichen Amtes auch auf dıe Ver-
waltungsangelegenheıten dadurch etztlich gesichert bleibt, ist ohl
als Hauptsinn dieser Bestimmung anzusehen. Jedenfalls braucht
der Fortfall des Stimmrechts der Bischöfe 1im Landeskirchenamt
nıcht ohne weıteres als Minderung ihres Eintflusses auf dem Gebiet
der Verwaltung gedeutet werden.

Geistliche Leitung 1in den Sprengeln un: Teilnahme Kirchen-
leitung un Verwaltung stehen nach der Rechtsordnung für das
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bischöfliche Amt in einer vielfältigen Wechselwirkung. Hierin
spricht sıch dıe Krkenntnis des Kirchenkampfes AauS, dafß Rechts-
form un: geistlicher Dienst 1in der Kirche auch auf der Ebene der
Landeskirche nicht voneinander rennen sind

Für die Mitwirkung der Landessynode iıst für die nicht-
synodalen Mitglieder der Kirchenleitung, für dıe Bischöfe,
den Präsidenten des Landeskirchenamts sowl1e den Landespropst
un Landessuperintendent für Lauenburg die beratende eil-
nahme den Tagungen un den Sitzungen der Ausschüsse VOTI -

esehen. Sie mussen auf Verlangen jederzeıt gehört werden
Art 96) Zugleich ber steht der Kirchenleitung W1€E jedem Bischof

das Einspruchsrecht eın VO  —$ der Landessynode beschlossenes
Kirchengesetz oder einen anderen Beschlufß der Landessynode Z
wenn sıe das Gesetz oder den Beschlufß für unvereinbar miıt dem
ekenntnis der Kıirche der als nachteilig für die Landeskirche
erachten. Ein Einspruch ist dem Präsidenten der Landessynode
binnen Treıl Monaten nach der Beschlufßsfassung unter Angabe der
Gründe mitzuteilen. Er hat aufschiebende Wirkung. Die Landes-
synode entscheidet ber iıh: auf ihrer näachsten Sitzung (Art. 92)
Wenn dieses echt auch eiıne ultıma ratio darstellt, bleibt doch
bemerkenswert, daß diese letzte Sıcherung gerade auch 1mM lick
auf den Bekenntnisstand der Landeskirche den Inhabern des le1-
tenden geistlichen Amtes auch gegenüber der Landessynode e1n-
geraumt WIT  d

Schließlich ist 65 dabei geblieben, dafß die Bischöfe auf Vorschlag
der Kirchenleitung VO  - der Landessynode auf Lebenszeıit gewählt
werden Art Ö1, Abs un Art 89, Abs Zatt 1) Andere 1.0=
SUNCNH sind ZWAarTr diskutiert worden, haben S1  ch aber nıcht durch-
setzen können. Lediglıch dem neugebildeten Theologischen Beirat
steht ein Vorschlagsrecht für die Bischofswahl Z wiewohl die
Kıirchenleitung nıcht dessen Vorschläge gebunden ist (Art ö1,
Abs un: Art 85, Abs Mit dieser Bestimmung ist der Ver-
such einer Mitwirkung der Pastorenschaft bei der Bischofswahl
gemacht, der für die Kirchenleitung durchaus VOo Gewicht seıin
annn

ber die ahl der Bischöfe un Sprengel 1n der Landeskirche
sagt die Rechtsordnung nıcht mehr, als da{fß s1e eine Mehrzahl von

Bischöfen, also mındestens zwel, voraussetzt. Die Gegebenheiten
ın der Landeskirche sınd damit aufgenommen, ohne künftigen
Entwicklungen vorzugreifen. Eıne Veränderung des Bestandes
unterliegt lediglich kirchengesetzlicher Regelung (Art /8, Abs 3)

Das eitende geistliche Amt ıst durch das Kanzelrecht in allen
Gemeinden des Sprengels (Art.79, Abs. 3), das Ordinationsrecht
einschließlich der Förderung des theologischen Nachwuchses, der
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Leitung der theologischen Prüfungen un der Förderung der WI1S-
senschaftlichen Fortbildung der Pastoren (Art. 80, Z4ff 1—4), die
Visitationsaufgabe 1n den Gemeinden des Sprengels 1m weıteren
Sinne Art ö  9 Zift 7_9)’ die Mitwirkung bei der Pfarrstellen-
besetzung Art 80, Zitf 5) un das echt ZuUuUr Berufung der Pröpste
(Art. 59, bs. 1 un Art. 80, Ziff.6) arakterisiert. Die in der
Verfassung VO 19292 festgestellten diszıplınaren Befugnisse der
Bischöfe haben 1in die Rechtsordnung nıcht mehr Aufnahme gefun-
den  9 ohl die Vertrauensbasis des Amtes eines pastor pastorum
nıcht gefährden. Dieser geistlichen Seite entspricht andererseits
die aufgezeigte Beteiligung Kirchenleitung un eine beratende
Einflußnahme auf die Verwaltungsentscheidungen, dafß VO  —
einer vielseitigen Verzahnung gesprochen werden annn 1€e€ VCT-
hindert eine Isolierung des leitenden geistlichen Amtes un sichert
selinen Eintluß 1mM Zusammenwirken der landeskirchlichen Organe.

Mag das evangelische Bischofsamt bei den Bestrebungen
einer Reform irchlicher Strukturen heute wieder staärker ın der
Diskussion stehen, die für die schleswig-holsteinische Landeskirche
1n der Rechtsordnung seıit Januar 1959 in Geltung stehende
Regelung hat den Versuch gemacht, unter kirchlichen Gesichts-
punkten dem leitenden geistliıchen Amt eine Gestalt geben, die
ıhm ZWAAaTr keine Machtbefugnisse, ohl aber reiche Wirkungsmög-lichkeiten einraumt, un sich durch seine Ausgewogenheit CIND-fehlen annn



Vom Konsıstorium FLandeskirchenamt

Von rıch Grauheding

Das heutige Landeskirchenamt 1n 1e]1 steht 1ın der Nachfolge
des Konsistoriums des Jahres 1868 Deshalb ist durchaus berech-
tigt un! legıtım, der einhundertsten Wiederkehr des Tages,
dem 298. Mai 1868 das Konsistorium 1in 1e] 1NsSs Leben Cıre
ıst, gedenken. Aber beide, das Konsistorium des Jahres 1868
un das Landeskirchenamt des Jahres 1968 sınd nıcht iıdentisch.
/Ziwar haben beide VOoO  $ ihrer Struktur un iıhrem Aufbau her das
eıne gemeınsam, da{fß S1e Kollegialbehörden sınd; auch gew1sse Al
gemeıne Aufgaben der Verwaltung der Angelegenheiten der Lan-
deskirche sınd dıe gleichen. ber Inhalt un! Auftraggeber haben
gewechselt.

Im Jahre 1868 stand der Spiıtze der Landeskirche der Könıg
VO  —_ Preußen als SUMMMUS EPISCOPUS un nhaber des andesherr-
lichen Kıirchenregiments. Er regiıerte dıe Kirche ZWAarTr nıcht absolut,
sondern 1n der Gesetzgebung synodale Zustimmung gebunden.
ber seinen Wiıllen konnte eın Kirchengesetz zustande
kommen. Er erteılte den (resetzen die Sanktion, den (Gresetzes-
befehl. Er ernannte die Beamten der Kirchenbehörde. Er WarTr Aıyıta
sichts- un!: Beschwerdeinstanz ber die Behörden se1nes Kırchen-
regıments. Er berief  ’ V  r  e und schloß die Synode. Im übrıgen
irug S damals weni1g AQUS, welcher rechtlichen Natur die Konsısto-
rıen, ob s1e Organe der Kırchenregierung oder der Staatsregierung

Dies alles WAar damals mehr oder weniıger unproblematisch.
Man tat, W Aas se1nes Amtes WAT, 1mM Dienst un: ZU Besten der
Landeskirche, umkleıdet un gestutzt durch dıe Autorität und
Macht des Staates.

Die Kınverleibung Schleswig-Holsteins 1ın den preußischen Staat
hatte vielleicht nahegelegt, auch die Kirche der Evangelischen
Kirche der Altpreußischen Union einzuglıedern un damıt dem
Evangelischen Öberkirchenrat 1n Berlin unterstellen. Es hat
auch Bemühungen ıin dieser Rıchtung nıcht gefehlt. Da das
verhindert werden konnte, lıegt einma|l daran, dafß 1in Schleswig-
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Holstein eın schleswig-holsteinisches Nationalgefühl sehr stark
ausgepragt ist un: das and eine besondere geıistige Eıgenart be-
sıtzt Zum anderen aber spielte hierbei eine Sanz entscheidende
Rolle die Frage der Wahrung des lutherischen Bekenntnisstandes.
So War der Verzicht auf die Eingliederung der Schleswig-Holstei-
nıschen Landeskirche 1n die Evangelische Kirche der Altpreußi-
schen Union un: auf dıe Unterstellung des Kieler Konsistoriums
unter den Kvangelischen Oberkirchenrat 1n Berlin nıcht NUur ein
Akt der Staatsklugheit, der zugleich der Bewußtseinslage des Kır-
chenvolkes entgegenkam. Dieser Verzicht beinhaltet zugleich das
Anerkenntnis dessen, 1n elch hohem Maße Kirchenbildung un
Bekenntnisstand zusammengehören und nıcht voneinander BC-
trennt werden können. Welche Bedeutung diese Frage damals
hatte, wiırd auch deutlich der Ansprache des Präsidenten un!
der Mitglieder des Konsistoriums die evangelısch-lutherischen
Gemeinden un Prediger in Schleswig-Holstein VO Mai 1868,
In der CS unter anderem hel

„Wiır halten fest dem alten Glauben HSC Väter als eiınem
teuren Erbe Den Schatz, welchen unseTe evangelisch-lutherische
Kırche 1n der unveranderten Augsburgischen Confession besitzt,
halten WITr hoch un euer, un: werben iıhn unter (Gottes gnadıgen
Beistand unserer Kırche bewahren.“

So ist bis auf den heutigen Tag Schleswig-Holstein der Besitz
einer eigenen „Landes”-Kırche erhalten geblieben.

Nunmehr galt C5S, die verfassungsmäligen Grundlagen für die
Aufbauarbeit 1ın der Landeskirche schaffen. Die zunäachst
erlassene (Gemeindeordnung VOoO  — 1869 wurde bereıts 15876 durch
die Kirchengemeinde- un Synodalordnung rsetzt Wenn auch
schon nıcht ZUrTr Altpreußischen Union gehörıg, WAar INa  } doch
offen dafür, gyEWISSE bewährte Grundsätze iırchlicher Eıgenstan-
dıigkeit un: Selbstverwaltung als Vorbilder Aaus der Rheinisch-
Westfälischen Kirchenordnung übernehmen. Freilich galt cS,
diese erst 1mM Lande einzuwurzeln un: ZU Leben bringen.
Heute gehört gerade 1€es mıt den Selbstverständlichkeiten kir-
chenrechtlichen Denkens un Handelns, die sıch durch dıe gesamte
Rechtsordnung hindurchziehen.

{1

Mit der Staatsumwälzung 1mM Jahre 1918 WAar auch für die
Schleswig-Holsteinische Landeskirche eine CUC Siıtuation geschaf-
fen Die staatskirchliche Epoche WAar nde umm-
episkopat des Landesherrn un: landesherrliches Kirchenregiment

1n Fortfall geraten Nach Artikel 137 bs. 1 der
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Reichsverfassung Vom 11. August 1919 besteht keine Staatskirche
mehr Staat un: Kırche sind damıiıt de Jure getirennt. Diese ren-

NUNg ieß S1 jedoch de tacto nıcht chemisch rein durchführen.
Vielmehr hat Cs auf vielen Gebieten noch mannigfache Verflech-
tungen VOon Staat un Kirche gegeben. So hat bereits Ulrich Stutz
die Formel Von der „hinkenden Irennung“ Von Staat un: Kirche
gepragt ewisse noch nıcht abgebaute Restbestände staatlıcher
Aufsicht ber die Kıirche, etwa auf dem Gebiet des Kırchensteuer-
rechts oder dem der kirchengesetzlichen Ordnung der vermogens-
rechtlichen Vertretung der Kirchen un: ihrer Verbände, haben
sıch bis auf den heutigen Tag erhalten.

Artikel 89 Abs der Preußischen Verfassung bestimmte,
daß die Rechte, die dem König als Träger des landesherrlichen
Kirchenregiments zustanden, VO  — TEe1 durch das Staatsministerium

bestimmendenMiınistern evangelischen Glaubens ausgeübt WCCI-
den, solange nıcht dıe evangelische Kirche diese Rechte durch staats-
gesetzlıch bestätigte Kirchengesetze auf kirchliche Organe über-
tragen hat Diese Bestimmung hatte ausgesprochenermaßen ber-
gangscharakter. Sie stellte aber iın Verbindung mıiıt Artikel 137
Abs der Weimarer Reichsverfassung, wonach jede Religions-
gesellschaft ihre Angelegenheiten innerhal der Schranken des
für alle geltenden Gesetzes selbständig ordnet un: verwaltet, die
Landeskirche VOT die Notwendigkeit, die Kirchenverfassungsfrage
für Schleswig-Holstein NECUu aufzurollen, 1mM Fortschreiten auf
dem mıiıt der Kirchengemeinde- un Synodalordnung 1m Jahre 1876
schon betretenen Wege sıch eine eCue Kirchenverfassung schaf-
fen Das ist durch die Verfassung der Kvangelisch-Lutherischen
Landeskirche Schleswig-Holsteins VO September 19292 Bschehen. In ıhr nımmt nunmehr das Landeskirchenamt die Stelle
der landeskirchlichen Verwaltungsbehörde, frej vVvVon allen staat-
lıchen Einflüssen, eın Au den Namen „Konsistorium“ wurde
bewußt seliner Belastung Aaus der staatskirchlichen Epoche
un 1mM Zuge der Überwindung des Landeskirchentums zugunsten
der Bezeichnung „Landeskırchenamt“ verzichtet. Dabei ist darauf
hinzuweısen, daß diese Bezeichnung 1in den deutschen Landes-
kiırchen bis auf den heutigen Tag keineswegs einheitlich 1n Übung
steht Landeskirchenämter gibt 65 außer 1n Schleswig-Holstein
ZU Beispiel noch 1n Hannover, Kurhessen- Waldeck, Rheinland
un: Westfalen. In Baden, Württemberg, Mecklenburg und ()lden-
burg tragt die entsprechende Behörde die Bezeichnung „Öber-
kirchenrat“. Bayern, Thüringen un Pfalz neNnNnen iıhre kirchliche
Verwaltungsbehörde „Landeskirchenrat“. Dagegen haben die alt-
preußischen Kirchenprovinzen nach 1918 dıe Bezeichnung „Kon-
sıstorıum “ beıibehalten, un: Berlin-Brandenburg, Sachsen (Magde-
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burg), Pommern und Schlesien verwenden diesen Begriff
heute noch, ohne dafß ırgend jemand auf den Gedanken käme, s1e
etwa als Repräsentanten eines konsistorialen Verfassungsprinzips
alter Pragung kennzeichnen. Daraus erhellt, dafß Aaus der Be-
zeichnung der Behörde un für sich un alleın noch keine
Schlüsse ber iıhren Charakter ziıehen sınd Offenbar hat der
Gesetzgeber 19292 auch selbst empfunden, wWw1e wen1g 1mM Grunde
gdie Behördenbezeichnung für den Status der Behörde
austragt. Denn SONSs ware Ccs nıcht recht verständlich, da{fß INa  -
TOLZ Änderung des Namens der Behörde noch mehr als dreiliig
Jahre lang den traditionellen Amtsbezeichnungen ihrer Mit-
glieder, „Konsistorialpräsıdent”, „Oberkonsistorialrat”, „Konsisto-
rialrat., festgehalten hat

111

ber eın Menschenalter lang hat die Verfassung VOon 19292 der
Landeskirche gute j1enste geleistet. Sie hat vermocht, dıe
Landeskirche ın der eıt des Kirchenkampfes VOT allergröfßten
Schäden bewahren. Im Grunde5 WAar das ILandes-
kirchenamt als Verwaltungsbehörde nach dem Zusammenbruch
1945 das einzıge noch einigermaßen intakte Organ auf der Ebene
der Landeskirche, VO  - Aaus der Neuautbau in Angriff
IN werden konnte. Das darf allerdings nıcht darüber hinweg-
täuschen, dafß dıe Verfassung VO  —; 19292 W1e€e alle Kirchenverfas-
SUNSCH der Weimarer eıt TOLZ aller Bemüuühung, auch theologische
Gesichtspunkte walten lassen, in einem nıcht unerheblichen Um-
fang politischen Zeiteintlüssen zuganglıch SEWECSCH Wa  —$ Noch Warl
die theologische Lage stark VO irchlichen Liberalısmus gepragt
Der kirchliche „Parlamentariısmus” (feste Gruppen in den Syno-
den!) stand ın Blüte Durchweg wurde noch miıt den traditionellen
un historisch gewordenen episkopalen, konsistorialen und SYNO-
dalen Elementen gearbeıtet, wobe!l diıe Hervorhebung des synoda-
len Gedankens erst langsam Boden SCWANN. So War die Ver-
fassung VO  — 19292 1mM GrundeS! theologisch Ww1e kirchen-
rechtlich nichts anderes als Vollendung un: Abschlufß des eunNn-
zehnten Jahrhunderts.

So ware wahrscheinlich die eıt iın der Mitte uUunNnseTrCecs Jahrhun-
derts ohnehin reif SECWESCH für eine Neubesinnung ber das Ver-
ständnis VOo Wesen unNnserer Kıirche, auch ohne das unkirchliche
Regiment der Deutschen Christen und ohne den ruck des NS-
Regımes, die die verfassungsmäligen Urgane ZUeil außer raft
gesetzt oder willkürlich umgestaltet hatten. Immerhin haben diese
Fakten un die damıt 1mM Kirchenkampf gesammelten Erfahrungen
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bewirkt, dafß INnNd  - 1in fast allen deutschen evangelischen Landes-
kirchen nıcht wıeder, Was ja sıch möglıch SEWECSCH ware, dıe
Rechtslage nach den VOT 1933 geltenden Verfassungen angeknüpft
hat, sondern daß INa  — sechr bald nach 1945 1in Überlegungen dar-
ber eingetreten ıst, WwW1€e die Kirche NECUu ordnen ware auf der
Grundlage der 1n der Barmer theologischen Erklärung 1934 auf-
gestellten Grundsatze, die allerdings 1mM wesentlichen 1in Negatıo-
181  — gipfelten: eın Führerprinzıp, eın Zentralismus iın gesamt-
iırchlicher Schau (DEK keine Bagatellisierung des Bekenntnis-
standes der Landeskirchen un! Gemeinden, keine Entmündigung
der Gemeinden, keine Behördenkirche! Damit SINg einher eıne
Unterbewertung der kirchlichen Verwaltungsarbeıit chlechthin Als
eın Zeichen dıeser Unterbewertung ist 6S auch anzusehen, da{fß
manche Piarrer, dıe sıch 1n Fragen der geistliıchen Leitung der Be-
kennenden Kirche un ıhren Urganen unterstellt hatten, dennoch
nıcht selten vollıg unbekümmert und WI1e selbstverständlich ın
Besoldungsfragen un anderen Fragen der außeren Ordnung wel-
ter mıiıt iıhren Konsistorıen bzw Landeskirchenämtern verkehrten.

Eıs hat sıch annn gezeigt, WI1eE schwier1g 65 ist, diese Negationen
1Ns Positive wenden. So sınd die Lösungen iın den einzelnen
Landeskirchen sehr verschıeden. Eıne Normalverfassung für CVd

gelische Kırchen annn 6S nıcht geben. Die Einrıchtung un Zuord-
NUNSs der kirchenleitenden Organe (Synode, Kirchenleitung, Kır-
chenverwaltung, leitendes geistliches Amt) annn sechr verschieden
gestaltet se1n. Unterschiede in den reformatorischen Bekenntnissen
un geschichtlich gewordene Verhältnisse wirken dabei mıt 7 war
hatte die Erklärung ZUT Rechtslage VO  —$ Barmen 1934 den Grund-
satz aufgestellt, dafß „1N der Kirche eiıne Scheidung der außeren
Ordnung VO Bekenntnis nıcht möglıch ist Darüber hinaus ist
CS weder 1mM Kirchenkampf och spater gelungen, allseıtig kır-
chenrechtlich überzeugenden Lösungen des Verhältnisses
VO  e} Kirchenleıtung un Kirchenverwaltung durchzustoßen. Aller-
dings acht iın stärkerem aße eine gewI1sse Vernachlässigung
un Geringschätzung zunehmend einem größeren Verständnis für
Wert un Verantwortung irchlicher Verwaltung Platz

Eınıge der deutschen Landeskirchen haben be1 iıhrer Vertfas-
sungsreform schr schnell gearbeitet un S1e bald ZU Abschlufß
gebracht. Andere wıederum haben laänger gebraucht, und einıge
sınd selbst heute mıiıt ıhren Überlegungen noch nıcht fertig. Dabeı
zeıgt S1  9 dafß dıe Bezeichnung der Ordnungswerke sehr unter-
schiedlich ist Stärker als früher wırd jetzt der Begriff „Verfas-
sung” (Kirchenverfassung) als dem sakularen Bereich entlehnt
ermieden. Einıge Landeskirchen SIN  d ın ıhrer Terminologıe für
das Ordnungswerk wıeder dem reformatorischen Begriff der
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Kirchenordnung zurückgekehrt. Andere wiıederum verwenden die
Begriffe „Grundordnung“ oder „Rechtsordnung”“ ZW ar in Anleh-
NUung die ten Kirchenordnungen, ber doch auch ohl in der

dessen, daß diese mehr SEWESCH sind als dıerichtigen Erkenntnis
Verfassungen heute Solche alles umfassenden Kirchenordnungen
sind heute nıcht mehr möglıch. An iıhre Stelle ist eıne Vielzahl VO  —;

Ördnungen getreten. Hınzu kommt die wachsende Erkenntnıis, dafß
auch der Spiritualisierung des Kirchenrechts geWwI1sse renzen EO-
SETIZ sind Man WAarlr wıieder nuchterner geworden. Fuür den recht-
lıchen Gehalt der Ordnung ber ist die Begriffsbestimmung 1m
Grunde unerheblich.

Am 6. Maı 1958 hat dıe Landessynode die C Rechtsordnung
verabschiedet. Es hat lange gedauert, bıs CS diesem Beschlufß w
xommen ist Bereıts die 1m August 1945 zusammengetretene AVOF=-
läufige Gesamtsynode” 1n Rendsburg, miıt der „eIn
schnitt der Geschichte unserer Landeskirche begann CC (Bischof
Halfmann), hatte einen Verfassungsausschufß eingesetzt mıt der
Aufgabe, dıe Kirchenverfassung überprüfen. Auf iıhrer zweıten
Tagung 1m September 1946 wurden ann verschiedene die Ver-
fassung andernde (Gesetze verabschiedet: das Kirchengesetz ber
die Bildung kirchlicher Organe, das Kirchengesetz ber dıe
Bildung VO  $ Propsteisynoden, das Kirchengesetz ber dıe Bıldung
der Landessynode und das Kirchengesetz ber dıe Umbildung der
Kıirchenleitung. Gleichzeitig wurde auf dieser Tagung eın
Ausschufßß ZUTLC Vorbereıiıtung einer Kirchenverfassung und
Kirchenordnung eingesetzt, der ber dıe Tagung hınaus 1n Tätıg-
keıt blıeb, aber dennoch seinen Aulftrag bis ZAU nde der Leg1s-
laturperiode der vorläufigen Gesamtsynode nıcht ZU Abschluß
bringen konnte: beschränkte sıch vielmehr darauf, der NECU-

gewählten Landessynode 1mM Oktober 1947 die Annahme e1nes
Gesetzentwurfes empfehlen, durch den Bestimmungen der Ver-
fassung VO 1922. deren Änderung vorab für vordringlich e..

achtete, geändert werden ollten Mit der Annahme diıeser Vorlage
hat die Landessynode zugleich eınen 9 Aaus fünfzehn Mit-
gliedern bestehenden Ausschufß eingesetzt, der den Aulftrag erhielt,
den Entwurf eıner Kirchenordnung vorzulegen. DDieser Ausschufß
hat seine Arbeıt 1mM Aprıl 1948 aufgenommen un: nach tast füntf-
jahrıger Dauer 1m Januar 1953 abgeschlossen.

Die Grundkonzeption dieses Entwurtfs sah VOTLT eine Kirchen-
ordnung, bestehend Aaus 1er Büchern. Buch sollte dıe (Grund-
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ordnung miıt s1ieben Grundartikeln enthalten, Buch die Rechts-
ordnung, während die Gottesdienstordnung das Buch 11 un! die
UOrdnung des irchlichen Lebens das Buch 11 bilden sollten. Alleın
diese Konzeption fand nıcht die Billıgung der Landessynode, die
wıederum einen Ausschuß (sıeben Mitglieder) einsetzte. Diesem
sollte der vorgelegte Entwurf bei seiner Arbeit als Grundlage die-
NCN; doch sollten dabei Richtlinien berücksichtigt werden., dıe durch
eiNe unverbindliche Meinungsbefragung der Synode ermuittelt

Mit dem Aaus dieser Arbeit erwachsenen Entwurf 11 befaßte
sıch die Landessynode auf ihrer Tagung 1mM Maıi 1954 ber auch
dieser Entwurt verfiel der Ablehnung. Wiederum wurde eın Aus-
schufß eingesetzt, diesmal AUS zwolf Mitgliedern bestehend, dessen
Entwurtf 111 schließlich 1MmM Februar 1956 in erster Lesung un
6. Mai 1958 nach nochmalıger Überarbeitung mıt verfassungs-
andernder Mehrkheıt angenomMm wurde. Als Zeitpunkt des In-
krafttretens der Rechtsordnung hat die Kirchenleitung den 1. Ja-
uUar 1959 bestimmt. Seitdem steht die Rechtsordnung in Geltung.
Auf einıge kleinere Änderungen, die sich zwischenzeitlich als not-
wendıg erwiesen haben, braucht 1m Rahmen dieser Untersuchung,
die dıe Stellung des Landeskirchenamts ZU Gegenstand hat, nıcht
naher eingegangen werden.

Die Rechtsordnung sicht für das Landeskirchenamt einen Ab-
schnitt VOTr un wird damıiıt der Bedeutung der landeskirchlichen
Verwaltung 1m Gesamtgefüge des irchlichen Aufbaus gerecht. Sie
unterscheidet auf allen Ebenen zwischen „Amtern”, „Körper-
schaften“ un sonstigen Diensten. Als „Körperschaften” werden
auf der landeskirchlichen Ebene dıe Landessynode un: die Kıir-
chenleitung genannt. Dabei ist die Verwendung des Begriffs ”  OTr-
perschaften” 1n diesem Zusammenhang zumındest ungewöhnlich,
WEnnn nıcht Sar rechtlich anfechtbar. Denn dıe Landeskirche als
solche ist Körperschaft, Körperschaft des offentlichen Rechts Von
daher ist zumındest die Frage berechtigt, ob mMa  — die Personen-
mehrheiten, dıe ZUT Vertretung der Körperschaft berufen sind,
ihrerseıts auch wiederum als „Körperschaften” bezeichnen ann
un! darf Auf jeden Fall ıst eine solche Bezeichnung unprazıse und
mehrdeutig. Die Bezeichnung „Organe” ware hierfür ohl
SEMESSCHCT FECWESCH.

In dieser Konzeption ist das Landeskirchenamt deutlich ab-
gesetzt VO  —_ den Körperschaften der Rechtsordnung. Und das ist
gut Denn das Landeskirchenamt ist seinem Wesen nach nıcht
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Organ, nıcht Vertretungskörper, sondern „Behörde“, Verwaltungs-
behörde der Landeskirche. Ihr obliegt 1in kollegialem Zusammen-
wirken VO  — geistlichen und weltlichen (rechtskundigen) haupt-
und nebenamtliıchen Mitgliedern, wıe Ma  w schon un volltönend

pflegt, die Bewältigung des kirchlichen Alltags mıt seinen
während der Kirchenleitungkleinen un: großen Entscheidungen,

die großen grundsatzlichen Entscheidungen un Leitungsaufgaben
zutallen. Das ist theoretisch sauber konstrulert, Lafßt sıch aber in
der Praxıs nıcht immer chemisch rein durchhalten. Wo verwaltet
wird, werden immer un zugleich auch Leitungsakzente gesetzt.
Auf der anderen Seite ber ist geistliche Leitung auch nıcht denk-
bar, ohne zugleich auch ein Stück Verwaltung verwirklichen.
Man mas das bedauern oder nıcht Es ist un!: bleibt ein Faktum
der Verfassungswirklichkeit. Bisher ıst 65 auch noch 1n keiner Lan-
deskirche gelungen, dieses echte Spannungsverhältnis VO  k Kirchen-
leiıtung un kirchlicher Verwaltung in überzeugender Weise auf-
zulösen. Damıiut, dafß mMa das Landeskirchenamt ZUr „reinen Ver-
waltungsbehörde” erklärt, ist das Problem wahrlich nıcht geloöst.
Ebenso falsch ware cS, den Begriff „Verwaltung” 1mM Gegensatz
ZUT geistlichen Leitung als rein verwaltungstechnische Arbeıt un
das Verwaltungsorgan NUTr als untergeordnete Geschäftsstelle für
außere Verwaltungsangelegenheiten un! als Werkzeug der Büro-
kratıe verstehen un: ihm eine echte Leistungsfunktion un!
eigene Verantwortung abzusprechen. Die Erfahrung des Kirchen-
kampfes, dafß Verwaltung un! geistlıche Leıitung untrennbar miıt-
einander verbunden sind, spricht dagegen Wer als Mitglied einer
Kirchenbehörde tagtäglıch geistliche Entscheidungen treffen MUu
un damıt tatsächlich geistliche Leitung ausübt, der ammelt einen
solchen Erfahrungsschatz, daß se1nes (Jewissens willen auch
dıe Möglichkeit haben muß, dıese seine Erfahrungen auch VCI-

werten un geltend machen; SONS verkümmert C5S, un das
(Sanze leidet Schaden. Dahın sollte CS eın guter Gesetzgeber kom-
80101 lassen.

So hat das Landeskirchenamt se1ine eigene Zuständigkeıit 1m
Rahmen der gesamten Ordnung, seine eigene Verantwortung und
VO  r daher auch seine eigene Würde Es ist nıcht, w1e INa  e} gelegent-
lich nach 1945 das W esen der landeskirchlichen Behorden
umschreiben versucht hat, Kanzle1 oder Sal „Schreibstube” der
Bischöfe, wenngleich der Verwaltungsapparat des Landeskirchen-
amtfts selhbstverständlich auch den Bischöfen hilfreich un: unter-
stützend ZUr Seite steht

Die alten Bindungen den Staat bestehen nıcht mehr. An 1  ®  hre
Stelle ist ein echtes un! gutes partnerschaftliches Verhältnis den
staatlıchen Organen getreten. Der Staatskirchenvertrag VO
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Aprıl 1957, der hierfür die Grundlage bildet, erscheıint auch
in der Gegenwart als eın geeıgnetes un legıtimes Miıttel des Aus-
gleichs zwischen Staat un Kirche Vom Staate her gesehen be-
stehen keine Bedenken, dafß der Staat dort, ıhm diıe Verfassung
Raum gelassen hat und sıch staatliche un kirchliche Inter-
9 VOT allem 1MmM Bereich der „ICS mixtae“, berühren, Von seiner
Freiheit auch 1mM Sinne einer vertraglichen Bindung Gebrauch
acht Für den ırchlichen Bereıich geht es 1er auch nıcht NUr

den Gewinn VO  - Garantıen, sondern VOT allem eine Verstän-
digung mıt dem politischen Bereich ber die beide Seiten beruüh-
renden Gegenstäande.

Freilich ist unverkennbar, dafß viele heute das Zeitalter vertrag-
lıcher Kinıgungen zwischen Kirche un!: Staat für abgelaufen halten
un: eine Lösung der Kirche auch AaUus solchen vertraglichen Bin-
dungen und institutionellen Gestaltungen anstreben. Ihr Blick
ist auf das 1ıld einer freien Kirche gerichtet, deren Rechtsstellung
sıich LU noch auf die grundrechtlichen Sıcherungen individueller
Freiheit in der Demokratıie, auf die Freiheit des Glaubens, der
Vereinigung und der Außerung VO  - Meinungen gründet. Dabe!ı
steht VOT allem das amerikanische Beispiel VOT Augen, ohne dafß
ohl immer deutlich gesehen wird, dafß 1€Ss unter SaAnNZ
anderen geschichtlichen un theologischen Voraussetzungen ent-
standen ıst, als S1e uns 1in Europa un speziell in der Bundes-
republık vorgegeben sıind Es wird dabei auch übersehen (vielleicht
auch bewußfßt in auf genommen), dafß das Aufgeben der verftas-
sungsrechtlichen und vertraglichen Situation unvermeıdbar VO  —
der Volkskirche WCS und ZUr Freikirche hinführt, mıiıt allen sich
daraus ergebenden Konsequenzen. Dazwischen gibt 6S nach NSCcC-
1 C Rechtssystem jedenfalls 1m Augenblick noch nıchts. Die Kırche
sollte aber nıcht leichtfertig Positionen aufgeben, bevor S1e nıcht

Rechtsboden unter den Füßen hat
Daneben machen in der etzten eıt Fragen die Kirchen-

reform un dıe Strukturierung einer Landeskirche 1n einer siıch
standıg verandernden Welt un: Gesellschaft 1e1 VO  n} sich reden.
Mit groisem Fleiß sınd auf den verschiedensten Ebenen remien
un: Ausschüsse Werk, dıesen Fragen auf den Grrund
gehen un: S1e einer Lösung zuzuführen. Was daraus erwächst,
wırd möglicherweise auch das Landeskirchenamt 1n seıner Struk-
LUur, Gestalt un! Arbeitsweise berühren. Auch die jetzıge Rechts-
ordnung ist nıcht für eine Ewigkeit geschaffen. Auch nach uns wiıird
INa immer auf der Suche nach zeitgemäßen Formen bleiben.
Gleichwohl wird die Kirche 1ın jeder Phase ihrer Existenz einer
landeskirchlichen Verwaltung bedürfen, auch WEn iıhre Aufgaben
vielleicht Wandlungen unterworfen sınd, ebenso W1€E sich zwischen
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1868 un 1968 eın W andel vollzogen hat Das verpflichtet uns

aber, nıicht 1Ur unNnserer Vorganger 1m Amt un! ihrer Mitarbeiter
1n allen Laufbahnen ber ein Jahrhundert in Dankbarkeıt für iıhren
treuen Dienst gedenken, sondern uch ıhr Wirken als Erbe,
Vermaäachtnis un Aulftrag mıiıt hinüberzunehmen 1ın eine Cu«cCc eıt
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Der offentlich-rechtliche Status der Kirche
un die Garantiefunktion des Landeskirchenamts

Von Hans Peter Muus

Als 1m Jahre 1957 der Vertrag zwischen dem and Schleswig-
Holstein un den evangelıschen Landeskirchen in Schleswig-Hol-
stein geschlossen wurde, bahnte sıch mıt dem voraufgegangenen
Niıedersächsischen Kırchenvertrag VO  - 1955 eiıne Entwicklung d
die das Verhältnis VO  e} Staat un Kirche auf der Grundlage eıner
„betont partnerschaftlichen Gleichordnung beider“ NECUu geordnet
sehen wollte. Das errain für diesen staatskiırchenrecht-
lıchen Stil War vorbereiıtet. Rudolf Smend hatte 1MmM Jahre 1951 mıt
seiner Untersuchung des Verhältnisses VO  e} „Staat un Kırche nach
dem Bonner Grundgesetz“ ? den Begriff des „Offentlichkeits-
anspruchs der Kırche“ gepragt un das Interesse der Rechtswissen-
schaft für Auseinandersetzungen zwischen Staat un Kıirche ZC-
eckt mıt der Folge, dafß die Kirchenartikel der W e eimarer Reichs-
verfassung, die wıe Rudolf Smend c5 ausdrückte? als „Ver-
legenheıtsergebnisse verfassunggebender Parlamentsarbeit“
Art 140 des Grundgesetzes aufgenommen wurden, einen Bedeu-
tungswandel erfuhren. Werner Weber umri(% 1mM Jahre 1954 in
seiner Darstellung der „Gegenwartslage des Staatskirchenrechts“
den Status der Kirchen dahın, da{fß S1e „Gilied unserer vielschich-
tiıgen offentlich-rechtlichen Gesamtordnung, und ZWAAarTr tragendes
un wirkendes Glied darın“ selen. „Kraft der Verbindung ihres
theologisch-kirchlichen OÖffentlichkeitsanspruchs mıiıt dem Status
öffentlich-rechtlicher Institutionen hohen Ranges sınd S1E in VeECI-
antwortlicher Gliedschaft 1n das polıtische Gemeinwesen einbezo-
gen Auf dıeser, 1n dem staatskirchenrechtlichen Schritttum jener

Werner Weber „Die deutschen Konkordate un! Kirchenverträge der Gegen-
wart”, 1962,

» EeV. l! 4 ff
aa O,
VVDStRL (11) 1954, 175
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Jahre übereinstimmenden konzıpilerten Grundlage ist das Zustan-
dekommen des Schleswig-Holsteinischen Kirchenvertrages VO  —

1957 sehen un würdıgen.
In den zehn Jahren, dıe seıt dem Abschlufß dieses Vertrages 1Ns

and sind, hat sıch dem partnerschaftliıchen Verhält-
nNn1sS zwischen and und Landeskiırchen, 1m Verkehr untier den Be-
hörden, nıchts geändert. Meinungsverschiedenheiten ber die Aus-
legung dieses Vertrages, dıe nach Art 28 „ auf freundschaftliche
Weise“ beseitigt werden sollen, hat CS bisher zwıschen den Ları
deskirchen un der Landesregierung nıcht gegeben. Das zahe, weiıl
auf rechtliche Schwierigkeıiten stoßende Bemühen der Landes-
kirchen, den iın Art des Vertrages verankerten Grundsatz, dafß
der kirchliche Dienst oöffentlicher Dienst ist, ıIn allen Bereichen des
ırchlichen Dienstrechts durchzusetzen, deutet auf Rechtsprobleme
hın, die prinziplellerer Natur sind, als daß S1e in einem freund-
schaftliıchen Gedankenaustausch auf Landesebene beseıitigt werden
könnten.

War 1ın den fünfziger Jahren das staatskirchenrechtliche
Schrifttum, das dıe Kirchenvertrage vorzubereıten half, droht
VO  - derselben Seite, seıit einıgen Jahren aufgebaut, eın gezlelter
Angriff auf dıe WONNCNC Position der Verfaßten Kirche, wobe1l

Vertreter der partnerschaftlichen Koordinationstheorie VOI-

sıchtig VO iıhren früheren Ansichten abrücken®
Eıner der ersten Kritiker des nach 1951 FEWONNCNCH Verständ-

nısSses VO Offentlichkeitsauftrag der Kirchen, Alfred Voigt, hat
1n seinem Kurz-Lehrbuch® darauf hingewiılesen, da{fß „durch jenen
edeutsamen Satz in Art 137 Abs WRV VO  ; den Kırchen als
Körperschaften des öffentlichen Rechts“ diese ZWAar Bevorzugungen
genießen, aber doch Eingriffen staatlicher Stellen unterlıegen, weıl
eben die Kıirchen Körperschaften des offentlichen Rechts sınd un
deshalb die Befugnisse des Staates sıch ıhnen gegenüber nıcht nach
Privatrecht, sondern nach öffentlich-rechtlichen (Grrundsatzen rich-
ten, be] denen allerdings „dıe besondere Natur der Kirchen“
berücksichtigen se1ın wurde. Voigt warn davor, „dıe einmal (nach
1945 eingetretene Schwäche und den Vertall des Staates n._
ber den verhältnismäßig intakten Kirchen ZUT Grundlage eines

Systems” machen. Die Lage könne sich ebensogut eınes
Tages umkehren. Die bisherigen gesetzlichen Grundlagen wurden
sıch als unentbehrlich erweısen, dıe Staatsbelange wahren,
WeNnNn be1 den Kirchen finanzielle Fehloperatipnen offenbar werden

Vgl VOT allem Konrad Hesse: „Freıe Kirche 1mM demokratischen Gemein-
wesen“, 1n EeV. 11 (1965) 377 f
Alfred Voigt „Kirchenrecht“, Luchterhand- Verlag, 1961, 2925
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wurden oder eın 9 rigoristisches Schwäarmertum sıch breit-
machen sollte”

Es ann 127r nıcht der ÖOrt se1n, eine systematische Übersicht des
NnNECUETEN staatskirchenrechtlichen Schrifttums geben, schon Sar
nıcht eine Auseinandersetzung mıiıt ıhm auch NUur andeutungsweılse

versuchen. Verwılesen SEe1 auf dıe ausführlichen Darstellungen
jJüngerer Wissenschaftler, WI1e (Gerhard Scheffler un ermann
Weber, dıe das Verhältnis VO  } Kırche un:! Staat kritisch durch-
euchten Die Arbeit VO  $ ermann W eber hat Helmut Quaritsch
unter der Überschrift „Zurück ZUr juristischen Methode 1mM Staats-
kirchenrecht“ sehr pOsSıt1Vv besprochen 1n der erkennbaren Absicht,
das von ermann Weber herausgearbeitete Verständnis des
Art., 137 Abs WRV, das auf eine Verneinung des Offentlich-
Rechtlichen 1mM Gesamtstatus der Kirchen hinausläuft, einer breite-
ren Leserschaft zugänglich machen. Nicht überhören sind
Bedenken, dıe eine Bevorzugung der Kirchen VOIN Grund-
recht der Glaubens-, (GGewissens- un Bekenntnisfreiheit her g_
außert werden. In geschickter Anspielung auf die theologischen
Auseinandersetzungen, die heute die evangelischen Kirchen-
gemeinden beunruhigen, appellıert Obermayer?® dıie KEinsicht
der „großen Kirchen“, auf iıhren privilegierten Status verzich-
ten, „dä 1in iıhren eigenen Reihen mıiıt etztem Ernst das richtige
Bekenntnis wird, da die Bekenntnisunterschiede inner-
halb eiıner Kirche zuweılen größer erscheinen als der dogmatische
Abstand einer anderen Kirche, da manche 1M Schofß der
Kirche vertretenen Lehrmeinungen VO  - Gliedern der gleichen
Kırche als nichtchristlich zurückgewiesen werden“

solche Forderungen, W1€e sS1e 1n der NEeEUETITCN staatskirchen-
rechtlichen Literatur vertreten werden !®, die eindeutig auf eine
Neubestimmung des Verhältnisses VO  — Staat un Kirche abzıelen,
die als Endlösung anvısıeren, die Kirchenartikel 1mM BG'  G3
eıner Revision unterziehen 11 mMUu: der Zukunft überlassen WEeI-
den Es fehlt gegenüber diesen Entwiıcklungstendenzen nıicht
warnenden Stimmen. Neben Ulrich Scheuner !? hat sıch besonders

Gerhard Scheffler 1€ Stellung der 1r 1m Staat. Nach Art. 140 in
Verbindung mıiıt Art 137 WRY-. Hamburg 1964
Hermann er 1e€ Religionsgemeinschaften als Körperschaften des
öffentlichen 1 System des Grundgesetzes”, 1ın Schriften ZU öffent-
lichen Recht, 32, Berlin 1965
NIW 1967, 764 ff
Klaus Obermayer: „Staatskirchenrecht 1mM Wandel“, DOV 1967, Off
„Staa und 1r 1n der Bundesrepublik”, Staatskirchenrechtliche Aufsätze
0— Dokumentation ZU öffentlichen Recht, Verlag Gehlen, 1967

11 Vgl Einleitung den „Staatskirchenrechtlichen Aufsätzen 10957 ”
N! cheuner „Neuorientierungen 1m erhältnis vVon 1r Uun: Staat”,
1n Luth Monatsheite, eft O, 1967, 9792 {f



Der öffentlich-rechtliche Status der Kirche 163

Siegfried Grundmann 1n seinen etzten Arbeiten diesen Forderun-
SCH entgegengestellt. In einer ausgewogßgeNCNH Stellungnahme
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts in den Kirchen-
steuerurteilen VO Dezember 1965 hat mıt Nachdruck VOT einer
„weitgehend ahistorischen Betrachtungsweise“ gegenüber einem
„So sehr geschichtlich gewachsenen Rechtsgebiet WwW1e dem Staats-
kirchenrecht“ gewarnt?®, In eıner Auseinandersetzung, vornehm-
lıch miıt Konrad Hesse1*, 1n der Festschrift ermann Kunst 15 hat
Grundmann dem Verlangen, die Kırchen de lege erenda ın einen
privatrechtlichen Status drangen, die Hybris der „Prädominanz
des Staates als Hüter der Freiheitsrechte relig10ser der arelig10ser
Minderheiten gegenüber einer angeblichen Vergewaltigung durch
die Kirchen“ entgegengestellt un die Kırchen ZUrTr. Wachsamkeıit
gegenüber einer Rückentwicklung Gauf das Gebiet einer intra-
MUrancen, einseıt1ıg jenseitsbezogenen, 1mM alscher Weise spırıtua-
lısıerten Predigt” aufgerufen.

In der sıch anbahnenden schärferen Auseinandersetzung die
Behauptung des ECWONNCNCH Status der Kirche wird CS eın wesent-
lıches Argument se1n, fundiert darauf hinweisen können, dafß
die Kirchen traditionell einen qualifizierten Stand eınes öffentlich-
rechtlichen, hoheitlichen, VO  - sachkundigen Beamten verantwor-
tungsvoll gepflegten Rechtslebens haben

Darum gilt c5sS VOT allem, diesen qualifizierten Status ın der tag-
liıchen Arbeit ständig unter Beweis stellen. Die Funktion, die
dem Kieler Landeskirchenamt auf ministerijeller Ebene zukommt.,
se1 uUrz umrissen:

Der Verkehr zwischen der Landesregierung un den Landes-
kirchen 1n Schleswig-Holstein vollzıeht siıch ırchlicherseits auf der
Ebene der Verwaltungsbehörden, wobei dem Landeskirchenamt
1e]1 insofern eine besondere Bedeutung zukommt, als diese Kır-
chenbehörde als Geschäftsstelle ZUT einheitlichen Vertretung der
Anlıegen der evangelischen Landeskirchen in Schleswig-Holstein
gegenüber dem and Schleswig-Holstein handelt1® Diese Ver-
einbarung hat iıhren staatskirchenrechtlichen Bezug ın Art Abs
des schleswig-holsteinischen Kirchenvertrages VO  $ 957 ber nıcht
erst dadurch hat das Landeskirchenamt se1ıne Qualifikation als
offentliche Behörde Nach behördlicher Tradition sınd

diegfried Grundmann 1€ Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
1n Kirchensteuersachen un das Staatskirchenrecht“, ıIn 1967, 193 ff
Vgl Anm
rundmann „Laizistische Tendenzen 1m deutschen Staatskirchenrecht 1ın
1r un: Staat Festschrift für Hermann Kunst”, Berlin 1967, 126 ff
Vereinbarung er die Errichtung einer gemeınsamen Geschäftsstelle derevangelischen Landeskirchen 1ın Schleswig-Holstein VOoO Oktober 1961
KGVOBL 1962,
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die Kirchenbehörden auch das Kieler Landeskirchenamt als
offentliche Behörde 1mM Sınne des staatlıchen Rechts anerkannt?!?.
Das Landeskirchenamt fafßt gemälßs Art 113 Abs Rechtsordnung
seine Beschlüsse in wichtigen Angelegenheıten kollegial, 6S stellt
sıch als eine mıt ITheologen un: Juristen zusammengesetzte Kol-
leg1albehörde dar.; WwW1€e durchweg alle höheren Verwaltungsbehör-
den der Landeskirchen. Der Präsident un die hauptamtliıchen
Mitglieder des Landeskirchenamts sınd auf Lebenszeıit ernannte
Kırchenbeamte, S1e bilden die absolute Mehrheit 1m Kollegium,
dem die auf eıt ernannten „nebenamtlıchen Miıtglieder“, 1n der
Regel Geistliche, 1in den sogenannten „ Vollsitzungen” hinzutreten.
Nur ein personell festgefügtes remium dıe hauptamtlichen
Mitglieder des Landeskirchenamts mussen nach Art Abs
des schleswig-holsteinischen Kirchenvertrages estimmte person-
ıche Voraussetzungen erfüllen, ihre ersonalıen sind uberdies dem
and mıtzuteılen (Art Abs 3) ann eıine ernstzunehmende
Pflege des irchlichen echtslebens garantıeren.

Welche Probleme siıch auch immer zwıschen Staat un: Kirche
auftun, dafß diese sachgemäls, den Grundregeln des oötffent-
lıchen Rechts entsprechend gelöst werden, ist eine Grundvoraus-
setzung für eın parıtatrısches Zusammenwirken. (sanz wesentlich
iıst hiermit die Rolle der iırchlichen Autfsichtsbehörde umrıiıssen.
Die ihr verfassungsmalsıg zugewlesenen Genehmigungsvorbehalte
für 1n das „Offentliche“ hineinwirkende Verwaltungsakte nach-
geordneter kirchlicher Körperschaften machen das deutlıch. AAr
treffend hat Knüllig !$ darauf hingewilesen, dafß die Kırche be1-
spielsweise auf Verfügungsbeschränkungen gegenüber nachgeord-
neten irchlichen Körperschaften schon deshalb nıcht verzıchten
könnte, „weıl bei gewıssen Materien die Beschränkungen auch eine
Sicherheit für das wirtschaftliche Gefüge des Staates darstellen“.
Es ließen sıch Beispiele anführen, Staat un: Kirche 1ın
gemeınsamer Verantwortung für dıe öffentliche Ordnung han-
deln haben Dem Staat ist CS möglıch, einzelne Belange des offent-
lichen Lebens der Kirche überlassen, weiß doch die kirch-
iıche KRechtsetzungsgewalt das für alle geltende Gesetz gebun-
den (Art 137 I1 WRV)

Deutlich wırd 1€Ss einem für schleswig-holsteinische Ver-
hältnisse typischen Beispiel: Das Friedhofswesen ist alı altersher
bei den Kırchengemeinden aufgehoben. Daran hat auch die jJung-
ste Entwicklung nıchts andern vermocht; dıe Eınreihung der

Vgl Ruppel: Art „Kirchenbehörden“, 1n RGG Aufl., Sp 1412
Werner Knüllig: „Kırchliche Genehmigungsvorbehalte und Veräußerungs-
verbote, 1n eV. 1 135
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Friedhöfe In die oöffentlichen Sachen einerseıts, eiıne neuerdıings
resignierende theologische Dıiıstanz gegenüber dem VO Christen-
tum her gepragten Erscheinungsbild eınes irchlichen Friedhofes
andererseıts !?. Die Einordnung der Friedhoöfe in die öffentlichen
Sachen, diıe Zuordnung ZUuU Verwaltungsvermoögen, das für
einen JT räger eiıner öffentlichen Aufgabe unentbehrlich ist  9 hat
öffentlich-rechtliche Konsequenzen *. Wenn das and Schleswig-
Holstein den 1m Geltungsbereich des Kırchenvertrages VO  —_ 1957
lıegenden Kirchengemeinden das echt zuerkennt, euUC Friedhöfe
anzulegen (Art Abs 2 ann ıst diese Deklaration nıcht NUur

eine Bestatigung des öffentlichen Körperschaftscharakters der Kır-
chengemeinden, sondern auch eine Bestatigung der geschichtlich
unangefochten gewachsenen Tatsache, daß die Verfaßte Kirche ın
der Lage ıst, öffentliche Aufgaben besorgen. Das in dıiıesem
speziellen Rechtsbereich wichtige Instrument, das den Friedhofs-
trager, den Anstaltsherren, mıiıt dem Friedhofsbenutzer verbindet,
das beider Rechtsbeziehungen regelt, die Anstaltssatzung (die
Friedhofsordnung), bedarf be1 eiınem kirchlichen Friedhof der
Genehmigung durch das Landeskirchenamt, bevor s1e rechtsver-
biındlıch wırd Die aufsichtsbehördliche Genehmigung der Satzung
ist eıne Garantıe für die Funktionsfähigkeıit der OÖrdnung. Ebenso

sehen ıst das Verfahren bei der Anlegung eınes Friedhotes.
Entschliefßt sıch eıne Kirchengemeinde miıt Genehmigung der Kır-
chenaufsichtsbehörde, einen Friedhof anzulegen, ann ist mıt Vor-
lıegen der aufsichtlichen Genehmigung auch entschieden, dafß
wesentliche in das öffentliche Gefüge eingreifende Fragen, w1e dıe
Prüfung des Bedürfnisses un die Berücksichtigung hygienischer
Fragen, pOS1it1V geklart worden sınd

ıcht deutlich wiıird gerade auch ın der Behandlung
staatskirchenrechtlicher Fragen dıe Tatsache berücksichtigt, dafß dıe
bedeutendsten Baudenkmale 1mM Eigentum der Kirchengemeinden
stehen, deren Erhaltung der Staat selhbstverständlich eın kultu-
relles Interesse haben muß Wenn be1 der Umgestaltung der Kir-
chengebäude dıe kirchlichen Behoörden LUr auf „das Benehmen“
der staatlıchen Denkmalpflege angewlesen sınd (Art des Kır-
chenvertrages Schleswig-Holstein), bezeugt das den staatlichen
Respekt VOT der sacrae-Eigenschaft” der Kirchengebäude, die
der Staat nıcht antasten darf, deren widmungsrechtliches Geschick
allein dıe priviılegierten Kirchen bestimmen, da NUur ıhnen alleın

Satzınger: „Der Friedhof in theologischer Sicht“, .Veröf fentlichung Nr der
Ev. ademie 1in Hessen un Nassau.

20 Zu diesem Problemkreis vgl auch Winfried Jung: „Staat un!: Kirche 1m
kirchlichen Friedhofswesen  “  9 Gott. Jur Diss., 1966
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herkömmlich 165 SacTrae zuerkannt werden 21 Die Pflege der rTes
SaCcCTa4ae gehört den vornehmsten Pflichten der Verftfaßten Kirche2

Die kirchliche Autfsichtsbehörde bedart VOT allem innerkirchlich
einer gesicherten verfassungsrechtlichen Stellung, iıhre (saran-
tiefunktion 1Mm Bereich des offentlichen Lebens voll wahrnehmen

können. Nach der „Rechtsordnung der Ev.-Luth. Landeskirche
Schleswig-Holsteins“ VO Maij 1958 ıst die Position des Landes-
kirchenamts indessen nıcht fundiert, dafß S1e eiıne echte „Aufsicht
ber die Verwaltung der Kırchengemeinden, Kırchengemeinde-
verbände un: Propsteien . (Art 110 bs. 1 Rechtsordnung)
gewaährleıisten könnte. Die Unsicherheit bricht auf der Frage
nach dem Umfang des Kınspruchsrechts Beschlüsse des Lan-
deskirchenamts. Nach Art 113 Abs Rechtsordnung steht jedem
Bischof und dem Präsidenten des Landeskirchenamts der Einspruch
L WEnN ihnen eın Beschlufß bedenklich erscheint. ber den 1N-
spruch entscheidet dıe Kirchenleitung. Eıs wiırd die Auffassung VOCI-
treten, dafß dieses Einspruchsrecht hinsichtlich se1ines Umfangeskeiner Beschränkung unterlıege.

Abgesehen Von der Frage, ob sıch eıne solche Betrachtungsweise1mM System der Verfassung halten lälst, verkennt S1C dıe Grarantie-
funktion des Landeskirchenamts nach außen. Sie übersieht, da{ß die
Kırchenleitung, die VO  — ihrer VOoO  - der Verfassung gewollten Zu-
sammensetizung her als synodales Organ der Landeskirche aAaNnSC-
sprochen werden muß, aum 1n der Lage ist, die kollegial gefalßtenBeschlüsse des Landeskirchenamts auf ıhren sachlichen Gehalt hir

überprüfen. Von den acht synodalen Mitgliedern der Kirchen-
leitung sınd re1 Theologen. Diese stehen ZWAAarTr 1mM geistlıchen Amt
der Landeskirche, sınd ihr beruflich verbunden, aber der ihnen ZUrLE

Verfügung stehende Erfahrungsreichtum rsetzt bei weıtem nıicht
Rechtskenntnisse, dıe 1n der Regel eiıne Bewältigung der dem Kın-
spruch zugrunde lıegenden Fragen voraussetzen Mag unter den
fünf „Nichttheologen“, die als Synodale ın die Kırchenleitung
gewahlt worden sınd, immer der eine oder andere Volljurist se1n,
der CS gelernt hat, rechtliche Zusammenhänge erkennen un
auch miıt entlegenen Bestimmungen umzugehen, dıe Frage ist 1N-
dessen, ob sıch jeder Sitzung der Kirchenleitung VO  ; seiınen
beruflichen Verpllichtungen lösen ann Das ist überhaupt das
Dilemma der Kıirchenleitung, dafß S1e für ihre Arbeıt häufig auf
dıe Stellvertreter der synodalen Mitglieder zurückgreifen mußlß,

rnst Forsthoff „FCS sacrae“, AOR 31/1940, 211
AA  A Zur „ICS sacrae ” -Frage vgl weıter: Muus: „Kirchengut und öffentliche

weiısen.
en  ® 1iN: eV. 11 (1965) 125 He miıt weıteren Literaturnach-
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beschlußfähig arbeiten können. Ist 1Ur die für die Beschlufß-
fähigkeıt des Gremiums erforderliche Personenzahl vorhanden,
ist, wWwWenn auch überwiegend mıit Stellvertretern besetzt, die Kır-
chenleitung formal handlungsfähig un leg1itimıert, ber den
s1e herangetragenen Einspruch behinden. Hier wiıird deutlich,
daß eın uneingeschränktes Einspruchsrecht, das ber Ermessens-
entscheidungen, ja ber innerkirchliche Angelegenheiten
hinausreichen soll, also auch Entscheidungen mıt Außenwirkung
umfaßt, nıcht die Qualıitat hoheitlichen Rechtslebens, W1e€e sS1e VO  —

priviılegierten JIragern des öffentlichen Lebens 1mM Sınne des
Art 137 Abs 5WRV erwartet werden, garantıert. De lege erenda
ist eine Regelung 1Ns Auge fassen, W1e€e S1e etwa 1n der Ver-
fassung der Evangelisch-Lutherischen Kırche Hannovers VOoO

11. Februar 1965 KABL 5. 65) enthalten ist Nach Art. 96 der
hannoverschen Kirchenverfassung stehen, ahnlich WwW1e 1n Art 113
der Rechtsordnung der Ev.-Luth. Landeskirche Schleswig-Hol-
ste1ns, dem Landesbischof un dem Landeskirchenamtspräsidenten
das Beanstandungsrecht Kollegialbeschlüsse des Landes-
kirchenamts Die Beanstandung muf ausgesprochen werden,
bevor der beanstandende Beschlufß ausgeführt ist, spatestens
bis ZU Ablauf VO  - Zzwel W ochen Jedoch bleibt die Sache mıt der
Beanstandung eım Landeskirchenamt. Das Kolleg1um hat sıch
mıiıt der Angelegenheıt noch einmal beschälftigen. „Der Beschlufß
wırd wirksam, WenNnn mıiıt Mehrheit aller ordentlichen Mitglieder
in einer Sıtzung wiederholt wird, dıe frühestens nachsten Tage
stattfinden darf.“ Diese Regelung halt staatskirchenrechtlicher
Kritik stand, weiıl S1e die Garantıiefunktion der landeskirchlichen
Aufsichtsbehörde stutzt



Das Evangelisch-Lutherische Konsistoriıum iel
un die T’heologische Fakultät

der Christian-Albrechts-Universität
Von Peter Meinhaold

2ın Verbindung mıt Walter Rustmeizer

Aus Anlafß der Zweihundert- Jahr-Feier der Universitätsgrün-
dung in 1el 1mM Herbst 1865 hatte die Theologische Fakultät be-
schlossen, die Generalsuperintendenten der beiden Herzogtümer,
odt un Koopmann, Doktoren der Theologie promovıeren.
Da jedoch 1e geplanten Feierlichkeiten der politischen
Verhältnisse unterbleiben mußten, konnten diese Promotionen erst

18 Januar 1866 statthinden. ahrend dort das eine Klog1um
miıt kurzen, aber beziehungsreichen Worten das Schicksal der Ver-
treibung VO  } Dr odt Aaus seinem Amt 1m Herzogtum Schleswig
berührt un! iıh als „VIrum tam elegantı eruditione quam modestı1a
A Liıberalitate ingen]1 insıgnem “ W1€e „pletate sincera et ecclesiae
intimo ornatum“ kennzeichnet, nennt das andere Elog1ium
den Bischof tür Holstein, Dr Koopmann, KRitter des Danebrog-
Ördens, einen 1n der Führung der Kıirchen- WI1e Schulgeschäfte
hoch- un wohlverdienten Mann „assıduo ecclesi1ae salutıs tuen-
dae procurandaeque ardore Conspicuum ”

Mag 1n diesen „KElogien“ dıe ITradition die OoOrm der Sprachebestimmt haben, ist INa  - doch berechtigt, die Aussagen selbst
als pragnante Hınweise auf die Wirksamkeit der beiden Kirchen-
manner sehen, die 1n der eıt des Überganges der Herzog-tumer VO  ]} der dänıschen ın die preußische Hoheit entscheiden-
der Stelle des schleswig-holsteinischen Kirchenwesens gestandenhaben Wenige Monate nach dieser Ehrenpromotion, die noch
unter der Ägide der Statthalterschaft stattfand, wurde
Holstein 1M erlauf der preußisch-österreichischen Auseinander-
setzungen VO  $ Preußen besetzt und, nachdem Osterreich 1mM Pra-
SCr Frieden VO 23. August 1566 seın Anrecht auf Schleswig-Holstein Preußen abgetreten hatte, Beginn des Jahres 1867
durch Patent König Wilhelms VO Januar mıiıt Schleswig

Sıeche Schl.-Holst Kirchen- Un: Schulblatt 1866, Nr KiSBI.)
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1T preufßischen Provinz gemacht. Nur wenıge Tage danach voll-
Zg auf dem Kieler Schlofß der erste ÜUberpräsident, Baron arl
VO  —; Scheel-Plessen, 1n fteierlıcher orm dıe Eingliederung der

Provinz 1in den preußischen Staat
Mit diesem staatlıchen Akt brachen sofort viele Fragen auf, die

ZWAar schon lange die Kirche der beiden Herzogtümer bewegten,
jetzt aber mıt einem Male VO  ; höchster Aktualität Sie
reichten bis in die eıt zurück, da der dänische Staat bestrebht WAaT,
die Einheit VO  - Schleswig un Holstein aufzuheben un Schleswig
seinem Staatsgebiet einzuverleıben. Die Kieler Universität stand
damals be1 der Abwehr diıeser Bestrebungen erster Stelle. N  1C0O-
laus Falck der Staatsrechtslehrer, trat dabei als ebenso besonne-
nNerTr W1€E entschiedener Verfechter der Landesrechte auf Auch der
Historiker Friederich Christoph Dahlmann gehörte jenen, dıe
ZU Verfassungskampf für Schleswig-Holstein aufrieten.

Dafß dıie Abwehr dieser dänischen Bestrebungen auch In der
Geistlichkeit des Landes iıhr Echo fand?, zeıgte sıch der 1el-
zahl jener Männer, die eım Mißlingen der Schleswig-Holsteini-
schen Erhebung T Vaterland verlassen mulßliten. Unter diesen WAarTr
auch der spatere Generalsuperintendent odt (1814-1885), der,
W1e das Kieler Klogium be] der Ehrenpromotion beziehungsreich
hervorhebt, als „exsul” 1n der Kirche Westfalens iın den Kirchen-
gemeıinden Hagen un: Ennepestraße 1n der Nähe Hagens gedient
hat?3 Die Fragen, dıe damals neben un mıiıt den politischen
Erwartungen und Forderungen jener Tage einhergingen un auch
viele Teile des Kirchenvolkes berührten, VO  — den Gedanken
und Vorstellungen beeinflußt, die 1M Rheinland und 1in Westfalen
schon einer Presbyterial- und Synodalverfassung geführt hat-
ten Wenn diese Krafte 198808 auch, als die dänısche Herrschaft sıch
wıeder 1mM Lande einrichtete, ZUu Schweigen verurteilt
traten S1e doch 1mM gleichen Augenblick wıeder hervor, als mıiıt der
polıtischen Autoriıtat Kopenhagens auch das sOuverane Staats-
regıment ın Kirchensachen ortfiel. Damiıt wurde Schleswig-Hol-
stein. WI1e Rendtorf£ff in seinem Vortrag ZUT „Entstehungsgeschichte
der schleswig-holsteinischen Landeskirche“ dıesen Vorgängen

Siehe 1850, 7 9 Art. Die Kirche un: die Schule Schleswigs 1m Kampf
mıt der schl.-holst. Landesverwaltung; ferner K. Jansen, Die Haltung der
schl.-holst. Geistlichkeit in der Schl.-Holst. Erhebung, Kiel 1891:; auch
H. Koopmanns Schrift 1€ grundrechtliche Confession in Staat un:‘
chule“”, 1850 die, 1n Lauenburg/Elbe geschrieben, sich die rhebung
ausspricht.
Siehe KiSBI 1885, 2 ’ ans Biografisk Leksikon Bricka) VIIL,
DBL rends, Ge]  igheden £; 985

Göbell, Die Rhein.-Westf Kirchenordnung, Bd.1 und 2 Duisburg 1948
und Düsseldorf 1954
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bemerkt, „unbeschadet seıner kontessionellen Eigenart 1n den
Strom der presbyterialsynodalen Bewegung sofort mıt hiıneıin-
gezogen” ä

Die Dıskussionen, Überlegungen, Resolutionen, Reden un! Er-
widerungen, das Für un Gegen be] den damit aktuell werdenden
Problemen, w1e enn ın Zukunft die Kirche der Herzogtümer
funktionieren solle oder könne das alles spiegelt sich NnUu mıt
eıner sehr autfschlufßreichen Vielfältigkeit in eıner Zeitschrift jener
Tage wıder, dıe WITr TOLZ aller gebotenen kritischen Zurückhaltung
doch als eıne wichtige Quelle für die weıtere Darstellung uUuNserCcs
Ihemas 1n AÄAnspruch nehmen können. Wenn WIT dabei nach eınem
Schlüssel ZU Verständnis der dort aut werdenden Stimmen
suchen, finden WITr iıhn unter dem sehr nuüuchternen un! nıchts
beschönigenden Kennwort „Kırchliche Notstände“, die in den
Herzogtümern nach der Meinung vieler dringend nach Abhilfe
verlangten.

Notstände 1in der Kirche un ihre Abhilfe ıst darum nıcht alleın
das Ihema, mıt dem der Klosterprediger Rendtorff in Preetz das
zuletzt VOT etwa ZWaNZzıg Jahren erschienene „Kırchen- un Schul-
blatt“ 1mM Januar 1866 aufs Cue«ec herausgehen ieß 65 wird viel-
mehr auch das Ihema für dıe kommenden Jahre bleiben. Zur
Behebung der allgemeinen ırchlichen „Verwahrlosung“”, dıe
Kendtorft 1m Vergleich mıt anderen Kırchengebieten VOT allem
in Holstein sehen 111 un: die auf das Versagen der politisch-
staatlichen nstanz als Kırchenregiment zurückführt, bedürfe 65
nach seinem Urteil „eines allgemeinen un anhaltenden iıllens”,
also eiıner Miıthilfe un Aktion aller Vor allem denkt bei dıe-
i Appell dıe Verantwortung der Geistlichkeit, die ja VO  —
dıesen Nöten un iıhrer Beseitigung Sanz unmittelbar betroffen
Wa  ; Dafß U also dıe Kırche 1m echten Sınne überhaupt funk-
tionıeren anfange, azu sSE€1 eın Organ notıg, welches „ZUu helfen
und offentlich reden amtlıch verplflichtet ware  “ Das aber ist
prıimar 1m Sinne se1iner Forderung eın Konsistori1um, 1n dessen
Händen die „wirkliche Leitung der Landeskirche“ lıegen habe,
und 1ın gleichem Maifse eine Synode, dıe ın der Lage ware, eın
Element abzugeben, das 1m irchlichen Leben bereichernd un
beruhigend zugleich wirkte®.

Es ist somıt 1Ur verständlich, dafß sıch diese Forderungen 1n
besonderer Weıise 1mM „Kirchen- un: Schulblatt“ niederschlagen.Das dort geführte Gespräch erscheint WI1e eine Art „Vorsynode“”,

5 Vortrag VO' 7. Juli 1909, gehalten auf der 13. Generalversammlung des
ereıins 1.-Hols' Kirch.-Gesch Kiel;: Sonderdruck Kiel 1909,

6 KiSBI 1866, Nr. 21—24, Artikelreihe 16 kirchl Nothstände 1n Holstein 1m
Vergleich mıt den kirchlichen Zuständen anderer Landeskirchen“; hier Sp 190



ı7Konsistorium un! Theologische Fakultät

die sıch miıt dem Programm befaßt, WIE enn die Kirche 1ın den
Herzogtümern geordnet bzw vertalßt se1n sollte. Dabe ist INa  —

sıch, wenngleich auch miıt Nuancen, grundsätzlıch darın ein1g, da
das alte Haus der Kirche in den Herzogtumern durch un durch
erneuert werden musse. ber schon ber das „Wie“ un ber den
Ausgangsort diesen Reformen gingen die Ansıichten weıt aus-
einander !. Und als deutlich wiırd, dafß Preußen entschlossen ist,
Schleswig un Holstein seinen anderen alten un Provinzen
anzugliıedern, losen die Diskussionen ber den Bekenntnisstand
der künftigen Kırche in diesem Landesteil Preußens, dessen
Souverän ja die Wüuüurde eines „membrum praecıpuum ecclesiae”
besafß un damıt in Küuürze auch „SUMIMUS epP1SCOpPUS” der Kırche in
Schleswig-Holstein se1in könnte, die heftigsten Auseinandersetzun-
SCH Au  N

Gegenüber den verschiedenen, oft in leidenschaftlicher Weise
geäußerten Befürchtungen, Schleswig-Holstein könne ein eil der
Union werden, gegenüber den Bedenken auch, ob un: W1€e etwa 1n
Zukunft 1mM Hinblick auf die hinzuziehenden unıerten oder refor-
mıierten Christen eıne Abendmahlsgemeinschaft errichtet werden
könne oder nıcht, brachte das Schreiben Bismarcks VO 30 Junı

auf die Anfrage des Ratzeburger Superintendenten Brömel
schon eıne spurbare Beruhigung. Vor allem ber irugen dieser
auch die verschiedenen Eingaben un eine Audienz der beiden
Generalsuperintendenten bel, die diese 18 März 18567 höch-
ster Stelle hatten. Ihr Ergebnis WT, da{fß sowohl der Bekenntnis-
stand der Kırche gewahrt werden wurde, w1e auch, dafß das für
die Herzogtümer errichtende Konsıistoriıum nıcht, WI1IeEe weıt-
gehend befürchtet wurde, dem Evangelischen Oberkirchenrat in
Berlin, sondern alleın dem Kultusministerium unterstellt werden
sollte

Damıt aber WAärT, WECNN auch nıcht vollkommen, doch iımmerhın
schon erreicht worden, W as die Eirwartungen vieler 1mM Lande 1m
lıck auf die Zukunftt der Kirche stark bewegt hatte die künftige
„Landeskirche“ sollte 1mM Rahmen des Erreichbaren un: Mög-
lıchen eine Basıs erhalten, dıe für ıhre selbständige un freie
Eixistenz unbedingt notwendig WAarT, nach den Worten des

Siehe KiSBl 1800, Nr 43—48, Art. 1€ Zukunft uUuNsSeIer Landeskirche VO  -

Propst Neelsen, Plön.
Bismarcks Brieft Brömel, KiSBI 1866, Nr. 28, Sp 2923
1€. KiSBI 1867, Nr 1 ferner Göbell, irchliches Leben die letzte
Jahrhundertwende, 1954; ıIn „Nordelbingen”, 2 ’ 168 ff.; ders., Zur Ent-
stehung der 1L-Hols Landeskirche, 1in Sammlung un: Sendung“, Festgabe
für Rendtorff, 1958 {f.; den ufgaben des Konsistoriums sollte auch
nach Rendtorf{f 1€ Anbahnung synodaler Institutionen“ gehören, KiSBIl
1867, Nr.
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Propsten Neelsen 1n Plön „selbständig, als Kirche, reden, handeln,
sıch aussprechen un: betätigen”“ können!®.

Alleiın, während noch diese Verhandlungen 1m Gange
un: September 1867 ZUuUr Konstituierung eines Konsisto-
r1ums in 1e] führten, 21INZ schon eın Rıli miıtten durch die Geist-
ichkeit Schleswig-Holsteins hindurch. Er hatte seiınen Grund in
den verschiedenen Auffassungen ber die Wege, die INa  — ZU
weıteren Ausbau der Organıisatiıon der Kıirche für zweckdienlich
ansah. Zwar traf INna  —$ sıch 1N beiden Lagern in der Überzeugung,
dafß Sanz unbezweifelt den Gemeinden iın Verbindung mıt den
Trägern des Amtes das echt zustehe, ber sıch selbst und in iıhren
Angelegenheiten entscheıiden. Ferner, dafß diesem Zwecke
der „bisherigen” Landeskirche eıne Verfassung gegeben werden
müßte, die dieses (Gemeindeprinzip ZU Ausdruck bringen wuürde.
Daher muüfßÖten auch diese Gemeinden, s1e in iıhrer „Besonder-
heit“ erhalten, unter eine „eıgene möglıchst unabhängige kirch-
iıche Behörde“ gestellt werden, deren besondere Aufgabe aber
darın bestehe, Presbyterien un Aaus diesen wıederum Synoden
bılden. Dagegen WAar INa  $ sich in beiden Lagern durchaus une1in1g
darüber, W1e „der 7Zwischenzustand bıs ZUrFr vollendeten ÖOrganıi-
satıon unserer Kırche"“ auszusehen habe 11

Die eine Seite dachte eine 1n nachdrücklicher Weise durch
das Bekenntnis (Augustana invarıata) bestimmte Kirchenbehörde
(Konsistori1um), die andere aber sah 1n der Betonung des status
confessionis eine unzulässige Abgrenzung gegenüber „allen
deren evangelıschen Mitchristen“

Zumal dıe Stimmen Aaus diesem zweıten Lager hatten sıch mıt
dem Anspruch, gehört werden, 1mM Anschlufß die Tagung des
(Gustav-Adolf£f-Vereıins Juli 1867 1n Neustadt als „Zweıte
Schleswig-Holsteinische Kirchenconferenz“ Worte gemeldet?®,
ZWAarTr nıcht ohne Widerspruch, W1€e Aaus den AÄußerungen des
wesenden Generalsuperintendenten Dr odt hervorgeht, auch
nıcht ohne Bedenken, die in anderen Beitragen ZUT Diskussion aut
wurden. ber ecSsS bleiben doch 1m wesentlichen die „dreı1 Resolu-
tionen“ bestehen, die der Professor der Theologıe, Dr. Lipsius,
VO  —; der Kieler Fakultät Aaus den „HCun Thesen“ VO  —$ Professor
Dove extrahiert un: der Konferenz Ya Annahme vorgeschlagen
hatte 1 Nur wenıge Wochen danach, August 186/, befaßte

1866, Nr. 4 9 Sp 378
il Dazu Hasselmann, Kiel, ın Ki5BI 1867, Nr

Hasselmann,
Siehe 1867, r. 30 ff

1867, Nr. 30, Sp. 242 f‚ Nr. 31, Sp. 252 : oder eXpressıs verbis
Sp. 9255 nach Lipsius: Forderung nach Organisation der 1r  e,
Worte kommen : Bis ZUr Organisation der Kirche soll keine Änderung
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sıch 1mM anderen Lager auch die Predigerkonferenz 1ın Flensburg
mıiıt den Fragen VO  — Verfassung un Bekenntnis der Kirche Die
Diskussion setzte sıch unmittelbar darauf VOT einem größeren
Forum fort Es WAar der deutsche evangelısche Kirchentag, der
VO bis September 1867 1n 1e] stattfand und neben seiner
eigentlichen Tagesordnung *® VOT allem die schleswig-holstein1-
schen Besucher vielfachen Gespraächen ber die „brennenden
Landeskirchenfragen” vereıinte.

Bei diesen Besprechungen kam 65 ber die entscheidenden (Ge-
sichtspunkte innerhal dieses Fragenkreises tiefgehenden Dif-
ferenzen, dıe, TOLZ vielfacher Bemühungen einer Verständi-
]  n  ung, nıcht überbrückt werden konnten. Die Spannungen
schon be1 der Wahl des Prasıdıums sichtbar geworden, als die
beiden Generalsuperintendenten M demonstrativer Weise“
ablehnten, 1NS Präsidium einzutreten. Vor allem aber zeigten S1
diıese Gegensätze auf dem Kirchentage selbst 16 be]1 der Aussprache
ber das Referat des Professor Dr Herrmann 17 Aaus GOttingen, als
zwischen dem Bischof VO  - Holsteiın, Dr Koopmann, un dem Kie-
ler Theologieprofessor Dr Lips1ıus ber dıe Frage nach dem
Selbstverständnıis der Kirche 1n Schleswig-Holstein un ıhre künf-
tıge Ordnung ernste Gegensatze aufgebrochen In ıhnen
annn INa  — die Exponenten jener „ZWwel LAger‘ sehen, VO  - denen
sowohl! das Kirchen- un Schulblatt wWw1e auch Professor Weiß 1n
seiınen „Lebensjahren” Spricht*®. Die Auseinandersetzungen tan-
den annn durch die Errichtung eines „evangelisch-lutherischen
Konsistoriums“” (24 1867 zunächst einen gewıssen Abschlufß
Auf dieses je] hın hatte INa  w sich wenıgstens auf dem Kirchentag
einıgen können??.

gemacht werden: 3) „Was WIT (scC. die Kirche Schles.-Holst.!) schon während
des Provisoriums den Unisten und Reformisten bieten vermogen.
Über den Verlauf und die Verhandlungen des Kirchentages vgl dıe Berichte
1mM KiSBI 1867, Nz. 37. Sp. 306—310; Nr. 38, Sp. 311—314; Nr. 39, Sp
323—320; B. Weiß, Aus neunz1ıg Lebensjahren n Leipzig 1927,

128 ff „Der Kıeler Kirchentag”; ZU schles.-holst. Tagungs-Komıitee mC-
hören dıe beiden Generalsuperintendenten, der künftige Präasıdent des
Konsistor1ums, Dr. Mommsen, Prof Weiß, Pastor Rendtorff, Propst Vers-
Ianı d., sıehe KiSBI 1867, Nr.
Die Vorbereıtung des mıt der Aufstellung der Themen un der Wahl
der Referenten lag abweiche von der rüheren Übung ın der and des
schles.-holst. Kirchentagskomitees, siehe KiSBI 1867, Nr 37, Sp. 306
Prof. Dr. H,, Geh. Justizrath, sprach er ”  4€ weıt bedürfen WIT in der
Gegenwart die evangel. Sonderbekenntnisse ihrer Sicherung und gedeih-
lıchen Wirksamkeıit einer selbständiıgen kirchlichen Ausgestaltung?”
Weiß, o 9 132
Siehe dazu KiSBl 1867, Nr. 39, Hasselmann, Kiel: ferner „Erklärung”
des Bischofs Dr Koopmann 1n der leichen Nr., Sp. 322 SOWI1Ee „Ein Vor-
schlag” des Klosterpredigers Rendtor{ff 1mM 1867, Nr. 385; In Nr 4 9
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Wenn mıt diıesem Tage oder miıt dem 28 Mai 1868 der eıt-
punkt gegeben ist, dem das Konsistorium seine Tätigkeit auf-
ahm und VON dem die Theologische Fakultät W1e das Konsisto-
riıum sıch 1n ihren verschiedenen Aufgaben begegnen bzw ihre
Mitglieder mıteinander tun haben, ist nach dem Raum
iragen, 1in dem die Begegnung bzw Zusammenarbeit der Glieder
der beiden Institutionen stattfindet. Es ist die Kirche des Landes
der preußischen Provinz Schleswig-Holstein, dıe sowohl
durch ıhr Bekenntnis, die invarıata, W1e€e durch die Kirchen-
ordnung VO  - 15492 als eineEe evangelisch-lutherische Kırche bestimmt
ist Sie WAar auch das Feld, auf dem sich be1 den Überlegungen, w1e
enn ihre künftige RKechtsform in bezug auf iıhr Verhältnis ZUT
Kırche der Altpreufßischen Union WI1e auch in bezug auf das Pro-

für die Wahlen ZUr aufßerordentlichen schleswig-holstei-nıschen Provinzialsynode (Synodalordnung) gestaltet werden
solle, erneut die Gegensätze zwıschen Zzwel hervortretenden Per-
sonlichkeiten Aaus Fakultät?® und Konsistorium ın schweren Kon-
troversen zeIFteEN . dem Professor Dr Lipsius*?, Ordinarius
für systematısche JT heologie 1n der Kieler Fakultät, un dem
Bıschof Dr Koopmann2

Die Kontroverse selbst, deren Eiskalation WITr 1m Kırchen-
un: Schulblatt bıs AT bitteren nde verfolgen können, ahm
nachst ihren Ausgang VO  —$ gewıssen aggressiv-verurteilendenAußerungen, die auf dem Missionsfest ıIn Burg/Dithm. VO

Juni 1568 der Hermannsburger Pastor Harms Refor-
mierte un die Union gerichtet hatte Kritik un Zustim-

Sp 334 sınd unter den Namen einem UITrUu: 1m Sinne der „Freunde einer
presbyterialen un synodalen Verfassung“ auch die Namen der Theologie-professoren Thomsen, Lüdemann un Lipsius finden, sıeche Volbehr-Weyl6, 30; 6, 35: 67 41
Zur gehörten die Professoren Lüdemann rakt. Theol.),
co sıehe Volbehr-Weyl
TIhomsen KG) Weiß NT) Klostermann und Lipsius Syst.
Siehe darüber 1569 die Beiträge VO  — Pastor Jess, Kiel, Nr. ff Über
die Union: Bischof Dr. Koopmann, Kiel, Nr ff Eıine DeCUEC Unionskirche:;:Prof. Lipsius, Kiel, Nr ff endschreiben Herrn Bischof Dr. Koopmann;Prof. Dr. IT’homsen, Kiel, Nr. 40 Wider den VO:  $ dem Herrn Bischof
Koopmann verfaßten Aufsatz „Eine NCUE Unionskirche“: Bischof Dr. Koop-
INann, Antwortschreiben Herrn Prof. Lipsius: erner weıtere Beiträge 1m
gleichen ahrg der Zeitung. Diese Kontroversen erschienen auch 1n Buch-
form: JIheodor Jess, Die Unionsfrage und dıe les.-Holst Landeskirche,jel 1870: Lipsius, Glaube und ehre, Theol Streitschriften 1—111, Kıel
1871: Dr. Koopmann, Phantasie und Offenbarung. Letztes Wort wıider
Herrn Prof. Dr Lipsius, Kiel, 1870; ders., Die Rechtfertigung allein durch
den Glauben Christum 1m der NCUETEN Theol., Kiel, 1870

AA Siıeche RGG 4! Sp 3853 f.; 1830 Gera, 1892:; O. Prof. ın Kiel 1865
Siehe DBL Bricka) AT 137 f Arends l! 163; erner ADB XVI (1882),653 f1 1814 ın Tönning, 1871 In Hamberge
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MUNg ließen 1in kurzer eıt die Konturen einer Front sichtbar
werden, die sich wieder JuCI durch die Kırche Schleswig-Holsteins
ZOS Auf der einen Seite standen die Freunde der Union, unter
ıhnen Pastor Jess aus Kıiel, der sıch als Herausgeber des
Kirchen- un Schulblatts in ırenisch-ökumenischem Sinne auf der
Basıs der sogenannten „NCUCTECIMN Theologie” für einNne „geeinigte
evangelische Kıirche“ n10n) aussprach “*, Die andere Seite fand
1in dem Bischof VO  a} Holstein ihren vornehmsten Wortführer, der
in längeren Darlegungen unter dem 'IThema „Kıne GCuc Unions-
kırche“ 1M Siınne eınes sehr rıgorosen lutherischen Konftfessionalis-
[I11LUS (Absolutheit VO  } Schrift un Bekenntnıis) den Verfasser VO  .
der Broschüre “Über die Union“ kuhl eines „antikirchlichen eıt-
geistes” beschuldigt *. Z war antwortete Jess unmittelbar darauf,
aber mehr in der Absıicht, seıne ersten Gedanken ber die Union
1mM Sınne einer „vollständigen Durchführung der Reformation”“
vertiefen, als sich „mit den starken Ausdrücken un vernıchtenden
Anklagen” Koopmanns auseinanderzusetzen 26

Diese Auseinandersetzung ging vielmehr VO  —$ der Kieler Iheo-
logischen Fakultät Au  N Zunachst befaßte sıch Professor Ihomsen
in eıner „Erklärung” miıt dem Aufsatz Koopmanns „Kıne CHeE
Unionskirche“ Unter Berufung jauf die ıberale Art” die be1
den Predigtamtsexamen 1mM Lande schon in früheren Jahren un!
auch nach 1855 in Koopmanns un in seiner Gegenwart praktizıert
wurde und die sich nıcht zuletzt ın der Unabhängigkeıt der heo-
logischen Fakultät gegenüber dogmatischen Richtungen be1 Pro-
motionen honoris zeigte (z 1534 be] der Promotion VOI
(C'laus Harms 1n 1e] oder des Hofpredigers Germar?? 1ın
Augustenburg WI1e VOT allem be]1 der Promotion Koopmanns 1866
auf Grund eines Vorschlages VO  $ seliner Seite) wendet S1 ent-
schieden den „Versuch, strengen Confessionalismus 1ın
Schleswig-Holstein wıeder ZUT Herrschaft bringen” 28 Das Ver-

1869, Nr 2 y Sp 266, in der Artikelfolge „Über die Union”: sagt
hier (Sp 2653 1r wünschen also, dafß die Sonderexistenz Von refor-
miırten Uun!: lutherischen Kirchengemeinschaften wenıgstens Trst einmal 1ın
uUuNseICIHM weıteren Vaterland Sanz aufthöre und €1 sich einer CVaNgC-
lischen Gesamtkirche vereinıgen.

25 1869, Nr. 34I ın der Artikelfolge „Eine 1CUC Unionskirche“”, Sp
381 „Der mächtige Strom des antıikirchlichen Zeıitgeistes aber, wWw1e sich
unter anderem ın Pastor Jeß Unionsgedanken un in den Besirebungen des
Protestantenvereins offenbart, drängt unaufhaltsam ın
KiSBI 1869, Nr f „Die Union als vollständige Durchführung der Re-
formation.“ ordert daher für die Landeskirche 1N€ freie und unabhängıge
Synode wIıe freie Forschung 1ın der Schrift (Sp 385)
1e€ Arends 1, 50
KiSBI 1869, Nr. 40, Erklärung des Professors Thomsen Kiel wiıder den
VO: Herrn Bischof ebendaselbs verfaßten Autfsatz „Eıne LNECUEC Unionskirche”
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hältnis Schleswig-Holsteins ZUr Union werde 1m übrigen durch
den Geist der Kieler Universitätsfeier aus Anlaß des 100 Geburts-
ages Schleiermachers 1868 un!: dıe VO  } ıhm (Ih.) gehaltene un
als Universitätsschrift erschıienene Festrede??9 deutlich, die sıch
„sehr entschıieden Gunsten der Union der evangelischen Kıirche“
ausgesprochen habe ®

Auf breiterer theologischer Basıis griff annn aber Lipsius mıt
seinen „Sdendschreiben Herrn Bischof Dr Koopmann“ 1in die 1mM
Gange eMindliche Diskussion eın Eine „Zueignung“ erinnerte
zunachst „friedliche un! freundliche“ Zusammenarbeit waäah-
rend der Amtsexamen VOTLT wenıgen Wochen 31 Dann aber kommt

auf den Anlaß se1ines Schreibens sprechen, namlich der Not-
wendigkeıt, sıch den Fragen außern, die der Kontroverse
zwıschen Pastor Jess un: Bischof Koopmann ber dıe Notwendig-keit bzw Unmöglichkeit einer „Umon‘ geführt haben Von beson-
derer Wiıchtigkeit erscheint CS Lipsius, gyeEWISSeE Mifßverständnisse
bzw Verdächtigungen „direct auch Mitglieder unserer
Facultät, un: spezıell uns beide“ (d Ihomsen Lipsius)auszuraumen un azu beizutragen, dafß der theologische Stand-
punkt, den CL, Lipsius, un: seıne Freunde einnehmen, nıcht „fortun fort als ‚Falschmünzere:i‘ gebrandmarkt“ werden moge. Er
appelliert darum, „das Bewußtsein eines Gemeinsamen wecken,das TOLZ aller Differenz ber Haupt- un!: Grundfrage der heo-
logie auf christlich relig1ösem Gebiet dennoch besteht“ 32 Das ist
1U auch die Veranlassung den Sendschreiben, sıch ausführlich
ber „Die ‚heilsnothwendige Lehre‘ und die heutigen Lutheraner“,ber „Das Heil der einzelnen Seele“ un ber „den gemeiınsamenGlauben und die Kirchenlehre“ außern. Das vierte Sendschrei-ben allerdings inzwischen ıst Koopmanns aufßerordentlich
scharfe, mıiıt der „NCuUCTEN Theologie“ und ihren Häuptern ab-
rechnende Schrift „Die Rechtfertigung allein durch den Glauben

Thomsen, Akadem. Festrede 100 Geburtstage Friedr. Schleiermachers,AA 11 18068; 1e] 1868; WAar der eıt Dekan der theol
1  ( Siehe dazu TIThomsens Festrede, f

Miıtglieder des Kxamenskollegiums sınd Michaelis It. Rescript des Kgl
un Holstein: Prof Dr.
Ministeriums 1567 die beiden Generalsuperintendenten für Schleswig
Schwartz, Garding;

Lipsius; Pastor Jungclausen, Schwansen: PropstKlosterprediger Rendtorff, Preetz; Compastor Clausen,Glückstadt: sıehe 1867, Nr 2 9 Sp 214 Lipsius wurde allerdings 15868nach Beteiligung Bremer Protestantentag nıcht wıeder 1n das Ex Kollerufen, sıehe ADB 592, und RE3 AIL, 520 t£: ana: bemühte INa  - sıchauch 1n Pastorenkreisen, allerdings vergeblich, Lipsius eınen studen-tischen Boykott in Gang bringen.R. A. Lipsius, Sendschreiben Herrn Bischof Dr. Koopmann, Zueignung,1869, Nr. 45, Sp. 505



Konsistorium und Theologische Fakultät 77

Christum“ erschienen ®, das dıe Überschrift „Erlaubte un
erlaubte Polemik“ tragt, verrat durch seinen emotionalen Eingang,
WI1e heitig Lipsius durch diese Schrilt, die Koopmann ohne Be-
zıehung auf dıe früheren „dendschreiben” vertaßt hatte, getroffen
se1n mußte 34 Wenn sich auch leidenschaftlich „SCSC dieses
Verdächtigen un: Verdammen, Verletzen un Verklagen” WECI1-

det, bemuht sıch doch, das wahre Anliegen der VO  — ihm un
seinen Freunden vertretenen Theologie nochmals 1n einer auf
einzelne Glaubensfragen, den Schleiermacher orientierten
Gottesbegriff, Glauben un!: Denken, Bekenntnisverpflichtung,
eingehenden Skizze darzustellen 30

Inzwischen hat auch Koopmann 1n Zzwel Sendschreiben geant-
wortet $ In einem drıtten außert er sıch ber die Gründe *”, die
iıhn veranlaflt haben, 1n dıe offentliche Diskussion ber die Unions-
Irage einzugreifen und VOT allem den Ansıchten VO  — Jess entgegen-
zutreten Das sSe1 eintach seine Pflicht un Schuldigkeit, die 1m
übrigen 1n seliner Dienstinstruktion vorgeschrieben sel, namlıch
dafür SOTSCN, da{fß Adas allein seliıgmachende Wort Gottes“ w1e
der „evangelische Gebrauch der heiligen Sakramente ungekrän-
ket beibehalten werde“. Darüber aber, WI1e das geschehen habe,
habe CT sich nıcht etwa mıt diesem oder jenem erst in theologischer
Diskussion „ZUu verständıgen, sondern S1E \SC Pflicht) einfach
erfüllen“

Damit g1bt uns Koopmann, den eine dänische Stimme als eine
„wIissensreiche, herzenswarme, demütige Persönlichkeit“ schil-
dert d5 auch den Schlüssel A Verständnis seiner Haltung, für dıie
Integrität der Landeskirche bedingungslos einzustehen. Darum
auch erinnert seinen Gegner die gleiche Aufgabe: „EsS WIT  d
also auch für Sie eintfache Pflicht un Schuldigkeit se1n, be] der
Vorbereitung unserer Jugend auf das geistliche Amt in der CVan-

gelisch-lutherischen Kirche allen Fleißes danach streben, daß
die angehenden Prediger dıe mıt ihrem mte verbundenen Ver-
33 Koopmann. Die Rechtfertigung allein durch den Glauben Christum

1m Lichte der NCUETITCN Theologie, Dr Kie]l 869/70
Lipsius, endschr., KiSbI 1869, Nr. 50 Sp 586 „Es wiıidert mich d Ihren
Schilderungen noch weıter 1Ns Einzelne nachzugehen.“; Koopmann, Ant-
wortschreiben Lipsius, KiSBI 1870, Nr. 37 Sp. 33

1869, Nr 5 9 Sp 586
KiSBI 1869, Nr. 51:;: 1870, Nr.
KiSBI 1870, Nr.  O9
Siehe DBL XIIL, 137 f, ber siehe auch Schles.-Holst. Kirchen- und Schul-
blatt 1904, Nr 4.  g Art VO  — Kähler, Öttensen, „Zur Erinnerung Bischof
Koopmann’ ; dort heißt CS, „gebot er ıne reiche Gelehrsamkeit, die sich
nıicht 1Ur auf die Theologie, sondern auch auf andere Gebiete, die Natur-
wissenschaft erstreckte“ esa „eindringliche Predigtgabe“, WAar „her-vorragender Katechet“
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pflichtungen guten (sewissens un:! freudigen Muthes auf S1
nehmen vermögen. ” ® Um dieser gemeiınsamen Aufgabe wiıllen
bittet Koopmann nde seines drıtten Antwortschreibens, daß
die Polemik auch auf seıten der Gesinnungsfreunde se1nes Geg-
NCIS, unter iıhnen „namentlich auch Ihr College, Herr Kirchenrath
Dr IThomsen“ 40 1ın einer Weise geführt werde, dıe dıie Achtung
VOT einander nıcht 1n Frage stelle.

ber die Gräben zwıischen den Gegnern 1m Verlauf der
Polemik schon tief geworden, da{fß s1e, die früher gemeinsam
einem isch haben, sıch nıcht mehr sehen un verstehen
konnten. So sıch die Auseinandersetzungen mıt ZWEE] WEe1-
teren Schriften bis 1Ns Jahr 1870 hın Lipsıius wandte sich erneut
mıt einer „Duplık“ Koopmann *}, Koopmann ber bezeich-
etfe in einem kurzen „Letzten Wort wıder Herrn Professor
Dr Lipsius” die LHCUGIE Theologie schlichthi als „fromme Phan-
tasıe", der die Gewißheit der „Offenbarung” eınes gegenwar-
tıgen un lebendigen Heilandes gegenüberstellte 42

Irotz dieser jeweıls „letzten“ Außerungen beobachten sıch 76-
doch die Gegner weiterhin mıt wachsamer Kritik. Die „Freunde
der Kırche un des Bekenntnis“ Koopmann schufen sıich
Beginn des Jahres 1870 eın eigenes Organ, die „Kirchlichen Blät-
ter 43 Das „Kırchen- un Schulblatt“, dessen erster Herausgeber,
der theologisch hochgebildete Rendtor{ff, als Konsıstorialrat

12 1868 leider früh verstorben War sammelte sıch dıe
Freunde eıner vermittelnden Rıchtung WI1Ie Versmann, Jensen
un Hansen, W1€E auch die der NECUCICHN IT heologie Lipsius. In
beiden W ochenzeitungen wird U  - VO  —_ der Warte des Jeweiligen
Lagers beobachtet, berichtet un geurteıilt.

aäahrend dieser scharfen, aber theologisch notwendıgen Aus-
einandersetzungen, dıe vielleicht auch als Ausdruck eıner mundıg

1870, Nr 37 Sp 3 9 nach ADB (Leipzig 1906), 7—10, Art Lipsius,
fand Lipsius seı1t dieser Polemik „einen größeren Beifall unter den Studieren-
den“ ; sollen auch se1ıne Hörer ankbar die erfrischende ra und die ur
Lösung VO  - Zweiftfeln verhelfende Wiırkung seiner Vorlesungen bezeugt ha-
ben; sıeche ferner 1r Blätter”, Altona 1871, Nr. 26, S. 121 Die
Umstände un Sympathieerklärungen bei seiner Berufung nach Jena.

Ü  ) Prof Ihomsen hatte erneut ın die Polemik eingegriffen un einen „Beitrag
ZUrTr Abwehr“ die Schrift Koopmanns „Die Rechtfertigung alleın
erscheinen lassen, sıehe KiSBIl 1869, Nr 1 1870, Nr  N

41 KiSBI 1870, Nr 741 Duplik wıder Herrn Bischof Dr Koopmann ”
H. Koopmann, Phantasie und OÖffenbarung. ‚etztes Wort wıder Herrn
Prof. Dr Lipsius, Kiel und Hadersleben, 1870, und Vgl dazu dıe
Besprechung 1n Kır Blätter”, Altona 1870 130
Kirchliche Blätter, Altona 0—  9 He Dr gar Bauer 1ın Altona: sıehe

1871, Nr 10.211 Bespr. eines Vortr über Glauben un: Wissen”
VO  - Prof Lipsius durch Bischof Koopmann; erselbe 1m „Zeugn1s wiıider dıe
CC T heologie” 1ın Nr
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gewordenen (semeinde gewerte werden können 44 g1ing das mehr
auf das Praktische un Nächste zielende Gespräch weıter, W1eE enn
die künftige Rechtsform, zumal in bezug auf die presbyteriale un:
synodale Vertretung der Landeskirche, gestaltet werden solle4

Am 18. August 1869 War durch Königlichen Erlaß dıe Ge-
meindeordnung eingeführt worden %6, ber ıhre Durchführung
un Anwendung sollte 65 aber wiıederum heftigen Kontroversen
zwischen Lipsius un Koopmann kommen, die die luft zwischen
den beiden Lagern noch tiefer aufrıssen, zumal 6csS gerade jer
Stimmen gab, die sich je nach ihrer Orientierung mıiıt Entschieden-
heit für oder die angebahnten presbyterial-synodalen Kör-
perschaften 1n der Kirche Schleswig-Holsteins aussprachen 47 Das
auslösende Moment WAarTr eın Brief VO  - Lipsius, der mıt dem Ak-
tiıonsprogramm seiner Gesinnungsfreunde den Wahlen der
künftigen außerordentlichen Synode 1in falsche Hände geriet un
inifolge des Bruches des Briefgeheimnisses iın den „Kirchlichen
Blättern“ mıt eiınem herabsetzend krıitischen Kommentar VeOCI-
offentlicht worden Wal 48

Besonderes Gewicht erlangte dieser hoöchst fragwürdige Vor-
Sang allerdings, als Bischof Koopmann 1mM Zusammenhang mıiıt
einer krassen Kritik sogenannten „Neumünsterschen Pro-
gramm” VO  - „ Täuschereien” spräch un auch Lipsius gleicher
„ T’äuschungsmittel” bezichtigte, abgesehen davon, dafß die Ver-
letzung des Briefgeheimnisses als erlaubt, ja als geboten ansah

sel1nes „gemeinschädlichen nhalts“ 49 Die vielfachen Er-
Aus der Fülle der Erwartungen und Forderungen dieser Art siehe die VCI-
schiedenen Beiträge dazu 1m KiSBI der Jahrgänge 1866 ff., die Tagungen
un: Konferenzen, auch Prof. Lipsius während der 1r Konferenz
ıIn Tondern, 1868 1r e  ınd ja keine Pastorenkirche, sondern ıne
Volkskirche“ 269); siehe ferner Koopmann, Von dem ferneren Kamp

Kirche und Bekenntnis in den Herzogthümern, ıIn Kirchl Bl., 1870, Nr. 10,
wıe darauf Propst Versmann, Erklärung, ın KiSBI 1870, Nr.
Vgl dazu die wahrscheinlich Von Jeß, Kiel, als Erwiderung Koop-
N: „Eine NCUC Unionskirche“* verfaßte Darstellung »  1€ Union als voll-

4
staändıge Dur  ührung der Reformation“ (I—IV) ın 1869, Nr ff
Siehe 1869, Nr 8 9 Extra-Beilage mıt ext des Erlasses: ferner Kirchl.

1
Amtsblatt 1869 Sp
Siehe dazu den Beitrag von >&  M ın Kirchl Blätter, 1870, Nr. 1 $ un;:
seine Bemerkungen „Bekenntniskampf In UuUNscCICTr Kirche“ wI1e  &— die Frage,
(1 W as sich twa be1 diesen Vorgängen prinzıpiell andele etwa
„eıne reaktionäre Pastorenschaft hier un! ine ıDbDerale Gemeindeherrschaft
dort“ usSwWwW.!
1€. dazu 1r! Blätter 1870, Nr. 1 9 9 9 Nr. H, 105; vgl damit KiSBI
1870, Nr. 16, Sp. 937 „Erklärung” VO  -} 1PS1Us.
Das ogcn „Neumünster ’ sche Programm ” siche KiSBI 1870, Nr 1

921 ist unterschrieben von den drei Professoren Lipsius, Lüde-
MaAanNnN, 'IThomsen. 1r Blätter 1870, Nr. 2 , 151 ff Die T äuschereien
des Soß. Neumünster’schen Programms für die kirchl ahlen dargelegt VvVon
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wıderungen, dıie Koopmann darauthin erhielt, werden iıh aum
noch beeindruckt haben Für ıh galt ja VOT allem, Was seınen
Freunden zurief: „Lasset euch enn nıcht durch menschliche Aucto-
rıtäten, auch nıcht durch Namen des besten Klanges blenden, SON-
ern sehet 1n diıesen hochwichtigen Dingen selber Zu 1eweıit
Koopmann dabej die 1m andern Lager efindlichen Professoren
der theologischen Fakultät gedacht haben MmMag, das steht dahin
ber dafß G1 „den Herren Professoren der Theologie“, geschweige
enn „der künitigen Provinzialsynode“, das echt zubillıgen sollte,
1ın Glaubensfragen entscheiden, das spricht 61 gleicher Stelle
als seıne unbeirrbare Überzeugung Aaus s0

Die Aufmerksamkeit jedoch, dıe bisher 1N der sıch formierenden
Kirche Schleswig-Holsteins tast ungeteıilt diesen 1er angerührtenProblemen gegolten hat  ‚ wendete sıch jedoch bald den groißen
polıtischen Ereignissen /Ä die sich auch INn den irchlichen Blättern
nıederschlugen un: dıe theologischen Kontroversen ıIn den Hınter-
grund treten ließen 1 Auch der Fortgang VO  w Professor Lipsius
dus 1e] 1m Sommer 1871 nach Jena ** un der Tod des Bischofs
Koopmann, der Maı 1871 wahrend einer Visitationsreise
1n Hamberge gestorben war ° trennten die Gegner. Und die
Sache, die sS1e hatten, blıieb namlıch W1e€e enn und
nach welchen Prinzipien dıe „neue”“ evangelısche-lutherischeKirche 1n Schleswig-Holstein geordnet werden sollte D4

Es ware 1U VO  — besonderem Reiz, 1mM Blıck auf diese tief-
gehenden Auseinandersetzungen zwıschen den beiden hervor-
ragenden Vertretern der Theologischen Fakultät einerseıts und des
evangelısch-lutherischen Konsistoriums andererseıts weıtere Auf-
schlüsse ber ihre Kontakte erhalten, die das Miteinander be1i-
der remien ZU Ausdruck bringen. Zwar dıe „Statuten”

Dr. Koopmann;: ferner die Erwiderung darauf ın KiSBI 1870, Nr 2 9Sp 350 f’ wahrscheinlich VO  - Pastor Jeß, Kiel SOW1e€e Jeicher Stelle unter
Nr 2 9 Sp. 366 „ Verwahrung” VON Dr. Lipsius.
Koopmann, Täuschereien (Sonderdruck Aus den Kirchl Blättern, Altona
9 un: 1}
Vgl dazu KiSBI 1871, Nr 11 Zum Frieden (Schlufß); bes Absatz 9f
Beachte auch Kirchl Blätter, 1871, Nr Dr Koopmann, Vom kirchlichen
Frıe
SieheCNn  Kirchl Blätter, 1874:; Nr 2 9 03f. Nr. 2 9 121 hier ZWEI1 Briefe
mıiıt Außerungen VO  - studentischer Seite über L 9 vgl dazu auch Theodor
Kaftan, Erlebnisse und Beobachtungen, Kiel 1924, S. 54 SVSHKG,

55 135}  Siehe Lebensabriß des weiland Bischofs Dr. theol Koopmann, 1n „Zeugnisse
VO  - Christo” Predigten Von Koopmann, Schleswig 1876; sıche auch
achruf“ In 1r! Blätter, 1871, Nr 21; ferner 1871, Nr. 21
ber die Synode INn Rendsburg, die SCH. „Vorsynode“”, 1m Nov./Dez.
1871, sıeche neben dem mt! Protokoll den sehr instruktiven Bericht 1m

1871, Nr ff (Schreiben des Herausgebers
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der Fakultat ebensoweni1g WI1e die „Verordnung betr Errichtung
eines ev.-luth. Konsistoriums 1n 1el. VO September 1867
oder die „Ressortverteilung” des Konsistoriums“ noch seine „An-
sprache“ VO 28 Mai: 1868 die (Gremeinden un Prediger in
Schleswig-Holstein ° eLwas darüber dau>s  9 dafß CS eın solches Mit-
einander überhaupt gebe, WeNnNn dieses eben nıcht der Stelle
gefunden wird, sıch Fakultät und Konsistorium begegnen mufß-
ten, dort, beide Instanzen 1m lick auf die Kıirche des
Landes w1e in der dorge dıe „Bildung des geistlıchen Standes“
mıteinander tun haben

Das betrifft nıcht sehr Lehre un: Forschung der Fakultät
noch die „Aufsicht ber diıe Fortbildung un sıttliche Haltung“
der künftigen Geistlichen, sondern allein „die Prüfung der Kan-
didaten“ 1mM Rahmen der jeweiligen Examensordnungen9 Dafß
ber das Formelle der amtlıchen Begegnung innerhal des Prü-
fungskollegiums hinaus auch persönlichen Kontakten kommen
konnte, acht die Bemerkung VO  ; Professor Weiß in seinem Er-
innerungsbuch „Aus neunz1ig Lebensjahren” deutlich, wWwWenn
nach dem Kxamen, das noch auf Schlofß Gottorf abgehalten wurde,
bemerkt: „Durch das Examen War ıch doch einıgen Mitgliedern
der Prüfungskommission WI1E den Generalsuperintendenten odt
un Koopmann sSOw1e einem Propst Neelsen recht ahe gekommen,
Was ZUT Wiederbelebung der Geselligkeit, die unfer den polıtı-
schen Differenzen sehr gelitten hatte wesentlich beitrug” 7 Dafß
ein derartiger persönlıcher Verkehr sich auch auf die gemeinsamen
dienstlichen Pfilichten pOosıt1v auswirkte, darf als selbstverständlich
ANSZCNOMME werden. Denn dıe Berufung Von einzelnen Miıtglie-
ern der Fakultaät als Konsistorialräte in das Konsistorium hatte
ohne Zweiıftel iıhren Grund zuerst darın, daß Ma  ]} Sachkenntnis
un Erfahrung der Betreffenden beli den mannıiıgfachen Aufgaben
des Konsistoriums nıcht entbehren konnte, gewilßs WAar S1€E ber doch
auch be1 dem Kollegiatsystem des Konsistoriums eın Ausdruck der
persönlıchen Wertschätzung.

Die Frage der wissenschaftlichen Bildung der angehenden
Geistlichen WarTr also die Basıs der Begegnung, sowohl für dıe Fa-
kultät W1€C für das Konsistorium. Aufschlußreich ist in dieser Hın-
sıcht der inweis des Schleswiger Generalsuperintendenten,

1heodor Kaftan, WI1Ie 1n seiner Amtszeit bei der Neuordnung
des theologischen E:xamens die Fakultät in unmittelbarem In-
teresse, „WIıe 65 ahe lag  9 mitgewirkt habe Ja dafß bei dieser

1r Amtitsblatt 1868, Nr 1, D3
Siehe dazu 1T Amtgsblatt 1869, Sp 6, Nr. 25, Bekanntmachung betr das

Weiß, O 9 124; Propst hatte seinen Dienstsitz in Plön
theol} Amtsexamen, 7. August 1869,
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Zusammenarbeit durchaus Verständnis dafür gezeigt habe, dafß
S1e „das erste Examen in ihre Hand bekommen“ wunschte,
WENnN nıcht „dann auch die Kirche Einfluß haben musse auf die
Bestellung der Fakultät“ Dabei führt Kaftan einen sehr wesent-
lichen Gesichtspunkt a  9 der bıs auf diesen Tag eine Art Regulatorder Beziehungen zwiıischen Fakultät un Konsistorium für das Mit-
einander beider Kollegien angesehen werden darf „Entweder
Freiheit für beide der Bindung auf beıden Seiten“ 98 So
wurde die Mıtarbeit der Fakultät iırchlichen Aufgaben ber
das Konsistorium hinaus dadurch erganzt, daß eın Mitglied der
Fakultät durch Sitz un: Stimme be] den Beratungen der Gesamt-
synode, deren Zustandekommen ja dıe Fakultät (Lipsius/IT'homsen/Lüdemann) wesentlıch beigetragen hatte, vertreten war®?.

Der Sanz praktische, direkte Wert dieser Zusammenarbeit
zeıgte sıch auf der sıebenten Gesamtsynode VO  —_ 1897 60 als
auf Grund einer Petition verschiedener Kirchengemeinden ber
die Mitwirkung kirchlicher Behörden be1 der Besetzung theologi-scher Professuren 1in 1e] verhandelt wurde 61 Da konnte dıe Fa-
kultät in ihrem Vertreter, Professor Baumgarten, unmıittelbar in
das Gespräch eingreifen un eingehend der angerührten FrageStellung nehmen. So bıittet Baumgarten KEingang seıner Aus-
führungen Verständnis für die Auffassung, dafß gewichtigeGründe, abgesehen VOoOonNn verfassungsrechtlichen Bedenken, für die
Unabhängigkeit derTheologischen Fakultät gegenüber den landes-
iırchlichen Instanzen sprachen ®, Dabei aber se1 Zanz klar, dafß
die Dozenten, welche die künftigen Mitarbeiter für die Kirche aus-
bilden, ‚auf dem Grunde bleiben, auf welchem das kirch-
iıche Leben ruht“ Und 1m übrigen bestünde iın der Fakultät
darüber FKinmütigkeit: „Interna NO  3 jJudicat ecclesi1a“ 6; Kafttan
hob auf Grund selner Erfahrungen bei den Prüfungen hervor, 65
sSe1 „nıe etwas entgegen reten, Was uns Bedenken hätte bereiten

Kaftan, Erlebnisse, 172 f.; auf 178 heißt der zuletzt zıtıerte Satz voll-standig: „Entweder Freiheit für beide, wıe heute geordnet ist, der Bin-dung auf beiden Seiten.“
An der O, Synode 1871 in Rendsburgz nahm Prof. Lüdemann teıl un:gr1i maßgeblich 1n die Beratungen ZUr künftıgen Synodalordnung ein; siıeheBerichte er die Synode 1n 1871, ff
Verhandlungen der ordentl. Gesamtsynode, 1E 189761 Verhandlungen, T 10f.; 154 {f.
Vgl dazu Baumgartens Rektoratsrede, Kiel, März 1903, er 1€ Voraus-setzungslosigkeit der protestant. L’heologie“, 1m 1903, Nr. 11„Unleugbar esteht eın NS! Band zwischen den theologischen Fakultäten
Kıeler Fakultät 1€ ordert Von ihren Glied
UnN: den Landeskirchen, 1n deren Bereich sSıe lıegen.“ Dort auch er die

CIMn NUur objektive ZugehörigkeitZUr lutherischen Kirche nıcht aber Verpnıedergelegtes System kirchlicher Gewißheiten.
flichtung auf irgendein in ymbolen

Verhandlungen, A 157
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können, mıt der Fakultät gemeinsam arbeiten“ Ahnlich un
nachdrücklich spricht auch der Synodale Rendtorff (Studien-
direktor): } erblicke in seinen (d Baumgartens) Außerungen
den Finger, den dıe Fakultät der Landeskirche reicht, un mıt dem
WITr die Hand ergreifen.“ 65

Es WAar auch Baumgartens Mitarbeit iın der „Kommission für die
Bearbeitung des lıturgischen Handbuches“ bedeutungsvoll. Seine
Ausführungen ber die „Grundsaätze”, die iıh be1 den Beratungen
geleitet haben und Vomn ihm auch 1M Plenum der s1ebenten (Gresamt-
synode be] der Verhandlung ber diese für das gottesdienstliche
Leben der Landeskirche wichtigen Frage vorgetragen wurden, Ze1-
FCH Uuns, VO  — welcher Wichtigkeit in jenen Jahren nıcht alleın die
theologische Seite dieses Gegenstandes SEWESCH ist, sondern RC“
rade auch die sprachliche, ”  1€ Wahrhaftigkeit 1m Aus-
druck” 66

Da ber Baumgartens spatere Lehrtätigkeıit un seıne Stellung
gegenüber gewissen Lehrfragen der Landeskirche genügend DC-
schrıeben ist, daß CS sich erübrigt, in diesem Zusammenhang
noch Einzelheiten anzuführen, mu doch erwähnt werden, WI1IE
mıiıt seinem un mıiıt Kaftans Namen die Erinnerung den auch
dıe Offentlichkeit stark erregenden „Katechismusstreit” verbun-
den ist 67 Diese Auseinandersetzung WAarTr auch deshalb schwer-
wıegend, weıl s1e einen schon früher eingetretenen ruch zwischen
diesen beiden theologisch pragnanten Persönlichkeiten noch
tiefer werden liefs 68 Daß damit auch Schatten ber das bisher
immerhın gute Miteiınander VO Fakultät un! Konsıistoriıum felen,
braucht nıcht weıter ausgeführt werden. Kaftan nannte Baum-
gartens Theologie eine „MNCUC Konfession”, deren wesentliches
Merkmal, „eine in ıhren Ursprüngen durchsichtige Verwirrung”
se1 69 Zur Klärung der in der landeskirchlichen Geistlichkeit
verspürenden Unruhe (26 Juli 1902, Bittschrift mıiıt 193 Namen

Verhandlungen, I 158
Verhandlungen, IS 161; hier sagt Rendtorff auch noch . möchte
auch auf die CNSC Gemeinschaft hinweısen, ın welcher diıe Fakultät miıt -

Landeskirche stehen wünscht.“
Verhandlungen, 7 9 S. 43 {f.; VO  — seiner Tätigkeit ın der Kommission be-
merkt al erdings 1n seiner „Lebensgeschichte“, Tübingen 1929, 139
Freude habe ich nıe diesen Sıtzungen gehabt.”

Baumgarten, Kaftans Auslegung des lutherischen Katechismus, siehe
Schles.-Holst. Kirchenblatt, 1901, Nr. 38 I,: sıehe ferner Baumgarten, Le-
bensgeschichte, 144 ff.; aftan, Zur Katechismus-Auslegung, €S.-
Holst. Kirchenblatt, 1902, Nr. 6

6 Kaftan, Erlebnisse, 341, Anm
Kaftan, Weshalb WITLr Professor Baumgartens IICUC Konfession ab-

lehnen, 1m Schles.-Holst Kirchen- und Schulblatt 1902, Nr.
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a den Kultusminister Baumgarten) ”° WI1IeE auch gegenüberdem Eıntreten der Studenten der Theologischen Fakultät für Pro-
fessor Baumgarten ( Vertrauensadresse, 10. November 1902 71 trugCie Habilitation VO  - Franz Rendtorff der Kieler TheologischenFakultät als Dozent für praktische Theologie neben dem Ordina-
r1uUSs Baumgarten maßgeblich bei??

Die Universität aber, die sıch durch die standigen Angriffe auf
elines ihrer Miıtglieder un: durch die oft unsachliche Kritik der

iıhr W1€e auch In der Theologischen Fakultät geubten Forschungs-methode (Frage der Wahrhaftigkeit) brüskiert fühlte, antwortete
darauf 1in der Weise, daß S1E Baumgarten außerhalb der gewohn-
ten Reihenfolge iıhrem Rektor wahlte 73 Die Rektoratsrede74,In der S1 Baumgarten mıt der Frage der „ Voraussetzungslosig-keit der protestantischen Theologie“ befaßte, ist in jenen Tagenals das verstanden worden, Was S1e auch se1n wollte, als die Ab-
wehr der Zumutungen, dıe aus dem Lehrbetrieb der Fakultät eine
„konfessionelle Wissenschaft“ machen wollten, un die Anerken-
NUuNg der Tatsache, dafß CR and zwischen den T heolo-
gıschen Fakultäten un den Landeskirchen“ bestehe, WI1eE 1m beson-
deren der Nachweis, daß die Theologie un 1in iıhr der Theologe9)  1€ Pflicht der Voraussetzungslosigkeit“ VOT Augen haben mussen,
wenn ihnen noch einem Zusammenhang mıt der Universitas
Litterarum gelegen se1 Diese Pflicht erwelse sıch aber gerade 1mM
Blick auf dıe Kirche als notwendig; enn die protestantische Theo-
logie habe iıhr „nıcht Erbauung, Stärkung, Erhöhung, Versicherungder Frömmigkeit“ bieten, sondern „einfach LUr reine, nuch-
‚erne, klare un: Ireie Erkenntnis ihrer Gesetze un: Werte“. Nach
Baumgarten aber leiste bei Erfüllung dieser Aufgabe die Theo-
logie der Kırche einen wichtigeren Dienst, „ 36 wenıger S1e
bei iıhrer geschichtlichen, teıls Gesetze, teils Werte suchenden
Arbeit die Lehren un Bedürfnisse der Kirche denkt“. Es se1
nıcht befürchten, daß bei solcher Voraussetzungslosigkeit der
Theologie auch Ende das Christentum als Voraussetzung fort-

ele; enn seine Grundstellung, die sıch als eine „Sache des Her-
ZCNS un Gewissens“ als eine „Entscheidung ber Erfahrungenun Erlebnisse“ darbiete, sSCe1 unbedingt mıt der Gesamterschei-

KiSBI 1902, Nr. betr Petition der Pastoralkonferenz: vgl dazu glei-cher Stelle 1902, Nr. 39 Erwiderung der „Freunde des Kirchenblattes“ fürB.’s Verbleiben; vgl damit Baumgarten, Lebensgeschichte, 146 t£71 Baumgarten, Lebensgeschichte, 148 F SHKiBI 1902, Nr. 46 NachrichtenVgl dazu Lic Rendtorff 1n 1903, Nr “ eigener Sache“, unBaumgarten, Lösung der 1r VO  $ ihren eschicht] Grundlagen?, 1n
1903, Nr

73 1903, Nr 31 Sp 1  , Baumgarten, Lebensgeschichte, 149Sıehe Anm
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Nungs Jesu verknüpft, daß es darum auch auf alle Zeıten „eine der
sichersten Tatsachen der Geschichte“ bleiben wuürde 75

Die Ausführungen Baumgartens machen deutlıich, W1€e die theo-
logische Wissenschaft in einem iıhrer umstrıttensten Vertreter in
jenen Jahren sıch selbst verstand un aussprach, gehört un
verstanden werden. Eune ahnliche Absicht können WIT auch in
der 1U ZwWwE1 Jahre spater erschienenen Schrift Kaftans sehen, dıe
sıch mıt dem Problem beschältigt, WI1e enn 1U „der alte Glaube“”,
der „Christusglaube”“ 76 mıt den Grundzügen des modernen Ge1-
steslebens in Einklang bringen se1 Er denkt dabe1 eine
„moderne” Theologie mıt den Merkmalen einer durch Gottes
Wort CWONNCNCH „Freiheit”, die auf diesem Girunde „1N der
wissenschaftlichen Bearbeitung W1€E in der wissenschaftlichen Ver-
tretung moderne Denkwege” geht, Wege, die 1mM wesentlichen
ant orıentiert sind 07 Im Sinne Ritschls sieht Kaftan diese rel-
heit als „Unabhängigkeıit VO  e der Philosophie” w1e als „klare
Selbstbeschränkung auf das Gotterkennen“ Als drıttes Merk-
mal des modernen Gotteslebens gılt dıe Förderung, die diıe EVan-

gelische Theologie durch dieses für ihre Aufgabe empfaängt, „das
Evangelium 1mM allgemeinen geistigen Leben vertreten”“ 7

Mıt dem aber, Was VO  $ den beiden promınenten Repraäasentanten
des Denkens iıhrer eıt nd berichten WAäTrT, können WIr
1er abbrechen. Was beide 1in ıhrer Theologıe trennt, dürfte deut-
lich geworden se1In. Kaftan geht 6S TOLZ aller Modernitat prıimar

Gott, der sıch auch heute un ıer den Menschen zuneıigt.
Baumgarten aber sieht prımar den Menschen dieser Tage 1n se1-
©NemMm vielfaltigen Bemühen, mıt der Gottesfrage zurecht kom-
IN  S Von ihren besonderen Blickpunkten aus sahen darum beide
auch das 1el iıhrer Tätigkeit in einem ditfferierenden Sinne. 7 war
WAar be1 Kaftan die Kirche, aber doch nıcht in jener unbefange-
81  — Weıise, da{fß nıcht auch „ihre Gestaltung un Verwaltung”
als reformbedürtftig angesehen hatte ** Was aber Baumgarten
nach seınen leidvollen Erfahrungen der hinter ıhm lıegenden
Jahrzehnte als scharfste Kritik Kirchenwesen aussprach, nam-
liıch 39  1€ Gefährdung der Wahrhaftigkeit durch die Kirche“ 8 ist

Baumgarten, Rektoratsrede, 15 16
Kaftan, Moderne Theologie des alten aubens, chleswig 1905

Kaftan, Theologie,
Kaftan, Theologie, S. 88; vgl dazu Zusammenfassung etzter schnitt,
S. 99
Kaftan, Errlebnisse, 344; vgl dazu derselbe; Vier Kapıtel VO  5 der Landes-
1r  ©. esw1g 190

Baum arten, Die Gefährdung der Wahrhaftigkeit durch dıe irche,
Gotha/Stuttgart, 1925, 78; zıcht hıer „das Fazıt“ se1iNner iırchlichen Kr-
fahrungen, das zuerst 1n einer öffentlichen Vorlesung 1mM WS 9924/925 VOTI -

tragt, siehe Lebensberi  t7 462
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gewiß überspitzt, besonders, wenn s1e mıt der „besseren Gesell-
schaft“ identifiziert, mıt den „Spitzen der Beamtenschaft“, den
„Admiralen“, mıt dem „Konsistorium ” un! anderen „f1ashionablen
Kreisen“. ber 65 ist doch fragen, ob diese Bıtterkeit des Ur-
teıils nicht schon VO  } ahnlichen bedrückenden Erlebnissen bestimmt
ist, WI1ıeE Baumgarten sSı1e spater während der Reichspräsidenten-
wahlen VO  - 1924 un 1925 auf Grund se1ines Eintretens für dıe
Kandidatur des Reichskanzlers Marx machen mußte, als das Lan-
deskirchenamt in einer Eingabe die Theologische Fakultät ein
solches Verhalten als unvereinbar mıt der Stellung eines Proftfes-
SOTIrS für evangelısche Theologie ansah S1 Die Gründe, dıe das frü-
ere Konsistorium diesem Vorgehen veranlalste, das seıt der

Verfassung VON 1922 als „Landeskirchenamt” weıter eX1-
stierte, bedürfen iıhrer Erhellung auch der landeskirchlichen
Akten un: nıcht der Berichte allein, dıe Baumgarten gegeben hat

Wahrscheinlich haben diese Gründe eine Vorgeschichte, dıe auf
die Mitarbeit Baumgartens während der verfassunggebenden
Kirchenversammlung zurückgeht 52 So mMag auch die nıcht erfolgte
Berufung Baumgartens in die Landessynode eın Stuück dieser Vor-
geschichte se1ın Ebensosehr WI1Ie Baumgarten 1ın dıesem Vorgang
bei der Kirchenregierung einen Mangel „Überparteilichkeit
un Noblesse“ teststellen muß, sieht auch die „Parteinahme
des Landeskirchenamts“ ıhn als sehr bedrücken an ® Er
empfand das Vorgehen der Kirchenbehörde schmerzlıcher,
als dieses „nach mehr als dreißigjährigen Zusammenarbeitens
derselben Landeskirche, denselben Geistlichen, 1n Synoden,
Kommissionen, Kxamenskollegien” geschehen konnte, ohne dafß
INa  $ sıch Verständigung un: Aufklärung bemühte$*+ Um
ankbarer spricht Baumgarten auf Grund dıeser Erfahrungen VO  —
der Theologischen Fakultät, die obgleich selbst in persönlicher
und politischer Sym- un: Antipathie aufgespalten doch seıne
„Rechte tapfer vertreten“ un! Aaus diesem Grunde auch den Senat
ZUT Wahrung seiner Belange veranlalit hatte ®. Unter seinen
Freunden in der Fakultät nennt Prof Mulert, Proft. Kohlmeyer
un auch Prof Mandel, darüber hinaus die Namen VO  — Protfes-
9 die auch heute noch nıcht 1n je] VETSCSSCH sind Jores,
Höber, Radbruch, ÖOpet un: Oönnies 8

Wenn WITr mıiıt dıesem inwels auf dıe Freunde Baumgartens
den Bericht ber ihn, den hochst eintlußreichen Professor derTheo-

Baumgarten, Lebensbericht, 125:; 469 ff
Baumgarten, Lebensbericht, 439. 462
Baumgarten, Lebensbericht, 462, 470
Baumgarten, Lebensbericht, 471
Baumgarten, Lebensbericht, 4792
Baumgarten, Lebensbericht, 125
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logischen Fakultät, un: ber sein Verhältnis ZU Konsistorium
bzw Landeskirchenamt schließen, bleibt doch damit auch 1mM
Blick auf Professor Lipsius un: Bischof Koopmann noch dıe
Frage klären, ob enn nıicht ber diese Kontroversen hinaus,
die in jenen Jahren z B be1 der Durchdenkung des Problems „Die
Kirche un die Welt“ oder ”  1€ Kirche un: das Bekenntnis“ FC-
boten9zwischen den beiden Kollegien auch Voraussetzungen
un Möglichkeiten ruhiger gemeınsamer Arbeit für die Landes-
kırche vorhanden

An dıeser Stelle ıst eiıne Reihe VO  - Persönlichkeiten Aaus der heo-
logischen Fakultät NCNNCN, die auch 1m Konsistorium mıiıt einem
Dienstauftrag als Konsistorialräte tatıg Da begegnen uns
die Namen VO  — D. Weiß (1874—-1877), Schubert (1897—1906),
der als Gründer des ereins für Schleswig-Holsteinische Kirchen-
geschichte 1mM Konsistorium verständnisvolle Förderung der lan-
deskirchengeschichtlichen Forschung fand, ferner Erıch Kloster-
INhann (1897—-1915), D F. Rendtorff (1906—1910), ]. Kögel
bis 1928 un 1n Jüngster eıt die Professoren Hertz-
ber (1953—1960) und Hoffmann (1960—1967).

ber die Art un I hematik seiner Mitarbeit 1m Konsistorium
der ersten Jahre g1ibt uns Weiß in seinen „Lebensjahren”
eıinen schönen Einblick, WeNnnNn dort berichtet: y  1r hatten gleich
tüchtig tun mıt der Durcharbeitung der VO  - der Vorsynode
beschlossenen Kirchenverfassung und mıt der durch Einführung
der Zivilehe notwendig gewordenen Änderung der Trauformel“ 87
In die eıt VO  —$ Schubert fallt das Kıirchengesetz betr Anstel-
Jungsfähigkeit un Vorbildung der Geistlichen (1898) W1€e auch
dıe Kandıdaten-Urdnung °. Mit Franz Rendtortff aber trıtt eıne
Persönlichkeit VOTI uns hın, die durch das Prinzipielle W1€e durch
die Weite iıhres Geistes, verbunden mıt einer gediegenen (selehr-
samke:it sowohl 1M Konsistoriıum WI1IE ın der Fakultät sıch auszeich-
ete Wahrscheinlich hatte für die Kıirche Schleswig-Holsteins
1e] bedeutet, WenNnn in der eıt nach dem Ersten Weltkriege
hätte iıhr Bischof se1ın können.

Miıt der Neuordnung der Landeskirche nach 1945 89 verbindet
sıch VOT allem auch der Name des Professors einrıch end-

Weiß, O ’ 116
Kirchl Ges. er 1898, Sp Un: 1  „ 1899, Sp
Die Darstellung der Beziehungen VOnNn Fakultät un Landeskirchenamt in den
Jahren bedarf einer eıgenen Untersuchung. hre Schwierigkeit
lıegt 1n dem fast vollıgen Mangel Vomn Unterlagen, dıe während des Krieges
1n Verlust geraten S1N Siehe Bielfeldt, Der Kirchenkampf in €es.-
Holst., Göttingen 1964, S. 207 IT Anhang Die Kieler theol Fakultät 1933
bıs 1945
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torff (1888—1960), der 1n den ersten Jahren des Wiederaufbaus
des kirchlichen Lebens 1n der Gesamtsynode, ın der VorläufigenKırchenleitung WI1IE als bischöflicher Viısıitator tatıg War un seine
Erfahrungen Aaus der eıt se1nes Bischofsamtes 1ın Mecklenburgsowohl der Landeskirche W1E den Kirchengemeinden (Bibelwochen)
ZUrTr Verfügung stellte.

Berichte über die dre1 Tagungen der orl Gesamtsynode der Ev LuthLandeskirche Schleswig-Holsteins ın den Jahren 1945—46, 37 un'
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